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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ANTI-SCHLACHTHOF-WIETZE-AKTION/030: Fronten und Ereignisse - zugunsten des Tierschutzes und der Mitarbeiter ... (Gemeinsam gegen die Tierindustrie)

Bündnis Gemeinsam gegen die Tierindustrie - Pressemitteilung vom 26. Mai
2020

Corona und Arbeitsbedingungen in Schlachthöfen: 

Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie" kündigt Aktionstage an



Unter dem Motto "Solidarität mit den Arbeiter*innen in der Tierindustrie"
ruft ein bewegungsübergreifendes Bündnis zu bundesweiten Aktionstagen vom
28. bis 31. Mai auf. Die Tierindustrie müsse zum Infektionsschutz sofort
heruntergefahren, die Arbeiter*innen finanziell abgesichert werden. In
mehreren Bundesländern sind Kundgebungen und kreative Aktionen geplant.

Das Bündnis rechnet damit, dass 10-15 Gruppen in Baden-Württemberg, Bayern,
Brandenburg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sich an
den Aktionstagen beteiligen werden. Bereits öffentlich angekündigt sind
einige Kundgebungen vor Schlachthöfen und in Innenstädten sowie
Flyeraktionen. Dabei soll der Infektionsschutz gewährleistet werden. Zum
Auftakt findet am Donnerstagabend ein Online-Podiumsgespräch zum Thema
Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie mit Vertreter*innen von
Gewerkschaften und Arbeitsrechtsinitiativen statt.

Das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie", dem vor allem Gruppen aus
der Klimagerechtigkeits- und der Tierrechtsbewegung angehören, kritisiert
die Situation der Arbeiter*innen in Schlachthöfen und fleischverarbeitenden
Betrieben sowie den Umgang mit der Corona-Krise von Seiten der
Tierindustrie.

"In den letzten Wochen haben sich Schlachthöfe bundesweit als
Corona-Infektionsherde erwiesen. Dabei wurden auch die ausbeuterischen
Arbeitsbedingungen in der Tierindustrie in die Öffentlichkeit gerückt",
sagt Konrad Eckstein vom Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie".
"Trotzdem laufen die Schlachtfabriken auf Hochtouren - das ist ein Skandal!
Mit unseren Aktionstagen setzen wir ein Zeichen der Solidarität mit den
Schlachtfabrikarbeiter*innen, aber auch allen anderen Arbeiter*innen, die
für die Gewinne einiger weniger unter widrigsten Umständen arbeiten
müssen."

Die Ankündigungen der Regierung, Werkverträge und Leiharbeit in der
Fleischindustrie zu unterbinden, hält das Bündnis für bloße
Absichtserklärungen, die auch bei Realisierung nicht ausreichend seien.

"In Anbetracht der politischen Einflussmacht der Fleischindustrie darf
bezweifelt werden, ob die Maßnahmen so eins zu eins umgesetzt werden", so
Eckstein. "Unabhängig davon müssen die Schlachthöfe sofort geschlossen und
die Arbeiter*innen geschützt und abgesichert werden. Wir fordern auch, dass
Wohnraum bereitgestellt wird, der eine würdige und den Erfordernissen der
Corona-Situation genügende Unterbringung ermöglicht. Daneben brauchen wir
dringend einen grundlegenden Wandel im Agrar- und Ernährungssystem, den wir
jetzt einleiten müssen. Die Tierindustrie befeuert die Klimakrise, fügt
Tieren gigantisches Leid zu und beutet Menschen aus. Wir fordern ihre
Abschaffung."


Über das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie?:

Das Bündnis "Gemeinsam gegen die Tierindustrie" ist ein
bewegungsübergreifendes, überregionales Bündnis, das sich im Rahmen einer
Aktionskonferenz im Juli 2019 gegründet hat. Ein geplantes Aktionscamp
gegen die PHW-Gruppe im Juni 2020 in Niedersachsen musste aufgrund der
Corona-Situation verschoben werden. Das Bündnis fordert die Abschaffung der
Tierindustrie und eine Agrarwende hin zu einer solidarischen und
ökologischen Produktions- und Organisationsweise, die nicht auf Kosten
anderer erfolgt und nicht am Gewinn orientiert ist.


Die bereits feststehenden Veranstaltungen:

Eine stetig aktualisierte Liste der angekündigten Aktionen finden Sie
unter:

https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org/aktionsankuendigungen/

Links:

https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org/

https://todon.nl/@GemeinsamGegenDieTierindustrie

https://twitter.com/GGTierindustrie

https://facebook.com/GemeinsamGegenDieTierindustrie/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Bündnis Gemeinsam gegen die Tierindustrie

E-Mail: presse@gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org

Internet: https://gemeinsam-gegen-die-tierindustrie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 
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KOHLEALARM/723: Klimakampf und Kohlefront - Abbau konsequent und geregelt ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 26.05.2020

Ostdeutsche Tagebaue nicht energiepolitisch notwendig

 GRÜNE LIGA: Forderung der LEAG entbehrt jeder Logik



Cottbus - Die GRÜNE LIGA widerspricht vehement der Forderung des
Kohlekonzerns LEAG, die energiepolitischen Notwendigkeit ihrer ostdeutscher
Tagebaue im Kohleausstiegsgesetz explizit festzuhalten [1].

René Schuster von der Bundeskontaktstelle Braunkohle der GRÜNEN LIGA sagt
dazu:

"Die LEAG versucht dem Gesetzgeber, die Katze im Sack zu verkaufen. Das
Unternehmen hat angekündigt, seine Abbauplanung um etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren zu müssen [2], verrät aber noch nicht, wo diese Kohle im
Boden bleiben würde. Die LEAG verlangt jetzt offenbar vom Parlament, ein
Konzept für notwendig zu erklären, das sich das Unternehmen erst im
Anschluss aussuchen will. Ein solcher Blanko-Scheck wäre mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen unvereinbar."

Schuster weiter: "Der einzige korrekte Weg ist, nach Verabschiedung des
Kohleausstiegsgesetzes die energiepolitisch notwendige Kohlemenge und die
entsprechenden Abbauplanung in transparenten rechtsstaatlichen Verfahren zu
ermitteln. Dazu gehören Variantenbetrachtungen, Beteiligung der
Öffentlichkeit und Prüfung der Auswirkungen auf Umwelt und Wasserhaushalt.
Für den Tagebau Nochten (Freistaat Sachsen) ist die Überarbeitung des
Braunkohlenplanes bereits eingeleitet, für den Tagebau Welzow-Süd
(Brandenburg) soll die nach Verabschiedung des Kohleausstiegsgesetzes
beginnen. Die aktuelle LEAG-Forderung zielt offensichtlich darauf ab, diese
Verfahren inhaltlich auszuhöhlen und die Rechte betroffener Anwohner und
Grundeigentümer auszuhebeln."


Anmerkung:

[1] "Die WELT" vom 25. Mai 2020: "Wirtschaft fühlt sich beim
Kohlekompromiss hintergangen"

https://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article208253069/Wirtschaft-fuehlt-sich-beim-Kohlekompromiss-hintergangen.html

[2] Auszug aus Pressemitteilung der LEAG vom 29. Januar 2020:

"Fest steht, dass das Lausitzer Energieunternehmen wegen der verkürzten
Kraftwerkslaufzeiten seine Kohlenförderung um zusätzlich etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren muss (...)"

https://www.leag.de/de/news/details/leag-traegt-den-kohleausstiegsplan-der-regierung-mit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26.05.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/722: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil vom politisch Erstrebenswerten ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Bootsblockade vor Kohlekraftwerk Reuter-West für sofortigen
Kohleausstieg +++ Ende Gelände: Vergoldung von Uralt-Kraftwerken ist
wahnwitzig



Berlin - Aktivist*innen von Ende Gelände und den Anti-Kohle-Kids
protestieren heute mit einer Bootsblockade am Berliner Steinkohlekraftwerk
Reuter-West für den sofortigen Kohleausstieg. Die Blockade findet
anlässlich der Anhörung im Wirtschaftsausschuss zum Kohleausstiegsgesetz
statt. Der Gesetzesentwurf sieht einen Kohleausstieg bis 2038 und
Entschädigungszahlungen für Kraftwerksbetreiber vor.

Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände, zum Protest: "Wir kämpfen
heute gegen das Versagen der Bundesregierung beim Kohleausstieg. Der
Wahnsinn der Regierung vernichtet unsere Zukunft und zerstört
Lebensgrundlagen. Ob Corona oder Klimakrise: Eine Rückkehr zur alten
Normalität kann es nicht geben, wir müssen die Ursachen der Krisen
bekämpfen. Wir brauchen den sofortigen Kohleausstieg und ein System, das
nicht Profite, sondern Menschenleben schützt!"

Zu den Diskussionen über Entschädigungszahlungen erklärt Ronja Weil:
"Während Millionen Menschen gerade um ihre Existenzgrundlage fürchten,
sollen Uralt-Kraftwerke vergoldet werden. Entschädigungszahlungen für
Kohlekonzerne wirken in Corona-Zeiten genauso wahnwitzig wie 
Lufthansa-Rettung oder Abwrackprämie. Diese Ungerechtigkeit macht uns fassungslos. Es
darf kein Geld mehr für Klimazerstörung geben, wir fordern ein sofortiges
Ende von fossilen Industrien!"

Die Bootsblockade wird zusammen mit der Grünen Jugend, linksjugend ['solid]
und der BUND Jugend veranstaltet.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/721: Klimakampf und Kohlefront - Kompromiß umzureichend bis falsch ... (Antje Grothus)

Antje Grothus - Pressemitteilung vom 24. Mai 2020

Kohlegesetz ist eine Mogelpackung -

Gesetzesentwurf liest sich in Teilen wie Wunschzettel des Kohlekonzerns
RWE



Buir-Berlin, 24.05.2020. Anlässlich ihrer Einladung zur Anhörung als
Sachverständige in den Wirtschaftsausschuss der Bundesregierung am
25.05.2020 zieht das ehemalige Mitglied der Kohlekommission, Antje Grothus,
eine ernüchternde Bilanz zum vorliegenden Entwurf des Kohle-Gesetzes:

"Das Kohlegesetz ist eine Mogelpackung und bildet nicht den
gesellschaftlichen Minimalkompromiss zum Kohleausstieg ab, für den wir mit
den Empfehlungen in der Kohlekommission die Grundlagen gelegt haben. Der
Entwurf ist streckenweise das Gegenteil von dem, was die Kommission
empfohlen hat, und geht insbesondere zu Lasten des Klimaschutzes und der
Menschen in den bedrohten Dörfern. In Teilen liest sich der Gesetzentwurf
wie der Wunschzettel des Kohlekonzerns RWE.

Die Bestandssicherung des Tagebaus Garzweiler ist unnötig und skandalös.
Sie würde neues klima- und sozialpolitisches Unrecht schaffen. Wenn RWE den
Tagebau Garzweiler II unter Inanspruchnahme der Dörfer fortführt, wird
dadurch mehr Kohle gefördert als unter Klimaschutzaspekten zulässig ist.
Das ist klimapolitisch fatal und nicht kompatibel mit dem im Gesetzentwurf
verankerten Abschaltplan von Kohle-Kraftwerken. Im Tagebau Garzweiler II
liegt weit mehr Kohle, als noch verfeuert werden darf. Wenn die
Bundesregierung den RWE-Wunsch zur geplanten Weiterführung des Tagebaus
Garzweiler II erfüllt, drohen zusätzliche Mehremissionen von bis zu 360
Millionen Tonnen CO2.[1] Das entspricht ungefähr der viereinhalb-fachen
Menge der energiebedingten CO2-Jahresemissionen aus den 
RWE-Großkraftwerken in NRW.

Die Garzweiler-Klausel torpediert auch den Erhalt der fünf noch bedrohten
Dörfer. Statt alle Möglichkeiten der Kommissionsempfehlungen auszuschöpfen,
will die Bundesregierung, dass weitere Dörfer für den Kohleabbau zerstört
werden - in Zeiten, in denen der Kohleausstieg einen politischen Konsens
darstellt. Das ist absolut unverständlich, unnötig und ungerecht und das
Gegenteil von sozial verträglich. Das untermauern mittlerweile bereits drei
vorliegende Gutachten des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung.[2]

Die Interessen der betroffenen Anwohner*innen in der Region müssen gewahrt
werden, kein weiteres Dorf darf mehr der Kohleförderung oder -verstromung
zum Opfer fallen. Auch der dauerhafte Bestand des Hambacher Waldes, der mit
keiner Silbe im Entwurf erwähnt wird, muss verbindlich festgeschrieben
werden. Wenn die Bundesregierung das nicht umsetzt, wird es keine
Befriedung im Kohlekonflikt geben und die Proteste werden wieder
eskalieren.

Problematisch sind auch die geplanten öffentlich-rechtlichen Verträge,
unter anderem weil sie den schwachen Ausstiegspfad zementieren. Damit nimmt
die Bundesregierung sich und kommenden Regierungen den notwendigen
Handlungsspielraum um angemessen auf vereinbarte Revisionsdaten reagieren
zu können. Die sich dynamisch entwickelnde Klimakrise erfordert Optionen
für Flexibilität statt einer starren, und auf Jahrzehnte manifestierten,
Tagebauplanung. Die Bundes- und Landesregierung muss sich alle
Möglichkeiten offen halten um in regelmäßigen Zeiträumen den Ausstiegspfad
nachschärfen zu können. Braunkohleabbaufelder müssen kleinstmöglich
dimensioniert werden und Genehmigungen für Vergrößerungen sorgfältig
geprüft und abgewogen werden. Anders sind auch die Pariser Klimaziele kaum
noch zu erreichen.

Indem die Bundesregierung die Empfehlungen der Kohlekommission so eindeutig
in Geist und Buchstaben ignoriert, delegitimiert sie demokratische
Beteiligungsprozesse in Kommissionen, die versuchen gesellschaftliche
Großkonflikte durch Kompromisslösungen unter den beteiligten Akteuren zu
lösen oder zu entschärfen. Damit schwächt sie das Vertrauen in die
Demokratie. So entsteht Politikverdrossenheit.


Meine schriftliche Stellungnahme finden Sie unter:

www.bundestag.de/resource/blob/697416/717d16f65a1aeeb2e0ceac57a918d0c6/sv-grothus-data.pdf

Anmerkungen:

[1] BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2020): "Welche Annahmen liegen der
Landesregierung bezüglich der Behauptung der Bundesregierung einer
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit von Garzweiler II vor?" Kleine
Anfrage -
Landtag NRW. Drucksache 17/8880. S. 2. Verfügbar unter:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

[2] Die drei DIW-Gutachten finden Sie unter:

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.612926.de/diwkompakt_2019-132.pdf

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/kohle/kohle_ausstieg_diw-studie.pdf 

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Mehr Infos:

https://hambachfrau.de/ag/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 24.05.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und

Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen

Braunkohlenrevier
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AFRIKA/256: Nigeria - Militär inhaftiert und foltert Tausende Kinder im Kampf gegen Boko Haram

Amnesty International - Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Nigeria: Militär inhaftiert und foltert Tausende Kinder im Kampf gegen
Boko Haram

- Boko Haram missbraucht Tausende Kinder als Soldaten und "Ehefrauen"
Kinder werden vom nigerianischen Militär rechtswidrig inhaftiert und
gefoltert

- EU unterstützt rechtswidrige Inhaftierung von Kindern mit
Rehabilitationszentrum



Im Nordosten Nigerias haben jahrelange Gräueltaten durch die
bewaffnete Gruppe Boko Haram sowie Menschenrechtsverletzungen durch das
Militär tiefe Spuren hinterlassen. Dies belegt ein aktueller Bericht von
Amnesty International. Eine ganze Generation von Kindern muss dringend
Schutz und Zugang zu Bildung erhalten.

BERLIN - In einem neuen Bericht [1] macht Amnesty International auf
die prekäre Lage von Kindern in den nordnigerianischen Bundesstaaten Borno
und Adamawa aufmerksam. Kinder, die bereits Opfer von Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit durch die bewaffnete Gruppe Boko Haram
geworden sind, erfahren durch rechtswidrige Inhaftierungen und Folter
seitens des Militärs zusätzliches Leid.

Diese Praxis wird indirekt durch internationale Geldgeber gestützt, die ein
Programm zur Rehabilitation ehemaliger Boko-Haram-Kämpfer finanzieren, das
jedoch in weiten Teilen zur rechtswidrigen Inhaftierung von Kindern und
Erwachsenen geführt hat.

"Anstatt die Bevölkerung in Nordnigeria vor den abscheulichen Taten von
Boko Haram zu schützen, hat das nigerianische Militär das Leid von Kindern
und Familien noch vergrößert. In den vergangenen Jahren mussten Kinder
immer wieder Folter, willkürliche Inhaftierungen, sexuelle Gewalt und
Hunger erleben, ohne dass Angehörige des Militärs mit Konsequenzen zu
rechnen hatten. Verantwortliche für Menschenrechtsverletzungen müssen
endlich zur Rechenschaft gezogen werden, um den Teufelskreis der Gewalt zu
beenden", fordert Franziska Ulm-Düsterhöft, Afrika-Expertin bei Amnesty
International in Deutschland.

Für den Bericht mit dem Titel "'We dried our tears': Addressing the toll on
children of Northeast Nigeria's conflict" hat Amnesty International
zwischen November 2019 und April 2020 mehr als 230 von diesem Konflikt
betroffene Personen interviewt, darunter 119, die als Minderjährige Opfer
von schweren Verbrechen durch Boko Haram, das nigerianische Militär oder
beiden wurden. Zu ihnen gehörten 48 Kinder, die monate- oder sogar
jahrelang in Militärgewahrsam gehalten worden waren, sowie 22 Erwachsene,
die zusammen mit Kindern inhaftiert waren.

Brutales Vorgehen von Boko Haram

Zu den Taktiken von Boko Haram zählen Angriffe auf Schulen, die
Verschleppung Tausender Kinder, die Rekrutierung und der Einsatz von
Kindersoldaten sowie die Zwangsverheiratung von Mädchen und jungen Frauen.
Boko Haram foltert Kinder mit Schlägen und Auspeitschungen und zwingt sie,
öffentliche Bestrafungen und Hinrichtungen anzusehen.

Amnesty International hat mit Mädchen und jungen Frauen gesprochen, die als
Minderjährige von Boko-Haram-Kämpfern zur Ehe gezwungen worden waren. Die
meisten von ihnen gaben an, von der nigerianischen Regierung wenig bis gar
keine Unterstützung bei der Rückkehr in die Schule, bei der
Existenzgründung oder beim Zugang zu psychosozialer Betreuung erhalten zu
haben.

Inhaftierung durch das Militär

Kinder, die aus Boko-Haram-Gebieten entkommen können, sind der Gefahr
ausgesetzt, Menschenrechtsverletzungen durch nigerianische
Sicherheitskräfte zum Opfer zu fallen. Schlimmstenfalls werden sie
jahrelang rechtswidrig in Militärkasernen inhaftiert.
Die Kinder werden nie einer Straftat angeklagt und die Behörden verweigern
ihnen den Zugang zu einem Rechtsbeistand sowie zu ihren Familien. Amnesty
International befürchtet, dass diese weitverbreiteten rechtswidrigen
Inhaftierungen Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen könnten.

Nahezu alle Menschen, die aus von Boko Haram gehaltenen Gebieten fliehen,
darunter auch Kinder, werden vom nigerianischen Militär und der mit ihm
verbündeten Miliz Civilian Joint Task Force überprüft. Dieser Prozess
bedeutet in vielen Fällen, dass die Betroffenen gefoltert werden, bis sie
"zugeben?, eine Verbindung zu Boko Haram zu haben. Mutmaßliche Mitglieder
oder Unterstützer von Boko Haram werden oft monate- oder jahrelang unter
unerträglichen Bedingungen in Hafteinrichtungen wie der Kaserne Giwa in
Maiduguri im Bundesstaat Borno oder dem Militärstützpunkt Kainji im
Bundesstaat Niger festgehalten.

Die Zellen sind so überfüllt, dass die Kinder gezwungen sind, im Sitzen zu
schlafen oder mit mehr als 200 anderen Kindern und Erwachsenen eng zusammen
liegen müssen. Kinder beschreiben die Zellen als brutal heiß, voller
Parasiten und oft mit nur einer Toilette. Viele Kinder urinieren oder
entleeren sich beim Warten auf die freie Toilette auf sich selbst. In den
vergangenen Jahren hatten die Gefangenen, darunter auch Kinder, nur sehr
unzureichenden Zugang zu Nahrung und Wasser bei Temperaturen von über 38
Grad Celsius.

Diese Bedingungen, unter denen Zehntausende Gefangene festgehalten werden,
sind so extrem, dass sie Folter darstellen, ein Kriegsverbrechen. Immer
noch befinden sich viele Kinder unter diesen Bedingungen in Haft, obwohl es
Ende 2019 und Anfang 2020 Massenfreilassungen gab. Amnesty International
geht davon aus, dass während des Konflikts mindestens 10.000 Personen,
darunter zahlreiche Kinder, in Haft gestorben sind.

Das Rehabilitationsprogramm "Sicherer Korridor?

Amnesty International hat auch im Zusammenhang mit dem
Rehabilitationsprogramm "Safe Corridor" Menschenrechtsverletzungen
dokumentiert. Das Programm wird von der EU, Großbritannien, den USA und
anderen Geldgebern finanziert. Dabei handelt es sich um ein vom Militär
geführtes Haftzentrum im Bundesstaat Gombe, in dem mutmaßliche 
Boko-Haram-Kämpfer und -Unterstützer entradikalisiert, therapiert und reintegriert
werden sollen.

Die Bedingungen in dieser Einrichtung sind zwar besser als in den übrigen
Militärhafteinrichtungen, aber viele Männer und Jungen werden auch hier bis
zu 19 Monate ohne Anklage oder Gerichtsverfahren gegen ihren Willen
festgehalten. Zudem ist die medizinische Versorgung extrem schlecht. Sieben
Inhaftierte sind gestorben, die meisten, weil sie keine angemessene
medizinische Versorgung erhalten hatten. Amnesty International befürchtet
außerdem, dass sich das Berufsausbildungsprogramm, das Teil von "Safe
Corridor" ist, als Zwangsarbeit herausstellen könnte, weil die meisten
Insassen nie wegen einer Straftat verurteilt wurden und ohne jegliche
Bezahlung alles Mögliche herstellen müssen - von Schuhen über Seife bis zu
Möbeln.

"Im Zuge des Konflikts mit Boko Haram im Nordosten von Nigeria wurden über
zwei Millionen Menschen vertrieben. 75 Prozent der Kinder gehen nicht zur
Schule. Die nigerianische Regierung muss endlich handeln, sonst droht eine
verlorene Generation. Die Kinder müssen umgehend aus den
Militärhafteinrichtungen entlassen werden und psychologische Unterstützung
erhalten. Statt Haftanstalten für Kinder ohne rechtliche Grundlage zu
finanzieren, sollten die EU und andere Geldgeber den Kindern den Weg in die
Schulen ebnen, um ihnen eine Zukunftsperspektive zu geben," sagt
Ulm-Düsterhöft.


[1] Den Bericht finden Sie unter:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2020-05/Amnesty-Bericht-Nigeria-Kinder-Jugendliche-Militaer-Boko-Haram-Mai-2020_0.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ATTAC/2049: Freitag bundesweiter Aktionstag "Verkehrswende statt Abwrackprämie!"

Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 27. Mai 2020

Bundesweiter Aktionstag: Verkehrswende statt Abwrackprämie!

Attac ruft zu dezentralen Kundgebungen am Freitag auf



Aus Protest gegen die drohenden Subventionen für die Autoindustrie gehen
Attac-Gruppen zusammen mit anderen verkehrspolitisch Aktiven am Freitag
in vielen Städten auf die Straße. Geplant sind unter anderem Aktionen in
Aachen, Bamberg, Berlin, Braunschweig, Bremen, Düsseldorf, Duisburg,
Flensburg, Kassel, Köln, Osnabrück und Tettnang. Der Protest steht unter
dem Motto "Keine Kohle für Klimakiller! Verkehrswende statt
Abwrackprämie!".

"Angesichts des drohenden Klimakollapses ist es nicht nur absurd,
sondern auch dreist, weitere Steuermilliarden in die Förderung des
individuellen Autoverkehrs zu stecken, während die Aktionär*innen der
Autokonzerne weiter Dividenden erhalten", sagt Thomas Eberhardt-Köster
vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Statt eine
Dinosaurierindustrie zu fördern, müssen öffentliche Verkehrsmittel mit
staatlichem Geld ausgebaut werden. Viele Kommunen haben wegen Corona
damit zu kämpfen, Bus und Bahn weiter zu finanzieren. Umso dringender
müssen sie unterstützt werden. Wir brauchen Geld für Öffis statt für
Autos!"

Nachdem die Politiker*innen auf dem virtuellen Autogipfel am 5. Mai das
Thema Abwrackprämie noch vertagt hatten, drängen die Autolobby und die
Ministerpräsidenten der "Autoländer" die Bundesregierung nun zu einer
Entscheidung über Kaufanreize.

Dabei ist Verkehr der drittgrößte Emittent von Treibhausgasen in
Deutschland, Tendenz steigend. Der Großteil stammt aus dem individuellen
Autoverkehr. Um das 1,5 Grad-Klimaziel zu erreichen, muss dieser radikal
eingeschränkt werden.

Aus Sicht von Attac bietet die gegenwärtige Krise eine Chance, um
endlich das System der Mobilität sozialökologisch umzugestalten. Angst
vor einem Umbau der Autoindustrie ist dabei unbegründet: "Die
Autokonzerne können in Teilen zu klimagerechten Mobilitätskonzernen für
Busse und Bahnen umgebaut werden. Ausbau und Betrieb des erweiterten
öffentlichen Verkehrs schafft zusammen mit dem riesigen
Arbeitskräftebedarf in der Pflege oder im Handwerk zusätzlich Arbeit.
Zusammen mit einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung ist so eine
klimagerechte soziale Sicherung für die Beschäftigten möglich", sagt
Achim Heier, ebenfalls aktiv im Attac-Koordinierungskreis. "Daimler, VW
und BMW sitzen auf Gewinnrücklagen in Höhe von 180 Milliarden. Statt mit
diesem Geld Großaktionär*innen noch reicher zu machen, müssen sie das
Geld für den nötigen Umbau ihrer Produktion nutzen."




Weitere Informationen:

Attac-Kampagne " Einfach umsteigen - Klimagerechte Mobilität für
alle":

www.attac.de/einfachumsteigen

Attac-Basistext "Klimagerechte Mobilität für alle":

https://shop.attac.de/basistext-57-klimagerechte-mobilitaet-fuer-alle

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/471: Lateinamerika - Die Idiotie des urbanen Lebens (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

Die Idiotie des urbanen Lebens

Von Raúl Zibechi



Zehntausende haben nach dem Lockdown die peruanische Hauptstadt
Lima verlassen. Durch die Pandemie werden die Bruchstellen des Systems
sichtbar.

(Mexiko-Stadt, 8. Mai 2020, la jornada) - Vor mehr als zehn Jahren
fragte mich ein mexikanischer Freund: Was würde in Mexiko-Stadt
passieren, wenn es kein Wasser mehr gäbe? Das hatte ich mir nie
vorgestellt, ich blieb sprachlos. Zweifellos würde die Situation
innerhalb weniger Tage chaotisch werden. Es gäbe Gewalttaten wegen des
Wassers und viele Menschen würden versuchen, die Megastadt zu
verlassen. Diese wäre auf einmal zu einer Falle geworden, aus der ein
Entkommen schwierig sein würde.

Seit einem Monat geschieht etwas ungewöhnliches in Lima, in geringerem
Maße auch in verschiedenen peruanischen Provinzstädten. Tausende
Menschen verlassen die peruanische Hauptstadt, deren Großraum mehr als
zehn Millionen Bewohner*innen beherbergt (9,5 Millionen nach
offiziellen Angaben von 2017). Doch das Problem Limas ist nicht nur
die enorme Bevölkerungskonzentration. Es kommen mindestens zwei
Problematiken hinzu.


Zehntausende haben Lima verlassen

Erstens ist Lima exponentiell gewachsen, ähnlich wie andere Großstädte
Lateinamerikas. 1957 hatte Lima 1,2 Millionen Einwohner*innen, 1981
waren es fast sechs Millionen; 2004 erreichte die Einwohner*innenzahl
8,5 Millionen. Davon waren 60 Prozent Migrant*innen aus der
Andenregion. Sie ließen die Stadt im Norden, Osten und Süden enorm
wachsen. Neben den Behausungen entstanden dort Dienstleistungen und
kollektive Räume. Zweitens ist es die außerordentliche Verwundbarkeit
der ärmeren Bevölkerungsgruppen. 70 Prozent der Menschen arbeiten in
der "Informalität", wie es der Staat nennt: Handel auf Märkten und
Straßen, Zubereitung und Verkauf von Lebensmitteln, Herstellung und
Verkauf von so unterschiedlichen Dingen wie Kleidung und Videos,
verschiedene nicht legale Aktivitäten. Zudem ist Lima auf einer Wüste
ohne Wasser entstanden. Je nach Jahreszeit kann es eisig oder brütend
heiß sein.

Die Lawine der Migrant*innen bezeichnete der Anthropologe José Matos
Mar in den 1980er Jahren als "prekäres Überlaufen". Wie müsste nun die
entgegengekehrte Migration genannt werden, das massive Verlassen der
gigantischen und bedrückenden Stadt? Die Zahlen sprechen für sich.
Ganze Familien brechen auf; teils sogar zu Fuß. Auf ihrem langen Weg
schlafen sie, wo es irgendwie möglich ist. Sie gehen große Risiken ein
- es gibt bereits bei Flussüberquerungen Ertrunkene und bei
Raubüberfällen Ermordete. Angesichts dieser Situation eröffnete der
Staat eine Meldestelle, um den Transport zu organisieren. Am 25. April
waren dort 167.000 Menschen registriert, die in ihre Dörfer oder
Städte zurückkehren wollten. Nur für weniger als 5.000 gab es einen
staatlichen Transport [1].

Natürlich haben bereits wesentlich mehr Menschen die Stadt verlassen
oder wollen dies tun. Sie fliehen vor dem Hunger, der Einsamkeit,
fehlender Solidarität. Ganze Familien mit Töchtern und Söhnen, die
ihre Dörfer erreichen wollen, wo sie Verwandte erwarten, die ihre
kleinen Landstücke bebauen und sie mit Nahrungsmitteln empfangen
können.


Bruchstellen der Gesellschaft werden sichtbar

Der Historiker Fernand Braudel sagte, der Moment des Schiffbruchs sei
der entscheidende, weil er Bruchstellen, Konstruktionsfehler und
schadhafte Entwürfe sichtbar mache. In unseren Gesellschaften sind
diese "strukturellen Defekte" der Individualismus, der Konsumismus und
alle Verhaltensweisen auch unter den ärmeren Bevölkerungsschichten,
die dem Kapitalismus so dienlich sind.

Es nutzt wenig, dem System (Kapital oder Staat) die Schuld für unsere
missliche Situation zu geben, wenn wir nicht konkrete Schritte dagegen
vorschlagen und etwas tun. Ich habe nicht den geringsten Zweifel
daran, dass das kapitalistische System, so wie es in den USA, Europa
oder China funktioniert, eine außerordentliche Verantwortung an der
augenblicklichen Pandemie hat. Dies gilt besonders für die so hohe
Sterberate unter den Ärmsten.


Die Pandemie trifft die Ärmsten

Die Angaben der brasilianischen Tageszeitung O Globo in der Ausgabe
vom ersten Mai zu Rio de Janeiro lassen keine Zweifel zu. Während im
Reichenviertel Leblon die Letalität der Infizierten bei 2,4 Prozent
lag, betrug sie in den Favelas von Maré 30,8 Prozent. Eine dreizehn
Mal höhere Letalität unter den Armen.

Ich halte nichts von den Expert*innen, die mit der Pandemie nun den
Kommunismus kommen sehen oder die Chance für die Menschheit, die
Richtung zu ändern. Ich sehe nicht das geringste Anzeichen dafür. Im
Gegenteil: Wir sehen, wie die Mächtigen ihre mörderischen Pläne
intensivieren. Sie reichen vom massiven Ausbau des Home Office und der
digitalen Kontrolle bis zu Megaprojekten wie dem Maya-Zug (tren maya),
um einige zu nennen.

Der Ausdruck von Marx, der ironisch abgeändert diesem Text den Titel
gab (Marx erwähnte die "Idiotie des Landlebens" im Kommunistischen
Manifest), muss nicht wortwörtlich genommen sondern in seine damalige
Zeit eingeordnet werden. Marx sah das Bürgertum als revolutionär an.
Er vertraute vollends in die Entwicklung der Produktivkräfte und des
technologischen Fortschrittes als Garantie für das Gedeihen der
Menschheit. Wir sind nicht verpflichtet, dieser Auffassung zu folgen.
Vor anderthalb Jahrhunderten existierten weder der Feminismus noch der
Antikolonialismus, die im 20. Jahrhundert ihre Kraft entfalteten.
Diese hätten unseren Blick auf die Welt ändern sollen. Es entstanden
die kollektiven Subjekte wie die autochthonen Völker oder die
organisierten Frauen der unteren Schichten.

Unsere Loyalität sollte der einfachen Bevölkerung gelten, die
jeder Theorie einen Schritt voraus ist. Das zeigen uns derzeit die
Migrant*innen, die Lima verlassen.


Anmerkung:

[1] https://ojo-publico.com/1786/desplazados-por-la-pandemia-la-travesia-de-los-mas-pobres
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AUSSICHTEN/8997: Und morgen, den 28. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 28.05.2020 bis zum 29.05.2020 +++
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Ich schau den weißen Wolken nach

und fange an zu träumen.

Und Bilder, die ich für mich mach',

sind Schmuck in Jean-Lucs Räumen.
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STANDPUNKT/092: Die Pandemie als welthistorische Wende (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 27. Mai 2020

german-foreign-policy.com

Die Pandemie als welthistorische Wende

Innere Brüche und deutsche Dominanz gefährden Zusammenhalt der EU.

EU-Außenbeauftragter diagnostiziert Wende zum "asiatischen Jahrhundert".



BERLIN - Zunehmende Fraktionierungen zwischen den Mitgliedstaaten der EU
überschatten die für heute angekündigte Präsentation eines Hilfsplans der
EU-Kommission für den Kampf gegen die Coronakrise. Grundlage der
Kommissionspläne ist ein deutsch-französischer Kompromiss, der von Italien
kritisiert wird, da er quantitativ nicht ausreicht, um dem Land aus der
Krise zu helfen. Gleichzeitig wird er von diversen anderen EU-Staaten als
zu großzügig attackiert. Darüber hinaus zeichnet sich immer deutlicher ab,
dass die Bundesrepublik deutsche Firmen so massiv unterstützt, dass diese
nach dem Ende der Krise ihre Marktdominanz wohl noch ausweiten können. Das
wiederum verstärkte das bestehende Ungleichgewicht in der Eurozone so weit,
dass der Bestand der EU in Gefahr geriete. Prominente Stimmen, darunter
etwa der Finanzinvestor George Soros, warnen offen vor dem Zerfall der
Union - zu einem Zeitpunkt, zu dem sich, wie der EU-Außenbeauftragte Josep
Borrell am Montag äußerte, "das Ende des US-geführten Systems und die
Ankunft des asiatischen Jahrhunderts" zu vollziehen scheine.

Ein dünner Kompromiss

Die EU-Kommission, die an diesem Mittwoch ihre Pläne nicht nur für den
langfristigen EU-Haushalt, sondern auch für ihren "Recovery Fund" zum Kampf
gegen die Coronakrise vorlegen wird, kämpft dabei gegen immer stärker
werdende Fraktionierungen innerhalb der Union. Für den Recovery Fund liegt
ein Modell vor, auf das sich Deutschland und Frankreich in der vergangenen
Woche geeinigt haben; demnach soll Brüssel 500 Milliarden Euro vergeben,
und zwar nicht als Kredit, sondern als Zuschuss, berechnet danach, wie
schwer die jeweiligen Länder von der Krise getroffen wurden
(german-foreign-policy.com berichtete [1]). Italiens Ministerpräsident
Giuseppe Conte stuft es als Schritt in die richtige Richtung, aber
quantitativ unzureichend ein. Tatsächlich könnte Italien laut Berechnung
des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung mit Mitteln in Höhe von
19 bis 26 Milliarden Euro rechnen, Spanien mit 14 bis 24 Milliarden: bei
weitem nicht genug, um die Krisenschäden zu überwinden.[2] Gleichzeitig
fordern die Niederlande, Österreich, Dänemark und Schweden weiterhin, die
Mittel nicht als Zuschuss, sondern als rückzahlbares Darlehen zu vergeben.
Die EU-Staaten Ost- und Südosteuropas lehnen das deutsch-französische
Modell ebenfalls ab, weil es sie zu Nettozahlern machen würde. Allerdings
scheint es der Kommission zu gelingen, ihren Widerstand auszuhebeln, indem
sie verlangt, die Mittelvergabe an die Einhaltung rechtsstaatlicher
Prinzipien zu koppeln; das richtet sich gegen Ungarn und Polen, deren
Verhandlungspotenzial mit der Verhinderung dieser Forderung wohl
ausgelastet ist.

Deutschland startet durch

Während die Kommission bemüht ist, die gegnerischen Fraktionen mit einem
Kompromiss zu besänftigen - die Rede ist davon, Zuschüsse und Kredite im
Verhältnis von 70 zu 30 oder 60 zu 40 Prozent zu splitten [3] -, steht sie
zugleich vor dem Problem, dass es laut aktuellem Stand die deutsche
Wirtschaft schaffen könnte, im Verlauf der Coronakrise ihre Dominanz in der
Union noch weiter auszubauen. Ursache ist, dass die Bundesrepublik
erheblich mehr Mittel zur Unterstützung ihrer Unternehmen mobilisieren kann
als alle anderen Mitgliedstaaten (german-foreign-policy.com berichtete
[4]). Bereits Anfang Mai hatte die Kommission mitgeteilt, der Anteil der im
Kampf gegen die Krise bereits zugesagten deutschen Staatshilfen an der
Gesamtsumme der Staatshilfen in der EU belaufe sich auf 52 Prozent; auf
Platz zwei lägen Frankreich und Italien - mit 17 Prozent weit abgeschlagen,
obwohl ihre Wirtschaft beträchtlich stärker getroffen wurde als die
deutsche.[5] Demnach können deutsche Unternehmen darauf hoffen, mit einem
deutlichen Startvorteil in die Phase nach der Krise zu gehen, in der die
Marktanteile innerhalb der EU wohl neu verteilt werden. Fraglich ist, ob
die Eurozone eine noch größere deutsche Wirtschaftsdominanz tragen könnte;
die Eurokrise der Jahre ab 2010 resultierte in hohem Maß daraus, dass die
schon damals gewaltigen deutschen Exportüberschüsse zu strukturellen
Defiziten vor allem in südlichen Eurostaaten führten und diese damit in die
Verschuldung trieben.[6] EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager hat
schon vergangene Woche angekündigt, dies verhindern zu wollen: "Ein Übermaß
an Staatshilfe werden wir ... nicht zulassen." Der "Wiederaufbauplan" sei
"paneuropäisch" zu konzipieren.[7]

Asymmetrische Krisenfolgen

Vor einer weiteren Vertiefung der Risse in der EU hat am Montag auch der
EU-Außenbeauftragte Josep Borrell auf der diesjährigen deutschen
Botschafterkonferenz gewarnt. Zwar sei die Coronakrise "in ihrem Ursprung
symmetrisch", erklärte Borrell vor den per Video versammelten deutschen
Diplomaten; doch sei sie "in ihren Folgen sehr asymmetrisch".[8] Das liege
daran, dass "die fiskale Kapazität der Staaten" in der EU gewaltige
Unterschiede aufweise. Der Kompromiss, den Berlin und Paris über den
Recovery Fund erzielt hätten, sei "notwendiger denn je"; er reiche aber
nicht aus. "Europa" zusammenzubringen sei "schwierig, hart", und zwar, weil
"zwischen den Mitgliedstaaten große Spaltungen bezüglich vieler Themen
bestehen". "Uns mangelt es an einer gemeinsamen strategischen Kultur",
urteilte Borrell: "Die Bereitschaft zum Kompromiss ist geringer, als sie es
sein sollte."

EU: Vom Zerfall bedroht

Längst warnen prominente Stimmen, die Coronakrise könne nicht nur die
Brüche in der Union vertiefen; sie könne sie unter Umständen sogar
zerstören. In diesem Sinne äußerten sich bereits im April etwa 
Ex-Bundeskanzler Gerhard Schröder und vier weitere prominente SPD-Politiker.
Wenn man anderen EU-Staaten in der Coronakrise die dringend benötigte
Unterstützung verweigere, "riskieren wir den Zerfall Europas", hieß es in
einem Schreiben der fünf Sozialdemokraten an die Bundesregierung.[9]
Ähnlich äußert sich seit Wochen beispielsweise der Finanzinvestor George
Soros. "Die EU kann sich jetzt entweder zusammenraufen", kommentierte Soros
Anfang Mai trocken, "oder sie kann ihren Zerfall fortsetzen".[10] Zehn Tage
später erklärte er: "Ich mache mir gewaltige Sorgen, ob die Europäische
Union diese Krise überleben kann."[11] Ende vergangener Woche bekräftigte
Soros erneut, falls die EU nicht in der Lage sei, insbesondere Italien aus
der Krise zu helfen, dann werde sie "die Herausforderungen, denen sie
gegenwärtig gegenübersteht", möglicherweise "nicht überleben": "Das ist
keine theoretische Möglichkeit; es kann durchaus tragische Realitä
t sein."[12]

Vom US- zum asiatischen Jahrhundert

Die Gefahr des Zerfalls droht der EU inmitten einer Phase als historisch
eingestufter Umbrüche. "Analytiker haben lange über das Ende des 
US-geführten Systems und die Ankunft des asiatischen Jahrhunderts gesprochen",
konstatierte der EU-Außenbeauftragte Borrell am Montag auf der Berliner
Botschafterkonferenz: "Jetzt geschieht dies vor unseren Augen. Wenn das 21.
Jahrhundert zum asiatischen Jahrhundert werden sollte, wie das 20. ein
amerikanisches war, dann könnte die Pandemie durchaus als der Wendepunkt
dieses Prozesses in Erinnerung bleiben."[13] Die EU solle im Verlauf des
Machtkampfs zwischen den Vereinigten Staaten und der Volksrepublik ihre
eigene Position stärken, und dazu müsse sie genügend Einigkeit entwickeln.
Es sei "ein entscheidender Moment", urteilte Borrell: "ein Moment, um in
ein ehrgeiziges Europa zu investieren". Die innereuropäischen Rivalitäten
stehen dem freilich - jedenfalls zur Zeit - entgegen.


Anmerkungen:
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London - geschützter Mißbrauch ...



In Großbritannien, dem Land mit mehr als 60.000 Corona-Virus-Toten und
inzwischen der weltweit höchsten Pro-Kopf-Sterblichkeitsrate für
Covid-19, kocht der Volkszorn gegen Dominic Cummings über, seit am 22.
Mai das Massenblatt Daily Mirror und der renommierte linksliberale
Guardian in einer gemeinsamen Reportage enthüllt haben, daß der
Chefberater von Premierminister Boris Johnson im März und April
mehrfach und aufs Gröbste die Notstandsgesetze zur Eindämmung der
Corona-Virus-Pandemie mißachtet hat. Schlimmer noch - auf einer
denkwürdigen Pressekonferenz im Garten von Number 10 Downing Street
hat Cummings am 25. Mai sein Verhalten verteidigt, sich eine
Entschuldigung dafür verbeten und sich geweigert, auch nur die
leiseste Kritik daran gelten zu lassen. Abermillionen Briten, die seit
mehr als zwei Monaten die erheblichen Einschränkungen des täglichen
Lebens infolge des Lockdowns befolgen, fühlen sich angesichts derart
beispielloser Arroganz seitens der Johnson-Regierung nun zu
Leibeigenen eines neofeudalen Regimes degradiert und ärgern sich
maßlos darüber.

Cummings ist für seine Eigenwilligkeit, Rücksichtslosigkeit und
Selbstherrlichkeit schon lange berüchtigt. 2014 wurde der engste
Berater von Bildungsminister Michael Gove auf Anweisung von
Premierminister David Cameron gefeuert, weil er gegen andere
Kabinettsmitglieder intrigiert und unvorteilhafte Geschichten über sie
in der Presse lanciert hatte. Cameron nannte Cummings damals einen
"Berufspsychopathen". 2016 konnte sich Cummings an dem damaligen
konservativen Regierungschef revanchieren, als er in der Funktion des
Wahlkampfstrategen die EU-Gegner zum überraschenden Sieg bei der
Volksbefragung über den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der
Europäischen Union führte.

Cummings soll sich den griffigen, gegen Brüssel gerichteten und
berühmt gewordenen Slogan der Brexiteers - "Take back control" -
ausgedacht haben. Er hat auch im damaligen Ringen um die öffentliche
Meinung für die größtmögliche Verbreitung zweier krasser Lügen
gesorgt: Erstens stehe der Beitritt der Türkei zur EU und damit die
Überschwemmung Großbritanniens mit fremdsprachigen Muslimen
unmittelbar bevor und zweitens spare London bei einem Austritt 350
Millionen Pfund pro Woche an Zahlungen an Brüssel ein, die man besser
in das marode staatliche Gesundheitssystem National Health Service
(NHS) investieren könnte. Wie später amtlich nachgewiesen wurde,
verstieß die Vote-Leave-Kampagne unter anderem durch die Annahme von
Geldern aus dubiosen Quellen auch mehrfach und in schwerwiegender
Weise gegen die britischen Wahlgesetze. Doch die juristische
Feststellung, daß der Brexit das Ergebnis eines Wahlbetrugs war, zog
keine rechtlichen Konsequenzen nach sich. Cummings nahm es sich sogar
heraus, einer Einladung zur Befragung im Rahmen einer Untersuchung der
Vorgänge durch einen Ausschuß des Unterhauses nicht nachzukommen. Auch
diese Ungebührlichkeit gegenüber dem britischen Parlament, die
eigentlich einer strafrechtlichen Ahndung bedurft hätte, blieb
vollkommen folgenlos.

Nach Bekanntgabe des für ihn vernichtenden Ausgangs des
Brexit-Referendums war Cameron am selben Morgen zurückgetreten. Beim
daraufhin einsetzenden Kampf um den Vorsitz der konservativen Partei
und das Amt des Premierministers beharkten die beiden Brexit-Sieger
Gove und Johnson einander derart heftig, daß Theresa May als lachende
Dritte in Number 10 einzog. Dort war der früheren Innenministerin
jedoch kein Glück beschieden. Jeder Versuch der einstigen
Brexit-Gegnerin, zu einer vernünftigen Vereinbarung mit der EU über
die künftigen Beziehungen zu kommen, wurde von den harten Brexiteers
mit Gove und Johnson an der Spitze torpediert. Als May, entnervt und
ausgelaugt, im vergangenen Mai das Handtuch warf, kürten die Tories
zwei Monate später den sich stets jovial gebenden Johnson zur neuen
Galionsfigur. In erster Amtshandlung als neuer Premierminister
ernannte der frühere Bürgermeister von London am 24. Juli Cummings zu
seinem Stabschef. Gove wurde Vizepremierminister ohne Geschäftsbereich
und damit zum Koordinator der Arbeit aller Ministerien. Unter dem von
Cummings ebenfalls ausgedachten Slogan "Get Brexit done" erzielten die
Konservativen bei den Parlamentswahlen im vergangenen Dezember einen
grandiosen Sieg über die Sozialdemokraten um Jeremy Corbyn und
bescherten Johnson eine satte Mehrheit von 80 Sitzen im Unterhaus.

Seit vergangenem Sommer tut sich Cummings als eigentlicher Ideengeber
und Entscheidungsträger der Johnson-Regierung hervor. Im August
feuerte er Sonia Khan, eine Mitarbeiterin von Finanzminister Sajid
Javid, unter dem Vorwand des Verdachts der Informationsweitergabe an
eine befreundete Journalistin und ohne jede Rücksprache mit ihrem
eigentlichen Vorgesetzten, indem er sie am hellichten Tag von
bewaffneten Polizisten aus Number 11 Downing Street, dem Amtssitz des
Schatzmeisters, hinauseskortieren ließ. Wie eine Schwerverbrecherin
wurde die junge Frau den versammelten Fotographen und Kamerateams
hinter der Absperrung auf dem gegenüberliegenden Bürgersteig
vorgeführt. Khan, die den ihr zur Last gelegten Vorwurf, eine undichte
Stelle in der Johnson-Administration gewesen zu sein, vehement
bestreitet, hat sich mit einer Klage wegen ungerechter Entlassung und
Rufschädigung zur Wehr gesetzt.

Nach dem Brexit-Vollzug Ende Januar hat Cummings bei der
anschließenden Kabinettsumbildung am 13. Februar sogar für die
Demission Javids und dessen Ersetzung durch den gefügigeren Rishi
Sunak gesorgt. Der Finanzminister hatte sich Cummings zum Feind
gemacht, weil er nicht bereit war, sein Beraterteam vom Stabschef
Johnsons benennen zu lassen, und sich aus Rücksicht auf die Interessen
der Banken der City of London gegen eine allzu konfrontative Position
bei den Handelsgesprächen mit der EU ausgesprochen hatte. Als sich im
Februar und März die Corona-Virus-Pandemie Großbritannien immer mehr
näherte, schwänzte der als faul und arbeitsscheu geltende Johnson die
entscheidenden fünf Sitzungen des eigenen Krisenkabinetts COBRA.
Cummings hingegen war bei allen Treffen der Scientific Advisory Group
for Emergencies (SAGE) präsent, obwohl ihm als Politikberater
eigentlich kein Mitspracherecht zusteht, und beeinflußte die
Diskussionen durch seine Interventionen maßgeblich. Wie die Sunday
Times später berichtete, soll sich der Bismark-Bewunderer anfangs für
die "Herdenimmunitität" stark gemacht und den Tod einer unbekannten
Anzahl von Rentnern als bezahlbaren Preis vertreten haben. Später,
Mitte März, als die steigende Anzahl der Corona-Erkrankten die
britischen Krankenhäuser völlig zu überlasten drohte, soll er für den
Kurswechsel hin zum kompletten Lockdown des öffentlichen Lebens
gesorgt haben.

Am 27. März, drei Tage nachdem eine Covid-19-Infektion bei Johnson
diagnostiziert worden war, wurde Cummings gesehen und von Journalisten
fotografiert, wie er die Downing Street hinunterlief. Später hieß es,
er sei in Eile nach Hause gegangen, da seine Frau, die Journalistin
Mary Wakefield, ebenfalls am Corona-Virus erkrankt sei. Noch Mitte
April schilderten Wakefield und Cummings auf der Website der
konservativen Zeitschrift Spectator, wo sie schon länger als
Redakteurin arbeitet, ihre qualvollen Tage in Quarantäne und im
Würgegriff der sonderbaren Lungenkrankheit. Gerade der ausführliche
Artikel Wakefields, der ehemaligen Journalistenkollegin Johnsons,
hinterließ den Eindruck - was vermutlich auch die Absicht war -, daß
das Ehepaar Cummings in der eigenen Wohnung in London die
vorgeschriebene Selbstisolation absolviert habe. Daher war es für die
britische Öffentlichkeit vor wenigen Tagen eine Sensation zu erfahren,
daß Cummings mit seiner erkrankten Frau und dem gemeinsamen
vierjährigen Sohn entweder am späten 27. oder am frühen 28. März zu
seinen Eltern im nordenglischen Durham, 424 Kilometer von London
entfernt, gefahren war.

Die Erklärungen Cummings' für die sonderbare Odyssee sind
widersprüchlich und überzeugen in keiner Weise. Obwohl die Schwester
seiner Frau und deren Schwager unweit der eigenen Wohnung leben,
behauptet Cummings, er und seine kleine Familie hätten sich zum
ländlichen Anwesen der Großeltern begeben müssen, weil sie angeblich
nur dort die Nichten versorgen konnten und die Bedingungen für die
Isolation vertretbar gewesen seien. Gleichzeitig versuchte Cummings,
Sicherheitsbedenken geltend zu machen, als könne die Polizei von
London ihn und seine Frau nicht gegen Anfeindungen aus der Bevölkerung
schützen. Kurz nach der Ankunft in Durham informierte Cummings' Vater
die Polizei über die Neuankömmlinge aus der Hauptstadt. Bei der
Polizeiführung der Grafschaft reagierte man angesichts dieser
Entwicklung konsterniert, entschied sich aber gegen eine formelle
Verwarnung und beließ es statt dessen bei Tipps zur optimalen
Isolation.

In Durham wohnten Cummings, Wakefield und Sohn in einem Nebengebäude
auf dem Bauernhof seines Vaters. Dort sollen sich am 28. März bei
Cummings schwere Covid-19-Symptome bemerkbar gemacht haben. Am 4.
April wurde der Sohn krank. Er und seine Mutter fuhren mit dem
Rettungswagen ins Krankenhaus, wo sie zur Beobachtung über Nacht
blieben. Am nächsten Tag holte Cummings, obwohl mit Covid-19 höchst
infektiös, die beiden dort ab. Noch sonderbarer ist der Ausflug, den
das Trio am 12. April, dem Geburtstag Wakefields, nach Barnard Castle,
einem Ausflugsort, der 30 Kilometer von Durham entfernt liegt, gemacht
hat. Cummings behauptet, zu diesem Zeitpunkt sei er von den Folgen der
Covid-Erkrankung weitgehend genesen, doch habe etwas mit seinen Augen
nicht gestimmt. Der Abstecher nach Barnard Castle habe lediglich dem
Zweck gedient zu testen, ob er sich die weit längere Rückfahrt nach
London zumuten könne. Mit dem eigenen Kind als Crash Test Dummy? Die
Episode ist so schräg, daß sich die Polizeibehörde von England und
Wales nach der Pressekonferenz von Cummings dazu veranlaßt sah, alle
Bürger daran zu erinnern, daß das Fahren bei stark beeinträchtigter
Sehleistung nicht nur nicht zu empfehlen, sondern gesetzlich verboten
ist.

Ein aufschlußreicher Aspekt besagten Ausflugs ist die Tatsache, daß
Barnard Castle nicht nur mit einer historischen Burg zum Besichtigen
für Touristen aufwarten kann, sondern auch Sitz einer der größten
Fabriken des britischen Pharmariesen GlaxoSmithKline ist. Lediglich
der ehemalige britische Botschafter und heutige Menschenrechtler Craig
Murray hat es auf seinen Blog gewagt, die Frage zu stellen, ob
Cummings nach Barnard Castle gefahren sei, um sich heimlich mit
Vertretern von GlaxoSmithKline zu treffen. Auf der Pressekonferenz
machte Cummings interessanterweise die Äußerung, er habe so schnell
wie möglich nach London zurückkehren wollen, um die Verhandlungen mit
den Medikamentenherstellern in Sachen Impfstoff gegen Covid-19
voranzutreiben und unnötige bürokratische Hemmnisse zu beseitigen.
Tatsächlich hat am 14. April, dem Tag der Rückkehr Cummings' nach
London, GlaxoSmithKline mit dem französischen Pharmaunternehmen Sanofi
eine Zusammenarbeit in Sachen Covid-19-Impfstoff-Entwicklung
vereinbart.

Auf der Pressekonferenz im Garten von Number 10 Downing Street hat
sich der von der eigenen intellektuellen Überlegenheit überzeugte
Cummings zudem damit gerühmt, bereits 2019 "vor der möglichen
Bedrohung durch Coronaviren" gewarnt und entsprechende Maßnahmen zum
Schutz der öffentlichen Gesundheit gefordert zu haben. Wie der
Datenanalytiker Jens Wiechers inzwischen nachgewiesen hat, hatte
Cummings am Abend seiner Rückkehr nach London einen Beitrag auf seinem
Blog vom März 2019, in dem er Ausschnitte eines Artikels des Bulletin
of Atomic Scientists über die von Biowaffenlaboren ausgehenden
Gefahren zitierte und kommentierte, nachträglich korrigiert, um den
Eindruck zu hinterlassen, er habe schon damals die heutige
Weltkatastrophe vorausgesehen bzw. geahnt.

In Großbritannien gibt sich niemand außer dem inneren Kreis des
Kabinetts mit den Ausführungen von Cummings oder den hilflosen
Beistandsbekundungen des Premierministers, der am 24. Mai in einer
Stellungnahme zur Affäre Cummings seinen Chefberater zu einem Mann
"von großer moralischer Integrität" hochstilisierte, zufrieden.
Allgemein herrscht blankes Entsetzen. Führende Bischöfe der
anglikanischen Kirche drohen, die Zusammenarbeit mit der
Johnson-Regierung aufzukündigen. Der Bischof von Leeds, Nick Baines,
hat den Premierminister bezichtigt, das britische Volk zu "belügen"
und "für dumm zu verkaufen". Wenige Minuten nach besagtem
Fernsehauftritt Johnsons kommentierte anonym ein Beamter oder eine
Beamtin auf dem offiziellen Twitter-Feed des @UKCivilService die
hilflosen Schutzbehauptungen des Premierministers mit den
vernichtenden Worten: "Arrogant und abstoßend. Können Sie sich
vorstellen, mit diesen Wahrheitsverdrehern arbeiten zu müssen?". Wohl
wurde der spektakuläre Tweet schleunigst vom Twitter-Feed des
öffentlichen Dienstes des Vereinigte Königreichs entfernt, aber nicht
bevor Hunderttausende Briten ihn kopiert und weithin in Umlauf
gebracht hatten.

Diverse Ärzteverbände sowie mehrere wissenschaftliche Berater der
Regierung sehen das Vertrauen in den Staat und dessen Empfehlungen zur
Eindämmung der Epidemie durch das Verhalten von Cummings und Johnsons
Festhalten an ihm schwer beschädigt. Sie erinnern daran, daß
Großbritanniens führender Epidemiologe, Neil Ferguson vom Imperial
College London, als SAGE-Mitglied sofort zurücktreten mußte, nachdem
am 5. Mai die Presse bekannt gemacht hatte, daß er in den Wochen zuvor
mindestens zweimal zu Hause Besuch von seiner Mätresse erhalten hatte.
Namhafte Juristen fordern den Rücktritt von Justizministerin Suella
Braverman, weil sie sich öffentlich die idiotische Rechtsauslegung von
Cummings zu eigen gemacht hat, statt die Unabhängigkeit des Gesetzes
zu verteidigen. Die Polizei ist erzürnt, weil die Regierung zu Beginn
der Krise die Angaben über die Kontaktaufnahme zwischen den
Ordnungshütern in Durham und Cummings Vater geleugnet und als falsch
bezeichnet hat. Aktuell ermittelt die Polizei von Durham gegen
Cummings, nicht zuletzt, weil zwei Augenzeugen ihm in der Grafschaft
am 19. April bei einem Waldspaziergang über den Weg gelaufen sein
wollen, was auf eine zweite illegale Autofahrt von London nach
Nordengland und zurück schließen läßt.

Schottlands Premierministerin Nicola Sturgeon von der Scottish
National Party (SNP) hat Cummings' Entlassung gefordert und darauf
abgehoben, daß sie im April den Rücktritt von Catherine Calderwood als
Chief Medical Officer Schottlands annehmen mußte, nachdem
herausgekommen war, daß letztere mit Familie entgegen den offiziellen
Regeln die Hauptstadt Edinburgh verlassen hatte, um zwei Wochenenden
Ende März, Anfang April in der eigenen Zweitwohnung auf dem Land zu
verbringen. Jackson Carlaw, Fraktionsvorsitzender der schottischen
Konservativen im Regionalparlament zu Holyrood, hat sich der Forderung
Sturgeons angeschlossen. Auch mehr als zwanzig Unterhausabgeordnete
der Tories, die sich dieser Tage vor wütenden Emails und Telefonaten
der Wähler in ihren Wahlkreisen nicht retten können, verlangen den
Rausschmiß von Cummings, um Schaden von der Partei abzuwenden. Bisher
sieht es aber nicht danach aus und zwar aus einem ganz bestimmten
Grund.

Am 25. Mai schrieb auf ihrer eigenen Website Carole Cadwalladr, die
wegen der umfangreichen Recherchen über die zwielichtigen
Meinungs-und Wahlmanipulationen im Vorfeld der Brexit-Abstimmung sowie
der Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten im selben Jahr - siehe den
von ihr 2018 losgetretenen Skandal um das IT-Unternehmen Cambridge
Analytica und dessen Verbindungen zu dem libertären Wall-Street-Mogul
Robert Mercer und dem US-Neofaschisten Steve Bannon - viel Lob
beiderseits des Atlantiks geerntet hat, folgendes:

Warum ist die Cummings-Geschichte von Bedeutung? Und was verdeckt
 sie? Bei der eigentlichen Geschichte geht es um den gewaltigen
 Transfer behördlicher Kompetenzen an Privatunternehmen, den er
 unter dem Vorwand der Pandemiebekämpfung beaufsichtigt, während er
 gleichzeitig das Cabinet Office [wichtigste Koordinierungsstelle
 der britischen Regierung - Anm. d. SB-Red.] in sein und Goves
 privates Lehen verwandelt. Wir haben keinen Einblick in diese
 Verträge, die nicht ausgeschrieben, sondern schlicht an Cummings'
 Freunde und Komplizen vergeben wurden. Dazu gehört die massive
 Weitergabe unserer intimsten NHS-Daten. Die Privatisierung
 wesentlicher Staatsfunktionen erfolgt in Echtzeit und in völliger
 Abschottung. Cummings machte absolut klar, daß seine Bedingung zur
 Arbeit in der Regierung die Zerstörung des öffentlichen Dienstes,
 um ihn nach seinen Maßgaben neu zu gestalten, und die Schaffung
 einer britischen "ARPA" [Advanced Research Projects Agency - Anm.
 d. SB-Red.], einer KI-basierten Forschungseinrichtung, war. Das
 genau ist es, was er gerade im Cabinet Office zusammen mit seinem
 langjährigen Mitverschwörer Gove macht. Sicher, die Heuchelei und
 die Anspruchshaltung von Cummings sind atemberaubend, doch sie
 verdecken eine weit dunklere Geschichte und deshalb muß der Fokus
 auf Johnson und seine Entscheidung, ihm mit dem ganzen Gewicht
 seines Amts zu schützen - siehe die Erklärung aus Number 10 -
 gerichtet werden.


27. Mai 2020
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FUNDSTÄTTEN/143: Neu entdeckter Grabhügel und zwei Steinbeile schreiben Geschichte der Besiedlung des Kapellenbergs um (idw)

Römisch-Germanisches Zentralmuseum (RGZM) - Leibniz-Forschungsinstitut für
Archäologie - 26.05.2020

Neu entdeckter Grabhügel und zwei Steinbeile schreiben Geschichte der
6000 Jahre alten Besiedlung des Kapellenbergs um



Hofheim/Mainz. Seit über zehn Jahren erforschen Archäologen das Gebiet
des Kapellenbergs bei Hofheim am Taunus und vollziehen anhand ihrer Funde
dessen Besiedelungsgeschichte nach. Bereits vor 6000 Jahren lebten hier
ca. 900 Menschen. Nun eröffnet sich eine neue Perspektive: Ein erst
kürzlich bestimmter Grabhügel und zwei Steinbeile, die dort bereits im 19.
Jahrhundert geborgen wurden, fügen der Forschung zur jungsteinzeitlichen
Höhensiedlung ein neues Kapitel hinzu. Die Kombination neuester
Erkenntnisse mit Daten aus der Fundgeschichte ermöglicht den Archäologen
eine genauere Einordung in die Besiedlungsgeschichte Mitteleuropas. Dabei
weisen Verbindungen auch nach Frankreich.




[image: Bild: © Sabine Steidl/RGZM]

Steinbeilklinge Typ Greenlaw/Altenstadt, gefertigt aus westalpiner
Jade vom Monte Viso. Alter etwa 4200/4100 v. Chr., Fundort
Kapellenberg um 1880.

Bild: © Sabine Steidl/RGZM



Noch in diesem Jahr soll mit der Eröffnung eines archäologischen Rundwegs
das Projekt für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Im Fokus der gegenwärtigen Forschung stehen zwei steinerne Beilklingen,
die im 19. Jahrhundert aus einem damals noch nicht erkannten gewaltigen
Grabhügel geborgen wurden. Aufgrund der Bestimmung des Monuments, der
verwendeten Materialien und der Herstellungstechnik kombiniert der
Projektleiter und Archäologe Professor Detlef Gronenborn (RGZM): "Bis
kurzem war der Hügel gar nicht erkannt. Mit der Entdeckung, und der
Interpretation als Grabmonument, müssen wir folgern, dass die Beile
Grabbeigaben für eine bedeutende Persönlichkeit gewesen sein müssen. Das
Grab selbst ist jedoch nicht mehr erhalten, wurde vielleicht im 19.
Jahrhundert zerstört. Eine der beiden Klingen ist in hochprofessioneller
und mühsamer Handarbeit aus Jade gefertigt worden. Da das Material aus den
Westalpen stammt, gehen wir davon aus, dass dieses Objekt über Frankreich
bis in das Rhein-Main-Gebiet gebracht worden ist. Solche kostbaren Stücke
sind bislang nur in Gräbern hochstehender politischer Persönlichkeiten
gefunden worden." Beide Beile sind mittlerweile im Stadtmuseum Hofheim am
Taunus zu sehen.

Bestimmung des Grabhügels mit Hilfe von 3D-Scans

Erst vor kurzem ist es dem Archäologen und seinem Team gelungen, die
gewaltigen Ausmaße des künstlichen Hügels, mit einem Durchmesser von 90
Metern und einer erhaltenen Höhe von etwa sechs Metern, korrekt zu
bestimmen. Gronenborn erläutert hierzu: "Erst mit Hilfe eines 3D-Scans der
Oberfläche des Höhenrückens konnte die Erhebung in ihren Dimensionen
erkannt werden." Die folgenden Untersuchungen zeigten auch, dass Ende des
19. Jahrhunderts schon einmal jemand im Zentrum des Hügels gegraben hatte,
denn dort fanden sich Münzen aus dieser Zeit. Wiederum etwa zehn Jahre
nach dieser frühen Grabung ist die Übergabe der beiden Beilklingen an den
damaligen Landeskonservator dokumentiert: "Es lag also nahe, diese
Erkenntnisse miteinander in Bezug zu setzen", so Gronenborn. "Obwohl es
bislang nicht möglich war, den Hügel direkt zu datieren, lässt die
Kombination aus Archivstudien und unseren Ausgrabungen sehr stark
vermuten, dass das Monument irgendwann zwischen 4500 und 3750 v. Chr., und
damit zeitlich bereits vor der inneren Besiedlung, errichtet wurde."
Vergleichbare Grabmonumente gibt es aus dieser Zeit heutzutage nur noch in
der Bretagne, in der Region um Carnac. Es ist daher möglich, dass die
damalige Bevölkerung aus Frankreich eingewandert ist.

Kapellenberg am Taunus: Eine befestigte Höhensiedlung aus der
Jungsteinzeit

Eines der bemerkenswertesten Forschungsergebnisse zum Projekt Kapellenberg
war, dass das gesamte, heute noch gut sichtbare Wallsystem in der
Jungsteinzeit errichtet wurde. "Damit ist der Kapellenberg die am besten
erhaltene archäologische Fundstätte aus der Zeit vor 6000 Jahren", erklärt
Gronenborn. "Kontinuierliche Ausgrabungen auf dem inneren Plateau ergaben,
dass dort zwischen 3750 und 3650 v. Chr. ein Dorf mit etwa 900 Einwohnern
existierte."
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Grabungen im Innenraum des Kapellenberg im August 2019, Nähe
Meisterturm/Aussichtsturm Hofheim.

Bild: © Hans Szédeli/hessenARCHÄOLOGIE



Seit 2008 untersucht das Römisch-Germanische Zentralmuseum,
Leibniz-Forschungsinstitut für Archäologie (RGZM), und der Arbeitsbereich
Vor- und Frühgeschichte des Instituts für Altertumswissenschaften der
Johannes Gutenberg-Universität in Mainz in Zusammenarbeit mit der
hessenARCHÄOLOGIE die archäologische Fundstätte aus der Jungsteinzeit.
Unterstützt wird das Projekt von der Stadt Hofheim. "Wir freuen uns, dass
eine solch bedeutende Fundstätte hier in Hofheim liegt. Die Siedlung der
Michelsberger Kultur zeigt, Hofheim ist in Mitten des Rhein-Main-Gebiets
eine der ältesten Besiedlungen und zeigt die Bedeutung dieses Orts für
Handel und Transport seit dieser Zeit", sagt Bürgermeister Christian Vogt.
"In Zukunft wollen wir die Forschungen deshalb weiter unterstützen und
intensiv begleiten. Ziel ist auch, die Ergebnisse für die Menschen
erlebbar und sichtbarer zu machen." Deshalb ist im Sommer 2020 geplant,
einen archäologischen Rundweg am Kapellenberg, gefördert von der Stiftung
Flughafen, zu eröffnen. Dieser soll in den Regionalpark Rhein-Main
integriert werden.


Weiterführende Links:

Das RGZM informiert über den aktuellen Forschungsstand unter:

https://www.rgzm.de/kapellenberg

Die wichtigsten Ergebnisse zum Grabhügel erscheinen am 26. Mai 2020 in der
Fachzeitschrift Antiquity; Link zu Project Gallery:

https://antiquity.ac.uk/open/projgall

Link Stadtmuseum Hofheim am Taunus/ Webseite Stadt Hofheim:

https://www.hofheim.de/kultur/Stadtmuseum/

Link zum Regionalpark RheinMain:

https://www.regionalpark-rheinmain.de/


Römisch-Germanisches Zentralmuseum, Leibniz-Forschungsinstitut
für Archäologie (RGZM)

Das RGZM ist eine weltweit tätige Forschungseinrichtung für Archäologie
mit Hauptsitz in Mainz sowie Nebenstellen in Mayen und Neuwied. 1852 vom
Gesamtverein der deutschen Geschichts- und Altertumsvereine gegründet, ist
es seit 1870 eine Stiftung des öffentlichen Rechts und seit 2002 Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

Derzeit richtet das RGZM seine Forschung neu aus. Der Beitrag, den
archäologische Forschung mit ihrem weit zurück reichenden Blick für die
Bearbeitung und Bewältigung von Problemstellungen des gegenwärtigen
Menschen leisten kann, wird zukünftig noch mehr im Fokus seiner
wissenschaftlichen Arbeit und deren Vermittlung stehen. Die Kompetenzen
des RGZM liegen u.a. im Zusammenspiel von Restaurierung, Archäometrie,
experimenteller und antiquarischer Archäologie. Die Forschungen erfolgen
in einem internationalen und interdisziplinären Netzwerk. In mehreren
Museen und breitgefächerten Publikationen aus dem eigenen Verlag
vermittelt es seine Forschungsergebnisse an die Öffentlichkeit.

Originalpublikation:

Gronenborn mfl: 

A later fifth-millennium cal BC tumulus at Hofheim-Kapellenberg,
Germany.

Antiquity, 2020.

DOI: 10.15184/aqy.2020.79.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1371
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WISSENSCHAFT/098: Haeckel-Schüler Nikolai Miklucho-Maclay - Der erste Antirassist (idw)

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 26.05.2020

Der erste Antirassist



Biologiedidaktiker und Wissenschaftshistoriker der Universität Jena
veröffentlichen Studie zum Haeckel-Schüler Nikolai Miklucho-Maclay und
belegen, wie er seinen Lehrer widerlegte und damit zum ersten
Antirassisten wurde.




[image: Foto: © Sammlung Hoßfeld]

Ernst Haeckel (r.) und Nikolai Miklucho-Maclay in den 1860ern.

Foto: © Sammlung Hoßfeld



Wie kaum ein anderer hat der Biologe Ernst Haeckel der Evolutionstheorie
Darwins zum Durchbruch verholfen. Zum einen hat der deutsche Biologe die
Ideen des englischen Kollegen - von Jena aus - einer breiten
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Zum anderen hat er sie wissenschaftlich
weiterentwickelt. Beim Versuch, eine neue exakte Anthropologie auf
Grundlage der Evolutionstheorie zu schaffen, unterlief ihm allerdings ein
folgenschwerer Fehler: Haeckel rekonstruierte die menschliche Evolution
auch anhand der modernen Bevölkerung und behauptete, es gebe verschiedene
Menschenarten auf unterschiedlichen Evolutionsstufen - eine Aussage, die
aus heutiger Sicht unzweifelhaft als rassistisch bezeichnet werden muss.
Auf ausreichend empirische Feldstudien, um diese These zu beweisen,
verzichtete Haeckel. Wie es ausgerechnet seinem Schüler Nikolai
Miklucho-Maclay gelang, den "deutschen Darwin" zu widerlegen, das berichten
Wissenschaftshistoriker der Friedrich-Schiller-Universität Jena in einer
aktuellen Studie in Zusammenarbeit mit der Russischen Geographischen
Gesellschaft in St. Petersburg.

Nicht an seine eigenen wissenschaftlichen Methoden gehalten

"Haeckel ging davon aus, dass die Menschheit aus verschiedenen Spezies
besteht, die sich durch verschiedene Entwicklungsstufen unterscheiden.
Einige stünden also einem hypothetischen vormenschlichen Vorfahren näher,
andere seien bereits weiterentwickelt", erklärt Uwe Hoßfeld von der
Universität Jena. Co-Autor Georgy S. Levit ergänzt: "Diese Aufteilung in
höhere und niedrigere Rassen ist der Kern jedes diskriminierenden
Rassismus." Vermutlich gingen solche herabsetzenden Denkweisen aus
Haeckels Arbeit hervor, weil er sich nicht an seine eigenen
wissenschaftlichen Methoden gehalten hatte. Diese sahen nämlich vor,
Organismen im unmittelbaren Lebensumfeld zu untersuchen, um so
Unterschiede innerhalb einer Art sowie unterschiedliche Arten zu erkennen.
Doch der Jenaer Biologe verzichtete darauf, durch aufwendige Feldstudien
ausreichend empirische Daten zu erheben - um als Erster die menschliche
Evolution in spekulativer Weise erklären zu können.

Sechs Reisen nach Neuguinea

Genau diese Forschung führte schließlich ausgerechnet einer seiner
unmittelbaren Schüler durch und lieferte somit die Beweise dafür, dass
Haeckel mit seinen anthropologischen Spekulationen falsch lag. Der 1846 in
Russland geborene Naturforscher Nikolai Miklucho-Maclay hatte ab 1865
einige Jahre in Jena studiert, sogar als Haeckels Assistent gearbeitet und
mit ihm Forschungsreisen unternommen. Nach dem Zerwürfnis mit seinem
ehemaligen Lehrer brach er 1870 nach Neuguinea auf, um die dortige
indigene Bevölkerung - die Papua - zu erforschen. Während seines ersten
Aufenthaltes lebte er über ein Jahr mit ihnen. Fünf weitere Reisen
folgten, bevor Miklucho-Maclays 1888 starb.

Das Ziel der Reise war kein Zufall, sondern vielmehr vom ehemaligen Lehrer
motiviert. Denn in seinem Werk "Natürliche Schöpfungsgeschichte" von 1868
hatte Haeckel u. a. die Papua als Vertreter einer primitiven Spezies
genannt, die dem Urmenschen am nächsten stehen solle. Er beschrieb ihre
Gestalt und Lebensweise, ohne jemals auf der Insel gewesen zu sein. Einen
Beweis dafür sah der Evolutionspionier beispielsweise in der angeblich
büschelartigen Behaarung der Papua und in ihrer Sprache.

Lehrer mit den eigenen Methoden widerlegt

Miklucho-Maclay widersprach diesen Behauptungen - und hielt sich in seiner
Beweisführung streng an die Grundsätze seines Lehrers. Denn Haeckel war
davon überzeugt, dass sich alle Organismen an ihre Lebensumgebung anpassen
und es so innerhalb einer Art verschiedene geographische Variationen geben
kann. Miklucho-Maclays empirische Forschung arbeitete heraus, dass das
auch bei den Papua vorlag und sie innerhalb der Menschheit als vollwertige
Mitglieder anzuerkennen sind, deren Rechte geschützt werden müssen.

"Zwar hat es auch vorher Denker gegeben, die sich deutlich gegen Rassismus
ausgesprochen haben, wie beispielsweise Alexander von Humboldt. Aber
Miklucho-Maclay war der erste Antirassist, der seinen Standpunkt
nachdrücklich durch evidenzbasierte, langjährige Feldforschung untermauert
hat", resümieren Hoßfeld und Levit. "Leider hatte seine Arbeit wenig
Einfluss auf die damalige Wissenschaft und Gesellschaft. Hätte sie mehr
Aufmerksamkeit erfahren, wäre rassistisches Gedankengut, das vor allem im
20. Jahrhundert so viel Schaden angerichtet hat, möglicherweise bereits im
Keim erstickt worden." Sein frühzeitiger Tod verhinderte zudem eine
globalere Sicht auf die damals schon vorhandenen Probleme des Rassismus
und Kolonialismus.


Originalpublikation:

G. S. Levit, U. Hossfeld (2020):

Ernst Haeckel, Nikolai Miklucho-Maclay and the racial controversy over the
Papuans,

Frontiers in Zoology,

DOI: https://doi.org/10.1186/s12983-020-00358-w
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Herodot und Herakles

oder: Warum unsere eigene Geschichte wichtig ist

von Jochen Knoblauch, 13. Mai 2020



Max Nettlau (1865-1945) hat mit der "Geschichte der Anarchie" einen
Meilenstein gesetzt, der allerdings bis heute nicht alle Bände umfasst, die
er konzipiert und geschrieben hat. Er wurde der Herodot - also der
Geschichtsschreiber - des Anarchismus genannt. Mit der neuen Edition im
Libertad Verlag, einer wahren Herkules-Aufgabe, sollen nicht nur erstmals
alle Nettlau-Bände erscheinen, sondern auch gleichzeitig ein 
Internet-Projekt starten, bei dem wir unsere Geschichte selber weiterschreiben
können.

Am Ende der 1960er Jahre war die kaum vorhandene anarchistische Bewegung
gespalten. Die verbliebenen Alt-Anarchist*innen hatten einen Arbeitsethos,
der den 1920er Jahren entsprach, während die langhaarigen
Junganarchist*innen etwa lieber einen Joint rauchten. Aber schnell wurde
auch festgestellt, dass es ein Reservoir an anarchistischen Theorien und
Geschichte gab, die durch die Nazi-Diktatur unterbrochen worden ist und in
keiner Tradition mehr stand. Geschichte und Theorien mussten wir uns damals
also alle neu anlesen (wobei Verlage wie der Libertad Verlag - damals in
West-Berlin-Neukölln ansässig - mit seinen Heftreihen einen großen Anteil
hatte).

Zu Beginn der 1990er Jahre schwappte aus den USA zu uns eine neue Welle
verschiedener libertärer Richtungen nach Europa, die größtenteils - recht
prahlerisch - gegen die "alten bärtigen Männer" rebellierten und auf
Geschichte und Theorien bewusst verzichten wollten - alles "Do it yourself"
und "just in Time". O.k., kann man machen... Aber die Mühe jedes mal das
Rad neu zu erfinden, könnte einem auch erspart bleiben. Und bei dem wohl
einflussreichsten, und produktivsten Kollektiv, welches dieser "Neue
Anarchismus" hervorgebracht hat, CrimethInc, merkt man schon, dass die
Autor*innen, der z.T. recht umfangreichen Texte zu aktuellen Situationen,
sich sehr wohl in der Geschichte und den verschiedenen Theorien auskennen.

Wir können also heute auf eine stattliche Anzahl libertärer Bibliotheken
und Archive [1] blicken, wo uns alle Informationen zur Verfügung stehen.
Zeitgleich mit dem "Neuen Anarchismus" entstand das Internet, welches
natürlich nicht nur dem Militär, der Staatsgewalt und dem Konsum frönt,
sondern eben auch zur Informationsquelle der anarchistischen Bewegung
geworden ist, und deren User*innen eben eher ein paar Klicks einem Buch
vorziehen. Diese Entwicklung sollte aber nicht einseitig zu Gunsten des
Internet allein vollzogen werden. Schon alleine aus Gründen der
Sinnlichkeit, die ein Buch mit sich bringen kann, ein Aspekt, auf den
gerade wir Anarchist*innen nicht verzichten sollten.

Jedwedem technischen Fortschritt skeptisch gegenüber zu stehen, ist eine
anarchistische Grundhaltung, die vor allem mit der industriellen Revolution
im 19. Jahrhundert zu tun hat und dem Entstehen eines gnadenlosen
Kapitalismus. Allerdings dürften heute die Vorteile des Internet wohl kaum
noch von jemandem bestritten werden (wenngleich die Technikverweigerung
unter Alt-Anarchist*innen doch noch recht verbreitet ist). Aber in Sachen
Computertechnik und Anarchismus gehört der Libertad Verlag mit seinen
Bemühungen zu den Pionieren. Der nicht nur mit der Datenbank des
deutschsprachigen Anarchismus [2] Akzente setzte, sondern auch Projekte wie
die Digitalisierung des "Lexikon des Anarchie" [3], Gedenkseiten
verstorbener Genoss*innen [4], oder eine Digitale Bibliothek [5] voran
trieb.

Das neueste Projekt ist nun die gemeinsame Herausgabe von Nettlaus
"Geschichte der Anarchie" in der Printversion, aber auch
gleichzeitig in digitaler Form, die mit den verschiedensten weiteren
Möglichkeiten versehen wird, die neue, zeitgemäße Möglichkeiten eröffnen
sollen.

Das Buch

Geschichte der Anarchie (Werkausgabe), Band 1
Der Libertad Verlag hat sich entschlossen mit seiner Ausgabe wieder mit
Band 1 zu beginnen, wobei das Maulen einiger (heutigen) "Alt-Anarchisten"
nicht zu überhören war, die ja - mindestens - die ersten drei Bände schon
kennen, denn die erste Ausgabe erschien in den Jahren 1925-1931, dem nach
dem Zweiten Weltkrieg noch drei weitere Ausgaben folgten. Nettlau selbst
hatte sein Werk auf sieben Bände angelegt. Der Libertad Verlag hat in
seinem Editionsplan die Werkausgabe jetzt auf zehn Bände konzipiert, allein
auf das umfangreiche Material hin, welches Nettlau hinterlassen hat und den
Umfang eines "normalen" Buches übersteigt. Dazu kommt, dass ein Grossteil
der handgeschriebenen Nettlau-Texte erstmals transkribiert werden muss.

Verdienstvoll an dieser neuen Ausgabe ist sicherlich auch die rund 
60-seitige Einführung durch den Herausgeber Jochen Schmück, der neben der
Projektbeschreibung, einer Editionsgeschichte usw. auch ausführlich über
Max Nettlau, sein Leben, sein Werk und seine eigenen Ideen zum Anarchismus
schreibt. Es gilt bei dieser Neuauflage nicht nur erstmals dem Historiker
Nettlau die entsprechende Ehre zu Teil werden zu lassen, dass endlich sein
Werk der breiten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird, sondern auch
der Schatz, der diese Arbeit für unsere Geschichte darstellt, endlich in
Gänze gehoben wird. Verlag und Herausgeber stecken da viel Herzblut in die
Sache.

Also fangen wir mit Band 1 - wenn nicht gerade bei Adam und Eva - aber so
ähnlich, bei den Griechen der Antike an. Dieser hält einem klar vor Augen,
dass es eben eine Traditionslinie gibt, die unterbrochen durch christlichen
Fanatismus, schon früh ein anti-autoritäres Denken beinhaltet hat. Dass
anarchistisches Denken keine Erfindung der Neuzeit ist, sondern eine
Kausalität im Denken der Menschen hat, wo es Ungerechtigkeit,
Selbstanmaßung und Irrationalität gibt.

Aber auch eine Wiederentdeckung der frühen Querdenker wie Rabelais, La
Boétie, Diderot oder Winstanley und viele andere bis hin zum "Erfinder" der
modernen Anarchismus William Godwin lassen sich heute noch Vordenker
ermitteln, die wir längst aus den Augen verloren haben. Dazu kommen die
Frühsozialisten wie Charles Fourier und Robert Owen, über die
amerikanischen Individualisten zu Proudhon, Stirner usw. bis zu Bakunin und
die Erste Internationale in London von 1864. Alles in Allem eine durchaus
spannende Angelegenheit. Und als Einstieg in weiterführende Lektüre oder
aber auch zur Bildung eigener Gedanken, absolut unentbehrlich, weil wir
nicht ausschließlich gegen etwas sein sollten, sondern uns auch daran
erinnern und begeistern sollten wofür wir einstehen.

Das Internet-Projekt GdA

Unter dem Kürzel GdA wird Nettlaus "Geschichte der Anarchie" zum 
Multimedia-Projekt. Neben der Printausgabe erscheinen die Texte zeitgleich auch ohne
Beschränkungen im Internet [6]. Zusätzlich wird jedem/r Käufer*in der
Printausgabe ein Zugangscode zur Onlineversion mitgeliefert, der über die
normale Nutzung hinausgeht. Mit der Registrierung eröffnen sich
Premiuminhalte und -features, die das Projekt in eine Community überführen
soll, die mit Hilfe eines Content Managment System (CMS) den heutigen
technischen Standard erfüllt. Die Onlineversion soll natürlich auch
interessierte Menschen miteinander verbinden und im besten Fall eine
direkte internationale Zusammenarbeit und Vernetzung ermöglichen. Nach
einer Probephase ist die Onlineversion mit dem ersten Band jetzt unter der
oben genannten web-Adresse [7] abrufbar.

Der Historiker Max Nettlau wäre vermutlich über all diese neue
Möglichkeiten in heller Freude und der Internationalist sowieso. Die
Möglichkeiten des neuen Mediums braucht heute vermutlich niemand mehr
erklärt zu bekommen und den jungen Menschen, die inzwischen mit ihm
aufgewachsen sind, eh nicht mehr. Es gilt nun das Wissen, welches bereits
vorhanden ist, in die neuen Möglichkeiten zu integrieren, es gilt sie zu
vermehren und zum Wohle vieler zu nutzen und zu verbreiten.

Max Nettlau, Geschichte der Anarchie. Band 1: Der Vorfrühling der
Anarchie. Ihre historische Entwicklung von den Anfängen bis zum Jahr 1864.
Werkausgabe herausgegeben von Jochen Schmück. Libertad Verlag Potsdam 2019,
geb., 333 S., 38,00 Euro

Internet:

https://www.geschichte-der-anarchie.de/


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_libert%C3%A4rer_Bibliotheken_und_Archive

[2] http://www.dadaweb.de/

[3] http://dadaweb.de/wiki/Lexikon_der_Anarchie

[4] http://dadaweb.de/wiki/Portal_DadA-Memorial

[5] http://dadaweb.de/wiki/Digitale_Bibliothek

[6], [7] https://www.geschichte-der-anarchie.de/
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Moskau: Strategische Stabilität ohne Rüstungskontrolle?

von Wolfgang Kubiczek



In Moskau vollzieht sich Ungewöhnliches. In einem in aller Öffentlichkeit
geführten Diskurs erörtern Experten der Außenpolitik und des Militärs die
neue Sicherheitslage Russlands nach der Aufkündigung des INF-Vertrages und
dem möglichen Aus für den New START-Vertrag am 5. Februar 2021. Damit
entstünde die fatale Situation, dass der gesamte bilaterale
Rüstungskontrollprozess zwischen den beiden größten Atommächten - bisher
die wichtigste Garantie für die Verhinderung eines Kernwaffenkrieges - am
Ende wäre. Aber auch die eminent wichtigen multilateralen Verträge zum
Verbot von Kernwaffenversuchen (CTBT) und zur Nichtverbreitung von
Kernwaffen (NPT) würden weiteren Schaden nehmen.

Die russische Führung ergreift derweil neue Maßnahmen zur Stärkung ihres
Militärs und offensichtlich auch zur Anpassung der Militärdoktrin. Nikolai
Patruschew, Sekretär des russischen Sicherheitsrates, kündigte an, Wladimir
Putin bis zum 30. März eine neue Konzeption zur Entwicklung der russischen
Streitkräfte vorzulegen.[1] Falls notwendig, könne auch eine Korrektur der
Militärdoktrin von 2014 erfolgen.[2] Das bestätigt auch der Chef des
Generalstabs Walerij Gerassimow.[3] Bis zum 1. Oktober 2020 ist
beabsichtigt Pläne zu deren Umsetzung für den Zeitraum 2021-2025 zu
erarbeiten. Das alles klingt nach einer Anpassung der strategischen
Leitlinien.

Der Diskurs über die künftige Strategie Russlands hat erhebliche
Kontroversen zutage treten lassen. Der Abrüstungsexperte Alexej Arbatow
hilft bei der Einordnung, wenn er zum einen von den "nuklearen
Revanchisten" spricht, die danach streben Kernwaffen nutzbarer zu machen,
während die "Revisionisten". Rüstungskontrolle ablehnen und dafür eine
Stärkung der nuklearen Abschreckung sowie ein neues Konzept der
strategischen Stabilität befürworten.[4] Die Aufzählung wäre aber ohne die
Gruppe der "Traditionalisten", der Abrüster, zu denen auch Arbatow gehört,
nicht vollständig. Gelegentlich kommen auch einige "nukleare Irrlichter" zu
Wort, für die Kernwaffen ein normales Mittel der Kriegführung sind.

Was beinhalten nun diese Konzepte im Einzelnen?

Ein neues Paradigma - multilaterale strategische Stabilität
Mit der Aufkündigung des INF-Vertrages entstand in Moskau der dringende
Bedarf, die eigene strategische Situation neu zu überdenken. Im Mittelpunkt
stand dabei das Paradigma der strategischen Stabilität, eines Zustandes
zwischen den beiden atomaren Supermächten, der vor allem in der Zeit des
kalten Krieges, aber auch danach, wesentlich zur Verhinderung eines
Kernwaffenkrieges beigetragen hat. Strategische Stabilität wurde im
Zusammenhang mit dem START-1-Abkommen zwischen der Sowjetunion und den USA
in einer gemeinsamen Erklärung vom Juni 1990[5] als Sinn und Zweck weiterer
bilateraler Verträge über die Reduzierung der strategischen Offensivwaffen
definiert.[6] Sie wurde auf bilateraler Ebene zwischen den USA und der
Sowjetunion (später Russland) in den Verträgen über nukleare
Rüstungskontrolle gewährleistet.

Angesichts der Aufkündigung des INF-Vertrages fand im Mai 2019 eine
Situationsanalyse russischer Experten für internationale Sicherheit und
Rüstungskontrolle statt. Unter Federführung von Sergej Karaganow[7] wurden
die Ergebnisse in einem Bericht "Das neue Verständnis und die Wege zur
Festigung der multilateralen strategischen Stabilität"[8] zusammengefasst.
Bereits in der Einleitung wird darauf verwiesen, dass es zu vielen Fragen
keine einheitliche Meinung gab. Das, so schreiben die Verfasser des
Berichts, "widerspiegelt die allgemeine Konfusion in den Köpfen der
Experten [...] und die Spaltung in Anhänger des bisherigen Kurses auf
strategische Stabilität und Reduzierung und Begrenzung der strategischen
Kernwaffen aus der Zeit des kalten Krieges sowie in Anhänger einer
Korrektur des bisherigen Verständnisses von strategischer Stabilität und
von Wegen zu ihrer Sicherung unter Berücksichtigung der fundamentalen
Veränderungen, die sich in der militär-strategischen Situation vollzogen
haben und sich weiter vollziehen werden."[9]

Karaganow und sein Mitautor Dimitrij Suslow,[10] sind offene Anhänger der
zweiten Richtung, solche, die von Alexej Arbatow als "Revisionisten"
bezeichnet werden. Vor einigen Jahren seien sie zu dem Schluss gekommen,
die vorige außenpolitische Konzeption Russlands sei nicht aktuell und
zukunftsorientiert, so Karaganow. Russland müsse bestimmte nationale Ideen
haben. In diesem Bericht habe man sich nicht an amerikanischen oder anderen
Ausarbeitungen orientiert, wie es früher bei der Rüstungskontrolle war. Der
Vorzug des Berichts bestehe darin, dass er nicht im Fahrwasser anderer
schwimme.[11]

Die "Revisionisten" sind der Auffassung, das ursprüngliche Verständnis von
bilateraler strategischer Stabilität sei veraltet. Ihre Thesen: Die
traditionellen Mechanismen der Rüstungsbegrenzung und Abrüstung sind
kontraproduktiv.

Die Begrenzung und Reduzierung nuklearer Rüstungen sowie die
Aufrechterhaltung eines annähernden Gleichgewichts zwischen den
strategischen Kernwaffenpotentialen funktionieren nicht mehr. Sie machen in
militärstrategischer Hinsicht keinen Sinn und sind in multilateralen Formen
unwahrscheinlich, vor allem angesichts der militärtechnischen Entwicklung.
Das schließt automatisch nukleare Abrüstung aus.

Das gehe vor allem auf zwei Prozesse zurück, die die militärstrategische
Landschaft verändert haben: viele nichtnukleare Waffen sind heute von
strategischer Bedeutung, wodurch die Grenze zu Kernwaffen verwischt wird;
zugleich habe sich eine nukleare Multipolarität herausgebildet, an vorderer
Stelle das Nuklearpotential Chinas. Sie untergrabe die herkömmliche
bilaterale Logik russisch-amerikanischer Rüstungskontrolle. Diese habe zwar
ihre positiven Seiten gehabt, so Karaganow, aber gleichzeitig auch als
Tarnung für das Wettrüsten gedient. [12] Man sollte von neuen
Vereinbarungen Abstand nehmen. Der Zerfall bi- und auch multilateraler
Abrüstungsvereinbarungen (NPT, CTBT) sei nicht das Ende der Welt und müsse
als normal angesehen werden.[13] Sie seien auch gegen eine multilaterale
nukleare Rüstungskontrolle und würden daher Trumps Ideen von einem
Dreiervertrag USA-China-Russland ablehnen. Nur die multilaterale nukleare
Abschreckung könne den Frieden erhalten und einen Krieg verhindern.

Als Wesenselement dieser Art der nuklearen Abschreckung sieht man eine
"teilweise Transparenz". Wenn man gar keine Informationen darüber habe, was
die Gegenseite aufzubieten hat, würde die Abschreckung geschwächt. Man
benötige eine gewisse "Grauzone", damit Abschreckung funktioniert, weil
dann der Gegner annehmen könne, dass man über eine größere Zahl von
Sprengköpfen verfüge als er selbst. Eine gewisse Klarheit sei dennoch für
die Abschreckung notwendig. Sie schlagen eine teilweise Transparenz vor.
Aus diesem Grund befürworten die "Revisionisten" - gewissermaßen als
Ausnahme - auch die Verlängerung von New START um weitere fünf Jahre, aber
nur um die darin enthaltenen Transparenzregeln für nukleare Waffen
beizubehalten. Bevorzugt wird eine Variante, bei der die
Transparenzbestimmungen des Vertrages beibehalten und gleichzeitig die
quantitativen Höchstgrenzen beseitigt werden.

Es wird eingeschätzt, ein beabsichtigter Kernwaffenkrieg sei eher
unwahrscheinlich, aber die Gefahr eines unbeabsichtigten militärischen
Konflikts, der zu einem globalen Kernwaffenkrieg eskalieren kann, habe
stark zugenommen. Strategische Stabilität könne daher nicht nur von
Russland und den USA gewährleistet werden, sondern müsse auch die anderen
Kernwaffenstaaten, allen voran China, einbeziehen. Daraus entwickeln sie
ihre tragende These: Strategische Stabilität sei, heute die Fähigkeit der
Atommächte keinerlei direkte militärische Konflikte, darunter auch
nichtnukleare und unbeabsichtigte, zuzulassen.

Das erfordere vor allem politische Schritte, einschließlich Spannungsabbau
zwischen den Nuklearmächten und die Wiedergewinnung von gegenseitigem
Vertrauen. Dazu soll ein neuer Begriff eingeführt werden: "multilaterale
strategische Stabilität". Diese wird definiert als "ein Zustand der
Beziehungen zwischen den Nuklearmächten, bei dem sie in der Lage sind, jede
beliebige Konfrontation untereinander - sowohl beabsichtigt als auch
unbeabsichtigt - zu unterbinden, weil jede davon in der Lage ist, in einen
globalen Kernwaffenkrieg hinüberzuwachsen."[14]

Als vorrangige Aufgaben zur Stärkung der "multilateralen strategischen
Stabilität" sehen die Autoren des Berichts:


	Stabile Kommunikation zwischen den Militärs;

	militärische Transparenz und Voraussagbarkeit ohne Verpflichtung zur Rüstungsbegrenzung;

	Dialoge Russland - USA und China - USA zu Militärdoktrinen und Nuklearstrategien und eine Vertiefung des strategischen Dialogs zwischen Russland und China;

	militärische Verhaltensregeln zur Informations- und Kommunikationstechnologie, zu hochpräzisen nichtnuklearen Waffensystemen, Weltraum und künstlicher Intelligenz sowie bei regionalen Konflikten;

	Maßnahmen und Verhaltensregeln für den Fall eines militärischen Konfliktes zwischen Atommächten.[15]



Mittel- und langfristig soll die "multilaterale strategische Stabilität"
durch komplexe, konzeptionelle, nicht auf die Erreichung schneller
Vereinbarungen gerichtete Dialoge Russland - China, Russland - USA, USA -
China gefestigt werden. Es müsse sich eine neue Qualität der Beziehungen
zwischen den Nuklearmächten, vor allem zwischen Russland, den USA und China
herausbilden und die konfrontative Schärfe in den Beziehungen überwunden
werden. Für die russische Außenpolitik wäre es zweckmäßig, den "Kampf für
den Frieden" - die Verhinderung eines Krieges zwischen den Nuklearmächten -
als eines der wichtigsten Ziele zu proklamieren und dies durch
Friedensinitiativen zu begleiten.[16]

Oleg Stepanow, Direktor der Abteilung für außenpolitische Planung im
russischen Außenministerium, gab in der Diskussion um den Bericht zu
verstehen, dass dieser nur die Meinungen von Experten wiedergibt und keine
offizielle Position der Regierung darstelle: "Wir sind für eine
Wiederaufnahme der gesamten Verhandlungen zur Gewährleistung der
strategischen Stabilität und internationalen Sicherheit und hoffen auf die
entsprechende Bereitschaft unserer Partner auf einen ernsthaften,
interessierten Dialog."[17]

Die Traditionalisten - Rüstungskontrolle ist die Grundlage der
strategischen Stabilität

Eine andere Gruppe von Experten richtet sich vehement gegen diese Thesen.
Zu ihren Wortführern gehören die Abrüstungsexperten der "alten Schule", wie
Wladimir Dworkin (Generalmajor im Ruhestand) und Alexej Arbatow, die seit
Jahren die öffentliche Diskussion um Militärdoktrin und Nuklearstrategie
maßgeblich prägten und teils selbst an Rüstungskontrollverhandlungen mit
den USA beteiligt waren. Für diese Gruppe der "Abrüster" ist
ausschlaggebend, dass die bilaterale Rüstungskontrolle mit den USA auch
künftig der entscheidende Baustein für die strategische Stabilität bleibt.

Jewgenij Bushinskij[18], in der Vergangenheit im Verteidigungsministerium
für internationale Verträge zuständig, bringt die zentrale These der
"Abrüster" auf den Punkt: "Rüstungskontrolle ist natürlich nicht identisch
mit strategischer Stabilität. Aber sie ist die Grundlage der strategischen
Stabilität." [19] Er hält es für eine Illusion, mit den Amerikanern in der
derzeitigen Situation Verhaltensregeln auf dem Kriegsschauplatz oder
Spielregeln ausarbeiten zu wollen, wie man das Hinüberwachsen eines
konventionellen in einen atomaren Konflikt verhindern könne.[20]

Der von den "Revisionisten" bevorzugte Begriff "multilaterale nukleare
Abschreckung" wird von den "Abrüstern" als eine im strategischen Vokabular
nicht existente, künstlich ausgedachte Größe abgelehnt. Dazu Ex-General
Bushinskij: "Es gibt keine 'multilaterale nukleare Abschreckung'. Alle
potentiellen Teilnehmer haben verschieden Ziele."[21] Während für Russland
beispielsweise das Potential der USA und der NATO von Bedeutung ist, sei es
vom chinesischen Nuklearpotential nicht besonders besorgt. China beunruhigt
ebenso weniger das Potential Russlands als das Indiens und der USA. Diese
unterschiedlichen strategischen Interessenlagen großer und kleiner
Atommächte machen eine multilaterale nukleare Abschreckung, was immer das
sei, unmöglich.

Mit harschen Worten lehnen die "Abrüster" ein zentrales Element des
"revisionistischen" Gedankengebäudes - multilaterale und bilaterale Regime
der Transparenz und Voraussagbarkeit ohne eine Verpflichtung zur
Rüstungsbegrenzung - ab. Das käme im Prinzip einer Annäherung an westliche
Positionen gleich.[22] Russische Experten verweisen darauf, dass dies schon
aus Gründen der russischen Gesetzeslage nicht möglich sei, die die
Weitergabe sensibler Informationen über das russische Militär ohne einen
ratifizierten Vertrag nicht zulasse.[23] Auf den Punkt gebracht:
Transparenz ohne Verifikation ist Betrug, ist der Versuch, den Gegner zu
täuschen. Und Verifikation ohne einen ratifizierten Vertrag ist unmöglich.
[24] Außerdem gebe es in der Geschichte genügend Beispiele, dass
Transparenz und Informiertheit nicht unbedingt das Wettrüsten einschränken,
sondern im Gegenteil, den vermeintlich Unterlegenen zu aufholenden
Rüstungsbemühungen stimulieren.[25] Auch der für Fragen der
Rüstungskontrolle verantwortliche stellvertretende Außenminister Sergej
Rjabkow erteilt dieser Position der "Revisionisten" eine harsche Absage:
"Unsere Position: Verifikation um der Verifikation willen, Transparenz um
der Transparenz willen sind unnötig. Sie müssen in enger Verbindung mit
Verpflichtungen einhergehen [...] Transparenz und Verifikation müssen die
zuverlässige Erfüllung der einen oder anderen Vereinbarung
gewährleisten."[26]

Die "Abrüster" kritisieren aber auch die im letzten Jahrzehnt aus Moskau
wiederholt zu hörende Forderung nach Einbeziehung aller Atomwaffenmächte in
Maßnahmen der Rüstungskontrolle[27]. 2012 erklärte Wladimir Putin als
Präsidentschaftskandidat: "Wir werden nicht einseitig abrüsten [...] An
diesem Prozess müssen sich alle Kernwaffenstaaten beteiligen. Wir können
nicht ständig abrüsten, während gewisse andere Kernwaffenstaaten
aufrüsten."[28] Auf Präsident Obamas Vorschlag von 2013, mit Russland eine
weitere Reduzierung der strategischen Kernwaffen um ein Drittel
auszuhandeln, erklärte Moskau, dass mit dem New START-Vertrag die
Möglichkeiten bilateraler Reduzierungen ausgeschöpft seien.[29] 2018
bekräftigte der russische Außenminister Lawrow vor dem UN-Sicherheitsrat:
"Es ist notwendig, bedingungslos alle Faktoren, die auf die strategische
Stabilität wirken, zu berücksichtigen. Am Verhandlungsprozess (zur
Abrüstung) müssen sich alle Länder mit einem militärischen Nuklearpotential
beteiligen."[30]

Im Gegensatz zu dieser Multilateralisierung der Rüstungskontrolle vertreten
die "Abrüster" die Auffassung, strategische Stabilität könne nur im Rahmen
bilateraler Vertragsbeziehungen zwischen Moskau und Washington
gewährleistet werden.[31] Da Russland das ungefähre Gleichgewicht zu den
USA bei Kernwaffen sichern konnte, so Arbatow,[32] gebe es keinen Anlass
den bipolaren Prozess nicht fortzusetzen, zumal die USA und Russland trotz
der vollzogenen Begrenzungen immer noch über zirka 92 Prozent des
weltweiten Kernwaffenbestandes verfügen. Das bedeute, jede der beiden
großen Kernwaffenmächte habe drei- bis viermal so viele Kernwaffen wie alle
kleineren Kernwaffenstaaten zusammen. Da eine großartige Aufstockung des
Kernwaffenpotentials dieser Staaten nicht geplant sei, dürfte sich das
zahlenmäßige Verhältnis zu den atomaren Supermächten kaum verändern. Vom
Standpunkt der strategischen Stabilität bildeten die Atomwaffen der
kleineren Nuklearmächte kein Hindernis für eine Fortführung des bilateralen
Dialogs zwischen Moskau und Washington um Begrenzung der strategischen
Offensivwaffen.

Ein multilateraler Rüstungskontrollvertrag zu Atomwaffen würde Bedingungen
voraussetzen, die objektiv nicht erreicht werden können. Das sind laut
Arbatow[33]:


	Die Teilnehmer müssen in ein System der gegenseitigen nuklearen Abschreckung eingebunden sein.

	Die Kernwaffen aller Teilnehmerstaaten müssen ungefähr gleich groß sein, um alle Staaten an der Erreichung eines Ergebnisses zu interessieren, das heißt sie müssten etwa gleiche numerische Obergrenzen akzeptieren.

	Vorzugsweise müssen vergleichbare Typen von Waffensystemen Gegenstand eines Vertrages sein.



Die Voraussetzungen für eine Einbeziehung der anderen sieben Atommächte in
die Verhandlungen Russland - USA seien nicht gegeben, da weder eine
gegenseitige Abschreckung und Parität der potentiellen Teilnehmer
untereinander existiert, noch verfügten sie über ausreichend vergleichbare
Waffensysteme. Erschwerend komme hinzu, dass einige von ihnen (USA,
Frankreich, UK) offiziell Bündnispartner sind, andere quasi bündnisähnlich
miteinander kooperieren (China - Nordkorea, China - Russland, USA -
Israel). Ein weiteres abrüstungstechnisches Problem wäre die
Verifizierbarkeit eines multilateralen Rüstungskontrollabkommens, denn es
müssten die Begrenzungen des gesamten Spektrums strategischer und
nichtstrategischer Atomwaffen kontrolliert werden. Es gab bisher keine
Verhandlungen über eine Begrenzung taktischer Atomwaffen, unter anderem
auch wegen der Komplikationen bei der Kontrolle eines solchen Abkommens,
die da sind: dual-use (ihre Einsatzmöglichkeiten sowohl mit atomaren als
auch mit konventionellen Sprengköpfen), die große Verschiedenheit der
Waffentypen und ihre enorme territoriale Streuung.

Zusätzlich stellt die politische Haltung der kleineren Atommächte zu
multilateralen Vereinbarungen eine nahezu unüberwindbare Hürde dar: sie
würden theoretisch nur teilnehmen, wenn die beiden nuklearen Supermächte
zunächst ihre Kernwaffen weiter auf das Niveau der anderen reduzieren, was
auch auf einen langen Zeithorizont keine realistische Perspektive ist.

Gegenwärtig sei überhaupt nicht klar, so Arbatow, wann die beiden atomaren
Supermächte je bereit sein werden, derartig große politische und
strategische Konzessionen zu machen, um den Übergang in ein multilaterales
Rüstungskontrollformat möglich zu machen. Das Modell der bilateralen
Rüstungskontrolle kann auch nicht durch irgendwelche amorphen Foren zu
strategischer Stabilität und Voraussagbarkeit ersetzt werden, denn
gegenseitiges Vertrauen ist ohne verifizierbare Rüstungskontrollmaßnahmen
unmöglich.

Der Faktor China

Die wenig transparenten Pläne Chinas stellen eine gewisse Unsicherheit dar.
Russische Experten räumen ein, dass der chinesische Aspekt Einfluss auf das
amerikanische Verhalten hat.[34] Es gibt bislang nur eine offizielle
Erklärung des chinesischen Außenministeriums vom April 2004 in der es hieß,
China habe das kleinste Kernwaffenpotential aller offiziellen (gemäß
Nichtverbreitungsvertrag) Kernwaffenstaaten. Das würde bedeuten, dass es
zum damaligen Zeitpunkt über weniger als 192 atomare Sprengköpfe (die
Anzahl britischer Atomwaffen) verfügte. Nach Schätzungen westlicher
Experten könnte diese Zahl zwischenzeitlich auf 300 angestiegen sein.[35]
Dabei ist eine Unbekannte die Qualitätsstufe der chinesischen Kernwaffen.
China hat in den letzten Jahrzehnten gewaltige Summen in die Forschungs-
und Entwicklungstätigkeit sowie in den Ausbau einer modernen Infrastruktur
gelenkt. Immerhin, vermerken russische Beobachter, wurden auf der
Militärparade zum 50. Jahrestag der Volksrepublik China drei Familien von
chinesischen Interkontinentalraketen gezeigt, die offensichtlich synchron
produziert und weiterentwickelt werden. Das sei heute einzigartig in der
Welt.

China wird erst bereit sein, sich auf einen Dialog mit den großen
Kernwaffenstaaten zur nuklearen Rüstungskontrolle bei strategischen
Kernwaffen einzulassen, wenn es zahlenmäßig mit den USA und Russland
annähernd gleichgezogen hat, lässt aber offen, wann das sein könnte. Die
USA wiederum beobachten misstrauisch das Anwachsen des chinesischen
Kernwaffenpotentials. Die Aufkündigung des INF-Vertrages durch die USA, so
russische Experten, dürfte maßgeblich von der Unkalkulierbarkeit der
Zunahme von auf die USA zielenden chinesischen Interkontinentalraketen
bestimmt worden sein. Bei den in chinesischer Serienproduktion erzeugten
atomaren Mittelstreckenraketen hat China ohnehin einen von den USA nicht
mehr einzuholenden Vorsprung, da diese aufgrund des INF-Vertrages über
Jahrzehnte mit ihrer Produktion pausieren mussten. Ob die chinesische
Führung in Kategorien der Abschreckung denkt ist eine offene Frage.
Jedenfalls hat sie offiziell verkündet, nicht als erste Kernwaffen
einzusetzen.[36]

Wird fortgesetzt.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Toxische Männlichkeit

Ist männliches Verhalten generell schädlich?

von Tim Kühnel



Der Begriff toxische Männlichkeit begegnet uns immer wieder. Zuletzt hat
er im Zusammenhang mit #metoo für Aufregung und erhitzte Gemüter gesorgt.
Viele Männer fühlen sich durch den Begriff angegriffen und denken, man
wolle ihnen ihre Männlichkeit absprechen bzw. alles «männliche» für toxisch
erklären. Doch darum geht es nicht.

In dieser zweiteiligen Reihe setzen wir uns mit toxischer Männlichkeit
auseinander. Im ersten Teil möchte ich versuchen zu erklären, was man unter
männlichen Verhaltensweisen und toxischer Männlichkeit versteht und wie
dieses Verhalten entsteht. Im zweiten Teil entschlüsseln wir, was daran
toxisch ist und wem es schadet, und stellen Thesen auf, wie wir toxische
Männlichkeit überwinden können.

Es gibt kein Schema F, das Männlichkeit definiert, jeder hat eine eigene
subjektive Sicht darauf. Wenn man allerdings Menschen fragt, was sie unter
Männlichkeit verstehen, fallen oft Begriffe wie Dominanz, Selbständigkeit,
Stärke, Kraft, Mut, Verantwortung usw. Im folgenden verwende ich daher den
Begriff «Männlichkeit» für Verhaltensweisen, die von der Gesellschaft als
männlich betrachtet/angesehen werden. Doch nicht jede «männliche»
Verhaltensweise ist gleich toxisch.

Der Begriff toxic masculinity kommt aus der soziologischen
Geschlechterforschung. Darunter versteht man Verhaltensweisen und
Umgangsformen (meist von Männern ausgeübt), die dazu dienen sollen,
«Männlichkeit» zu demonstrieren. Einige davon sind schädlich. Wieso und was
daran schädlich/toxisch ist, dazu kommen wir im zweiten Teil. Auch ist mir
wichtig aufzuzeigen, dass toxische Verhaltensweisen von Männern nicht nur
anderen schadet, sondern dass sie auch selbst unter den propagierten
Männlichkeitsbildern/den Machtstrukturen des Patriarchats leiden.

Welche als männlich angesehene Verhaltensweisen sind nun toxisch? Einige
von ihnen sind das ganz offensichtlich. Dazu gehören Gewalt, Aggressionen,
Übergriffigkeit und Einschüchterung. Bei anderen Verhaltensweisen ist das
nicht auf den ersten Blick offensichtlich, sondern erst, wenn man sich
näher damit auseinandersetzt und die Auswirkungen betrachtet. Dazu zählen
emotionale Verschlossenheit, Kontrollwahn, Härte, Konkurrenzdenken,
Objektifizierung, Dominanz und ungesunder Stolz. Das alles sind
Verhaltensweisen, die wir, die Gesellschaft, als eher männlich oder typisch
männlich ansehen, die anderen Personen oder den Personen, die sie ausüben
jedoch schaden.

Dazu einige Beispiele: Das erste Beispiel trug sich 1996 in einer Middle
School in den USA zu. Jamie Nabozny verklagte seine Schule, weil er in
dieser wegen seiner sexuellen Orientierung vom Leiter einer kirchlichen
Jugendgruppe vergewaltigt, gemobbt, krankenhausreif geschlagen und zum
Suizidversuch getrieben wurde. Wenn er sich in solchen Situationen bei der
Schulleitung verstecken wollte, ließ diese das nicht zu und erwiderte nur:
«Boys will be boys» («Jungs sind halt Jungs») - wenn er sich so offen
schwul verhalte, müsse er mit solchen Reaktionen rechnen.

Solche Situationen prägen ein Kind. Es entwickelt eine unbewusste
Voreingenommenheit, bei der solche Geschlechterstereotypen unbewusst als
natürlich aufgefasst und andere dann an diesen gemessen werden. Das
geschieht, wie im Fall dieses Beispiels dann, wenn aggressives und
respektloses Verhalten von erwachsenen Bezugspersonen als natürlich
wahrgenommen und mit Phrasen wie «Boys will be boys» abgetan werden.
Solche Geschlechterstereotype dienen jedoch auch leicht als Ausflüchte, um
sich nicht weiter mit anderen Auslösern, den wahren Gründen und dem
Fehlverhalten selbst auseinandersetzen zu müssen. Auch bringt es jungen
Menschen bei, später im Erwachsenenalter ein solches Fehlverhalten als
natürlich zu akzeptieren. Je früher sich diese Geschlechterstereotype
verfestigen können, desto wahrscheinlicher ist es, dass später im Leben
schädliches Verhalten unkritisch entschuldigt und ausgeübt wird.

Mein persönlicher Lieblingsspruch - und meiner Meinung nach der mit den
schädlichsten Auswirkungen - ist: «Männer weinen nicht», oder: «Indianer
kennen keinen Schmerz». Wer kennt die Situation nicht? Ein Kind auf der
Straße fällt hin und der Mutter oder der Vater tröstet es und sagt so etwas
wie: «Männer weinen nicht!» Eigentlich steckt der Widerspruch schon in der
Situation selbst: Wenn Männer nicht weinen, wieso muss man ihnen dann
beibringen, ihre Emotionen zu unterdrücken? Das ist ein weiteres Stereotyp,
das schon im frühen Alter antrainiert wird. Männern wird oft sehr früh
beigebracht, ihre Emotionen zu unterdrücken. Diese entladen sich dann sehr
oft in Aggressionen, und dieses Verhalten wird bis ins Erwachsenenalter
weitergetragen.

Ein weiteres Stereotyp, das antrainiert wird, ist das Dominanzverhalten von
Männern. Das geschieht schon im Sportunterricht durch Sprüche wie: «Du
wirfst wie ein Mädchen». Auch wenn ein Junge in der Schule weint, kommen
nicht selten Aussagen wie: «Du weinst wie ein Mädchen». Wenn man sich nicht
«männlich» genug verhält, bekommt man zu hören: «Du verhältst dich wie ein
Mädchen», oder: «Du verhältst dich schwul». Auch wird Kindern oft
beigebracht, dass Männer das starke Geschlecht sind, überlegen sind und das
Sagen haben. Dadurch vermitteln sich schon früh Werte wie die, dass
Weiblichkeit eine schlechte Eigenschaft ist, der man sich mit allen Mitteln
widersetzen sollte, und dass Männlichkeit sich über die Bestätigung anderer
und zumeist fremder Männer definiert.

Das sind nur einige Beispiele, an denen deutlich wird, dass diese
Verhaltensweisen und Stereotype nicht etwa typisch männlich oder gar
genetisch bedingt sind, sondern von der Gesellschaft antrainiert werden.
Genetisch gesehen gibt es nämlich keine Unterschiede zwischen Mann und Frau
bei Schüchternheit, Angst, Aggressionen, Glücksempfinden, Trauer und
Emotionalität.
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Kaffeekrise durch Klimawandel

von Andreas Boueke



Kaffeeröster*innen weltweit schätzen die Qualität des
guatemaltekischen Hochlandkaffees. Doch in vielen Regionen Guatemalas
könnte es bald vorbei sein mit dem Kaffeeanbau. Vor allem
Tagelöhner*innen sowie Kleinanbauer*innen leiden unter niedrigen
Weltmarktpreisen und den Konsequenzen des Klimawandels.


Bald wird er siebzig Jahre alt sein. Doch auf einen gesicherten
Lebensabend kann sich der guatemaltekische Tagelöhner Sixto Pérez
nicht freuen. Im Gegenteil, der dürre Mann hat Sorgen, existentielle
Sorgen. Er weiss nicht, ob er und seine Familie in den kommenden Tagen
ausreichend essen können. Längst kennt er das Gefühl anhaltenden
Hungers. Doch noch vor wenigen Jahren konnte er sich nicht vorstellen,
dass es soweit kommen würde. Damals hat er noch ordentlich verdient,
denn er besass ein kleines Grundstück mit über tausend Kaffeepflanzen.
"Ich bin inmitten von Kaffeepflanzungen aufgewachsen", erzählt er.
"Früher gab es keinen chemischen Dünger. Der Kaffee wuchs mit der
Kraft der Erde, guter Kaffee. Aber dann kamen die Krankheiten und wir
mussten Pestizide sprühen. Alles hat sich verändert, vor allem das
Wetter. Manchmal regnet es überhaupt nicht mehr. In diesem Jahr gab es
nur zwei Gewitterregen und ein paar Nieselregen. Die haben nicht
einmal den Boden nass gemacht."


Extremer Preiszerfall

Sixto Pérez ist in Santa Rosa aufgewachsen. In dieser südlichen
Provinz des mittelamerikanischen Landes Guatemala wurden
jahrzehntelang über zwanzig Prozent der nationalen Produktion
wertvollen Hochlandkaffees geerntet. Der alte Mann hat spät
geheiratet. Seine fast dreissig Jahre jüngere Frau Angela brachte drei
Töchter zur Welt. Sie kann ihre Enttäuschung nicht verbergen: "Als wir
geheiratet haben, war der Kaffeepreis noch gut und die Pflanzen hatten
nicht diese furchtbaren Krankheiten. Seither ging es immer nur bergab.
Jetzt können wir uns nichts mehr kaufen. Es gibt kein Geld. Wir essen
nur noch schwarze Bohnen."

Die allermeisten der 270.000 Hektar Land, auf denen heute in Guatemala
Kaffee angebaut wird, sind vom Kaffeerost befallen. Dieser Pilz
überdauert Trockenperioden und kann sich durch kurze Regenschauer
schnell auf weitere Pflanzen ausbreiten. Deshalb ist ein grosser Teil
der Kaffeekirschen auf den Feldern von Santa Rosa klein und
schrumpelig. Zwar finden auch deren Kaffeebohnen Käufer*innen auf dem
nationalen Markt, aber der Preis liegt nicht einmal bei einem Zehntel
dessen, was die schönen roten Kirschen kosten, die den Anforderungen
des internationalen Marktes für Qualitätskaffee entsprechen.


Ökohysteriker?

Die Geschichte des Kaffeeexports aus Santa Rosa begann vor 120 Jahren
mit einer Landnahme der Familie Lehnhoff. Die deutschen Einwanderer
gründeten die erste grosse Kaffeefinca in dem Gebiet des indigenen
Volkes der Xinca. Seitdem hat der Export der braunen Bohnen mehreren
Generationen ein gutes Auskommen gesichert. Auch der junge
Rechtsanwalt Quelvin Jiménez hat einige Hektar Land geerbt. Vor allem
aber widmet er sich seiner Arbeit für eine Umweltschutzkommission in
Santa Rosa. "Früher konnten Familien mit nur einem Hektar Land genug
verdienen, um gut zu leben und ihre Kinder zur Schule zu schicken. Sie
konnten hundert, zweihundert oder gar dreihundert Säcke Kaffee ernten.
Heute füllen sie womöglich nicht mal mehr fünf Säcke. Die Leute haben
nicht genug Geld, um ihre Pflanzungen angemessen zu pflegen und ihren
Familien menschenwürdige Lebensbedingungen zu bieten."

Quelvin Jiménez meint, der Temperaturanstieg in Santa Rosa sei
definitiv eine Konsequenz des Klimawandels: "In den Höhenlagen gab es
früher nie solche Hitze. Heute wird es auf 1200 Metern genauso heiss
wie auf 100 Metern über dem Meeresspiegel. Der Kaffeerost hat sich
ausgebreitet, weil der Pilz überall auf günstige Bedingungen trifft.
Darauf waren wir überhaupt nicht vorbereitet."

In dem Temperaturanstieg sieht der Umweltaktivist ein
Menschenrechtsthema, weil die Überlebensgrundlage von Menschen wie
Doña Angela und Don Sixto zerstört wird. Quelvin Jiménez ist wütend,
dass einige mächtige Politiker*innen diesen Zusammenhang abstreiten.
"Sie nennen uns Ökohysteriker, weil wir über den Klimawandel sprechen.
Wir fordern, dass alle Länder verantwortungsvoll handeln. Die
Wirtschaft leidet und viele Leute sind gezwungen, ihre Heimat zu
verlassen. Schuld daran ist der Klimawandel."


Kranke Pflanzen

Don Sixto steht auf einem Kaffeefeld, dessen Pflanzen nicht besonders
frisch aussehen. "Als der Kaffeerost vor etwa zehn Jahren in diese
Region kam, begann die grosse Krise der Kaffeebauern", erklärt er.
"Der Pilz hat viele Pflanzen zerstört. Früher besass ich einen Hektar
Land, auf dem ich hundertfünfzig Säcke Kaffee ernten konnte. Heute
pflücke ich auf solchen Feldern nur noch vier oder fünf Säcke. Auch
viele der grossen Landbesitzer*innen haben aufgehört, sich um ihre
Pflanzungen zu kümmern."


Angst vor der Zukunft

Don Sixto musste sein Grundstück verkaufen. Heute arbeitet er als
Tagelöhner, zusammen mit seiner Frau. Auf den Feldern ihrer Nachbarn
pflücken die beiden Kirschen von zweieinhalb Meter hohen Pflanzen,
deren grüne Blätter gelbe Flecken haben und Löcher mit braunen
Rändern, Symptome des Kaffeerosts. Ab und zu bläst eine heftige Böe
hellen Staub in ihre sonnengegerbten Gesichter. Doña Angela weiss,
dass ihr Mann nur noch wenige Jahre lang wird arbeiten können - wenn
überhaupt. Solche Gedanken an die Zukunft machen ihr Angst. "Ich frage
ihn: 'Was wird werden, wenn du nicht mehr arbeiten kannst und wir
beide alt sind?' Noch geht es. Jeder von uns kann etwa verdienen."


Schuld sind die Mächtigen

Wenige hundert Meter von dem Feld entfernt, auf dem Don Sixto und
seine Frau Angela Kaffee ernten, steht eine kleine Kirche. Das bunt
bemalte Holzgebäude ist umgeben von Kaffeefeldern und ein paar Häusern
mit Wänden aus Lehmblöcken und Dächern aus rostigen Wellblechplatten.
Einer der Laienprediger der Gemeinde heisst Tereso Ramos, ein
resoluter Kleinbauer mit sonorer Stimme. Er ahnt nicht, dass Kaffee
längst zu einem Spekulationsobjekt geworden ist. Der Weltmarktpreis
hat nichts mehr mit den Produktionskosten zu tun. In Zeiten niedriger
Zinsen investieren immer mehr Anleger*innen in Rohstoffe wie Kaffee.
Sie spekulieren auf steigende oder fallende Preise. Wenn viel geerntet
wird, sinkt der Preis. Manchmal sind die Profite einiger weniger
Börsenhändler*innen höher als der gesamte Verdienst aller
Kaffeebauern* der Welt. "Wir Bauern verdienen am wenigsten, obwohl wir
das Produkt am besten kennen", klagt Tereso Ramos. "Wir müssen uns dem
Preisdiktat der Reichen unterwerfen. Die Landbesitzer*innen können
ihren Arbeitern auch nicht mehr zahlen. Sie bekommen ja selber keinen
gerechten Preis. Schuld an diesem Unrecht sind die Mächtigen."
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FILM/050: Star Wars - Rückblick auf eine Saga (Pressenza) 

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Star Wars: Rückblick auf eine Saga

Von Ulrich Behrens, Untergrund-Blättle, 25. Mai 2020



Filme wie Lucas "Star Wars" (sechs Teile) spalten die
Kinogemeinde in "absolute" Befürworter und ebensolch "absolute"
Gegner.

Als "The Empire strikes back" Anfang der 80er Jahre in die Kinos kam,
gab es sogar Linke, die diesen Titel mit der Regentschaft Ronald
Reagans im Weissen Haus in Verbindung brachten. Die Kostüme einiger
Schauspieler mussten dazu herhalten, dem Sechsteiler eine Nähe zum
Faschismus zu bescheinigen. Aber solche mehr auf der Spekulations- und
Verschwörungsebene schwimmenden Halb- und Fehlinterpretationen gehen
an einer genauen Sicht des Films sicherlich schnurstracks vorbei.

Man mag - zu Recht - über die Qualität der sechs Filme streiten; mir
beispielsweise gefallen die Teile IV, V und VI (Geschichte Luke
Skywalkers) - also die zunächst gedrehten - doch ein wenig besser als
die danach entstandenen Teile I, II, und III (Geschichte des Vaters
Anakin Skywalker). Doch über solche geschmacklichen und sicherlich
auch qualitativen Unterschiede hinaus - die sicherlich auch den
technischen Neuerungen zuzuschreiben sind, die dazu verleiten,
aufgrund von CGI u.a. mehr auf digitale Effekte zu setzen - bilden
alle sechs Teile doch eine dichte, geschlossene dramaturgische Einheit
- was von anderen Mehrteilern des Kinos in dieser Hinsicht nicht immer
gesagt werden kann.

Zudem ist ein einigermassen qualifiziertes Urteil über einen "reinen"
Sciencefiction kaum möglich, ohne den erzählerischen Subtext zu
berücksichtigen. Dazu gehört es nämlich in vielen Fällen, einen Film
von seiner "rein" erzählerischen Aussage her zu beurteilen, vom Genre,
seinen Übertreibungen (gerade bei Sciencefiction-Produkten), seinen
erfundenen oder phantasierten Figuren - und von denen gibt es bei
Lucas ja nun wahrlich mehr als genug - zu abstrahieren.

Die Quintessenz, die Grundaussagen solcher Geschichten werden bereits
an der Grundkonstellation in "Star Wars" deutlich: einer 
Vater-Sohn-Geschichte, der Frage nach der Wiederholung in der Geschichte, der
Frage nach "Gut" und "Böse", die in "Star Wars" gar nicht so eindeutig
ist, wie es vielleicht scheint (Anakin ist z.B. eher eine tragische
Figur als die Ausgeburt des Bösen). Auch die Frage der massiven in den
sechs Teilen angewandten Gewalt müsste man vielleicht eher in einem
Subtext so lesen, dass es hier weniger um brachiale Gewalt geht -
darum sicherlich auch -, sondern eher um die aufeinander stossenden
Kräfte und ihre Vorstellungen (die konkreter sind, als es bei
oberflächlicher Betrachtung aussehen mag).

Missverständnisse können schon dort anfangen, wo es um die sprachliche
Übersetzung einiger Begriffe des Films geht. In der deutschen
Synchronisation wird der englische Begriff "force" durchweg mit
"Macht" übersetzt. Doch "force" ist mehrdeutig. Es kann Gewalt
heissen, Macht, Kraft. Und aus dem dialogischen Zusammenhang - etwa
wenn Yoda oder Obi Wan Kenobi darüber sprechen - wird bei genauem
Hinhören verständlich, dass mit force vor allem die innere Kraft und
die Selbstbeherrschung, die Geduld, die innere Ruhe und die
Selbstdisziplin gemeint sind - also ein Konglomerat von Eigenschaften,
die den Jedi auszeichnen sollen - und ihm übernormale Fähigkeiten
verschaffen (etwa wenn Materie allein durch den "Willen" bewegt werden
kann). Diese Konstruktion ähnelt eher der buddhistischen Philosophie,
als dass sie mit einer westlichen, gar fundamentalistischen
Gewaltphantasie in Einklang gebracht werden könnte.

Auf der anderen Seite versteht der Sith Lord unter force genau eine
solche Gewalt- und Herrschaftsideologie - und in der Unterscheidung
zwischen der "hellen" und "dunklen" Seite der Macht findet dies im
Film seinen begrifflichen Unterschied. Yoda und Obi-Wan Kenobi weisen
immer wieder darauf hin, dass die erste Voraussetzung für den
"Übergang" zur dunklen Seite der Macht nicht irgendeine bösartige
Auffassung ist, der Wille zur Unmenschlichkeit oder gar
Allmachtsphantasien, sondern fehlende Selbstbeherrschung in kritischen
Situationen und die Verführung durch negative Gefühle. Genau dies
begreift Anakin nicht; er will "das Gute" mit aller Macht bewirken und
gerät so auf die dunkle Seite der Macht.

Voraussetzung der Geschichte ist die Zerrissenheit der Welt, hier: des
gesamten Universums. Auf der direkten Handlungsebene findet dies seine
Entsprechung in der Zerrissenheit einer Familie - der Skywalkers.
Dieses Zerreissen geht so weit, dass der Sohn und die Tochter vom
Vater nichts wissen, bzw. fast nur Falsches. Der Tod Anakins und seine
Auferstehung als Darth Vader in den Diensten des Sith Lord, der das
Universum in einer kosmischen Diktatur unterwerfen will, zerreisst die
Familie - deren Mutter zu dem Zeitpunkt stirbt, als aus Anakin Darth
Vader wird - über den "normalen" Zerfall einer Familie hinaus bis ins
Unbewusste. Auch Bruder und Schwester ahnen nichts über ihre
Verwandtschaft. Die Macht zerreisst die Familie und stürzt ihre Kinder
in den Zustand des Verlusts von Erinnerung und Herkunft - so, wie sich
der Kosmos in zwei Welten spaltet: das "Imperium" und die "Rebellen".

Die Geschichte selbst kann sich nur entwickeln als ein Fortschritt vom
Unbewussten zum Bewussten, also im wesentlichen der Suche Lukes nach
so etwas wie "Erleuchtung" und "Aufklärung". Die Jedi sind dabei
sowohl Katalysatoren wie kosmische Urkraft - denn sie wissen, dass
Macht (im Sinne der "dunklen Seite") ein rein zerstörerisches Element
darstellt, während das Universum nur zu Frieden und Gerechtigkeit
finden kann durch Selbstbeherrschung, Geduld, Ausgleich, gegenseitigen
Respekt aller unterschiedlichen Kulturen usw.

Hier liegen auch die Unterschiede in den Familienmitgliedern
begründet: Während Anakin Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft einer
Herrschaftsideologie zu opfern bereit ist und in diesem Sinn auch
Erinnerung auslöschen muss, soweit sie nicht diesem Zweck dient (er
will Luke auf die dunkle Seite der Macht holen; nur für diesen Zweck
ist es für ihn sinnvoll, seine Vatereigenschaft zu offenbaren), geht
es Luke und seiner Schwester um Aufdeckung, Aufklärung, Klarheit und
Transparenz - sozusagen. Sie wollen wissen, woher sie kommen und wohin
sie gehen. Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft bilden hier eine
Einheit der Aufklärung, nicht der Erfüllung eines Herrschaftszwecks.

Was die Frage der Wiederholung der Geschichte angeht, so bilden die
zwei Teile der Serie - die Geschichte Anakins und Lukes in jeweils
drei Teilen - nur scheinbar einen Beweis für diese These. Sicherlich,
im Kampf zwischen heller und dunkler Seite der Macht scheint sich
vieles in beiden Teilen zu gleichen. Doch bei genauem Hinsehen geht es
nicht um Wiederholung, sondern um die Kraft, den Charakter zweier
Personen, die die Geschicke der Geschichte bestimmen - nicht im Sinne
von "Personen machen Geschichte", sondern im Sinne von "Kräfte
bestimmen die Geschichte".

Erst im Tod von Anakin Skywalker wird deutlich, in welcher Weise es
möglich ist, Menschen auf die dunkle Seite der Macht zu ziehen. Erst
im Tod erkennt Anakin den Weg, den er gegangen ist. Dabei ist die
Familienbande zu Luke nur scheinbar der entscheidende Auslöser. Es ist
eher das Verhalten Lukes gegenüber dem Sith Lord, der vergeblich
versucht, Luke auf die dunkle Seite der Macht zu ziehen. Denn Luke hat
gelernt, sich zu beherrschen und nicht Wut zum Angelpunkt seines
Handelns werden zu lassen. Dies muss sein Vater in diesem Moment klar
erkennen - eine äusserst tragische Situation vor dem Hintergrund
seines Weges an der Seite des Sith Lord.

Berücksichtigt man diesen Subtext der sechs Filme in einer Zeit
zwischen 1977 und 2005, also einer Zeit enormer, z.T. grundlegender
gesellschaftlicher, v.a. sozioökonomischer Veränderungen, ist "Star
Wars" eindeutig bezogen auf diese grundlegenden Fragen der mittelbaren
und unmittelbaren Gegenwart. Es wäre zu simpel, einzelne Figuren der
Filme mit lebenden Personen in Verbindung zu bringen. Aber der rote
Faden der Geschichte ist doch eindeutig auf die Gegenwart, in der die
Filme entstanden sind, bezogen. Auf welcher Seite dieser Gegenwart
Lucas Filme stehen, ist dabei kaum zu verkennen. Letztendlich kreist
auch "Star Wars" um die Frage, welches Prinzip die Welt regieren soll.
Die zentrale Kategorie ist hier die Macht in (fast) all ihren Facetten
- selbst auf den Nebenkriegsschauplätzen der Filme - etwa bei Boba
Fett, der auf Tatooine einen eigenen, schäbigen Herrschaftsbereich
aufgebaut hat. Der Anfang der Geschichte (die drei Folgen um Anakin
Skywalker) aber sind die entscheidenderen: Zwei Personen aus der
demokratischen Republik - Senator Palpatine und Anakin - wechseln aus
einem demokratischen System in eines der Diktatur und der brutalen
Herrschaft.

Das funktioniert nur, weil innerhalb des demokratischen Systems, vor
allem dem Senat, Korruption und Intrige bereits an der Tagesordnung
sind und nur noch eine Minderheit an den Regeln der Demokratie,
Republik, Humanität und Gleichberechtigung der verschiedenen
Lebensarten im Weltraum festhält, vor allem die Jedi-Ritter. Der
entscheidende Sprung auf die "dunkle Seite der Macht" ist die
interessierte Meinung, nur mit einer Diktatur könnten die Konflikte
und Widersprüche im kosmischen Zeitalter beseitigt werden. Das
erinnert stark an die Theorien des frühen 20. Jahrhunderts, durch die
beispielsweise ein Staatsrechtler wie Carl Schmitt die Notwendigkeit
der Diktatur aus der behaupteten Unfähigkeit der parlamentarischen
Demokratie begründet hatte - ein direkter Sprung zum "Führer". Für
diese Meinung steht der Sith Lord. Anakin hingegen ist in gewisser
Weise der "Verführte", wobei Verführung nur den Anfang seines Weges
bildet, während die weiteren Schritte direkt in die Verteidigung der
Diktatur als angemessener Herrschaftsform führen.

Darüber hinaus weist dies aber auch auf die Entwicklung der
amerikanischen Demokratie nach der "Schmach" des Vietnam-Krieges und
des Verlusts der Glaubwürdigkeit durch die sog. Watergate-Affäre hin
und während des Aufstiegs einer politisch-ökonomischen Clique, die in
der Präsidentschaft Reagans ihren ersten Höhepunkt fand. Die erneute
Bestätigung, dass es in den USA keine Monroe-Doktrin mehr gebe und
geben dürfe - d.h. die Begrenzung der amerikanischen Politik auf das
eigene Territorium -, sondern amerikanische Interessen vielmehr global
zu "verteidigen" seien, setzte die Tradition der Einmischung
allerorten wieder in Gang.

Der erste Irak-Krieg und die Contra-Affäre sind nur zwei Beispiele von
vielen, die auf eine heute längst als "normal" empfundene Kontinuität
des globalen Anspruchs auf Verteidigung amerikanischer Interessen
verweisen. Seit der Administration Reagan kann weder in der Innen-,
noch in der Aussenpolitik von irgendeiner Beschränkung amerikanischer
Politik gesprochen werden. Der Machtanspruch ist global - befördert
durch die Ereignisse des 11.9., nicht aber durch sie - wie viele
meinen - begründet. Dieser den Globus umfassende Machtanspruch scheut
vor illegalen Instrumentarien keineswegs zurück (wie nicht nur die
Situation in Guantanamo oder Afghanistan beweist). Die Hoffnung auf
einen Regierungswechsel - weg von Bush - könnte sich dabei als
trügerisch erweisen, muss es aber nicht.

In Bezug auf die Lucas-Filme heisst dies, dass in der Geschichte der
Zerrissenheit dieser fiktionalen Welt die Zerrissenheit der wirklichen
Welt zum Ausdruck gebracht wird. Der Machtanspruch des Sith Lord ist
unbegrenzt; er fördert seine Adlaten, er vernichtet seine Gegner.
Entscheidender aber ist für ihn wie für seine Gegner die Existenz der
Jedi. In denen verkörpert sich so etwas wie das Gewissen der Welt und
die Standhaftigkeit gegen Ungerechtigkeit, Ungleichheit und Diktatur.
In einem übertragenen Sinne sind sie es, die gegen die Ideologie der
"dunklen Seite der Macht" immun sind - mit zwei Ausnahmen: Vater und
Sohn Skywalker. Die Wut und die Ungeduld sind es vor allem, die es dem
Sith Lord ermöglichen, Anakin zu sich zu ziehen. Erst der gleiche
Versuch bei Luke scheitert - und in diesem Scheitern liegt das
Scheitern des Sith Lord. Die Ideologie, könnte man sagen, ist das
entscheidende Bindeglied zwischen der "dunklen Seite der Macht" und
deren Gegnern. Sie ist das Schmiermittel, um die Gegner des Sith Lord
für ihn zu gewinnen.

Auch wenn die Ökonomie in "Star Wars" wirklich kein Thema ist, so
ergeben sich doch erstaunliche Parallelen zwischen diesen Komponenten
der Geschichte und der Realität. Die (neoliberale) Ideologie von der
absoluten Überlegenheit der sog. Marktwirtschaft, des Privateigentums
an den Produktionsmitteln und der Konkurrenz als scheinbar
entscheidender Verkehrsform in der Gesellschaft sind wie in jeder
Ideologie eine Frage weniger der Überzeugung als des
"unerschütterlichen" Glaubens. Und dieser Glaube beinhaltet eben auch
die Überzeugung von Macht und Gewalt neben Geld oder durch Geld als
quasi "natürlichem" politischen Konzept und Konstruktionsprinzip von
Gesellschaft. Sobald bestehende Verkehrs- und Verhaltensformen und
-muster zu quasi naturwüchsigen erklärt werden, ist höchste Vorsicht
geboten, weil letztendlich dadurch geleugnet wird, dass sie von
Menschen gemacht und also von Menschen auch wieder beseitigt werden
können.

So bleibt denn Lucas Epos ein einmaliges Experiment - und vor allem
insgesamt gesehen ein gelungenes.


Erstveröffentlichung:

https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/kultur/film/star-wars-rueckblick-auf-eine-saga-3686.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1748: ARD-alpha - Percy Adlon zum 85. Geburtstag, 29.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Programmschwerpunkt in Hörfunk und Fernsehen

Percy Adlon zum 85. Geburtstag



Am 1. Juni feiert Percy Adlon seinen 85. Geburtstag. ARD-alpha ehrt
den Autor und Regisseur, der 1970 seinen ersten Kurzfilm für das
Bayerische Fernsehen drehte und nach seinem Welterfolg "Out of
Rosenheim" zu einem der im Ausland erfolgreichsten deutschen
Regisseure wurde, am Freitag, 29. Mai mit "alpha-retro:
Percy-Adlon-Abend". Am Freitag, 29. Mai 2020, ab 20.15 Uhr zeigen vier
zwischen 1971 und 1980 entstandene Dokumentationen seine Handschrift
und thematische Bandbreite.

Bayern 2 wiederholt am Pfingstmontag, 1. Juni 2020, um 16.00 Uhr die
Sendung "Eins zu Eins. Der Talk: Percy Adlon zum 85. Geburtstag".


Die Sendungen im Einzelnen:

Mittwoch, 27. Mai, 02.15 Uhr, BR Fernsehen:

Percy Adlon erzählt...

Filmporträt von Eckhart Schmidt (2010)

Für "Percy Adlon erzählt ..." hat Eckhart Schmidt den Regisseur über
die Jahre hinweg durch die / auf den wichtigsten Stationen seiner
Karriere begleitet - von München über Santa Monica und Hollywood
wieder zurück in die bayerische Hauptstadt. Adlon blickt zurück auf
seine Münchner Zeit vor dem großen Erfolg und schildert, wie "Out of
Rosenheim" sein Leben grundlegend verändert hat, weil er sich danach
seinen größten Traum erfüllen konnte: Er ging nach Hollywood.

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 3. Juni 2020

Freitag, 29. Mai, ab 20.15 Uhr, ARD-alpha:

alpha-retro: Percy-Adlon-Abend

20.15 Uhr: alpha-retro: Tim - Roller-Skater (1980)

Dokumentation eines Lebensgefühls (Dokumentation, SWR 1980)

Wh.: Samstag, 30. Mai, 21.45 Uhr

Der Film begleitet Tim aus Venice, einem Stadtteil von Los Angeles,
der damals weit weg ist von jeder Businesswelt. Percy Adlon filmt Tim
und seine Freunde bei ihren artistischen Tricks, ihren Doubles, den
coolen Sprüngen und rasanten Fahrten. Skaten ist ihr Leben, ihre
Leidenschaft. Arbeiten? "Right now I skate", meint Tim. Immer dabei:
die Musik, die dieses Lebensgefühl aufnimmt.

21.00 Uhr: alpha-retro: Tacambaro (1975)

Eine mexikanische Stadt in der Sierra Madre - Wahlheimat des deutschen
Musikers Gerhart Münch (Dokumentation, 1975)

Wh.: Samstag, 30. Mai, 22.30 Uhr

Der Film porträtiert den deutschen Pianisten und Komponisten Gerhart
Münch. Er galt als Klavierwunderkind aus Dresden, komponierte mit Paul
Hindemith für das Kammermusikfest Donaueschingen und lebte mit Arthur
Miller in einer Künstlergemeinschaft - nach einem abenteuerlichen
Leben mit zahlreichen Abstürzen hat er in Mexiko gemeinsam mit seiner
Frau Vera eine Heimat gefunden.

21.45 Uhr: alpha-retro: Rudertshausen (1971)

Mein Dorf: Rudertshausen (Dokumentation, 1971)

Wh.: Samstag, 30. Mai, 23.15 Uhr

Percy Adlon war Autor der Sendereihe "Mein Dorf" des Bayerischen
Rundfunks. Aufmerksam und mit Sympathie hört er den Menschen zu, die
er nach ihrem Leben und ihren Vorstellungen fragt. In der
Dokumentation "Mein Dorf: Rudertshausen" besucht er einen
Hopfenbauernhof in der Holledau, der von einer Familie mit fünf
Kindern bewirtschaftet wird.

22.00 Uhr: alpha-retro: Schneizlreuth (1975)

Mein Dorf: Schneizlreuth (Dokumentation, 1975)

Wh.: Samstag, 30. Mai, 23.30 Uhr

Der Film zeigt das Leben des Nebenerwerbsbauern Wastl-Adi, der als
Gemeindearbeiter dazuverdient, aber auch noch Platz für das Vergnügen
im Leben findet - auf Skitouren und beim gemeinsamen Musizieren.

Pfingstmontag, 1. Juni, 16.00 Uhr, Bayern 2

Eins zu Eins. Der Talk

Percy Adlon zum 85. Geburtstag (Wh.)

 * 
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FEATURE/1473: Deutschlandfunk - Eine Künstlerfamilie in Ostberlin, 29.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Ruth, Robert, René

Eine Künstlerfamilie in Ostberlin

Von Ulrike Bajohr

Regie: Fabian von Freier

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 29. Mai 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ruth, René und Robert Rehfeldt wollen gute Staatsbürger sein. Und frei
in dem, was sie tun. Robert starb, ehe er daheim Anerkennung fand.
Draußen, in der Kunstwelt, war er mit seiner Mail Art längst berühmt.
René, sein Sohn, lernte bei seinem Vater die grafischen Techniken. Er
leitet heute die Druckwerkstatt an der Universität der Künste Berlin.
Es ist die Hochschule, an der Robert Anfang der 50er-Jahre studierte,
bevor er in den Osten der Stadt ging - weil ein Künstler im Westen
noch schlechter lebte. Im Osten traf er Ruth Wolf, schön, still und
eigensinnig. Sie hütete das Kind, assistierte dem Mann, verdiente da
und dort etwas dazu, malte - und kreierte die "typewritings". 2017
fand sie sich mit ihrer Schreibmaschinenkunst auf der documenta
wieder. 27 Jahre nachdem sie damit aufgehört hatte.

 * 
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HÖRSPIEL/2095: Deutschlandfunk Kultur - "G-LOC" von 48nord, 29.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

G-LOC

Von 48nord

Deutschlandfunk Kultur 2020/43'10

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 29. Mai 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



G-LOC, "Gravity Induced Loss of Consciousness", ist ein Phänomen, das
insbesondere bei Jet-Piloten auftritt. Bei hohen Geschwindigkeiten
oder bestimmten Flugmanövern können extreme Gravitationskräfte wirken
und es kann zu Bewusstseinstrübungen bis hin zur Ohnmacht kommen. In
diesem Zustand tritt das überforderte Ich aus der Realität heraus.
Sogenannte Dreamlets sind die Folge: Surreale, poetische
Traumsequenzen. G-LOC steht auch für eine Beschleunigung von Arbeit
und Leben, welche nicht mehr verarbeitet werden kann und
lebensfeindlich wird. Die Künstlergruppe 48nord arbeitet mit
Dreamlets, veröffentlicht von der U.S. Air Force.

 * 
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ONKOLOGIE/2080: Forschung - HIF-1α bremst Natürliche Killerzellen aus (idw)

Universitätsmedizin Mannheim - 22.05.2020

HIF-1α bremst Natürliche Killerzellen aus

Ausschalten des Hypoxie Induzierten Faktor-1α in NK-Zellen verlangsamt das
Tumorwachstum



Die Krebsimmuntherapie nutzt das körpereigene Abwehrsystem, um Krebszellen
zu vernichten. Im Fokus der Forschung steht dabei vor allem die erworbene,
gezielte Immunabwehr, mit den Hauptakteuren T- und B-Lymphozyten, die
spezifisch auf Antigene reagieren können. Zunehmend finden aber auch die
Natürlichen Killerzellen (NK-Zellen), die zum angeborenen Immunsystem
zählen, in der Bekämpfung von Tumoren Beachtung. Deren Name ist Programm:
Sie bilden eine unspezifische, schnelle und natürliche Abwehr gegen
veränderte körpereigene Zellen und sind daher eine der ersten
Verteidigungslinien im Kampf gegen Infektionen und Krebs. Leider verlieren
NK-Zellen aber schnell ihre gegen den Tumor gerichtete Aktivität, sobald
sie ins Tumorgewebe eingewandert sind.




[image: © Universitätsmedizin Mannheim]

Einzelzell-RNA-Sequenzierung zeigt ein erhöhtes Aktivitätspotenzial von Tumor-infiltrierten NK-Zellen, in denen HIF-1α ausgeschaltet ist. Jeder Punkt entspricht dem Transkriptionsprofil
einer einzigen NK-Zelle.

© Universitätsmedizin Mannheim



Wissenschaftlern der Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität
Heidelberg, unter der Leitung von Professor Dr. Adelheid Cerwenka, und des
Deutschen Krebsforschungszentrums, unter der Leitung von Professor Dr.
Thomas Höfer, ist es jetzt gelungen, ein Schlüsselmolekül zu
identifizieren, das die Aktivität der Natürlichen Killerzellen bei der
Tumorabwehr bremst. Diese Bremse zu lösen könnte eine vielversprechende
Strategie sein, um NK-Zell-basierte Immuntherapien gegen solide Tumore zu
verbessern.

Hypoxie ist ein häufiges Merkmal solider Tumoren. Die Zellen reagieren auf
den Sauerstoffmangel, indem sie den Hypoxie Induzierten
Transkriptionsfaktor-1α (HIF-1α) hochregulieren. Durch das spezifische
Ausschalten dieses Moleküls in NK-Zellen konnte die Aktivität der
Killerzellen stark erhöht und die Tumore in ihrem Wachstum im Mausmodell
verlangsamt werden.

Einzelzell-RNA-Sequenzierung der in den Tumor eingewanderten NK-Zellen
zeigte, dass in NK-Zellen ohne HIF-1α eine ganze Kaskade von gegen den
Tumor wirksamen Faktoren ausgelöst wird. Die Hemmung von HIF-1α setzt
offenbar eine gegen den Tumor gerichtete Aktivität der NK-Zellen frei, die
für die Krebstherapie genutzt werden könnte.

Professor Dr. Adelheid Cerwenka erforscht am "Mannheim Institute for
Innate Immunoscience" (MI3) der Medizinischen Fakultät Mannheim
NK-Zell-basierte Therapien gegen Krebs. "Der Grund dafür, dass NK-Zellen rasch
ihre Angriffslust verlieren, sobald sie in das Tumorgewebe eingewandert
sind, ist der Sauerstoffmangel in soliden Tumoren. Wenn es uns gelingt,
diesen Bremsmechanismus auszuhebeln, können die Killerzellen ihr volles
Potenzial im Kampf gegen den Tumor entfalten."

Aus dem Transkriptionsmuster einzelner NK Zellen erkannten die
Wissenschaftler, dass ein Ausschalten von HIF-1α zu einer erhöhten
Expression von Aktivierungsmarkern und Effektormolekülen und einer
verstärkten Aktivierung des NF-κB Signalwegs führte. NF-κB ist ein
wichtiger Transkriptionsfaktor, der die gegen den Tumor gerichteten
Aktivität von Immunzellen maßgeblich steuert.

Nicht nur kultivierte NK-Zellen der Maus, sondern auch solche des Menschen
zeigten eine erhöhte, gegen den Tumor gerichtete Reaktivität, wenn HIF-1α ausgeschaltet oder gehemmt wurde. Darüber hinaus konnten die
Wissenschaftler zeigen, dass diese Aktivität vom Vorhandensein von
Interleukin 18, einem körpereigenen Regulator-Protein des Immunsystems,
abhing.

"Unsere Studie zeigt, dass der Transkriptionsfaktor HIF-1α als
Immunkontrollpunkt fungiert, der die Natürlichen Killerzellen im
Mikromilieu des Tumors hemmt. Auf diesen Ergebnissen aufbauend untersuchen
wir nun in menschlichen NK-Zellen, ob wir die Ausschaltung von HIF-1α für
eine therapeutische Anwendung nutzen können", skizziert Dr. Ana
Stojanovic, eine der Erstautorinnen der aktuell im renommierten
Fachjournal Cell Immunity erschienen Arbeit, das weitere Vorgehen.

Originalpublikation:

Single-Cell RNA Sequencing of Tumor-Infiltrating NK Cells Reveals that
Inhibition of Transcription factor HIF-1α unleashes NK cell activity

Jing Ni, Xi Wang, Ana Stojanovic, Qin Zhang, Marian Wincher, Lea Bühler,
Annette Arnold, Margareta P. Correia, Manuel Winkler, Philipp-Sebastian
Koch, Veronika Sexl, Thomas Höfer und Adelheid Cerwenka

Immunity (2020)

https//doi.org/10.1016/j.immuni.2020.05.001

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79980

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution400
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ONKOLOGIE/2079: Forschung - Warum Lymphdrüsenkrebs das Gehirn befällt (idw)

Wilhelm Sander-Stiftung - 20.05.2020

Warum Lymphdrüsenkrebs das Gehirn befällt:

Forscher entdecken Wachstumsstrategien von Tumorzellen



Das primäre Lymphom des Zentralnervensystems ist ein spezieller
Lymphdrüsenkrebs, der ausschließlich im Gehirn auftritt. Die Häufigkeit
dieses bösartigen Tumors hat weltweit zugenommen und zumeist eine
schlechte Prognose. Im Rahmen eines von der Wilhelm Sander-Stiftung
geförderten Forschungsprojektes an der Uniklinik Köln haben Forscher um
Martina Deckert und Manuel Montesinos-Rongen nun besondere
Wechselwirkungen zwischen den Krebszellen und dem Gehirn entdeckt. Ihre
Untersuchungen liefern nicht nur eine Erklärung, warum diese Tumorart
gerade im Gehirn auftritt und weshalb die Heilungschancen so schlecht
sind, sondern bieten auch neue Ansätze für die Entwicklung gezielterer
Therapieformen.

Es ist ein erstaunliches Phänomen, dass es spezielle Arten von
Lymphdrüsenkrebs gibt, die im Gehirn auftreten. Diese können sich sogar
ausschließlich als sogenannte "primäre ZNS-Lymphome" im Gehirn
manifestieren. Offenbar entwickeln diese bösartigen Krebszellen besondere
Strategien, die es ihnen ermöglichen, sich besonders leicht im Gehirn zu
vermehren. Dies ist für erkrankte Patienten lebensbedrohlich, weil
derzeitig verfügbare Therapien keine Heilung bewirken können.

Um zu verstehen, welche Strategien die bösartigen Zellen nutzen, um im
Gehirn besonders schnell wachsen zu können, hat die Arbeitsgruppe von
Prof. Dr. med. Martina Deckert und Prof. Dr. rer. nat. Manuel
Montesinos-Rongen am Institut für Neuropathologie der Uniklinik Köln jetzt im Rahmen
eines von der Wilhelm Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojektes die
Entwicklung des für diese Zellen einzigartigen sogenannten
B-Zell-Rezeptors detailliert charakterisiert. Der B-Zell-Rezeptor vermittelt
wesentliche Signale zwischen der Umgebung der Zelle und dem Zellinneren,
wobei seine spezifische Bindung an Proteine der Umgebung von zentraler
Bedeutung ist.

Den Forschern ist es nun durch molekulare Untersuchungen gelungen,
Veränderungen des B-Zell-Rezeptors im Laufe der Entwicklung zur Tumorzelle
zu verfolgen. Sie konnten zeigen, dass die bösartigen Krebszellen sich aus
Vorläuferstadien entwickeln, welche körpereigene Bestandteile erkennen (1,
2). Aufgrund dieser Merkmale hätten sie eigentlich im gesunden Organismus
eliminiert werden müssen. Sie konnten ihrem Todessignal, dem sogenannten
programmierten Zelltod, jedoch entgehen, weil sie bereits spezifische
genetische Eigenschaften durch Mutationen erworben hatten, die ihnen einen
Überlebensvorteil bieten. So können sie unentdeckt an der im Körper
ständig stattfindenden Reifung von B-Lymphozyten teilnehmen.

Ein besonders wichtiger Teilprozess der physiologischen Reifung von
B-Lymphozyten ist die Veränderung (Modulation) ihres B-Zell-Rezeptors (3),
wodurch er mit Strukturen der Umgebung der Zelle besonders gut
interagieren kann (1, 2). In diesem Prozess kann es im Organismus zu einer
weiteren, folgenschweren Fehlentscheidung kommen, welche für die
Krebsentstehung mitverantwortlich ist: Die Krebsvorläuferzelle nimmt zwar
an einem Teilprozess der Reifung teil, erreicht aber nicht ihr Ziel.
Stattdessen verändert sie ihren B-Zell-Rezeptor so, dass er viele
Strukturen anstelle einer einzigen erkennt (1, 2). Eine solche Veränderung
ist für den gesunden Organismus ein Signal, das normalerweise den
programmierten Zelltod in Gang setzt. Doch auch an dieser Stelle greifen
die üblichen Kontrollmechanismen nicht mehr. Das Versäumnis einer
Eliminierung der Krebsvorläuferzelle ist besonders fatal, weil diese im
Laufe ihrer Entwicklung weitere genetische Eigenschaften erworben hat, die
sie befähigen, sich ungehemmt zu vermehren.

Für den Befall des Gehirns ist also entscheidend, dass die Zelle - neben
ihrer Entwicklung hin zur bösartigen Krebszelle - ihren B-Zell-Rezeptor so
verändert hat, dass er viele Strukturen im Gehirn erkennen kann (1, 2).
Dadurch ist die Zelle nun in der Lage, die Interaktion mit diesen
hirneigenen Strukturen geschickt zu nutzen, um darüber Signalwege für ihr
Wachstum und ihre Vermehrung zu aktivieren.

Diese neuen Erkenntnisse der Kölner Forscher sind für das Verständnis der
bislang unklaren Organaffinität (Tropismus) dieser Form von
Lymphdrüsenkrebs zum Gehirn und dessen Aggressivität von grundlegender
Bedeutung und wurden kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift
Haematologica publiziert (1). Daraus ergibt sich nun die Herausforderung,
passgenaue therapeutische Konzepte zu entwickeln, deren Ziel es ist, die
Krebsvorläuferzellen in einem frühen Stadium ihrer Entwicklung zu
entfernen bzw. die Interaktion des B-Zell-Rezeptors mit Strukturen im
Gehirn zu unterbinden.


Originalpublikation:

(1) Montesinos-Rongen M, Terrao M, May C, Marcus K, Blümcke I,
Hellmich M, Küppers R, Brunn A, Deckert M. 

The process of somatic hypermutation increases polyreactivity for central nervous system antigens
in primary central nervous system lymphoma. 

Haematologica. 2020 Mar 19. pii: haematol.2019.242701. 

doi: 10.3324/haematol.2019.242701. [Epub ahead of print]

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/32193251

(2) Montesinos-Rongen M, Purschke F, Brunn A, Deckert M. 

Response to Comment on "Primary Central Nervous System (CNS) Lymphoma B Cell Receptors
Recognize CNS Proteins". J Immunol. 2015 Nov 15;195(10):4550-1. 

doi: 10.4049/jimmunol.1502051.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/26546684

(3) Montesinos-Rongen M, Purschke F, Küppers R, Deckert M.

Immunoglobulin repertoire of primary lymphomas of the central nervous
system. 

J Neuropathol Exp Neurol. 2014 Dec;73(12):1116-25. 

doi: 10.1097/NEN.0000000000000133.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/25383641


Weitere Informationen finden Sie unter

https://wilhelm-sander-stiftung.de/

https://www.uk-koeln.de/uniklinik-koeln/presse-mediathek/presse/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution890
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UROLOGIE/357: PSA-Screening - Nutzen wiegt den Schaden nicht auf (IQWiG)

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 22.05.2020

PSA-Screening: Nutzen wiegt den Schaden nicht auf



Einige Männer profitieren von einer früheren Krebsdiagnose. Jedoch müssen
mehr Männer mit Überdiagnosen und Therapie-Komplikationen rechnen.

Einige Männer profitieren von einer früheren Krebsdiagnose. Jedoch müssen
mehr Männer mit Überdiagnosen und Therapie-Komplikationen rechnen. Ob ein
Risiko-adaptiertes Vorgehen an der Bilanz etwas ändert, müssen Studien
erst noch zeigen.

Der Nutzen eines generellen PSA-Screenings für Männer ohne Verdacht auf
Prostatakrebs kann den dadurch entstehenden Schaden nicht aufwiegen. Zu
diesem Ergebnis kommt das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) in seinem Abschlussbericht nach Auswertung der
weltweiten Studienlage zum Thema. Zwar nutzt eine Reihenuntersuchung
mittels PSA-Test einigen Männern, indem ihnen eine metastasierte
Krebserkrankung erspart bleibt oder diese nach hinten verschoben wird.
Zugleich müssen aber deutlich mehr Männer damit rechnen, wegen
Überdiagnosen und damit einhergehender Übertherapie dauerhaft inkontinent
oder impotent zu werden - und das in relativ jungen Lebensjahren.

Bei der Anhörung zum Vorbericht diskutierte das IQWiG ausführlich mit
Stellungnehmenden, ob und wie die Schäden eines PSA-Screenings mithilfe
von Risiko-adaptierten Screeningstrategien verringert werden könnten, ohne
gleichzeitig den Nutzen zu beeinträchtigen. "Maßnahmen wie zum Beispiel
die Beschränkung der Biopsie auf Männer mit einem hohen Risiko oder die
Anwendung neuer Biopsie-Methoden sind vielversprechende Ansätze, um das
Nutzen-Schaden-Verhältnis des PSA-Screenings perspektivisch zu
verbessern", betont IQWiG-Leiter Jürgen Windeler: "Zum jetzigen Zeitpunkt
fehlen allerdings Studien, die dies belegen." Daher änderte sich die
Gesamtbewertung des PSA-Screenings im IQWiG-Abschlussbericht nicht.

Die häufigste Tumorerkrankung des Mannes

Das Prostatakarzinom ist in Deutschland gemessen an der Neuerkrankungsrate
mit 23 Prozent aller Krebserkrankungen die häufigste Tumorerkrankung des
Mannes. Jährlich sterben etwa 14 000 Männer an den Folgen von
Prostatakrebs.

Ziel des Screenings ist es, Prostatakarzinome mit einem hohen
Progressionsrisiko in einem frühen Stadium zu entdecken, um den Krebs zu
heilen. Derzeit kommen zwei Screening-Tests zum Einsatz: die
digital-rektale Untersuchung und der Test auf das prostataspezifische Antigen
(PSA). Die digital-rektale Untersuchung ist Teil des gesetzlichen
Früherkennungsangebots für Männer ab dem 45. Lebensjahr, der PSA-Test
nicht.

Die jetzt vorliegende IQWiG-Nutzenbewertung beruht auf der Auswertung von
11 randomisierten kontrollierten Studien mit weltweit mehr als 400 000
eingeschlossenen Teilnehmern. Alle diese Studien vergleichen ein
Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test mit keinem Screening auf
Prostatakrebs.

In der Gesamtabwägung mehr Schaden als Nutzen

Nach Auswertung der Studienlage kommt das IQWiG zu dem Ergebnis, dass das
Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test einigen Männern mit einem
Prostatakarzinom nutzt, indem es ihnen eine Belastung durch eine
metastasierte Krebserkrankung erspart oder diese zeitlich verzögert.
Dieser Vorteil tritt erst nach mehreren Jahren auf. Es ist zudem unklar,
ob das Screening bei diesen Männern insgesamt zu einer Lebensverlängerung
führt.

Zugleich schadet das PSA-Screening den überdiagnostizierten Männern
(Männern mit einem Prostatakarzinom, das keiner Behandlung bedarf) und den
Männern mit einem falsch-positiven Screeningbefund (Männern ohne
Prostatakarzinom) mehr oder weniger unmittelbar. Den überdiagnostizierten
Männern drohen Therapie-Komplikationen wie Inkontinenz und Impotenz.
Männer mit einem falsch-positiven Befund erfahren einen Schaden in Form
eines besorgniserregenden Testergebnisses, das eine Prostatabiopsie nach
sich zieht.

Insgesamt schadet das Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test deutlich
mehr Männern durch Überdiagnosen als es Männern durch eine frühere
Diagnose des Krebses nutzt. Daher kommt das IQWiG zusammenfassend zu der
Bewertung, dass der Nutzen des PSA-Screenings den Schaden auf Basis der
vorliegenden Studien nicht aufwiegt. Mit dieser Bewertung nach
sorgfältiger Abwägung befindet sich das Institut in guter Gesellschaft:
Weltweit sprechen sich nahezu alle nationalen Gesundheitsbehörden und auch
Fachgesellschaften gegen ein allgemeines PSA-Screening aus.

Zum Ablauf der Berichterstellung

Die vorläufigen Ergebnisse für das vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA)
auf Antrag der Patientenvertretung beauftragte Projekt
"Prostatakarzinomscreening mittels PSA-Test", den sogenannten Vorbericht,
hatte das IQWiG im Januar 2020 veröffentlicht und zur Diskussion gestellt.
Nach Ende des Stellungnahmeverfahrens wurde der Vorbericht überarbeitet
und unter anderem um einen Absatz "Maßnahmen zur Verringerung der
Screeningschäden" ergänzt. Den Abschlussbericht des Projekts hat das IQWiG
im April 2020 an den G-BA versandt. Die eingereichten schriftlichen
Stellungnahmen werden in einem eigenen Dokument zeitgleich mit dem
Abschlussbericht publiziert.

Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s19-01-prostatakarzinom-screening-mittels-psa-test.11857.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/presse/pressemitteilungen/2020/psa-screening-nutzen-wiegt-den-schaden-nicht-auf.13030.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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STUDIE/555: Leipziger Mediziner untersuchen sächsische Schüler und Lehrkräfte auf Sars-Cov-2 Infektionen (idw)

Universitätsklinikum Leipzig AöR - 22.05.2020

Studie zum Infektionsgeschehen startet an Schulen

Leipziger Mediziner untersuchen sächsische Schüler und Lehrkräfte auf
Sars-Cov-2 Infektionen



Mit der Schulöffnung für alle Altersstufen am 18. Mai in Sachsen sind
vielerorts auch Unsicherheiten bei Eltern, Schülern und Lehrkräften
verbunden. Um dem Abhilfe zu schaffen und ein möglichst genaues Bild des
aktuellen Infektionsstandes mit Sars-CoV-2 und dessen Entwicklung an
sächsischen Schulen zu erhalten, starten Leipziger Mediziner ab nächster
Woche eine breit angelegte Studie. Das wissenschaftliche Projekt erfolgt
in Abstimmung mit den Sächsischen Staatsministerien für Kultus sowie für
Wissenschaft, Kultur und Tourismus und soll dazu beitragen, die
Auswirkungen der Infektionsschutzmaßnahmen sowie die Folgen der Lockerung
zu ermitteln.

Die Studie wird vom Team der LIFE Child Ambulanz der Universität Leipzig
unter Leitung von Prof. Wieland Kiess, dem Direktor der Klinik für
Kinder- und Jugendmedizin am Universitätsklinikum Leipzig, durchgeführt. Ziel ist
die Erfassung und Kontrolle des Infektionsgeschehens bei Schülern und
Lehrkräften. Dazu werden an ausgewählten Schulen in den Regionen Dresden,
Zwickau und Leipzig in drei Stufen Erhebungen durchgeführt. Untersucht
werden freiwillig teilnehmende Lehrkräfte sowie Schülerinnen und Schüler,
wobei die teilnehmenden Klassen zufällig bestimmt werden. Getestet wird
sowohl ob eine aktuelle Infektion vorliegt, als auch ob durch eine
vorangegangene Infektion bereits Antikörper gebildet wurden. Der Test auf
eine Infektion erfolgt mittels eines Rachenabstrichs, für einen
Antikörpertest wird eine Blutentnahme benötigt.

"Da hier ausschließlich symptomfreie Kinder und Lehrerkräfte getestet
werden, erfüllt diese Studie nicht nur eine wichtige Funktion im Rahmen
des Infektionsschutzes an sächsischen Schulen, sondern schafft zusätzlich
Klarheit in Bezug auf die umstrittene tatsächliche Häufigkeit
symptomfreier Infektionen speziell bei Kindern", sagt Prof. Wieland Kiess,
Leiter der Studie. "Wir hoffen auf eine möglichst hohe Beteiligung an den
ausgewählten Schulen, da die Aussagekraft der Ergebnisse mit jedem
weiteren Probanden steigt", so Prof. Wieland Kiess.
Die erste Basiserhebung startet kommende Woche. Es folgen
Verlaufsuntersuchungen zu Beginn des neuen Schuljahres und erneut im
Herbst dieses Jahres.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1298

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Leipzig AöR - 22.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2603: Mexiko - Der Epidemiologe als Popstar (poonal) 

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Der Epidemiologe als Popstar

Von Wolf-Dieter Vogel



Hugo López-Gatell gilt als eloquenter Coronabeauftragter der
mexikanischen Regierung - und hat das Vertrauen der Bevölkerung
gewonnen.

(Mexiko-Stadt, 23. Mai 2020, taz) - Keine Frage, Hugo López-Gatell ist
längst ein Popstar. Wen sollte es also verwundern, dass der
mexikanische Epidemiologe mittlerweile für ein paar hundert Pesos als
Vinylfigur im Funko-Pop-Stil zu erwerben ist, Mundschutz und
Covid-19-Viruskugel aus Plastik inklusive.

Kaum war der 51-Jährige erstmals aufgetreten, kursierten seine
Jugendfotos im Internet. Mittlerweile ziert sein Konterfei
Schutzmasken und Frauen diskutieren, ob der attraktive Mann denn noch
zu haben sei. Letzteres klärte sich jüngst auf, nachdem seine Ehefrau
die schlechte Recherche einer Zeitung zurechtrückte und klarstellte,
dass die beiden bereits seit einem Jahr getrennt lebten.

Jeden Tag informiert López-Gatell, der Coronavirus-Beauftragte der
mexikanischen Regierung, mit seinem Team in einer Pressekonferenz eine
Stunde lang über die aktuelle Entwicklung der Pandemie.


Er redet Klartext in freundlichem Ton

Während Präsident Andrés Manuel López Obrador noch quer durch das Land
reiste, Kinder umarmte und das Bad in der Menge genoss, machte der
Epidemiologe bereits auf die Risiken direkten zwischenmenschlichen
Kontakts aufmerksam. Sein besonnenes, freundliches und eloquentes
Auftreten schuf ein Vertrauen in die Behörden, das der Staatschef bis
heute nicht vermitteln kann, weil ihm wirtschaftliche Fragen mehr am
Herzen liegen als gesundheitliche.

Dabei macht auch López-Gatell keinen Hehl daraus, dass in Mexiko die
Zahl der Infizierten und Toten zunimmt. Es sei kein Geheimnis, dass
die derzeit über 55.000 Infizierten angesichts der Zählweise nur etwa
ein Achtel der tatsächlich Betroffenen darstellten. Er lässt auch
keinen Zweifel daran, dass die Krankenhäuser bei Weitem nicht über die
nötige medizinische Ausrüstung verfügen, um alle Angesteckten zu
behandeln.

Deshalb wird er nicht müde zu betonen: "Bleibt zu Hause." Viele halten
sich daran. Trotz der Armut, die fast die Hälfte aller Einwohner*innen
dazu zwingt, täglich arbeiten zu gehen, um zu überleben.

López-Gatell weiß, wovon er spricht. Als Staatssekretär im
Gesundheitsministerium kennt er die soziale Situation und den
politischen Rahmen, als Epidemiologe war er unter anderem an der
renommierten Johns-Hopkins-Universität in den USA tätig. Dort forschte
er zu den Konsequenzen von Tuberkulose für HIV-Infizierte.


Er bleibt Mensch und ist kein Technokrat

Vor allem aber beeindruckt der Mediziner, weil er sich nicht nur mit
Statistiken, Todesraten und ansteigenden Kurven beschäftigt. Sein Team
spricht auch über die zunehmende Gewalt gegen Frauen, die das
Zu-Hause-Bleiben verursacht. Oder es informiert über die Probleme, die
die Restriktionen für Menschen mit Behinderungen mit sich bringen.

Eine Konferenz dürfte vielen Mexikaner*innen lange in Erinnerung
bleiben. In einer Video-Fragestunde für Kinder wollte ein
siebenjähriges Mädchen wissen, ob es denn in zwei Wochen ihren
Geburtstag mit ihren Freundinnen feiern könne. Das werde wohl nicht
klappen, reagierte López-Gatell, um der Kleinen dann liebevoll zu
erklären, dass sie ihre Feier über das Internet organisieren könnte.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/der-epidemiologe-als-popstar/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MEINUNG/062: Wirtschaftsinvestionen an den Schutz der Gesundheit von Mensch und Planet knüpfen (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Wirtschaftsinvestionen an den Schutz der Gesundheit von Mensch und
Planet knüpfen

Healthy Recovery Brief an die G20



In einem Offenen Brief an die Staatschefs der G20-Staaten fordern
heute [26.05.2020] mehr als 350 Gesundheitsorganisationen aus 90 Ländern
eine "gesunde Erholung" der Wirtschaft. Die enormen Investitionen zur
Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie in
Schlüsselsektoren wie Gesundheitsversorgung, Verkehr, Energie und
Landwirtschaft müssten Gesundheitsschutz und Gesundheitsförderung in ihrem
Kern verankern. Die Unterzeichner des Briefes repräsentieren insgesamt 40
Millionen Beschäftigte aus dem Gesundheitssektor. Gesundheit bzw. die
Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen sowie auf die planetare
Gesundheit müssten bei der Wirtschaftsförderung verankert werden. Dazu
gehörten auch sauberes Wasser, saubere Luft und Maßnahmen zur Begrenzung
des Klimawandels.

Der Offene Brief wird von der Global Climate and Health Alliance sowie der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) unterstützt und gefördert. Zu den
Unterzeichner*innen zählen zudem der Weltärztebund (WMA), der Weltbund der
Krankenschwestern und Krankenpfleger (ICN), die Weltorganisation der Haus-
und Familienärzte (Wonca) sowie der Weltverband der Public Health
Gesellschaften (WFPHA). In Deutschland haben sich mehrere medizinische
Fachgesellschaften, Ärzteverbände, Deutsche Allianz Klimawandel und
Gesundheit (KLUG) sowie die IPPNW Deutschland e.V. dem Aufruf zur "Healthy
Recovery" angeschlossen.

Eine rechtzeitige Pandemievorsorge und Investitionen in die Öffentliche
Gesundheit sowie Umweltschutz hätten womöglich viele Auswirkungen der Krise
abmildern bzw. verhindern können, heißt es in dem Brief, der insbesondere
die gesundheitlichen Folgen der Luftverschmutzung hervorhebt. Die
Emissionen aus Verkehr, ineffizientem Energieverbrauch, Kohlekraftwerken,
Müllverbrennung und landwirtschaftlichen Praktiken führen zu ungefähr 7
Millionen vorzeitigen Todesfällen pro Jahr.

"Eine Gesundung nach der Covid-19 Pandemie kann nur gelingen, wenn wir die
anderen Krisen mit "behandeln", die Klimakrise, die weltweite Ungleichheit
und Kriege um Ressourcen. Wir dürfen nicht weiter zulassen, dass die Luft,
die wir atmen, verschmutzt wird und Millionen Menschen keinen Zugang zu
sauberem Wasser haben. Für den Profit von Wenigen dürfen nicht länger Viele
leiden," erklärt Katja Goebbels vom Vorstand der deutschen IPPNW. "Wir
brauchen Zugang zum Gesundheitssystem für alle Menschen weltweit. Es kann
nicht sein, dass jemand wegen hoher Therapiekosten in die Armut getrieben
wird," so Goebbels.

Die Gesundheitsberufler*innen fordern unter anderem den Ausstieg aus den
fossilen Brennstoffen und die Verlagerung auf nachhaltige regenerative
Energiesysteme, was allein über den Rückgang der Luftverschmutzung viele
Menschenleben retten könnte. Außerdem sollten Gesundheitsexperten an den
Konjunkturpaketen zur Wiederbelebung der Wirtschaft beteiligt werden.


Den Offenen Brief finden Sie unter:

healthyrecovery.net/letter/dt

Weitere Informationen unter:

healthyrecovery.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Telefon: 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/1043: Kliniken passen ihren OP-Betrieb stufenweise wieder an (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2020

Nachrichten

Kliniken passen Kapazitäten an

von PM/RED



Mit dem deutlichen Rückgang stationär aufgenommener Covid-19-Patienten
haben die schleswig-holsteinischen Krankenhäuser Ende April begonnen,
ihren OP-Betrieb stufenweise wieder anzupassen. Dabei achteten sie
darauf, weiterhin ausreichend Kapazitäten auch für beatmungspflichtige
Corona-Patienten vorzuhalten.

"Seit Beginn der Pandemie Anfang März haben wir bis heute (Anm. der
Red.: 27. April) insgesamt 16 Patienten mit einer Corona-Infektion
behandelt oder behandeln diese noch. Darunter waren zwar auch Menschen
mit sehr schweren Verläufen und auch Todesfälle, aber einen Großteil
der Betten haben wir bis heute gottlob nicht gebraucht", begründete
etwa der Medizinische Geschäftsführer der HeiderWestküstenkliniken,
Dr. Martin Blümke, die Anpassungen in seinem Haus. Auch andere
Krankenhäuser in Schleswig-Holstein wie beispielsweise die imland
Klinik in Rendsburg begannen im April, ihre Kapazitäten anzupassen.

Im WKK wurde die Bettenzahl im Infektionshaus um die Hälfte reduziert,
von 72 auf 36, die wiederum jeweils zur Hälfte räumlich voneinander
getrennt für Verdachtsfälle und für bestätigte Fälle zur Verfügung
stehen. Nach Auskunft Blümkes ist eine kurzfristige Ausweitung dieser
Kapazitäten aber jederzeit möglich. Um Personal zielgerichtet
einsetzen zu können, bleiben einige Klinikbereiche in Heide wie etwa
die Schmerzklinik oder die tagesklinische Versorgung von geriatrischen
Patienten vorsorglich noch bis Ende Mai geschlossen. 


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

73. Jahrgang, Nr. 5, Mai 2020, Seite 5
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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EPIDEMIE/195: Interview mit Dr. Anne Marcic über COVID-19 und den Infektionsschutz in Schleswig-Holstein (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2020

Ministerium

Die zweite Welle wird kaum zu verhindern sein

Interview mit Dr. Anne Marcic



Dr. Anne Marcic ist im Kieler Gesundheitsministerium für den
Infektionsschutz zuständig. Im Interview mit Dirk Schnack erläutert
sie u. a., wie sie Informationen für die Politik aufbereitet.


Wie hat sich Ihr Arbeitsalltag seit Ausbruch der Coronakrise verändert?

Dr. Anne Marcic: Die Schlagzahl ist im Infektionsschutz
aufgrund der Bandbreite und Themenfülle schon in Friedenszeiten recht
hoch. Seit Beginn des Corona-Geschehens hat sich das natürlich noch
einmal deutlich zugespitzt. Der Tag beginnt bereits beim Frühstück mit
Corona, setzt sich in allen nur denkbaren Facetten und unter
Beteiligung vieler verschiedener Akteure fort. Die Arbeitszeiten sind
ausgedehnt, ein Wochenende findet immerhin stundenweise statt.
Innerhalb extrem kurzer Zeit müssen zahlreiche Informationen
aufgenommen und bewertet werden und Entscheidungen, die daraus
resultieren, vorbereitet werden. Die Anforderungen kommen phasenweise
im Minutentakt und das E-Mail-Postfach musste erweitert werden, um die
Flut der eingehenden Anfragen, Aufforderungen, Informationen und
Hinweise überhaupt empfangen zu können. Die Bewältigung bzw.
Abarbeitung ist damit noch nicht erfolgt.

Die Herausforderung besteht darin, einerseits selbst auf dem aktuellen
Informationsstand zu bleiben und andererseits gleichzeitig Kollegen
intern und extern zu informieren und die Beratung der politischen
Ebene so sicherzustellen, dass aktuelle Entscheidungen auf fachlich
fundierter Basis erfolgen können.

Was sind derzeit Ihre Prioritäten, was muss bei der Arbeit hinten anstehen?

Marcic: Prioritär sind die fachliche Bewertung der aktuellen
Situation des Erkrankungsgeschehens (epidemiologisch) und der
angezeigten Maßnahmen zur Bewältigung. Außerdem die Abstimmung mit den
Kolleginnen und Kollegen von Bund und Ländern sowohl zur Bewertung als
auch im Hinblick auf zu veranlassende Maßnahmen und die Abstimmung mit
den Gesundheitsämtern und die Koordinierung der Maßnahmen im ÖGD.
Priorität hat auch die Beratung der Politik als Ergebnis aus den
vorgenannten Punkten. Alle anderen Fragestellungen können aktuell nur
nachrangig, wenn sich mal zwischendurch ein Zeitfenster öffnet,
bearbeitet werden.

Manche Themen können derzeit aber auch gar nicht bearbeitet werden,
weil wir dafür keine Ressourcen haben. Betroffen sind etwa
Themenbereiche im Infektionsschutz wie die Anpassung von Regelungen
zum Impfen oder die Impfvereinbarung für den ÖGD oder die Klärung der
Kostenübernahme bei der Behandlung von Kontaktpersonen bei Scabies.

Auch die zahlreichen Zuschriften per E-Mail mit vielen kreativen Ideen
zum weiteren Vorgehen oder zur Durchführung bestimmter Testreihen oder
zu sonstigen Dingen können aus dem Fachreferat kaum oder nur in sehr
begrenztem Umfang beantwortet werden.

Welche Informationskanäle müssen Sie bedienen?

Marcic: Intern werden fachspezifische Fragestellungen für die
Gesundheitsabteilung im Ministerium, für die regelmäßige "Morgenlage"
und den Leitungsstab Corona aufbereitet. Zu den Aufgaben zählt aber
auch die inhaltliche Vorbereitung der politischen Gremien wie etwa
Sozialausschuss und für die Beratung innerhalb der Landesregierung.
Extern leistet das Referat die fachliche Zuarbeit zur Beantwortung von
Presseanfragen sowie die externe Informationsverteilung per E-Mail und
die Abstimmung für zahlreiche Telefonkonferenzen, die fachlichen
Abstimmungen auf Bund-Länder-Ebene, den öffentlichen
Gesundheitsdienst, die Fachöffentlichkeit in Schleswig-Holstein und
den Expertenbeirat "Medizinische Versorgung bei COVID-19
Schleswig-Holstein".

Wo informieren Sie sich persönlich über die Entwicklung?

Marcic: Viele wesentliche Fachinformationen sind der breiten
Öffentlichkeit uneingeschränkt zugänglich - was manchmal ein Problem
ist, weil sich alle dadurch aufgerufen fühlen, Vorschläge zu machen.
Ich nutze die Medien, die alle anderen auch nutzen. Zusätzlich stehen
mir behördeninterne Informationen zur Verfügung.

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren im Gesundheitswesen? 

Marcic: Als sehr gut. Es sind alle sehr engagiert und geben
wirklich ihr Bestes. Das gilt in meiner Funktion natürlich in erster
Linie für die Kolleginnen und Kollegen im Öffentlichen
Gesundheitsdienst, aber auch in allen anderen Bereichen der
Gesundheitsversorgung. Da ist ein deutlicher Schulterschluss spürbar.
Es wird so manches umgesetzt, was vorher nie - und schon gar nicht in
so kurzer Zeit - denkbar gewesen wäre. Diese Kooperationsbereitschaft
wünsche ich mir dauerhaft. Dass die Finanzierung diesbezüglich derzeit
kaum eine Rolle spielt, erleichtert es natürlich sehr. Die
Kostentragung ist ja sonst eine große Bremse.

Anfang Texteinschub

Info


Die Website der Landesregierung informiert schon auf der Startseite
über das Coronavirus: 

www.schleswig-holstein.de

Ende Texteinschub

Wird medizinischer Expertenrat aus Ihrer Sicht von der Politik ausreichend in Entscheidungen einbezogen?

Marcic: Bisher (Anm. der Redaktion: 17. April) ja, in der
Landesregierung wurde weitgehend Wert auf die Einschätzung der
Fachebene gelegt und diese fand auch Gehör. Das kann sich natürlich im
Laufe des Geschehens ändern.

Mit welcher Entwicklung rechnen Sie persönlich bis zum Jahresende?
Kommt die oft zitierte "zweite Welle" und wovon hängen ihre Intensität
und die Zeitspanne ab?

Marcic: Ob und wann eine zweite Welle auftritt, wird davon
abhängen, wie lange die Ausbreitung des Erregers weiter eingedämmt
werden kann. Die zweite Welle wird kaum zu verhindern sein. Das wäre
wahrscheinlich nur dann möglich, wenn noch sehr lange die
kontaktreduzierenden Maßnahmen und Einschränkungen des öffentlichen
Lebens aufrechterhalten werden. Die Intensität wird vom Ausmaß der
kontaktreduzierenden Maßnahmen bestimmt. Je mehr Kontakte zugelassen
werden, desto größer ist die Intensität, also desto mehr Menschen
erkranken gleichzeitig. Das wiederum bestimmt dann auch die
Zeitspanne. Je weniger intensiv die Infektionswelle erfolgt, desto
länger dauert sie. Bei weiteren Maßnahmen wird es darum gehen, die
Balance zwischen dem Zulassen des öffentlichen Lebens und dem
Beherrschen der Infektionen zu finden.

Können Sie schon eine Lehre aus den bislang gesammelten Erfahrungen
nennen? 

Marcic: Ich bleibe bei meinem bisherigen Fazit zur
Pandemieplanung: Erstens kommt es anders und zweitens als man denkt.


Vielen Dank für das Gespräch.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Dr. Anne Marcic ist Infektionsschutzreferentin im
Landesgesundheitsministerium in Kiel. Sie bewertet das aktuelle
Erkrankungsgeschehen aus fachlicher Sicht, schlägt die jeweils
angezeigten Maßnahmen vor und stimmt sich mit den Kollegen in Bund und
Ländern ab.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/858: Blutgefäßschädigung als Schlüssel zu COVID-19 ... Neuer Ansatz für Behandlung denkbar (idw)

Universität Witten/Herdecke - 22.05.2020

Blutgefäßschädigung als Schlüssel zu COVID-19 / Neuer Ansatz für Behandlung denkbar



Das SARS-CoV-2 Virus befällt im Gegensatz zu den Grippeviren vornehmlich
Blutgefäßstrukturen (Endothelzellen) und führt zu einer gesteigerten
Entzündungsreaktion, vergleichbar mit einer Abstoßungsreaktion nach
Organtransplantation. Das ist das wichtigste Ergebnis einer
internationalen Studie der Unikliniken Wuppertal, Harvard, Basel, Leuven
und Hannover. Die Studie wird heute (Freitag, 22.5.2020) mit einem
Editorial in der renommierten Fachzeitschrift New England Journal of
Medicine veröffentlicht 

DOI: 10.1056/NEJMoa2015432

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa2015432

Editorial: DOI: 10.1056/NEJMe2018629

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMe2018629

"Wir konnten erstmals die ausgeprägten und großflächigen Schädigungen der
Blutgefäße zeigen, die die Blutzufuhr zu den Endorganen wie etwa Lunge,
Herz, Niere oder Gehirn vermindern", erklärt PD Dr. Maximilian Ackermann,
Wissenschaftler am Institut für Pathologie und Molekularpathologie, die
Ursache für die klinisch beobachteten Komplikationen (Mikroembolien) bei
den COVID-19 Patienten. Besonders in der Lunge ist ein intaktes
Gefäßsystem wesentlich für die Aufrechterhaltung der Sauerstoffaufnahme,
da über 80% des Lungengewebes aus kleinsten Blutgefäßen besteht. Kleinste
Schädigungen und Einschränkungen des Blutflusses können daher in kürzester
Zeit zu lebensbedrohlichen Konsequenzen führen.

Im Einzelnen konnten die Forscher belegen, dass es aufgrund des
SARS-CoV-2-induzierten Blutgefäßschadens besonders in den kleinen und kleinsten
Gefäßen der Lunge die T-Zellen eine Entzündung auslösen, die mit einer
starken Abstoßungsreaktion wie z.B. nach Organtransplantation vergleichbar
ist. Weiterhin konnte hier erstmals dargestellt werden, dass durch die
Störung des Blutflusses eine spezielle Form der Blutgefäßneubildung
(intussuszeptive Angiogenese) ausgelöst wird, die zu einer weiteren
Steigerung der T-Zell vermittelten Entzündungsreaktion führt.

"Dieser erstmals beschriebene Mechanismus aus Blutgefäßneubildung und
Entzündung bei COVID-19 ist für den Schweregrad der Erkrankung
verantwortlich und demonstriert, dass ein Lungenversagen bei COVID-19
maßgeblich auf den Gefäßschaden zurückzuführen ist", so Prof. Dr. med.
Hans Michael Kvasnicka, der Direktor des Instituts für Pathologie und
Molekularpathologie am Helios Universitätsklinikum Wuppertal und
Lehrstuhlinhaber für Pathologie der Universität Witten/Herdecke. Im Rahmen
laufender internationaler Studien dieser Forschergruppe wird der
beschriebene Mechanismus auch an anderen Organen von COVID-19 Patienten
untersucht.

Auf Grundlage dieser Forschungsergebnisse können sich auch neue Ansätze
für die Behandlung der Krankheitskomplikationen ergeben. "Wir sehen
COVID-19 jetzt weniger als alleinige Lungenkrankheit, insofern könnte die
beobachtete Einschränkung des Blutflusses sowie der Blutgefäßneubildung
zukünftig ein neues Ziel therapeutischer Maßnahmen darstellen", ergänzt
Prof. Kvasnicka. Daher erscheinen auch erweiterte immunmodulatorische
Therapieansätze sinnvoll, welche helfen die SARS-CoV-2-induzierte
Entzündungskaskade einzudämmen.


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Originalpublikation:

DOI: 10.1056/NEJMoa2015432

Weitere Informationen finden Sie unter

Artikel und Editorial als PDF auch unter

https://www.uni-wh.de/detailseiten/news/blutgefaessschaedigung-als-schluessel-zu-covid-19-8255/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 22.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1870: Augsburger Studie zu COVID-19 - Obduktionen zeigen schwere Lungenschädigungen (idw)

Universität Augsburg - 22.05.2020

COVID-19 in Augsburg: Obduktionen zeigen schwere Lungenschädigungen



Eine Studie des Augsburger Universitätsklinikums, die vor kurzem in der
renommierten Fachzeitschrift Journal of the American Medical Association
(JAMA) erschienen ist, zeigt, dass das Lungengewebe von verstorbenen
COVID-19 Patienten irreversibel geschädigt ist. Ursache der Schädigungen
war das Virus, dessen Erbgut noch in den Atemwegen nachgewiesen werden
konnte. Lungenschädigungen durch die maschinelle Beatmung konnten als
Ursache weitgehend ausgeschlossen werden, da mehr als die Hälfte der
Patienten nicht künstlich beatmet wurde. Die massiv beeinträchtigte
Sauerstoffaufnahme der Lungen führte schließlich zum Tod der Erkrankten.




[image: Foto: © Universität Augsburg]

Mikroskopisch sichtbare ausgedehnte Fibrosierung (Vernarbung) des Lungengewebes und Zerstörung der Lungenbläschenstruktur (Alveolarstruktur) mit eingestreuten Entzündungszellen (Lymphozyten) bei
COVID-19-Obduktion.

Foto: © Universität Augsburg



Obduktionen zeigen: Massive Lungenschäden als Todesursache

Die Infektion mit dem SARS-CoV-2 Virus verläuft in der Mehrzahl der Fälle
als wenig komplikationsträchtige Erkrankung der oberen Atemwege,
insbesondere des Rachens. Einige der Patienten entwickeln jedoch eine
Lungenentzündung, die in einem geringen Anteil der Fälle so schwer
verläuft, dass eine künstliche Beatmung erforderlich wird. Trotz aller
intensivmedizinischer Maßnahmen versterben Patienten an dieser Erkrankung.
Ein interdisziplinäres Ärzteteam um die Augsburger Pathologin Dr. Tina
Schaller führte seit dem 4. April diesen Jahres 19 Obduktionen an
verstorbenen Patienten mit COVID-19 durch. Dank einer sorgfältigen
Aufklärung der Angehörigen konnte in Augsburg eine Obduktionsrate von
annähernd 90% der Todesfälle erreicht werden, was den Ärzten eine
unverfälschte Beurteilung ermöglichte. Die Ergebnisse der ersten zehn
Obduktionen wurden mittlerweile in der renommierten Fachzeitschrift
Journal of the American Medical Association (JAMA) publiziert. "Bei den
Untersuchungen konnten wir das Erbgut des Virus noch im Atemwegssystem der
Verstorbenen nachweisen," erklärt Dr. Schaller, leitende Oberärztin und
Erstautorin der Studie. Im Lungengewebe selbst zeigte sich durchweg eine
ungewöhnlich schwere, teils mutmaßlich irreversible Schädigung. Das
Ärzteteam sieht diese Veränderung als Todesursache an, da hierdurch die
Sauerstoffaufnahme durch die Lungen zur Versorgung der Organe massiv
beeinträchtigt ist.

Coronavirus als Verursacher der Lungenschäden

"Die wichtigste Erkenntnis aus der ersten Analyse ist, dass die
beschriebenen Lungenschädigungen offensichtlich nicht eine Komplikation
der Beatmung darstellen. Vielmehr entstehen sie unabhängig von dieser
intensivmedizinischen Maßnahme am ehesten direkt durch die virale
Schädigung. Alle Patienten litten an schweren Grunderkrankungen, die
jedoch nicht unmittelbar zum Tod führten", ergänzt Prof. Dr. Bruno Märkl,
Direktor des Instituts für Pathologie und Molekulare Diagnostik des
Universitätsklinikums Augsburg sowie Inhaber des Lehrstuhls für Allgemeine
und Spezielle Pathologie an der Medizinischen Fakultät der Universität
Augsburg. In den übrigen Organen konnten keine augenscheinlich schweren
Veränderungen nachgewiesen werden. Die durch SARS-CoV-2 hervorgerufenen
ausgeprägten Lungenschäden sind vergleichbar mit den Auswirkungen der
SARS- und MERS-Erkrankungen.


Die Studie

Sample: Obduktion von 10 Patientinnen und Patienten mit SARS-CoV-2 im
Durchschnittsalter von 79 Jahren mit durchschnittlich vier
Vorerkrankungen, überwiegend im kardiovaskulären Bereich.

Die Augsburger Universitätsmedizin

... umfasst die Medizinische Fakultät der Universität Augsburg, das
Universitätsklinikum Augsburg sowie - als Kooperationspartner - das
Bezirkskrankenhaus Augsburg - Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und
Psychosomatik der Universität Augsburg. Die Forschungsschwerpunkte der
Medizinischen Fakultät liegen in den Bereichen Medizinische Informatik
sowie Umwelt und Gesundheit. Rund 100 Professorinnen und Professoren
werden im Endausbau in der bio- und humanmedizinischen Forschung und Lehre
tätig sein. Seit dem Wintersemester 2019/20 bietet die Medizinische
Fakultät einen humanmedizinischen Modellstudiengang an, der vorklinische
und klinische Inhalte integriert und besonderen Wert auf eine
wissenschaftliche Ausbildung der im Endausbau 1.500 Studierenden legt.

Das Universitätsklinikum Augsburg (UKA), seit 2019 in der Trägerschaft des
Freistaates Bayern, bietet unter anderem durch seine Einbindung in
universitäre medizinische Forschung und Lehre der Medizinischen Fakultät
der Universität Augsburg der Bevölkerung der Stadt und der Region eine
optimale medizinische Versorgung. Die tagesklinischen Betten mitgezählt,
stehen am UKA 1.740 Betten zur Verfügung. 24 Kliniken, drei Institute und
19 Zentren garantieren in allen medizinischen Fachdisziplinen Diagnose und
Therapie auf höchstem Niveau. Jährlich werden über 250.000 ambulante und
stationäre Patientinnen und Patienten versorgt. Mit zirka 80.000
Patientinnen und Patienten pro Jahr ist die Notaufnahme des UKA die
zweitgrößte der Bundesrepublik. Jährlich erblicken am UKA mehr als 2.450
Kinder das Licht der Welt. Mit 560 Ausbildungsplätzen ist die an das UKA
angeschlossene Akademie für Gesundheitsberufe einer der größten
Ausbildungsträger der Region.


Originalpublikation:


Schaller T, Hirschbühl K, Burkhardt K, et al. 


Postmortem Examination of Patients With COVID-19. 


JAMA. Published online May 21, 2020.


doi:10.1001/jama.2020.8907

Weitere Informationen finden Sie unter

https://jamanetwork.com/journals/jama/fullarticle/2766557

Studie im Journal of the American Medical Association (JAMA)
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STUDIE/310: COVID-19 - Kein Nutzen von Hydroxychloroquin und Chloroquin (idw)

Universitätsspital Zürich - 22.05.2020

Kein Nutzen von Hydroxychloroquin und Chloroquin



Eine weltweite Beobachtungsstudie mit 96.000 hospitalisierten
COVID-19-Patienten hat gezeigt, dass Patienten, die mit Hydroxychloroquin
oder Chloroquin behandelt wurden, eine höhere Sterblichkeitsrate und
insbesondere ein erhöhtes Risiko für Herzrhythmusstörungen aufwiesen.

Ein Forschungsteam des Brigham and Women's Hospital der Harvard Medical
School in Boston hat in Zusammenarbeit mit der Abteilung für Kardiologie
am Herzzentrum des Universitätsspitals Zürich Ergebnisse einer weltweiten
Beobachtungsstudie bei Patienten, die wegen COVID-19 hospitalisiert
wurden, ausgewertet. Dabei zeigten Patientinnen und Patienten, die mit
Hydroxychloroquin oder Chloroquin (mit oder ohne Makrolid-Antibiotikum)
behandelt worden waren, insbesondere ein höheres Risiko für
lebensbedrohliche Herzrhythmusstörungen. Die Erkenntnisse des Teams sind
in der renommierten Fachzeitschrift The Lancet veröffentlicht worden.

«Hydroxychloroquin und Chloroquin zeigen keinen Nutzen bei Patientinnen
und Patienten, die mit Covid-19 hospitalisiert wurden», sagt Mandeep R.
Mehra, MD, Executive Director des Center for Advanced Heart Disease,
Brigham and Women's Hospital. «Die Daten weisen auf ein erhöhtes
Sterberisiko hin. Wir beobachteten auch eine Vervierfachung der Anzahl
Herzrhythmusstörungen bei COVID-19-Patienten, die mit Hydroxychloroquin
oder Chloroquin behandelt worden waren».

Prof. Frank Ruschitzka, Leiter der Abteilung Kardiologie am Herzzentrum
des Universitätsspitals Zürich ergänzt: «Für die Wirksamkeit von
Hydroxychloroquin und Chloroquin bei Covid-19 gibt es keine
wissenschaftlichen Belege. Im Gegenteil, insbesondere bei
Covid-19-Patienten mit Herzerkrankungen beobachteten wir schwere
Nebenwirkungen, vor allem lebensgefährliche Herzrhythmusstörungen.
Hydroxychloroquin und Chloroquin sollten deshalb bei COVID-19 nicht mehr
eingesetzt werden, bevor uns die Ergebnisse von weiteren, aktuell noch
laufenden randomisierten klinischen Studien vorliegen».

Das Forschungsteam um Mehra und Ruschitzka führte die Studie unter
Verwendung der Surgical Outcomes Collaborative-Datenbank durch, einem
internationalen Register, das anonymisierte Daten von 671 Krankenhäusern
aus allen Kontinenten umfasst. Die Analyse berücksichtigte Daten von über
96'000 Patienten, die mit COVID-19 hospitalisiert worden waren. Knapp
15'000 dieser Patienten waren mit dem Malariamedikament Chloroquin oder
mit Hydroxychloroquin mit oder ohne Antibiotika (Makrolide wie
Azithromycin und Clarithromycin) schon früh nach der COVID-19-Diagnose
behandelt worden.

Die Forschenden fanden heraus, dass 10'698 Patienten, die die eine oder
andere dieser Arzneien erhalten hatten, im Krankenhaus verstarben (11,1
Prozent) und dass 85'334 überlebten und entlassen werden konnten. Das Team
verglich diese Sterblichkeitsrate mit derjenigen einer Kontrollgruppe
unter Berücksichtigung von Alter, Geschlecht und Risikofaktoren. Die
Sterblichkeitsrate in der Kontrollgruppe betrug 9,3 Prozent. Chloroquin
oder Hydroxychloroquin allein oder in Kombination mit einem Makrolid waren
mit einem erhöhten Risiko für den Tod im Krankenhaus mit COVID-19
verbunden. Bei den Therapiegruppen erfuhren zwischen 4 und 8 Prozent der
Patienten eine neue Herzrhythmusstörung, verglichen mit 0,3 Prozent der
Patienten der Kontrollgruppe.

Die Autoren weisen darauf hin, dass die Ergebnisse noch laufender
randomisierter klinischen Studien abgewartet werden müssen, bevor
definitive Schlussfolgerungen bezüglich der Gefährdung durch Chloroquin
und Hydroxychloroquin gezogen werden können.


Originalpublikation:

https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736%2820%2931180-6/fulltext
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PSYCHOLOGIE/215: Sozioökonomische Faktoren beeinflussen Lebensqualität nach einer Herzoperation (idw)

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 22.05.2020

Sozioökonomische Faktoren beeinflussen Lebensqualität nach einer Herzoperation

Kooperation Psychologie und Herzchirurgie



Gemeinsam haben Psychologinnen und Psychologen der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) mit Medizinerinnen und Medizinern des
Universitätsklinikums Düsseldorf (UKD) untersucht, welche Faktoren zur
Lebensqualität postoperativer Herzpatienten beitragen. In der
Fachzeitschrift "International Journal of Surgery" berichten sie, dass
neben somatischen Beschwerden auch sozioökonomische Faktoren eine wichtige
Rolle spielen, die bei einer Nachsorge der Patienten berücksichtigt werden
sollten.

Kardiovaskuläre Operationen sollen die Lebensqualität von Patienten
verbessern, so dass diese nach dem Eingriff im besten Fall wieder ein
normales Leben führen können. Doch auch nach einem medizinisch
erfolgreichen Eingriff sind manche Patienten immer noch beeinträchtigt.

Ein Forschungsteam um Dr. Nora Schaal vom Institut für Experimentelle
Psychologie der HHU und um Prof. Dr. Alexander Albert von der Klinik für
Kardiovaskuläre Chirurgie des Klinikum Dortmund (ehemals Klinik für
Kardiovaskuläre Chirurgie am UKD und Herzzentrum Lahr/Baden) hat eine
großangelegte Studie mit 6.099 Patientinnen und Patienten aufgelegt, um
die Faktoren für die Lebensqualität nach einer Herz-OP zu identifizieren.

Diese Patienten füllten sechs Monate nach der Operation einen sogenannten
"Nottingham Health Profile" aus. Dies ist ein international
standardisierter Fragebogen zur Einschätzung der gesundheitsbezogenen
Lebensqualität. Er besteht aus 38 Fragen, die die Bereiche Energieverlust,
Schmerz, emotionale Reaktion, Schlafprobleme, soziale Isolation und
Mobilitätsverlust abdecken. Auch wurden sozioökonomische Daten erhoben.

Es zeigte sich, dass klassische Beschwerden der Herzpatienten wie Atemnot
und Brustschmerzen die postoperative Lebensqualität besonders schwer
beeinflussen, wenn bestimmte sozioökonomische Faktoren hinzukommen.
Männer, jüngere Patienten, Alleinstehende und Personen ohne geregelte
Arbeit zeigen ein erhöhtes Risiko, dass ihre Lebensqualität postoperativ
eingeschränkt ist im Vergleich zu denen nach Alter und Geschlecht
vergleichbaren Gruppen der Allgemeinbevölkerung.

Das Forschungsteam entwickelte darüber hinaus einen ersten Ansatz für ein
Screening-Werkzeug. Wenn es sich in weitergehenden Prüfungen bewährt, kann
es im klinischen Alltag eingesetzt werden, um solche Patienten zu
identifizieren, bei denen ein hohes Risiko für eine eingeschränkte spätere
Lebensqualität besteht. Erste Ergebnisse dieses Werkzeuges zeigen, dass
sozioökonomischen Faktoren ebenso wie medizinischen Einschränkungen
berücksichtigt werden sollten.

Dazu Prof. Albrecht: "Mich hat immer interessiert, wie es unseren
Patienten auch Monate nach der Operation geht. Daher habe ich bereits vor
20 Jahren angefangen, systematisch Fragebögen Monate nach der Operation zu
versenden. Die aktuellen Auswertungen bestätigen eindrucksvoll meine
Beobachtungen, nämlich, dass Patienten unter Beschwerden, die vom Herzen
oder nach einer Operation immer noch bestehen, besonders dann leiden, wenn
zusätzlich noch andere seelische Probleme hinzukommen."

Dr. Schaal ergänzt: "Diesen Menschen kann dann frühzeitig zusätzliche
sekundäre Hilfe angeboten werden, neben den routinemäßigen
Rehabilitationsmaßnahmen. Hier wären zum Beispiel neben intensiverer
medizinischer Betreuung psychologische Unterstützungen denkbar."


Originalpublikation:

Nora K. Schaal, Alexander Assmann, Jenny Rosendahl, Wolfgang Mayer-Berger,
Andrea Icks, Sebastian Ullrich, Artur Lichtenberg, Payam Akhyari, Martin
Heil, Jürgen Ennker, Alexander Albert

Health-related quality of life
after heart surgery - Identification of high-risk patients: A cohort
study

International Journal of Surgery 76 (2020) 171-177

DOI: 10.1016/j.ijsu.2020.02.047
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9418: Aus aller Welt - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Streit mit Twitter: Trump droht mit Schließung von Online-Plattformen

Der von Donald Trump viel genutzte Kurznachrichtendienst Twitter hat
erstmals zwei Tweeds des US-Präsidenten, in denen er behauptete, daß
Briefwahlen zu massiven Betrügereien bei der Stimmabgabe führen, als
inhaltlich irreführend gekennzeichnet. Als Reaktion darauf drohte
Trump mit der Schließung von Online-Netzwerken. Viele Republikaner
wie er hätten das Gefühl, daß die sozialen Medien konservative
Stimmen komplett verschweigen, schrieb Trump auf Twitter. Um dem
entgegenzuwirken, werde die Regierung Online-Plattformen künftig 
streng regulieren oder schließen.

27. Mai 2020
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JUSTIZ/9418: Kriminalität und Rechtsprechung - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchungen bei mutmaßlichen Reichsbürgern

In Hessen und Baden-Württemberg führte die Polizei eine großangelegte
Razzia gegen die sogenannte Reichsbürgerszene durch. Nach
Informationen der Staatsanwaltschaften in Stuttgart und Karlsruhe
wurden 25 Wohnobjekte von 31 Beschuldigten durchsucht. Die
Verdächtigen sollen Reisepässe, Führerscheine und
Staatsangehörigkeitsurkunden gefälscht und hergestellt haben.
Außerdem sollen sie massenhaft Faxnachrichten mit staatsleugnerischen
Inhalten an verschiedene Behörden versandt haben. An der
Polizeiaktion beteiligte sich auch ein Spezialeinsatzkommando.

27. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9415: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Arbeitsgruppe soll Rechtsextremismus beim KSK untersuchen

Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) setzte eine
Arbeitsgruppe in ihrem Ministerium ein, die rechtsextreme Vorfälle in
der Eliteeinheit Kommando Spezialkräfte (KSK) in Calw untersuchen
soll. Die Gruppe soll bis zur Sommerpause Vorschläge vorlegen, wie
rechtsextreme Tendenzen im KSK besser bekämpft werden können. In die
Aufgabe wird auch die neue Wehrbeauftragte Eva Högl (SPD)
eingebunden. Vor wenigen Wochen war ein Kommandosoldat festgenommen
worden, der ein Waffenversteck mit Munition und Plastiksprengstoff
angelegt und rechtsextreme Symbole gezeigt haben soll.

27. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9417: Aus Parlament und Gesellschaft - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Grüne wollen Wahlalter flächendeckend senken

Der Parteivorsitzende der Grünen, Robert Habeck, plädiert für eine
deutschlandweite Senkung des Wahlalters. Bereits an der nächsten
Bundestagswahl sollen sich 16- und 17jährige beteiligen dürfen.
Habeck begründete seinen Vorstoß mit dem vorbildlichen Verhalten der
jungen Menschen in der Coronakrise. Diese politische Reife müsse
anerkannt werden. In neun Bundesländern dürfen Jugendliche bereits
auf kommunaler Ebene wählen. In vier Bundesländern sogar bei
Landtagswahlen.

27. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9415: Tragisches und Kurioses - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



U-Bahn prallt gegen Strommast

Im Frankfurter Stadtteil Ginnheim ist aus noch unbekannten Grünen
eine U-Bahn an einer Endhaltestelle über einen Prellbock gefahren und
gegen einen Strommast geprallt. Dabei riß die Oberleitung. Der 27
Jahre alte Fahrer der Bahn und ein 16 Jahre alter Fahrgast wurden bei
dem Aufprall leicht verletzt. An der U-Bahn und der Haltestelle
entstand ein erheblicher Schaden.

27. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8500: Aus Forschung und Technik - 27.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



DLR-Observatorium sammelt Daten von Satelliten und Weltraumschrott

Das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) baut ein neues
Forschungsobservatorium, um die Beschaffenheit von Objekten in
erdnahen Umlaufbahnen zwischen 400 und 2.000 Kilometern, die zu einer
Gefahr für die bemannte und unbemannte Raumfahrt werden können,
schnell und präzise zu bestimmen. Das optische Großteleskop mit dem
Projektnamen MS-LART (Multi-Spectral Large Aperture Receiver
Telescope, Multispektrales Empfangsteleskop) soll auf dem
Innovationscampus Empfingen im Nordschwarzwald entstehen und im
Frühjahr 2021 offiziell eingeweiht werden.

27. Mai 2020
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AUSLAND/8514: Aus aller Welt - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Oberstes Gericht in Venezuela bestätigt Wahl des Parlamentspräsidenten

In Venezuela hat die Verfassungskammer des Obersten Gerichtshofs
(TSJ) laut Pressemitteilung von Dienstag (Ortszeit) Luis Eduardo
Parra als rechtmäßig gewählten Parlamentspräsidenten und dessen
Vertreter als gültig anerkannt. Demnach sind die Kongreßabgeordneten
Franklin Duarte und José Gregorio Noriega Vizepräsidenten der NA. Den
Posten des Parlamentspräsidenten hatte der Oppositionspolitiker Juan
Guaidó für sich reklamiert. Außerdem hatte er sich im Januar 2019 zum
Staatspräsidenten anstelle von Nicolás Maduro ausrufen lassen. Die
Nationalversammlung (AN) in Caracas hatte Parra im Januar 2020 in
Abwesenheit einer Reihe oppositioneller Abgeordneter zum Vorsitzenden
gewählt. Für ihn stimmten nicht nur die Parlamentarier der
Sozialistischen Einheitspartei (PSUV), sondern auch Vertreter der
Oppositionskoalition. Bei der Abstimmung hat es der Verfassungskammer
zufolge keine Handlungen außerhalb des Rahmens der verfassungsmäßigen
Zuständigkeiten gegeben. Parra selbst gehörte bis Dezember 2019 der
Partei Primero Justicia an, die zum Bündnis um Guaidó zählt. Er wurde
von seiner Partei ausgeschlossen, weil er versucht haben soll, andere
Parlamentarier zu bestechen, damit sie sich auf die Seite Maduros
stellen. Der TSJ betrachtet die Einrichtung eines parallelen oder
virtuellen Parlaments und das Eintreten dafür als Mißachtung seiner
Entscheidung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8467: Medizin und Gesundheitswesen - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Leicht erhöhte Sterblichkeit

Richtete sich die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit am Anfang der
Corona-Pandemie auf die Verdoppelungsfrist der Erkrankungszahlen und
später auf den sogenannten R-Wert (Reproduktionszahl), so ist jetzt
die Sterblichkeit im Fokus der Betrachtung. Es zeigte sich, daß die
Sterbefallzahlen seit der letzten Märzwoche über dem Durchschnitt der
Jahre 2016 bis 2019 gelegen haben. Obgleich sie inzwischen wieder
deutlich gefallen sind, liegen sie noch immer leicht über dem
Durchschnitt der Vorjahre. Allerdings könne die Sterbefallzahlen auch
ohne Corona-Pandemie zum Teil erheblich variieren. So starben im März
2019 etwa 86.400 Menschen, im Jahr davor - während der heftigen
Grippesaison im Frühjahr 2018 - waren es 107.100 Todesfälle. Das
führte dazu, daß die Grippewelle 2018 zu einer Übersterblichkeit im
Vergleich zu den Vorjahren von knapp 5500 Toten pro Woche führte,
während die Corona-Pandemie lediglich auf 2000 kam.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8502: Kriminalität und Rechtsprechung - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Geoge Floyd aus Minnesota kommt bei Polizeieinsatz ums Leben

In Minneapolis (US-Bundesstaat Minnesota) ist der 46jährige
Afroamerikaner George Floyd am Montagabend (Ortszeit) bei einem
Polizeieinsatz ums Leben gekommen. Ein weißer Polizeibeamter hatte
mit seinem Knie den mit Handschellen gefesselten Mann im Genick mehr
als fünf Minuten lang auf den Asphalt gedrückt. Dabei flehte Floyd um
sein Leben. Nachdem er ohnmächtig geworden war, wurde er von
Sanitätern in ein Krankenhaus gebracht, wo er verstarb. Mehrere
Passanten nahmen den Vorgang mit ihren Smartphone-Kameras auf. Ein
Video fand Verbreitung über Facebook. Floyd hat fünf Jahre lang für
ein Restaurant als Wachmann gearbeitet. Die Polizei traf ihn in
seinem Auto an, nachdem bei ihr ein Notruf wegen eines
Fälschungsdelikts in einem Geschäft eingegangen war. Die Beschreibung
des mutmaßlichen Täters deckte sich den Beamten zufolge mit dem
Aussehen Floyds. Bürgermeister Jacob Frey meldete am
Dienstagnachmittag auf Twitter, vier an dem Vorfall beteiligte
Polizisten seien aus dem Dienst entlassen worden. Die Bundesbehörde
FBI hat die Ermittlungen in dem Fall an sich gezogen. Den Polizisten
in Minneapolis ist erlaubt, eine verdächtige Person mit dem Knie über
deren Hals zu fixieren. Die Beamten werden dafür ausgebildet, damit
sie ihr nicht die Luft abdrücken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8424: Sprache, Kunst und Medium - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Asterix-Erben bedanken sich bei Pariser Pflegekräften

Erben des im März mit 92 Jahren verstorbenen Asterix-Zeichners Albert
Uderzo haben in Paris vier von dessen Original-Zeichnungen versteigern
lassen. Wie das Auktionshaus Artcurial bekanntgab, erzielten die
Blätter aus den beiden Asterix-Nummern "Asterix und Maestria" sowie
"Obelix auf Kreuzfahrt" rund 390.000 Euro, die an eine Stiftung gehen,
die Pariser Krankenhäuser und deren Personal finanziell unterstützen.

Wie es hieß, wollen Uderzos Witwe Ada und dessen Tochter Sylvie auf
diese Weise die Arbeit und den Einsatz des Pflegepersonals seit
Ausbruch der Corona-Pandemie würdigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8491: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



KSK und Bundeswehr sollen auf Waffen und Munition besser aufpassen

Das Verteidigungsministerium hat eine umfassende Überprüfung der
Bewirtschaftung und Bestandsnachweisführung von Waffen und Munition
bei der Bundeswehr und dem Kommando Spezialkräfte (KSK) eingeleitet.
Das geht aus einem vertraulichen Bericht von Staatssekretär Peter
Tauber an Verteidigungspolitiker des Bundestags hervor, wie Spiegel
Online am Mittwoch meldete. In der vergangenen Woche hatte das
Nachrichtenmagazin über eine Razzia bei dem Elitesoldaten Philipp
Sch. in einem Dorf in Nordsachsen berichtet. Bei der mehrtägigen
Durchsuchung unter Einsatz eines Baggers wurden in einem
unterirdischen Versteck im Garten des Oberstabsfeldwebels unter
anderem ein AK47-Sturmgewehr sowie mehrere tausend Stück Gewehr- und
Pistolenmunition offensichtlich aus Beständen der Bundeswehr
gefunden. Auch die Herkunft von zwei Kilogramm PETN-Sprengstoff läßt
sich wahrscheinlich der Truppe zuordnen. Die Ermittler stießen zudem
auf Sprengzünder, Sprengfolien, Sprengschnur, Rauchgranaten,
Signalpatronen und Zünder für Übungshandgranaten. Auf der
Asservatenliste stehen auch eine Armbrust, ein Schlagstock, zwei
Messer und ein Sportbogen. Philipp Sch. stieß 2001 zum KSK. Seit
April 2017 stand er wegen Nähe zu rechtsextremen Kreisen unter
Beobachtung des Militärgeheimdienstes MAD.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8505: Aus Parlament und Gesellschaft - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Von der Leyen schlägt Wirtschaftsförderprogramm vor

Die EU-Kommissionpräsidentin von der Leyen hat am Mittwoch dem
Europäischen Parlament ein Wirtschaftsförderprogramm für die von der
Corona-Krise besonders betroffenen Länder vorgestellt. Das Paket soll
ein Volumen von 750 Milliarden Euro haben. Zwei Drittel davon werden
als nicht zurückzuzahlende Zuschüsse vergeben, ein Drittel als
Kredite. Davon erhalten Italien und Spanien mehr als 300 Milliarden
Euro. Polen bekommt knapp 64 und Frankreich 39 Milliarden Euro.
Länder wie Griechenland, Rumänien und Tschechien, die vor allem
wirtschaftlich betroffen sind, werden ebenfalls unterstützt. Das
Fördergeld nimmt die EU in ihrem Namen an den internationalen
Finanzmärkten auf. Zurückgezahlt wird in den drei Jahrzehnten nach
2038 aus dem EU-Haushalt. Wenn die EU auf diesem Wege klimaneutral,
digital und sozial wird, so von der Leyen, wird vor allem auch die
nächste Generation von den vorgeschlagenen Investitionen profitieren.
Das Hilfsprogramm soll laut von der Leyen zusätzlich zum nächsten
siebenjährigen EU-Finanzrahmen für die Jahre 2021 bis 2027 aufgelegt
werden. Für den Haushaltsrahmen schlägt die Kommissionspräsidentin
einen Umfang von 1,1 Billionen Euro vor. Kredithilfen für
Kurzarbeiter, Unternehmen und Gesundheitssysteme der EU-Staaten im
Umfang von 540 Milliarden Euro sind bereits beschlossen.
Haushaltsplan und Wiederaufbauprogramm müssen von den EU-Mitgliedern
einstimmig gebilligt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8474: Tragisches und Kurioses - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Cannabisprodukte bleiben führend bei illegalen Drogen

Zwar ging es im vergangenen Jahr bundesweit bei den meisten
Drogendelikten um Cannabisprodukte, aber synthetische Drogen wie
Amphetamin und Metamphetamin (Meth) haben stark aufgeholt. Dabei fällt
auf, daß es eine Verlagerung der Herkunftsländer von Meth zu geben
scheint. Während die meisten Labore früher in Tschechien und
Südosteuropa zu finden waren, sollen ihnen inzwischen die Niederlande
in Verbindung mit Lateinamerikanischen Kartellen die Vorherrschaft
streitig machen.

Auch aus Südostasien wird inzwischen eine Umorientierung der
Drogenproduzenten weg vom Opium hin zu synthetischen Drogen
festgestellt. Das läßt sich anhand der gewaltigen Mengen
beschlagnahmter Drogen erkennen.

Gleichzeitig berichten die Kriminalämter hierzulande, daß
Rauschgiftarten wie Kokain, Heroin und LSD zwar vergleichsweise
rückläufig sind, aber keine große Rolle mehr spielen, wie der MDR
kürzlich berichtete.

27. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8503: Arbeit, Soziales und Familie - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Drei sich verstärkende Krisen in Ost- und Zentralafrika

Die Berliner Sektion der internationalen Nothilfe- und
Entwicklungsorganisation Oxfam weist auf drei gleichzeitig in Ost-
und Zentralafrika ablaufende Krisen hin, die dort verstärkt zu Armut
und Hunger führen. Massive Regenfälle haben in Teilen der Region
Überflutungen ausgelöst. Hunderttausende verloren ihre Häuser und
Existenzgrundlage. Der Regen hat ideale Brutbedingungen für
Heuschrecken geschaffen. Die nächste Generation, die 400mal
umfangreicher sein dürfte als die bisherigen Schwärme, wird für Juni
erwartet. Bislang haben die Heuschrecken vor allem in Kenia,
Äthiopien und Somalia Tausende von Hektar landwirtschaftlicher
Flächen befallen. Jetzt kommt die Coronavirus-Pandemie hinzu. Die von
den Regierungen ausgerufenen Gegenmaßnahmen erschweren den Kampf
gegen die Heuschrecken. Der Niedergang der Wirtschaften treibt
Millionen Menschen in die Armut, weil es kaum oder keine sozialen
Sicherungssysteme in den betroffenen Ländern gibt. Bereits jetzt
leiden über 33 Millionen Menschen in Zentral- und Ostafrika unter
ernster Lebensmittelunsicherheit. Oxfam bittet die internationale
Staatengemeinschaft um 46 Millionen Dollar für Sofortmaßnahmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8478: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Klimaexperten rechnen mit einem erneuten Hitzesommer

Wetterexperten warnen, daß die Corona-Pandemie die Risiken der auch
dieses Jahr zu erwartenden Hitzewelle erhöhen. So rechnet Clare
Nullis Kapp, Sprecherin der Weltmeteorologie-Organisation, mit einer
weiteren Rekord-Hitzesaison auf der nördlichen Erdhalbkugel. Und das
ist gerade angesichts der aktuellen Coronavirus-Pandemie für viele
Menschen gefährlich. Schon jetzt erweist sich dieses Jahr als eines
der heißesten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen, warnte laut afp
die UN-Organisation. Darauf müsse man sich unbedingt vorbereiten. Und
die Hitzewellen nehmen durch den globalen Klimawandel zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8491: Märkte und Finanzen - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Nord Stream 2 AG verwahrt sich gegen Drohungen von Richard Grenell

Richard Grenell hat wenige Tage vor seinem Abschied als
US-Botschafter in Berlin der Bundesregierung noch einmal wegen der
Gaspipeline Nord Stream 2 mit Strafmaßnahmen Washingtons gedroht und
von ihr eine aggressive Rußlandpolitik verlangt. Ein Sprecher des
Konsortiums bezeichnete die am Dienstag vom Handelsblatt
veröffentlichte Androhung weiterer amerikanischer Sanktionen unter
Berufung auf die Europäische Kommission als rechtswidrige
Diskriminierung europäischer Unternehmen. Weiter hieß es bei der
russischen Nachrichtenagentur Tass, die baldige Inbetriebnahme der
Ostseepipeline sei im Interesse der Energiesicherheit Europas, der
europäischen Verbraucher, der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit
der EU und deren Klimaschutzverpflichtungen. Das Projekt sei in allen
Teilen genehmigt worden und werde im Einklang mit internationalem
Recht gebaut. An der auf rund 2460 Kilometer Länge projektierten
Pipeline durch die Ostsee fehlen noch 160 Kilometer. Als Ersatz für
die im Dezember abgezogenen Verlegeschiffe der Schweizer Firma
Allseas hält sich das russische Spezialschiff Akademik Cherskiy des
russischen Gaskonzerns Gasprom bereit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8501: Aus Forschung und Technik - 27.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Neue Version der Sparkassen-App am 2. Juni

Das Online-Banking schreitet weiter voran. Wie das Fachmagazin PC
Welt in seiner Online-Ausgabe meldete, bieten die Sparkassen jetzt
ein Update der App "Sparkasse Ihre mobile Filiale" an. Durch diese
können Nutzer künftig allein mit Hilfe der Sparkassen App ein neues
Girokonto bei ihrer Sparkasse eröffnen. Ihre Legitimation erfolgt
dabei per Video. Voraussetzung ist natürlich, daß die Sparkasse des
Nutzers die neue Funktion zur Girokonto-Eröffnung auch unterstützt.
Von seiten des Nutzers muß er mindestens die Version 5.6.2 der
Sparkasse-App für iOS beziehungsweise Version 5.6.3 der Sparkasse-App
für Android heruntergeladen haben. Dieses Funktion steht ab dem 2.
Juni zur Verfügung. Neben dieser bietet die neue App-Version auch
diverse Optimierungen und Bugfixes. Schon jetzt haben Nutzer mit der
App den kompletten Zugriff auf ihre Sparkasse-Konten direkt auf einem
Smartphone oder Tablet. So können sie beispielsweise den Kontostand
einsehen, Überweisungen tätigen und ihre Aktiendepots,
Kreditkartenkonten, Darlehen und LBS-Bausparkonten überwachen.

27. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1712: Ähnlich wie Menschen entwickeln sich Schimpansen langsam (idw)

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 26.05.2020

Ähnlich wie Menschen entwickeln sich Schimpansen langsam



Forschende des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig haben systematisch Entwicklungsmeilensteine bei freilebenden
Schimpansen im Taï-Nationalpark (Elfenbeinküste) untersucht und
festgestellt, dass sie sich langsam entwickeln und mehr als fünf Jahre
benötigen, um wichtige motorische, kommunikative und soziale Meilensteine
zu erreichen. Dieser Zeitrahmen ähnelt dem des Menschen und deutet auf
eine langsame Reifung des Gehirns hin.




[image: Bild: © Tatiana Bortolato, Taï Chimpanzee Project]

Ähnlich wie Menschen benötigen Schimpansen mehr als fünf Jahre, um
wichtige Entwicklungsmeilensteine zu erreichen.

Bild: © Tatiana Bortolato, Taï Chimpanzee Project



Nur wenige Arten entwickeln sich so langsam wie der Mensch, sowohl in
Bezug auf die Entwicklung von Erwachsenen-Fähigkeiten als auch in Bezug
auf die Gehirnentwicklung. Menschliche Kleinkinder werden so
unterentwickelt geboren, dass sie nach der Geburt einige Jahre lang ohne
Pflege und Ernährung durch Erwachsene nicht überleben können. Kinder
müssen grundlegende Fähigkeiten wie das Gehen, Essen, Sprechen, den Umgang
mit Werkzeugen und vieles mehr erst erlernen. Anhand des Zeitpunkts, wann
diese Entwicklungsmeilensteine erstmals auftauchen, können Ärzte
feststellen, ob sich Kinder und die Gehirne von Kindern normal entwickeln.
Darüber in welchem Alter andere langlebige, nahverwandte Arten, wie
Schimpansen, motorische und soziale Entwicklungsmeilensteine erreichen und
was das für ihre Gehirnentwicklung bedeutet, ist bisher nur wenig bekannt.
Wann zum Beispiel beginnen Schimpansen zu laufen, sich selbst zu ernähren,
soziale Fellpflege zu betreiben und Werkzeuge zu benutzen? Vergleichende
Studien zu wichtigen Entwicklungsschritten bei Schimpansen und anderen
Arten helfen dabei, die evolutionäre Grundlage ausgedehnter
Entwicklungsperioden zu verstehen.

Forschende am Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig haben nun systematisch ein breites Spektrum von Verhaltensweisen
freilebender Schimpansen dokumentiert und untersucht, wann diese erstmals
ausgeübt werden. Für diese Studie beobachteten die Forschenden 19
Schimpansenkinder (acht Weibchen und 11 Männchen) aus dem
Taï-Nationalpark, Elfenbeinküste, vom ersten Monat nach der Geburt bis zu
einem Alter von fünf Jahren. Die Ergebnisse zeigten, dass sich die
grobmotorischen Fähigkeiten mit etwa vier Monaten, kommunikative
Eigenschaften mit 12 Monaten, die Fähigkeiten zur sozialen Interaktion mit
14 Monaten und die feinmotorischen Fähigkeiten mit 15 Monaten entwickeln.
"Nicht nur der zeitliche Rahmen, sondern auch die Erwerbsreihenfolge
ähneln sich bei Schimpansen und Menschen, was unsere gemeinsame
Evolutionsgeschichte widerspiegelt", sagt Erstautorin Aisha Bründl.
"Unsere Ergebnisse stimmen mit der Hypothese des verzögerten Nutzens
überein, die besagt, dass eine längere Entwicklungsdauer für den Erwerb
von Erwachsenen-Fähigkeiten notwendig ist."

"Solche Entwicklungsmeilensteine können uns wertvolle Informationen über
die Reifung des Gehirns liefern", sagt Senior-Autorin Catherine Crockford,
eine der Leiterinnen des Projekts Evolution of Brain Connectivity (EBC)
der Max-Planck-Gesellschaft. "Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass
sich einige Teile des Schimpansengehirns so langsam entwickeln wie beim
Menschen." Das muss jedoch im Rahmen des neuen EBC-Projekts noch untersucht
werden, einer Zusammenarbeit zwischen den Leipziger Max-Planck-Instituten
für evolutionäre Anthropologie und für Kognitions- und
Neurowissenschaften, bei dem Forschende post mortem Gehirne von
Menschenaffen scannen und analysieren und die Ergebnisse mit dem Verhalten
der Tiere in Beziehung setzen.

Außerdem stellten die Forscher fest, dass komplexere Fähigkeiten, wie etwa
der Gebrauch von Werkzeugen und soziale Interaktionen im Laufe der
Entwicklung erst später auftauchen. Darüber hinaus unterscheidet sich der
Zeitpunkt, wann diese Fähigkeiten erstmals auftreten, zwischen einzelnen
Schimpansen stärker, als das bei weniger komplexen Fähigkeiten der Fall
ist. "Diese Variation kann durch grundlegende Unterschiede im sozialen
Umfeld, in dem ein Schimpanse aufwächst, aber auch durch andere Faktoren
wie zum Beispiel die Ernährung verursacht werden und muss noch weiter
untersucht werden", erklärt Co-Autor Patrick Tkaczynski.

"Eine solche Entwicklungsstudie benötigt Langzeitdaten, da Schimpansen
eine ähnlich langsame Lebensgeschichte wie Menschen haben", betont Roman
Wittig, ein weiterer Senior-Autor der Studie und Leiter des
Taï-Schimpansen-Projekts. "Wir haben Glück, dass wir über Beobachtungsdaten
freilebender Schimpansen über einen Zeitraum von 40 Jahren verfügen."
Insgesamt betrachtet ist diese Studie die bisher umfassendste Beschreibung
von Entwicklungsmeilensteinen bei Schimpansen und bringt die Erforschung
gemeinsamer Entwicklungsverläufe bei verschiedenen Menschenaffenarten
weiter voran.


Originalpublikation:

Aisha C. Bründl, Patrick J. Tkaczynski, Grégoire Nohon Kohou, Christophe
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Systematic mapping of developmental milestones in wild chimpanzees
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ZOOLOGIE/1711: Kulturelle Vielfalt bei Schimpansen (idw)

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 25.05.2020

Kulturelle Vielfalt bei Schimpansen



Bisher ging man davon aus, dass das Angeln von Termiten bei Schimpansen
nur in zwei Formen vorkommt und mithilfe eines oder mehrerer Werkzeuge
durchgeführt wird, um aus oberirdisch oder unterirdisch gelegenen Bauten
Termiten zu holen. Durch die sorgfältige Beobachtung von zehn
Schimpansengruppen und ihrer Art und Weise an Termiten zu gelangen, ist es
Forschenden vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig nun gelungen, für jeden im Rahmen der Studie untersuchten
Schimpansen einen Katalog von Verhaltensweisen zu erstellen.

Die Übertragung kultureller Merkmale von Generation zu Generation findet
außer beim Menschen nur bei wenigen Arten statt. Auch Schimpansen verfügen
über eine große Vielfalt an kulturellen Verhaltensweisen und
Werkzeuggebrauch. Obwohl einige dieser Verhaltensweisen an wenigen
Langzeitforschungsstationen bereits gut dokumentiert sind, ist über die
gesamte kulturelle Vielfalt verschiedener Schimpansenpopulationen nur
wenig bekannt. Um diese Vielfalt besser zu verstehen, haben
Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig im Jahr 2010 das Projekt "Pan African Programme: The Cultured
Chimpanzee" (PanAf) ins Leben gerufen. Anhand eines standardisierten
Protokolls platzierten die Wissenschaftler an über 40 Standorten in Afrika
Kamerafallen, sammelten Proben und nahmen ökologische Daten auf.

Bisher ging man davon aus, dass das Angeln von Termiten nur in zwei Formen
vorkommt und mithilfe eines oder mehrerer Werkzeuge durchgeführt wird, um
aus oberirdisch oder unterirdisch gelegenen Bauten Termiten zu holen.
Durch die sorgfältige Beobachtung von zehn Schimpansengruppen und ihrer
Art und Weise an die Termiten zu gelangen, hat Christophe Boesch nun für
jeden einzelnen Schimpansen einen Katalog von Verhaltensweisen (Ethogramm)
erstellt.

Dabei identifizierten Boesch und Kollegen 38 verschiedene Elemente, aus
denen sich die verschiedenen Verhaltensweisen des Termitenfischens
zusammensetzen. In jeder dieser Schimpansengruppen wurde ein Teil dieser
Elemente genutzt und zusätzlich auf unterschiedliche Weise kombiniert.
Darüber hinaus haben Angehörige derselben Gemeinschaft im Vergleich zu
Schimpansen aus anderen Gruppen beim Termitenfischen mehr dieser
Verhaltenselemente gemein und kombinieren diese auf eine jeweils
einzigartige Weise.

Überraschende Vielfalt

"Die Vielfalt der Techniken, die Schimpansen beim Angeln von Termiten
anwenden, war für mich eine große Überraschung. Jede Gemeinschaft verfügt
nicht nur über ihre ganz eigene Art des Angelns, sondern kombiniert auch
eine Reihe verschiedener technischer Elemente in ganz eigenen Formen",
erklärt Christophe Boesch. "Die auffallendsten Beispiele dafür sind, wie
die Wonga Wongue Schimpansen in Gabun sich normalerweise auf die Seite
legen, um Termiten zu fischen, während die Korup Schimpansen in Kamerun
sich auf den Ellbogen stützen und die Schimpansen aus Goualougo in der
Republik Kongo beim Angeln sitzen."

Da die Schimpansengemeinschaften in ähnlichen Lebensräumen mit Zugang zu
den gleichen Ressourcen leben, konnten ökologische Unterschiede zur
Erklärung der beobachteten Unterschiede weitgehend ausgeschlossen werden.
"Das unterstützt die Annahme, dass Schimpansen in der Lage sind, Techniken
des Termitenfischens zu imitieren, was über alternative Erklärungen
hinausgeht, wie zum Beispiel, dass jedes Individuum das Termitenfischen
jedes Mal neu erfindet", erklärt Co-Autorin Ammie Kalan.

Anpassung an die Gruppe

Ähnlich wie bei kulturell geprägten Verhaltensweisen beim Menschen dreht
sich auch bei Schimpansen nicht alles um Effizienzsteigerung, sondern
vielmehr darum, sich dem Verhalten der Gruppe anzupassen. Beim Menschen
kann man dies in den verschiedenen Esskulturen in Asien beobachtet. "In
Thailand und Japan zum Beispiel sind die Essstäbchen nicht nur irgendwie
anders geformt, sondern auch die Art, wie sie gehalten werden,
unterscheidet sich. Das erinnert sehr an das, was wir hier bei Schimpansen
sehen: In La Belgique in Kamerun formen Schimpansen ihre Stäbchen, indem
sie sie zerfasern, um eine lange Bürste zu erhalten. Dann legen sie das
mit Termiten bedeckte Stäbchen während des Essens auf ihr Handgelenk. An
einem anderen Ort in Kamerun namens Korup hingegen machen die Schimpansen
überhaupt keine Bürste und benutzen ihren Mund, um den eingeführten Stock
zu schütteln, während er sich im Erdhügel befindet", erklärt Christophe
Boesch.

Beim Menschen wurde kulturelle Vielfalt in Hunderten verschiedener
Populationen dokumentiert. Dies erklärt, warum die Schimpansenkultur im
Vergleich so begrenzt erscheint. "Was wir zuvor über Schimpansen wussten,
stammte aus höchstens 15 Gemeinschaften", sagt Co-Autor Hjalmar Kühl.
"Durch das PanAf-Projekt konnten wir viel mehr Gemeinschaften untersuchen
und dadurch mehr über den Reichtum der Schimpansenvielfalt und -kultur
erfahren und konnten zeigen, dass es noch so viel mehr zu entdecken gibt."

Weitere Analysen von Videos und anderen im Rahmen des PanAf-Projektes
gesammelten Daten sind derzeit im Gange. "Das Angeln von Termiten und
andere kulturelle Verhaltensweisen von freilebenden Schimpansen können aus
erster Hand beobachtet werden, wenn man sich als Bürgerwissenschaftler auf
Chimp&See anmeldet", sagt Co-Autorin Mimi Arandjelovic. "Auf Chimp&See
können sich Bürgerwissenschaftler über eine Million Videoclips von
Schimpansen, Gorillas, Elefanten, Büffeln, Leoparden und vielen anderen
Arten ansehen, die im Rahmen des PanAf-Projektes in ganz Afrika
aufgenommen wurden. Unter www.chimpandsee.org kann Jede und Jeder als
Bürgerwissenschaftler dazu beitragen, Daten zu analysieren und bei
weiteren Entdeckungen aus dem Freiland dabei sein."


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/598: Komplexe genetische Regulation des Blütezeitpunkts (idw)

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 26.05.2020

Komplexe genetische Regulation des Blütezeitpunkts

Kieler Pflanzenforschende analysieren am Beispiel der Acker-Schmalwand den
Einfluss der Erbinformationen auf den Beginn der Pflanzenblüte



Alle blühenden Pflanzen durchlaufen am Übergang von der Wachstums- zur
Fortpflanzungsphase eine Blütezeit. Ihr Beginn ist von komplexen
pflanzlichen Regulationsmechanismen bestimmt. Zudem hängt sie von
steuernden Umweltbedingungen ab, unter anderem Temperatur und Tageslänge.
Die Bestimmung des Blühbeginns ist ein wichtiger Hebel, mit dem Pflanzen
auf variable Umweltbedingungen reagieren können. Die Anpassung zum
Beispiel an Trockenheit oder höhere Temperaturen erreicht eine
Blütenpflanze unter anderem dadurch, dass sie bei ungünstigen Bedingungen
ihre Blüte vorzieht. So versucht sie, ihre Reproduktionsphase früher
einzuleiten und ihre Vermehrung dennoch sicherzustellen. Ein besseres
Verständnis der Zusammenhänge von pflanzlicher Steuerung und
Umwelteinflüssen ist also wichtig, um die Anfälligkeit oder
Widerstandskraft verschiedener Pflanzen an den Klimawandel und die damit
verbundenen Änderungen der landwirtschaftlichen Anbaubedingungen
abzuschätzen. Pflanzenforschende auf der ganzen Welt untersuchen daher die
an der Steuerung des Blütezeitpunkts beteiligten Mechanismen, unter
anderem auch deren genetische Regulation.

Ein Forschungsteam des Botanischen Instituts der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) wies im vergangenen Jahr die
Beteiligung des sogenannten POCO1-Proteins an der Regulierung des
Blütezeitpunkts bei einem häufig untersuchten pflanzlichen
Modellorganismus, der Acker-Schmalwand (Arabidopsis thaliana), nach. In
einer kürzlich im Fachmagazin BMC Plant Biology erschienenen Folgearbeit
analysierten die Forschenden aus der Abteilung für Botanische Genetik und
Molekularbiologie um Professor Frank Kempken nun mittels
Hochdurchsatz-Sequenzierungsverfahren die genetischen Grundlagen dieser
Proteine, die pflanzliche Ribonukleinsäure (RNA). Auf diesem Weg konnten
sie die genetische Ausprägung und deren Variation identifizieren, die bei
Arabidopsis mit der Regulation des Blütezeitpunkts in Verbindung stehen.

Unterschiede im genetischen Repertoire

Um die mit der Blüte assoziierte sogenannte Genexpression zu untersuchen,
führte das im "Kiel Plant Center" (KPC) an der CAU aktive Forschungsteam
vergleichende Analysen an Pflanzen unterschiedlicher Entwicklungsstadien
durch - jeweils bei frühblühenden sogenannten Poco1-Pflanzen und den
unveränderten Wildtypen. Das Forschungsteam verglich jeweils identische
Entwicklungsstadien und konnte dabei deutliche Unterschiede feststellen:
"Die Abweichungen zeigen sich zum Beispiel vor allem bei einer bestimmten
Gruppe von Genen", betont Hossein Emami, wissenschaftlicher Mitarbeiter in
Kempkens Kieler Arbeitsgruppe. "Dazu zählt unter anderem das sogenannte
'Flowering Locus T'(FT)-Gen, das bei Poco1- und Wildtyp-Pflanzen stark
unterschiedlich reguliert ist", so der Botaniker Emami weiter. Das
Hochregulieren des FT-Gens steht also vermutlich direkt mit einem früheren
Blütezeitpunkt der Acker-Schmalwand in Verbindung.

Zusätzlich untersuchten die Kieler Forschenden einen zweiten beteiligten
Mechanismus, den sie ebenfalls bereits in der Vorgängerarbeit entdeckt
hatten. Eine Reihe von Genen bei Arabidopsis scheint mit einem bestimmten
pflanzlichen Signalweg in Verbindung zu stehen, der bei frühblühenden
Pflanzen meist herunterreguliert ist. Diese sogenannten ABA-Signale sind
für die Bildung eines blütehemmenden Pflanzenhormons verantwortlich, das
am Übergang von der Wachstums- zur Reproduktionsphase deaktiviert werden
muss. Die Genexpressionsanalyse zeigte hier, dass in den frühblühenden
Pflanzen die für die ABA-Signale verantwortlichen Gene gegenüber dem
Wildtyp herunterreguliert waren. "Diese Signale übernehmen also eine
weitere Schlüsselfunktion bei der Blütezeitkontrolle. Ihre hemmende
Wirkung auf den Beginn der pflanzlichen Reproduktion kann also unter
Stressbedingungen ausgeschaltet werden, wie die herunterregulierte
Expression der beteiligten Gene nahelegt", so Emami weiter.

Genregulation trägt zum frühen Blütezeitpunkt bei

Die Mechanismen der Blütezeitkontrolle konnte das CAU-Forschungsteam also
auch mittels ihrer globalen Genexpressionsanalyse bestätigen. Das Herauf-
und Herabregulieren bestimmter Gene trägt daher offenbar auch dazu bei,
dass das POCO1-Protein zusätzlich in den ABA-Signalweg eingreifen und so
eine bis zu vier Tage frühere Blüte auslösen kann. In der Folge treten
weitere stressbedingte, insbesondere trockenheitsassoziierte Gene in den
frühblühenden Pflanzen in Erscheinung, was sich unter anderem in der
Trockenheitsempfindlichkeit dieser Pflanzen zeigt.

"Zusammengefasst haben wir entdeckt, dass eine bestimmte genetische
Variante bei der Acker-Schmalwand, die für einen früheren Blütezeitpunkt
sorgt, auch eine ganze Reihe weiterer regulatorischer Anpassungen nach
sich zieht", betont Kempken. "Dies umfasst beispielsweise die zellulären
Mechanismen der Blütezeitkontrolle oder die Steuerung der Spaltöffnungen
zur Kontrolle von Wasserverlusten. Insgesamt können wir damit die
genetischen Ausprägungen besser verstehen, die bei frühblühenden Pflanzen
zum Ausdruck kommen und für deren Abweichungen vom Wildtypen sorgen", so
Kempken weiter. Das KPC-Forschungsteam identifizierte so einen weiteren
wichtigen Baustein, der das Verständnis der pflanzlichen
Blütezeitregulation insbesondere unter Stressbedingungen künftig
verbessern wird. Diese Erkenntnisse könnten der Pflanzenzüchtung in
Zukunft dabei helfen, den Blütezeitpunkt wichtiger Nutzpflanzen so
anzupassen, dass sie auch unter drastisch geänderten Klimabedingungen
weiterhin wachsen können.
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FORSCHUNG/597: Arme zwischen Chromosomen mit molekularer Schere ausgetauscht (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 26.05.2020

Arme zwischen Chromosomen mit molekularer Schere ausgetauscht



Wie ein feines chirurgisches Instrument arbeitet die molekulare Schere
CRISPR/Cas, mit der sich genetische Informationen in Pflanzen verändern
lassen. Forscherinnen und Forschern am Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) und vom Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben ist es nun erstmals gelungen,
mit der CRISPR/Cas-Technologie nicht nur einzelne Gene auszutauschen,
sondern ganze Chromosomen neu zusammenzusetzen. Dies ermöglicht,
gewünschte Eigenschaften in Kulturpflanzen zu kombinieren. Über ihre
Arbeit an der Modellpflanze Ackerschmalwand berichten die Wissenschaftler
in der Zeitschrift Nature Plants (DOI: 10.1038/s41477-020-0663-x).

Seit Jahrtausenden machen sich die Menschen die Tatsache zunutze, dass
sich das Erbgut von Lebewesen durch die Evolution verändert: Sie züchten
Kulturpflanzen, die möglichst ertragreich, aromatisch sowie
widerstandsfähig gegen Krankheiten, Schädlinge und extreme klimatische
Bedingungen sein sollen. Dazu wählen sie traditionell Pflanzen mit
verschiedenen vorteilhaften Eigenschaften aus und kreuzen sie miteinander.
Dieses Vorgehen ist allerdings langwierig; außerdem lässt es sich dabei
nicht vermeiden, dass auch nachteilige Merkmale in die Pflanzen gelangen.

Wie sich Pflanzenzüchtung schneller und genauer betreiben lässt, erforscht
der Molekularbiologe Professor Holger Puchta am KIT in seinem Projekt
CRISBREED, für das er vom Europäischen Forschungsrat einen ERC Advanced
Grant in Höhe von 2,5 Millionen Euro erhalten hat. Holger Puchta gilt als
Pionier des Genome Editing. Er setzt molekulare Scheren ein, mit denen
sich die DNA (Desoxyribonukleinsäure), der Träger der genetischen
Information, in Pflanzen gezielt verändern lässt. Mit dieser
CRISPR/Cas-Technologie ist es möglich, Gene einfach zu entfernen, einzufügen
oder auszutauschen. Die Bezeichnung CRISPR/Cas steht für einen bestimmten
Abschnitt auf der DNA (CRISPR steht kurz für engl. Clustered Regularly
Interspaced Short Palindromic Repeats) sowie ein Enzym (Cas), das diesen
Abschnitt erkennt und die DNA genau dort schneidet. In den durch Genome
Editing entstandenen Pflanzen findet sich letztlich keine fremde DNA;
daher sind sie nicht mit klassisch gentechnisch veränderten Organismen
gleichzusetzen.

Erstmals Arme zwischen Chromosomen ausgetauscht

In CRISBREED haben Forscherinnen und Forscher vom Lehrstuhl
Molekularbiologie und Biochemie am Botanischen Institut des KIT unter
Leitung von Professor Holger Puchta nun gemeinsam mit Professor Andreas
Houben vom IPK in Gatersleben einen entscheidenden Fortschritt beim
Einsatz der molekularen Schere CRISPR/Cas erzielt: Sie haben an der
Modellpflanze Ackerschmalwand (Arabidopsis thaliana) mithilfe des aus dem
Bakterium Staphylococcus aureus stammenden Proteins Cas9 erstmals Arme,
also Teile des Einzelstranges, zwischen Chromosomen ausgetauscht. "Das
Genom besteht ja aus einer bestimmten Zahl von Chromosomen, auf denen in
festgelegter Reihenfolge die einzelnen Gene angeordnet sind", erklärt
Puchta. "Bisher ließen sich mit CRISPR/Cas nur Veränderungen in einzelnen
Genen erreichen. Nun können wir ganze Chromosomen verändern und neu
zusammensetzen."

Diese neuartigen Chromosomen werden wiederum normal vererbt.

Für die Pflanzenzüchtung versprechen die nun in der Zeitschrift Nature
Plants vorgestellten Ergebnisse wesentliche Vorteile: Die positiven
Eigenschaften zu kombinieren und zugleich die negativen zu eliminieren,
ist grundsätzlich schwierig, weil die entscheidenden Gene häufig ganz nah
beieinander auf demselben Chromosom liegen und zusammen vererbt werden.
Durch den Austausch von Armen zwischen Chromosomen lassen sich die
Eigenschaften nun trennen. "Wir haben nun die Möglichkeit, die Veränderung
von Chromosomen gerichtet zu steuern und Verknüpfungen zwischen Merkmalen
gezielt zu festigen oder aber zu lösen", erläutert Puchta. "In Zukunft
wird diese kontrollierte Umstrukturierung des Genoms die Pflanzenzüchtung
revolutionieren."



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Das KIT ist eine der
deutschen Exzellenzuniversitäten.
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1383: "Hallo, Behörde?" - Kurzstudie sieht hohes Potenzial für sprachgesteuerte E-Government Dienste (idw)

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
26.05.2020

"Hallo, Behörde?" - Kurzstudie sieht hohes Potenzial für sprachgesteuerte
E-Government Dienste

• Nationales E-Government Kompetenzzentrum veröffentlicht Kurzstudie
"Sprachsteuerung von E-Government Diensten in Deutschland"

• Bislang fehlt die Datenbasis im Bereich E-Government für die
Umsetzung von stimmbasierten Dialogsystemen

• Roadmap: Start mit einfachen Statusabfragen, später
kontextbezogene Sprachdialoge für Anträge



Sprachsteuerung bietet großes Potenzial, um einen barrierefreien und
niedrigschwelligen Zugang zu E-Government Diensten zu schaffen - von der
Beantragung eines Anwohnerparkausweises bis zur Steuererklärung.

Einfache mündliche Statusabfragen lassen sich schon heute realisieren. Für
komplexere Interaktionen wie Sprachdialoge, die Bürgerinnen und Bürger
beispielsweise Schritt für Schritt durch eine Behördendienstleistung oder
durch einen Antrag führen, fehlen in Deutschland jedoch bislang zentrale
Grundlagen. Benötigt wird eine Infrastruktur, die den Aufbau staatlicher
Sprachsteuerungsangebote unter Berücksichtigung der hohen
Datenschutzanforderungen ermöglicht. Zu diesem Schluss kommt die vom
Nationalen E-Government Kompetenzzentrum (NEGZ) geförderte Kurzstudie zur
"Sprachsteuerung von E-Government Diensten in Deutschland".

"Wir sind überzeugt davon, dass sich die Sprachsteuerung als
Interaktionskanal durchsetzen wird. Umso wichtiger ist es, bereits heute
die richtigen Weichen für den Einsatz im behördlichen Kontext zu stellen",
sagt Dr. Stefan Schaffer vom Deutschen Forschungszentrum für Künstliche
Intelligenz (DFKI). Schaffer ist Mitautor der Kurzstudie und forscht im
Bereich Kognitive Assistenzsysteme.

Die Studie identifiziert mehrere vielversprechende Szenarien für
Sprachinteraktion in behördlichen Prozessen. Der Schwerpunkt liegt dabei
auf Einsatzmöglichkeiten rund um die Steuererklärung. "Ein
Steuer-Assistenzsystem könnte zum Beispiel dabei helfen, Belege zu erfassen
oder Arbeitsfahrten zu protokollieren. Perspektivisch könnten Dialogsysteme
das Ausfüllen vollständiger Anträge unterstützen", erklärt Roland Krebs,
Mitautor der Kurzstudie und ELSTER-Gesamtprojektleiter beim Bayerischen
Landesamt für Steuern.

"Das Potenzial der Sprachsteuerung ist gewaltig, gerade bei Anwendungen
für alle Bürger. Es gibt einfach keine natürlichere Interaktionsform",
ergänzt Janos Standt, Mitautor der Kurzstudie und stellvertretender
Bereichsleiter Public Sector der mgm technology partners GmbH. "Für die
sinnvolle Gestaltung der Dialoge ist KI alleine noch nicht die Antwort.
Eine Ergänzung um domänenspezifische Modelle erscheint unbedingt
notwendig. Ferner ist zu klären, woher die Daten für die Dialoglogik
kommen und wie sie unter der Kontrolle der Behörden bleiben können."

Der technische Aufwand für die Realisierung überzeugender
Sprachdialogsysteme ist deutlich höher als bei klassischen
Benutzerschnittstellen. Ein entscheidender Schritt ist die Analyse der
Benutzerabsicht, die hinter einer Eingabe steckt. 
State-of-the-Art-Verfahren verwenden hierfür Machine Learning Ansätze. 
Um die Systeme anzulernen, sind Sammlungen aus bis zu hunderttausenden 
analysierten themenspezifischen Dialogen nötig. Idealerweise werden auch 
Interaktionen aus dem laufenden Betrieb kontinuierlich ausgewertet und 
in die Datenbanken eingespeist. Bislang liegen im Bereich E-Government 
jedoch kaum entsprechende Dialogdaten vor. Komplexe Regeln lassen sich 
bei geringen Fallzahlen zudem nicht erlernen.

Eine weitere Herausforderung ist der Betrieb einer technischen Lösung, die
die hohen Anforderungen an einen vertraulichen Umgang mit Daten erfüllt.
Die Nutzung kommerzieller Cloud-basierter Dienste erscheint aufgrund der
Verarbeitung vertraulicher Informationen in E-Government Diensten
hochproblematisch. Es ist nicht akzeptabel, dass sensible Informationen wie
sie zum Beispiel bei der Steuererklärung anfallen über Drittanbieter-Server
laufen. Die Autoren der Kurzstudie plädieren dafür, auf sogenannte
On-Premises-Lösungen zu setzen, bei denen die Dialoglogik inklusive
Spracherkennung unter der Kontrolle der Betreiber bleibt - auch wenn
dadurch der finanzielle und technische Aufwand höher ausfällt.

Für die Integration von Sprachsteuerung in E-Government Diensten empfehlen
die Autoren ein schrittweises Vorgehen. So könnten bereits kurzfristig
einfache Leistungen wie Statusabfragen und Fristverlängerungen
sprachbasiert umgesetzt werden. Mittelfristig wird empfohlen, einen
Interview-Modus zur Vorbereitung größerer Anträge umzusetzen. Auch eine
Integration mit dem Steuerportal ELSTER wäre denkbar. Langfristiges Ziel
sollte es sein, ein vollständiges, kontextbezogenes Ausfüllen komplexer
Anträge wie der Steuer in Form eines Dialogs zu ermöglichen.

Viele der in der Kurzstudie beschriebenen Szenarien lassen sich auf
weitere Leistungen des Umsetzungskatalogs übertragen, die vom
IT-Planungsrat von Bund und Ländern nach dem Gesetz zur Verbesserung des
Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (OZG) definiert wurden.

Fazit: Bis zur überzeugenden breitflächigen Umsetzung von
Sprachsteuerungsangeboten in E-Government Diensten ist es noch ein
längerer Weg. Die Entwicklung sollte jedoch zeitnah starten, um den
Anschluss nicht zu verlieren.


FÜR EINEN MODERNEN STAAT

Das Nationale E-Government Kompetenzzentrum vernetzt Expertinnen und
Experten aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft. Das NEGZ
versteht sich als die zentrale, unabhängige Plattform für
Staatsmodernisierung und Verwaltungstransformation in Deutschland.

Über das DFKI

Das Deutsche Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH (DFKI)
wurde 1988 als gemeinnützige Public-Private-Partnership (PPP) gegründet.
Es unterhält Standorte in Kaiserslautern, Saarbrücken, Bremen, ein
Projektbüro in Berlin, ein Labor in Niedersachsen und Außenstellen in St.
Wendel und Trier. Das DFKI ist auf dem Gebiet innovativer
Softwaretechnologien auf der Basis von Methoden der Künstlichen
Intelligenz die führende wirtschaftsnahe Forschungseinrichtung
Deutschlands. In der internationalen Wissenschaftswelt zählt das DFKI zu
den wichtigsten "Centers of Excellence".

Das Finanzvolumen lag 2019 bei 57,5 Millionen Euro. DFKI-Projekte
adressieren das gesamte Spektrum von der anwendungsorientierten
Grundlagenforschung bis zur markt- und kundenorientierten Entwicklung von
Produktfunktionen. Aktuell forschen ca. 1.100 Mitarbeiter aus über 65
Nationen an innovativen Software-Lösungen mit den inhaltlichen
Schwerpunkten Smarte Daten & Wissensdienste, Cyber-Physical Systems,
Multilinguale Technologien, Planbasierte Robotersteuerung, Educational
Technologies, Interaktive Textilien, Robotik, Algorithmic Business and
Production, Innovative Retail, Wirtschaftsinformatik, Eingebettete
Intelligenz, Smart Service Engineering, Intelligente Analytik für
Massendaten, Intelligente Netze, Agenten und Simulierte Realität,
Erweiterte Realität, Sprachtechnologie, Kognitive Assistenzsysteme,
Innovative Fabriksysteme, Marine Perception und Smart Enterprise
Engineering. Der Erfolg: mehr als 140 Professorinnen und Professoren aus
den eigenen Reihen und mehr als 96 Spin-off-Unternehmen mit ca. 2.500
hochqualifizierten Arbeitsplätzen.

https://www.dfki.de

Über das Bayerische Landesamt für Steuern (BayLfSt)

Das BayLfSt ist eine Landesbehörde des Freistaats Bayern und das
Verbindungsglied zwischen dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen
und für Heimat und den Finanzämtern. Es unterstützt die ihm nachgeordneten
Finanzämter in fachlicher, organisatorischer und technischer Hinsicht und
übt über diese die Fach- und Dienstaufsicht aus. Das BayLfSt erfüllt
wichtige Aufgaben nach dem Steuerberatungsgesetz und ist in vielfältiger
Hinsicht Serviceleister für die Steuerberater in Bayern.

http://www.finanzamt.bayern.de/LfSt

Über mgm

mgm technology partners folgt dem Ansatz der Digitalen Souveränität, nach
der Organisationen die Hoheit und das Wissen über die eigenen IT-Systeme
behalten. Auf dieser Basis entwickelt mgm Enterprise Applikationen für die
Branchen Commerce, Insurance und Public Sector. Hauptsitz des 1994
gegründeten Technologieunternehmens ist München, hinzu kommen mittlerweile
16 Standorte im In- und Ausland, darunter in den Metropolen Berlin,
Hamburg, Köln, Prag, Washington und Da Nang in Vietnam. Insgesamt sind
über 700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in sieben Ländern für mgm tätig.
Seit 2006 ist mgm eine Division der Allgeier SE in München, an der Spitze
steht weiterhin einer der Gründer und Teilhaber.

http://www.mgm-tp.com


Weitere Informationen unter:

https://negz.org/2020/05/26/negz-kurzstudie-sprachsteuerung-von-e-government-diensten-in-deutschland/

- Downloadlink zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/2254: Militär-LKWs deutscher Rüstungsunternehmen in Libyen - Bundesregierung muss aufklären

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Militär-LKWs deutscher Rüstungsunternehmen in Libyen: Bundesregierung muss aufklären



Zu Berichten über Militär-LKWs deutscher Rüstungsunternehmen im
libyschen Bürgerkrieg und der Prüfung eines möglichen Embargobruchs
durch das Auswärtige Amt erklärt Omid Nouripour, Sprecher für
Außenpolitik:

Anscheinend kämpfen die Truppen von Rebellengeneral Khalifa Haftar im
libyschen Bürgerkrieg mit auf deutschen LKWs montierten russischen
Luftabwehrsystemen, die laut einem Expertenbericht der Vereinten
Nationen nur an die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) geliefert
wurden. Letztere unterstützen Haftar mit Waffenlieferungen. Vieles
spricht daher dafür, dass die VAE solche LKWs nach Libyen geliefert
haben und damit einen schweren Verstoß gegen das geltende
Waffenembargo begangen haben. Dass das Auswärtige Amt dies nun prüft,
ist zwar ein richtiger, allerdings viel zu später Schritt. Denn der
Expertenbericht der Vereinten Nationen erschien bereits Ende
vergangenen Jahres und war zu ähnlichen Schlüssen gekommen. Gründe für
einen Rüstungsexportstopp an die VAE gab es zudem schon sehr viel
länger - man denke nur an die Rolle der VAE im Jemen. Die
Bundesregierung scheint gegenüber solchen Aktivitäten lange beide
Augen zugedrückt zu haben. Man kann nur hoffen, dass sich das nun
ändert. Sie muss diese Vorgänge jetzt unverzüglich und vollständig
aufklären.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BILDUNG/952: Beherztes Investitionsprogramm statt Trippelschritte für Bildung und Forschung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Beherztes Investitionsprogramm statt Trippelschritte für Bildung und Forschung



Zum "Aktivierungsprogramm" von Forschungsministerin Anja Karliczek
erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und
Hochschule:

Nur mit nachhaltigen Investitionen in die Zukunftsbereiche Forschung
und Bildung werden wir gestärkt aus der Krise hervorgehen. Gerade
stecken wir noch mitten in der Corona-Pandemie, doch die Klimakrise
steht als nächste, gewaltige Herausforderung längst vor der Tür. Die
Ankündigungen von Forschungsministerin Anja Karliczek sind viel zu
zaghaft und kommen zu spät. Es braucht jetzt einen beherzten Satz für
ökologische, soziale und technologische Innovationen, keine
Trippelschritte von Bummelministerin Karliczek.

Mit unserem grünen Zukunftspakt soll deutlich mehr in die Forschung
für den Wandel fließen: Eine umfangreiche Forschungsinitiative für
Klimaschutz, Klimaneutralität und Nachhaltigkeit trägt dazu bei, auf
aktuelle, aber auch zukünftige Folgen der Klimaüberhitzung besser
reagieren und auch diese Krise meistern zu können.

Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, dass eine massive Stärkung
der Gesundheitsforschung und Anti-Pandemieforschung nötig ist. Wir
wollen darum die Gründung von neuen nationalen Forschungszentren
vorantreiben, um besser für die Gesundheitsgefahren von morgen
gerüstet zu sein: von Antibiotika-Resistenzen bis zu neuen
Krankheiten, die durch Klimakrise und Raubbau an der Natur entstehen.
Davon profitieren unsere Gesellschaft und das Gesundheitssystem auch
über die aktuelle Pandemie hinaus.

Während der "Digitalpakt Schule" endlich vernünftig anlaufen muss,
wird ein "Digitalpakt Hochschule" immer drängender. Leider versäumt
Ministerin Karliczek, die Infrastruktur an unseren Hochschulen und
Forschungseinrichtungen fit zu machen. Jetzt wäre der Zeitpunkt,
Digitalisierung und Nachhaltigkeit bei den Infrastrukturen des Wissens
zur Chefinnensache zu machen. Vielerorts gibt es längst wegweisende
Beispiele für klimagerechte, nachhaltige Bauten, Mobilitätskonzepte
oder Laborinfrastrukturen auf dem Campus. Damit solche Leuchttürme
aber landesweit Nachahmer finden, braucht es jetzt die richtige
Förderung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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EUROPA/1869: Für einen solidarischen Wiederaufbau und einen starken europäischen Haushalt

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Für einen solidarischen Wiederaufbau und einen starken europäischen Haushalt



Zu den Plänen der EU-Kommission für ein Wiederaufbauprogramm und den
kommenden EU-Haushalt erklären Agnieszka Brugger und Anja Hajduk,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Der Vorschlag der Kommission legt das Fundament, damit wir in Europa
gemeinsam und solidarisch aus der Krise kommen können. Die Krise wird
für die EU insgesamt und auch für Deutschland nicht vorübergehen,
solange einzelne Staaten bei der Bekämpfung der Pandemie allein
gelassen werden. Es ist deshalb gut, dass die EU-Kommission mit ihrem
Vorschlag ein Zeichen für mehr Solidarität gesetzt hat. Auch über die
Corona-Pandemie hinaus muss der nächste EU-Haushalt den
Riesenherausforderungen von Klimaerhitzung und sozialem Zusammenhalt
gerecht werden.

Wer an der EU spart, spart an der Zukunft, die EU ist eine unserer
wichtigsten Zukunftsinvestition. Durch die Uneinigkeit der
Mitgliedsstaaten wurde bei den Verhandlungen um den Haushalt bereits
viel wertvolle Zeit und Vertrauen verspielt. Die Bundesregierung hat
mit der anstehenden Ratspräsidentschaft eine besondere Verantwortung
dafür, dass sich die Staaten jetzt schnell auf das
Wiederaufbauprogramm und auf den Haushalt insgesamt einigen. Das ist
zwingend, damit die Bürgerinnen und Bürger nicht das Vertrauen in die
EU verlieren und die Krise schnell überwunden wird.

Dazu gehört auch ein wirksamer Mechanismus, der die Verwendung von
EU-Mitteln an die Achtung der Rechtsstaatlichkeit in allen
Mitgliedsstaaten knüpft. Das Wiederaufbauprogramm muss stark genug
sein, um auch eine echte ökonomische Wirkung zu entfalten, die der
historischen Dimension der Krise entspricht. Für die Bewältigung
dieser Herausforderung müssen wir die EU auch über eigene Einnahmen
wie eine Digitalsteuer und eine CO2-Grenzsteuer stärken.

Kanzlerin Angela Merkel hat angekündigt, dass in dieser Situation auch
Deutschland zu höheren Beiträgen zum EU-Haushalt bereit ist. Das war
überfällig und die Bundesregierung darf von dieser Ankündigung nicht
zurücktreten. Die kurzfristigen Hilfen dürfen nicht dazu führen, dass
am Ende keine Mittel für Zukunftsinvestitionen und einen nachhaltigen
Weg aus den Krisen zur Verfügung stehen. Sowohl das
Wiederaufbauprogramm als auch der EU-Haushalt insgesamt müssen an den
Klimaschutzzielen von Paris ausgerichtet werden und den Green Deal
finanzieren, sonst droht die EU bei der Jahrhundertherausforderung
Klimaschutz zu scheitern.

 * 
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GESUNDHEIT/1094: Menstrualhygiene weiter unterstützen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Menstrualhygiene weiter unterstützen



Zum Internationalen Tag der Menstrualhygiene an diesem Donnerstag
erklärt Ottmar von Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung sowie Mitglied im Unterausschuss
Globale Gesundheit:

Für Millionen von Mädchen und Frauen auf der ganzen Welt bedeutet ihre
Menstruation eine Quelle der Angst und Verunsicherung, weil sie nicht
über die Informationen oder Ressourcen verfügen, um souverän mit der
Regelblutung umgehen zu können. Tabu und Diskriminierung, aber auch
fehlender Zugang zu Wasser, Toiletten und bezahlbaren Hygieneprodukten
sorgen noch allzu oft dafür, dass Mädchen sich zurückziehen und nicht
zur Schule gehen. Diese Probleme kann und sollte die Bundesregierung
im Rahmen ihrer Entwicklungspolitik stärker angehen. Denn jede Frau,
jedes Mädchen überall verdient Sicherheit, Privatsphäre und Würde
während ihrer Periode.

Die Menstruation ist dabei nicht nur ein Faktor sexueller und
reproduktiver Gesundheit und der dazugehörigen Rechte, sondern der
Umgang mit ihr ist auch ein Faktor für eine nachhaltige
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung im Sinne der Agenda
2030 der Vereinten Nationen. Es ist wichtig, dass Frauen und Mädchen
ohne Benachteiligung oder Stigmatisierung ihre Potenziale
verwirklichen und ihre Träume realisieren können. Der Menstrual
Hygiene Day ist eine globale Bewegung, die genau dieses Ziel
einfordert.

 * 
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WIRTSCHAFT/2932: Zukunftspakt - Für einen Aufbruch aus der Krise

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Zukunftspakt: Für einen Aufbruch aus der Krise



Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen "Zukunftspakt:
Für einen Aufbruch aus der Krise" beschlossen. Damit legen wir einen
Gesamtplan vor, wie sich wirtschaftliche Erholung, Klimaschutz,
sozialer Zusammenhalt und europäische Solidarität zusammenbringen
lassen. Die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton
Hofreiter haben den Zukunftspakt heute in der Bundespressekonferenz
vorgestellt. Den Zukunftspakt und eine Kurz-Zusammenfassung gibt es
hier.

Dazu erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Wir machen das, was wir auch von der Regierung einfordern: wir legen
eine klare Zukunftsstrategie für Deutschland vor. Wir müssen in den
nächsten Monaten Milliarden in die Hand nehmen, die wir nicht falsch
ausgeben dürfen.

Wir brauchen kein Strohfeuer, sondern eine Offensive für
Investitionen, Innovationen und Modernisierung. Deshalb ist das Herz
unseres Programmes ein Investitionsfonds, der über zehn Jahre wirken
soll. Mit 500 Milliarden Euro wollen wir den Klimaschutz voranbringen,
die Infrastrukturen der Zukunft schaffen und Deutschlands
Wettbewerbsfähigkeit sichern. Dabei bekennen wir uns auch zu
steuerlichen Hilfen für Unternehmen und gezielten Anreizen für
Investitionen in Klimaschutz und Digitalisierung.

Darüber hinaus braucht es auch kurzfristige Maßnahmen: Einzelne
Branchen werden noch sehr lange mit großen Einschränkungen leben
müssen. Sie brauchen eine Verlängerung und Anpassung der Direkthilfen.
In einem begrenzten Maße schlagen wir zudem konjunkturelle Impulse
vor. Wir wollen den Ladenbesitzern und Gastronomen mit gezielten
Kauf-Vor-Ort-Gutscheinen helfen und so verhindern, dass die
Innenstädte veröden und am Ende nur die Onlineriesen übrig bleiben.
Mit einer Energiepreissenkung entlasten wir kleine Unternehmen und
Privathaushalte.

Unser Zukunftspakt bringt damit Klimaschutz, den Erhalt und die
Schaffung von Jobs sowie die Entlastung unterer Einkommen zusammen.

Ganz entscheidend ist für uns, dass wir ab sofort alle Programme auf
den Klimaschutz ausrichten. Wir stehen am Anfang der entscheidenden
Dekade für den Klimaschutz. Wenn wir jetzt nicht handeln, riskieren
wir den permanenten Ausnahmezustand für unsere Kinder.

Deshalb müssen Investitionen in den Klimaschutz, also in die
Verkehrswende, in die Gebäudesanierung, in eine
Wasserstoff-Infrastruktur, absolute Priorität haben. Wir brauchen eine
Ausbauoffensive für die Erneuerbaren Energien. Dazu gehört eine
umfassende EEG-Reform - noch vor der Sommerpause. Für die Industrie
kann es nur Hilfen geben, wenn diese an eine klare
Transformationsstrategie gekoppelt sind. Einfach den fossilen Status
Quo weiter zu subventionieren, das wäre schlechte Wirtschaftspolitik.
Es kann öffentliche Gelder nur für Innovation und Klimaschutz geben.

Diese Bundesregierung entscheidet sich leider bisher immer, wenn es
konkret wird, für den fossilen Rückschritt statt für den erneuerbaren
Aufbruch. Beim Green Deal in Europa blockiert die Regierung
ambitioniertere Klimaziele. Mit Prämien für fossile Verbrenner plant
sie öffentliches Geld gegen den Klimaschutz einzusetzen. Und an die
Rettung der Lufthansa knüpft sie, anders als die Regierung in
Frankreich, keine nennenswerten ökologischen Bedingungen.

Und: Unser Aufbruch aus der Krise ist ein europäischer. Gerade
Deutschland als Exportland wird nicht aus der Krise kommen, wenn es
unseren Nachbarn schlecht geht. Es ist gut, dass diese Erkenntnis nun
auch im Kanzleramt angekommen ist. Wir begrüßen deshalb die
deutsch-französische Initiative von Angela Merkel und Emmanuel Macron
als guten ersten Schritt. Die EU-Kommission muss heute einen
ambitionierten Vorschlag vorlegen. In der Höhe ist der
deutsch-französische Vorschlag ungenügend, das Europäische Parlament
fordert ein Krisenpaket mit einem Volumen von zwei Billionen Euro. Vor
allem aber muss der Recovery Funds klar am Green Deal ausgerichtet
sein. Auch dieses Geld muss in die Zukunft investiert werden. Wir
fordern Ursula von der Leyen auf, den Recovery Funds mit einer
Anhebung der europäischen Klimaschutzziele zu verbinden. Sie hat dazu
heute Gelegenheit."

Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende, erklärt:

"Was wir jetzt brauchen, ist ein dreifacher Kraftakt: Um die
Wirtschaft zu stabilisieren und zukunftsfest umzubauen, um den
sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft zu stärken und um zu einem
neuen Wir in Europa zu kommen.

Wir sind überzeugt: Es braucht einen Pakt für die Zukunft - kein altes
Denken. Unser Land braucht kein Konjunkturprogramm, das die
Vergangenheit restauriert, sondern einen mutigen Aufbruch ins Neue.

Unser Zukunftspakt zeigt, wie wir gerechter aus der Krise kommen und
er zeigt, wie wir vorsorgen für neue Krisen. Für uns steht fest: Der
Sozialstaat in Deutschland benötigt ein Update. Wir brauchen einen
vorsorgenden Sozialstaat, der nicht erst hilft, wenn Menschen bereits
in Not sind. Wir wollen einen Sozialstaat, der absichert und
Eigeninitiative und Selbsthilfe unterstützt. Sicherheit und Zukunft -
das wollen die Menschen jetzt. Dafür schlagen wir eine doppelte
Garantie vor: Niemand gerät durch die Krise in existentielle Armut und
jeder bekommt die Chance und die Unterstützung für eine eigene,
selbstbestimmte Perspektive. Wir kombinieren eine Sicherheitsgarantie
mit der Chance auf den Aufbruch in Neue s.

Familien bekommen mit unserem Zukunftspakt Planungssicherheit.
Einmalige Trostpflaster, wie sie die Regierung plant, helfen da nicht.
Aber ein Corona-Elterngeld. So kommt trotz Arbeitszeitreduzierung, um
für die Kinder da zu sein, noch genug Geld zum Leben rein. Und klar
muss sein: Homeoffice ist nicht gleich Kinderbetreuung. Wir geben mit
einem Zuschlag von 60 Euro auf die Kinderregelsätze den Familien
Sicherheit, dass die Kinder satt werden, auch wenn es gerade kein
warmes Schulessen oder Tafeln gibt.

Wir sehen die, die in der Regierung keiner sieht: Die Menschen der
höchsten Risikogruppe. Für sie wollen wir ein Risiko-Attest einführen.
Wer zur höchsten Risikogruppe zählt und nicht an seinem Arbeitsplatz
oder von zuhause arbeiten kann, der kann sich von der Arbeit
freistellen lassen und bekommt damit Lohnersatz. Menschen sollen nicht
zwischen wirtschaftlichem Auskommen und Gesundheitsschutz wählen
müssen.

Wir wollen, dass die Selbstständigen, Kulturschaffenden und kleine
Unternehmen eine Zukunft haben. Leute, die was gewagt haben. Diesen
Mut und diese Kreativität brauchen wir für einen Aufbruch. Sie sollen
schneller aus den Schulden rauskommen, die sie jetzt unverschuldet
anhäufen. Wir helfen Solo-Selbstständigen und Kulturschaffenden wieder
auf die Beine. Und wer neu die Selbständigkeit wagt, den wollen wir
mit einem Gründungskapital von bis zu 25.000 Euro unterstützen.

Es muss ein Recht auf Weiterbildung geben, das auch zieht, bevor man
arbeitslos ist. Und jetzt in der Krise muss gelten: Wer heute in
Kurzarbeit ist oder arbeitslos wird, soll innerhalb von drei Monaten
ein Angebot zur Weiterbildungsberatung bekommen. Damit garantieren wir
Chancen.

Auch Vorsorge gegen die Einsamkeit gehört übrigens zu einem
Sozialstaat, wie wir ihn uns vorstellen.

Ich erkenne bei der Bundesregierung keinen Plan, der das Soziale, die
Klimapolitik und den Umweltschutz im Blick hätte. Im Gegenteil: Für
die Lufthansa und den alten Fuhrpark von VW, Mercedes & Co gibt's
Steuermilliarden, aber Kinder, Familien und Frauen kriegen maximal ein
Sedativum. Das ist ungerecht und hochriskant. Eine solche
Rettungspolitik setzt den gesellschaftlichen Zusammenhalt unnötig
weiter unter Druck. Dabei hat uns doch bislang eine große Solidarität
in der Gesellschaft durch die Krise getragen. Das darf nicht aufs
Spiel gesetzt werden. SPD und Union verfahren offensichtlich nach dem
Motto: Wer am lautesten schreit, dem wird geholfen. Wenn Union und SPD
die Lobby der Autokonzerne sind, dann sind wir die Lobby der Familien
und Kinder und derjenigen, die nicht gesehen werden.

Gerecht aus der Krise heißt auch gleichberechtigt aus der Krise. Mit
unserem Zukunftspakt wollen wir auch ankämpfen gegen einen Rollback in
die 50er. Wir wollen, dass jetzt alle in der Krise geplanten Maßnahmen
und Gesetze überprüft werden, welche Auswirkungen sie auf die
berufliche Entwicklung für Frauen und für Männer haben - mit einem
Geschlechtergerechtigkeits-Check. Staatliche Hilfen für Unternehmen
werden wir an die Förderung von mehr Geschlechtergerechtigkeit, zum
Beispiel Quoten, koppeln.

Unser Angebot ist ein mutiger Aufbruch mit Ideen und Innovationen, die
die ökologische Transformation voranbringt und gleichzeitig sozialen
Aufbruch schafft - damit es gerecht zugeht. So wird das Land fit für
die 20er Jahre, entsteht nachhaltiger Wohlstand und so machen wir die
Gesellschaft widerstandfähig auch für kommende Krisen."

 * 
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Pressemitteilung vom 27. Mai 2020
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EUROPA/1010: Kommissionsentwurf setzt richtige Impulse

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Kommissionsentwurf setzt richtige Impulse

Europäischer Haushalt muss jetzt zügig verhandelt werden



Die EU-Kommission hat am heutigen Mittwoch einen neuen Entwurf für
den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der Europäischen Union in
Verbindung mit einem Wiederaufbaufonds vorgestellt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja
Leikert:

"Der neue Entwurf der EU-Kommission für den Mehrjährigen Finanzrahmen
in Verbindung mit dem Vorschlag für einen Wiederaufbaufonds in Höhe
von 750 Milliarden Euro ist ein richtiger Impuls, um Europa und seine
Wirtschaft zu stärken.

Die Verhandlungen in Brüssel zwischen den Mitgliedstaaten, der
Kommission und dem Parlament müssen nun in Fahrt kommen. Der
Präsident des Europäischen Rates, Charles Michel, muss zeitnah eine
Verhandlungsbox auf Grundlage des neuen Kommissionsvorschlags
erstellen und die Verhandlungen anstoßen. Die Folgen der
Corona-Pandemie und die globale politische Lage machen eine rasche
politische Grundsatzeinigung bis Ende Juli unabdingbar. Die Welt
wartet nicht auf uns.

Wir begrüßen, dass die Vergabe der Mittel aus dem MFR und dem
Wiederaufbaufonds an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien und
die Beachtung unserer Grundwerte geknüpft werden sollen. Obgleich die
Aufmerksamkeit nun auf dem wirtschaftlichen Wiederaufbau liegt, ist
für uns entscheidend, dass dieser Fokus nicht zu Lasten von
notwendigen Ausgaben - etwa für Migration, Grenzschutz oder Innere
Sicherheit - geht. Diese Herausforderungen bestehen unverändert fort
und müssen angegangen werden.

Mit dem gemeinsamen deutsch-französischen Vorschlag vom 18. Mai haben
wir bereits unterstrichen, dass Deutschland mehr europapolitische
Verantwortung übernehmen möchte. Dies wird für die Verhandlungen zum
Mehrjährigen Finanzrahmen während der deutschen Ratspräsidentschaft
wichtiger denn je sein."

 * 
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FINANZEN/1292: Kommunen erhalten mehr Zeit für die rechtssichere Umsatzbesteuerung kommunaler Leistungen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Kommunen erhalten mehr Zeit für die rechtssichere Umsatzbesteuerung
kommunaler Leistungen



Bundesfinanzministerium muss verlängerten Übergangszeitraum für
§ 2b Umsatzsteuergesetz für klare Vorgaben und Präzisierungen
nutzen

Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages hat am heutigen
Mittwoch mit dem Beschluss des "Corona-Steuergesetzes" den Weg für
die Verlängerung des Übergangszeitraums zur Anwendung des § 2b
Umsatzsteuergesetz geebnet. Dazu erklären die finanzpolitische
Sprecherin der der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Antje
Tillmann und der kommunalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag Christian Haase:

Haase: "Wir begrüßen, dass die Anwendung des § 2b
Umsatzsteuergesetzes (UStG), mit dem die Grundlagen der
wirtschaftlichen Betätigung und Besteuerung von Kommunen neu geregelt
wurde, um zwei Jahre verschoben wird. Für die in den Kommunen immer
wichtiger werdende interkommunale Zusammenarbeit ist es von
elementarer Bedeutung, rechtssichere Anwendungsregelungen der
Umsatzbesteuerung kommunaler Leistungen zu haben.

Trotz intensiver Bemühungen ist es seit Inkrafttreten der
gesetzlichen Neuregelung im Jahr 2016 nicht gelungen, abschließend
rechtssichere Anwendungsregelungen zu etablieren. Der Verweis auf die
aktuelle Corona-Pandemie als Grund für eine kommunale Überlastung und
somit Verzögerung der Umstellung auf neues Recht geht an der
Lebenswirklichkeit vor Ort vorbei und kaschiert vor allem
Versäumnisse des Bundesfinanzministeriums."

Tillmann: "Wenn selbst die Finanzverwaltung noch nicht
abschließend absehen kann, wie § 2b UStG konkret anzuwenden sein
wird und welche Auslegungsfragen wie zu beantworten sind, ist es für
die Kommunen nicht leistbar, die neuen Vorschriften gesetzeskonform
zu befolgen. Auch wenn die Corona-Pandemie die Situation bei der
Anwendung des § 2b UStG nicht verursacht hat, verschafft sie den
Kommunen aber immerhin mehr Zeit und Luft, die wichtigen offenen
Fragen vor der Anwendung zu klären.

Wichtig ist, dass die Fristverlängerung tatsächlich mit EU-Recht
vereinbar ist. Hier verlassen wir uns darauf, dass die Hinweise und
Ausführungen des Bundesfinanzministeriums belastbar sind und eine
entsprechende Abstimmung mit der EU-Kommission stattgefunden hat.

Wir erwarten, dass das Bundesfinanzministerium die jetzt gewonnene
Zeit intensiv nutzt und klare Vorgaben im Anwendungserlass macht.
Dadurch soll sowohl für die Finanzämter als auch für die
steuerpflichtigen Kommunen Rechtssicherheit bei den noch offenen
Anwendungsfragen geschaffen werden."


Hintergrund:

Mit § 2b Umsatzsteuergesetz wird definiert, unter welchen
Bedingungen interkommunale Kooperationen nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen führen und somit nicht umsatzsteuerpflichtig
sind.

Die ursprünglich vorgesehene fünfjährige Übergangszeit sollte es den
Kommunen ermöglichen, ihren jeweiligen Status quo umfassend zu
überprüfen sowie Kooperationen und Vereinbarungen rechtzeitig auf die
neuen Anforderungen des Umsatzsteuerrechts umzustellen. Voraussetzung
dafür war nicht nur ein entsprechender Anwendungserlass, sondern dass
die Finanzverwaltung auch bei nicht alltäglichen Auslegungsfragen
ihrer Auskunftspflicht nachkommen kann. Allzu oft haben die Kommunen
bei Auslegungsfragen aber die Antwort erhalten, dass die
Finanzverwaltung auch ratlos sei.

 * 
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FINANZEN/1291: Erster Schritte, um Unternehmen in der Krise zu helfen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Erster Schritte, um Unternehmen in der Krise zu helfen

Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung in der Corona-Krise



Der Finanzausschuss des Bundestages hat heute das Gesetz zur
Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der
Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz) beschlossen. Dazu erklären
die finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann und der zuständige Berichterstatter Fritz Güntzler:

"Die COVID-19-Pandemie stellt eine enorme Herausforderung für die
Wirtschaft und Gesellschaft dar.

Gerade die Gastronomie ist sehr belastet. Neben dem Kurzarbeitergeld
und dem Zuschuss-Programm haben wir jetzt den Umsatzsteuersatz für
Restaurant- und Verpflegungsdienstleistung (Speisen) ab 1. Juli 2020
zeitlich befristet abgesenkt.

Ergänzend zu dem bisher vorliegenden Gesetzentwurf wurde der
Entschädigungsanspruch für Verdienstausfälle von Eltern wegen
Schließungen von Kindergärten und Schulen ausgeweitet. Der Zeitraum
des Entschädigungsanspruchs wurde auf einen Zeitraum von längstens
zehn, bei alleinerziehenden Sorgeberechtigten auf längstens zwanzig
Wochen verlängert. Zudem steht der Anspruch jetzt auch erwerbstätigen
Personen zu, welche hilfebedürftige Erwachsene mit Behinderung
betreuen.

Zusätzlich konnten wir erreichen, dass die Verwaltungsanweisung zur
steuerfreien Auszahlung von Zuschüssen des Arbeitgebers an den
Arbeitnehmer gesetzlich abgesichert wird. Hierdurch wird es
rechtssicher möglich, dass der Arbeitgeber eine Corona-Sonderleistung
steuerfrei in Höhe von 1.500 Euro auszahlen kann.

Wir sehen über die nun beschlossenen Maßnahmen hinaus jedoch noch
weiteren dringenden Handlungsbedarf in Form von
Unternehmensteuer-Erleichterungen. Hierzu zählt insbesondere eine
Ausweitung der bestehenden Verlustverrechnungsmöglichkeiten nach
§ 10d EStG. Es muss möglich sein, dass Corona-Verluste, die im
Jahre 2020 anfallen, vollständig und schnell steuerlich geltend
gemacht werden. Daneben wollen wir eine Verlängerung bei den Fristen
aus §§ 6b, 7g EStG erreichen, wenn diese in 2020 auslaufen
würden. Damit könnten Investitionen um mindestens ein Jahr verschoben
werden und die betreffenden Unternehmen entlastet werden. Zudem
wollen wir die degressive Abschreibung wieder ermöglichen. Dies soll
insbesondere für digitale und umweltschonende Wirtschaftsgüter
gelten."

 * 
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INNEN/3592: Datensparsamkeit war gestern

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Datensparsamkeit war gestern

Sorgfältige Datennutzung ist das Heute



In der gestrigen Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
haben die Abgeordneten ein Positionspapier zur Datenstrategie der
Bundesregierung beschlossen. Hierzu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön:

"Ohne Daten keine Zukunft: Wir müssen weg von der Datensparsamkeit
und hin zur Datensorgfalt. Das muss unsere Maxime der nächsten Jahre
sein. Wir brauchen mehr Daten, um wettbewerbsfähig zu bleiben.
Ansonsten haben wir auf dem globalen 'Markt der Zukunft' - gerade mit
Blick auf China und die USA - keine Chance mehr. Dabei wollen wir
einen gewissenhaften Umgang mit Daten anstelle von Minimierung der
Datenerhebung. Wir wollen Datensilos überwinden, möglichst freiwillig
und auf vertraglicher Basis. Treuhandmodelle können hier eine gute
Möglichkeit sein, um das Teilen von Daten und die Nutzung durch
Dritte über eine 'neutrale' Instanz zu erleichtern. Dafür brauchen
wir eine Regulierung, die effektiv und rechtssicher allen Akteuren
solche Möglichkeiten eröffnet.

Und: Wir müssen Bildung neu denken. Unsere Kinder brauchen umfassende
Digitalkompetenz. Wir müssen die aktuelle Krise für einen
bildungspolitischen Neustart nutzen. Wir müssen jetzt die Defizite im
Bereich der digitalen Bildung angehen. Dafür brauchen wir einen
gemeinsamen von Bund und Ländern initiierten digitalen Bildungsgipfel
- und zwar schnell. Das sind wir unseren Kindern schuldig. Außerdem
muss der Staat selbst die Krise nutzen: Innovationsplattform:D,
Daten-Cockpit, Datenweiterbildung, eGov-Büro des Bundes und der
Länder - unsere Positionierung zur Datenstrategie ist ein Füllhorn
von innovativen Ansätzen und Ideen. Unsere Erwartungshaltung ist,
dass die Bundesregierung diese in ihre Strategie übernimmt und
umsetzt. Wir brauchen einen Neustart in der Datenpolitik."


Das Positionspapier finden Sie hier:

www.cducsu.cc/datenstrategie

 * 
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VERKEHR/802: Kein Fahrverbot für Motorräder

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Kein Fahrverbot für Motorräder



Zur aktuellen Diskussion um ein Fahrverbot für Motorräder an
Sonn- und Feiertagen aufgrund eines entsprechenden Beschlusses des
Bundesrates vom 15. Mai 2020 (Bundesrat-Drucksache 125/20, können Sie
den verkehrspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Alois Rainer, gerne wie folgt zitieren:

"Zu laute Motorräder sind ohne Zweifel ein ernstes Problem für
zahlreiche lärmgeplagte Menschen. Dieses Problem muss man entschieden
angehen. Viele erfolgreiche Initiativen vor Ort zeigen, wie das geht.
Und da, wo der Bund weiterhelfen kann, wird er das tun. Das umfasst
aber keine generellen Verbote. Ein Fahrverbot für Motorräder an
Sonn- und Feiertagen, so wie es die Länder im Bundesrat gefordert
haben, wird es mit uns definitiv nicht geben. Ein solches Fahrverbot
wäre ein gravierender Eingriff in die persönlichen Freiheitsrechte
der Menschen. Es ist für mich völlig unverständlich, wie der
Bundesrat so etwas beschließen kann. Auch halte ich die Forderung der
Länder nach einer Pflicht zum Führen eines Fahrtenbuches für völlig
überzogen und lebensfern. Sämtliche Motorradfahrer würden dadurch
unter Generalverdacht gestellt. Dabei verhält sich die Mehrzahl der
Fahrerinnen und Fahrer rechtstreu und verantwortungsbewusst."

 * 
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AUSSEN/1994: US-Botschafter Grenell zur unerwünschten Person erklären

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Mai 2020

US-Botschafter Grenell zur unerwünschten Person erklären



"Wer wie Richard Grenell Russland nach Gutsherrenart als 'Bestie'
bezeichnet, bläst zur Jagd und kann nicht weiter diplomatischen Status
für sich beanspruchen. Das Kriegsgeheul des US-Botschafters ist ein
Angriff auf die Diplomatie und die demokratische Souveränität
Deutschlands. Die Bundesregierung muss den US-Diplomaten zur
unerwünschten Person erklären, auch wenn er glücklicherweise aus
seinem Amt in Berlin scheidet", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE und Obfrau im Auswärtigen
Ausschuss, anlässlich der Drohungen Grenells mit völkerrechtswidrigen
Wirtschaftssanktionen zur Verhinderung des russisch-deutschen
Pipelineprojekts "Nord Stream 2". Dagdelen weiter:

"Wer wie Grenell nur die Sprache der Gewalt, des Rassismus und der
Drohungen zu kennen scheint, der kann nicht weiter als Botschafter im
Geltungsbereich des Grundgesetzes tätig sein. Seine Kriegsrhetorik ist
ein Verstoß gegen das Wiener Übereinkommen über diplomatische
Beziehungen und muss Konsequenzen haben. Die Bundesregierung muss
offiziell gegen Grenells Auftreten protestieren und den
US-Geschäftsträger einbestellen."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1993: Menschen in Venezuela helfen, Blockade und Sanktionen beenden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Mai 2020

Menschen in Venezuela helfen, Blockade und Sanktionen beenden



"Es ist zu begrüßen, dass EU-Mitgliedsstaaten für Flüchtlinge der
Wirtschaftskrise in Venezuela in den Nachbarländern Hilfen in Höhe von
2,5 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt haben. Zugleich ignorieren
die Geberstaaten aber die Wirtschaftssanktionen und die
destabilisierende Regime-Change-Politik der USA als verschärfende
Ursachen der Krise", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende
der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Es ist unbestreitbar, dass die Migration aus Venezuela Ausdruck der
heftigen wirtschaftlichen und politischen Krise ist. Aber diese Krise
wird auch durch eine illegale Blockade der USA mit gezielten Sektor-
und Sekundärsanktionen massiv befördert. Viele EU-Staaten, darunter
Deutschland, unterstützen diese Politik durch die völkerrechtswidrige
Anerkennung einer selbsternannten Gegenregierung.

Nicht nur die Flüchtlinge aus Venezuela brauchen Hilfe, sondern die
gesamte Bevölkerung Venezuelas. Deshalb müssen die
Wirtschaftssanktionen, so wie von UN-Generalsekretär Guterres
gefordert, sofort beendet werden, erst recht unter
Pandemie-Bedingungen."

 * 
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BILDUNG/960: Lehrkräftemangel beheben - Gute Bildung sichern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Mai 2020

Lehrkräftemangel beheben - Gute Bildung sichern



"Die Folgen der Covid-19-Pandemie übersteigen die Belastungsgrenzen
von Schulen und Lehrkräften bei weitem. Desinfektionsmittel und
Räumlichkeiten fehlen, die schleppende Digitalisierung endet oft am
Kopierer, und es gibt viel zu wenige Lehrerinnen und Lehrer", erklärt
Nicole Gohlke, hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Sie fährt fort:

"Die Corona-Krise verdeutlicht, wie sehr in den letzten Jahren an
unserem Bildungssystem gespart wurde. Wenn Lehrerinnen und Lehrer aus
der Pensionierung zurückgeholt werden sollen, weil an allen Enden
Personal fehlt, ist das mehr als unwürdig. Das
Bundesbildungsministerium und vor allem Landesregierungen unter
Union-Beteiligung haben diesen fatalen Kurs sehenden Auges über Jahre
eingeschlagen.

Mit dem Antrag 'Lehrkräftemangel beheben - Gute Bildung sichern', den
die Linksfraktion am Donnerstag im Bundestag einbringt, können wir den
Weg für eine Lehramts-Offensive an den Hochschulen ebnen. Pro Jahr
sollen 10.000 zusätzliche Lehrkräfte ausgebildet werden. Und wir
fordern, die Digitalisierung der Schule bereits in der didaktischen
Ausbildung zu stärken. DIE LINKE will gute Bildung für alle, und dafür
müssen wir spätestens jetzt die Weichen stellen."

 * 
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EUROPA/1799: Übernahme der EU-Ratspräsidentschaft - Bundesregierung planlos

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Übernahme der EU-Ratspräsidentschaft: Bundesregierung planlos



Dazu Jörg Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE und
Martin Schirdewan, Fraktionsvorsitzender der Linksfraktion im
Europäischen Parlament und Mitglied im Parteivorstand DIE LINKE:

"Die Bundesregierung hat einen Monat vor Beginn einer
Ratspräsidentschaft noch keinen konkreten Arbeitsplan vorgelegt. So
unvorbereitet ging noch keine Regierung in ihre Ratspräsidentschaft,"
so Martin Schirdewan.

Schirdewan weiter: "EU-weit herrscht eine Armutsquote von über 21%,
deswegen sollten Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechte sowie
soziale Rechte in einem bindenden Europäischen Protokoll festgehalten
werden. Die Einführung eines europäischen Mindestlohns darf nicht mehr
auf die lange Bank geschoben werden, sondern sollte wie ursprünglich
geplant noch in diesem Jahr umgesetzt werden. Die Einführung einer
echten Digitalsteuer, einer Finanztransaktionssteuer und eine
einmalige Vermögensabgabe des reichsten ein Prozent der europäischen
Bevölkerung stärken die Handlungsfähigkeit und sorgen für
Steuergerechtigkeit. Zur Zeit ist geltendes Menschenrecht an der
EU-Außengrenze außer Kraft gesetzt worden. Der Bruch mit den
Grundrechten wird monatlich per Erlass verlängert. Deshalb benötigen
wir einen Neustart in der Migrationspolitik."

Jörg Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE: "Das
einzige worin sich die Regierungen der EU bisher einig sind, ist dass
sie sich nicht einig sind. Deutschland kommt als Ratsvorsitzender die
Aufgabe zu, Einigkeit herzustellen. DIE LINKE wird sich dafür
einsetzen, dass diese Einigkeit sozial und solidarisch stattfindet,
damit hinterher nicht wieder die Steuerzahler Europas die Zeche zahlen
müssen. Die Bundesregierung hat während ihrer Ratspräsidentschaft die
Gelegenheit ihre eigene verfehlte Klimaschutzpolitik in Deutschland zu
korrigieren, in dem sie sich für die Reduzierung des CO2-Ausstoßes bis
2030 ein- und umsetzt um das Pariser Klimaabkommen doch noch einhalten
zu können. Mit der begonnen Aufrüstung und Militarisierung der EU muss
umgehend wieder gebrochen werden. So werden Milliarden Euro frei, die
in Gesundheit und Infrastruktur dringend benötigt werden. Wenn die
Bundesregierung Milliarden Euro Steuergelder Unternehmen in den Rachen
wirft, die als Dividende für die Aktionäre wieder herauskommen, läuft
etwas grundlegend verkehrt in dieser Republik. Dagegen streitet DIE
LINKE, um der Ungleichheit und der Ungerechtigkeit den Kampf
anzusagen."

 * 
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EUROPA/1798: Ratspräsidentschaft für Paradigmenwechsel in der EU nutzen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Mai 2020

Ratspräsidentschaft für Paradigmenwechsel in der EU nutzen



"Die Bundesregierung muss die EU-Ratspräsidentschaft nutzen, um einen
überfälligen Paradigmenwechsel auf EU-Ebene einzuleiten", erklärt
Andrej Hunko, stellvertretender Vorsitzender und europapolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen
Videokonferenz von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit dem Präsidenten
des Europäischen Parlaments, David Sassoli. Hunko weiter:

"In der Corona-Krise zeigen sich die Fehler der neoliberalen Prägung
der bisherigen EU-Integration in aller Deutlichkeit. Auf Profit
getrimmte Gesundheitssysteme, unsoziale Austeritätspolitik und
Shareholder Value statt Gemeinwohlorientierung haben vielerorts
schlechte Voraussetzungen für den Umgang mit der Pandemie geschaffen.
Es ist beschämend, dass EU-Militarisierungsprojekte wie PESCO
vorangetrieben wurden, aber etwa der wichtige EU-Zivilschutz
vernachlässigt wurde. Er versagte angesichts Corona völlig. Die
Klimakrise bleibt die größte Herausforderung und lässt sich nicht mit
neoliberalen Rezepten lösen.

Die Konstruktionsfehler von EU und Euro müssen endlich korrigiert
werden. Hierfür muss die Bundesregierung das marktradikale Dogma
überwinden und auf solidarische Kooperation statt allein auf
Wettbewerb setzen. Während der Ratspräsidentschaft könnte sie dafür
sinnvolle Impulse setzen.

Die Aussetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts ist ein Anfang. Das
Verbot der Staatsfinanzierung durch die EZB muss überwunden werden, um
die Grundlage für einen sozialen und ökologischen Neuanfang zu legen.
Eine EU-weit koordinierte Vermögensabgabe für Superreiche wäre die
richtige Antwort auf die Frage, wer für die Krise zahlt.

Überfällig ist auch der Beitritt der EU zur Europäischen
Menschrechtskonvention (EMRK). 2009 hat sie sich dazu verpflichtet.
Die Bundesregierung muss hier ihren Lippenbekenntnissen Taten folgen
lassen, auch angesichts des Ratsvorsitzes Deutschlands im
Ministerkomitee des Europarates ab November."

 * 
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EUROPA/1797: EU-Wiederaufbauprogramm - Chance für Neustart?

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

EU-Wiederaufbauprogramm: Chance für Neustart?



Die EU-Kommission stellt heute ihre Vorschläge für ein
Wiederaufbauprogramm vor. Die Bundesregierung übernimmt zum 1. Juli
den Vorsitz der EU-Ratspräsidentschaft. Dazu sagt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Coronapandemie bietet auch eine Chance für einen Neustart für
Europa. Ich nehme positiv zur Kenntnis, dass das geplante
750-Milliarden Euro Konjunkturprogramm der EU-Kommission mit Krediten
finanziert werden soll. Wenn die EU-Regierungschefs sich dazu
durchringen wäre das erstmals eine europäische Krisenhilfe.

Die Bundesregierung, die ab dem 1. Juli den Vorsitz der
EU-Ratspräsidentschaft übernimmt, muss alles daran setzen, die
notwendigen Lehren aus dem Jahrzehnt der Krisen zu ziehen. Eine
überzeugende europäische Antwort auf die Coronakrise wird entscheidend
für die Zukunftsfähigkeit Europas sein. Hierfür lautet die
Erfolgsformel: "Klimaschutz, soziale Garantien, radikale
Demokratisierung der Wirtschaft".

Wir müssen das Zeitalter des hemmungslosen Wachstums auf Kosten der
Umwelt hinter uns lassen. Da können die Marktradikalen toben und
schreien. Wir werden massiv investieren müssen und wir werden massiv
finanzielle Anleihen aufnehmen, wenn Deutschland und Europa aus dieser
Krise zukunftsfähig rauskommen wollen. Das klingt in Deutschland
ketzerisch, aber ich bin sehr zuversichtlich, dass Parteien, die auf
das überkommende Mittel der Kürzung der Sozialleistungen setzen, bei
den nächsten Wahlen keine Mehrheiten haben werden.

 * 
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VERKEHR/535: DIE LINKE fordert eine Fahrradprämie

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 26. Mai 2020

DIE LINKE fordert eine Fahrradprämie



"Wir brauchen einen Strauß an verschiedenen Maßnahmen, damit alle auch
während der Corona-Pandemie sicher unterwegs sind", erklärt Andreas
Wagner, Sprecher für ÖPNV und Fahrradmobilität der Fraktion DIE LINKE
und Obmann im Verkehrsausschuss, mit Blick auf die heute beschlossene
Forderung seiner Fraktion nach einer Fahrradprämie von 200 Euro als
Zuschuss zur Finanzierung von Wartung und Reparatur (einschließlich
Ersatzteile) von Fahrrädern, E-Bikes, Lastenrädern, Fahrradanhängern
sowie deren Ersatz- und Neubeschaffung. Die Bundesregierung soll
hierzu ein Förderprogramm in Höhe von 300 Millionen Euro auflegen.
Andreas Wagner weiter:

"Mit einer Fahrradprämie wollen wir für diejenigen, die Busse und
Bahnen wegen des Ansteckungsrisikos derzeit nicht nutzen wollen, einen
Anreiz für einen Umstieg aufs Fahrrad geben. Je mehr Menschen das Rad
nutzen, desto leichter wird es, in Bus und Bahn den Mindestabstand von
1,50 Metern zueinander einzuhalten.

Gleichzeitig brauchen wir einen Rettungsschirm für den Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) und einen Ausbau der Fahrradinfrastruktur.
Von einer Fahrradprämie haben auch diejenigen etwas, die sich ein Auto
nicht leisten können oder keine Fahrerlaubnis haben und
klimafreundlich unterwegs sein wollen. Außerdem sind damit positive
Effekte auf die heimische Fahrradwirtschaft zu erwarten."

 * 
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BUNDESTAG/9855: Heute im Bundestag Nr. 548 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 548

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.24 Uhr

1. Experten für mehr Schutz vor Upskirting

2. Neuabgrenzungen von Wahlkreisen

3. Zahl im AZR registrierter Asylberechtigter

4. Linke für globale Gesundheitsfinanzierung



1. Experten für mehr Schutz vor Upskirting

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Für eine Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes
bei der Herstellung und Verbreitung von Bildaufnahmen hat sich die
große Mehrheit der Sachverständigen in einer Anhörung im Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch ausgesprochen. Gegenstand der
Anhörung waren Gesetzentwürfe der Bundesregierung, des Bundesrates und
der AfD-Fraktion zur Änderung des Strafgesetzbuchs sowie ein
diesbezüglicher Antrag der FDP-Fraktion.

Nach den Vorlagen der Bundesregierung und des Bundesrates (19/17795,
19/15825) sollen das Herstellen und das Übertragen einer Bildaufnahme,
die in grob anstößiger Weise eine verstorbene Person zur Schau stellt,
sowie das Herstellen und das Übertragen einer Bildaufnahme von
bestimmten gegen Anblick geschützten Körperteilen - wie das sogenannte
Upskirting - strafbar werden. Auch das Gebrauchen und Zugänglichmachen
von solchen Bildaufnahmen gegenüber Dritten soll erfasst werden. Laut
AfD-Entwurf (19/18980) muss der strafrechtliche Persönlichkeitsschutz
an der unbefugten Herstellung entsprechender Bildaufnahmen ansetzen.
Die AfD will zudem das Einwilligungserfordernis auf Bildnisse von
Teilnehmern einer zulässigen politischen Veranstaltung erweitern. Auch
die FDP spricht sich in ihrem Antrag für die Bestrafung des
Upskirtings aus (19/11113).

Unterschiedliche Ansichten vertraten die Sachverständigen zur
Einordnung solcher Bildaufnahmen unter dem Tatbestand der Verletzung
des höchstpersönlichen Lebensbereichs, wie im Entwurf der
Bundesregierung, oder als Straftat gegen die sexuelle
Selbstbestimmung, wie vom Bundesrat vorgeschlagen. Auf diese
Problematik richteten sich auch die meisten Fragen der Abgeordneten.

Der Strafrechtler Jörg Eisele von der Eberhard Karls Universität
Tübingen erklärte in seiner Stellungnahme, das Upskirting bewege sich
zwischen der unerlaubten Bildaufnahme, die in Paragraf 201a des
Strafgesetzbuches (StGB) geregelt sei, und den Pornografiedelikten des
StGB, die den Sexualdelikten zuzuordnen seien. Die bestehenden
Strafvorschriften erfassten das Upskirting bislang nicht hinreichend.
Für eine Strafbarkeit spreche, dass die Herstellung der Bildaufnahmen
und deren Zugänglichmachung einen schwerwiegenden Eingriff in die
Intimsphäre der betroffenen Person darstellen. Abgesehen von den
Schwierigkeiten hinsichtlich der Einbeziehung der weiblichen Brust und
den Unklarheiten hinsichtlich des Begriffs der Unterbekleidung sei der
Entwurf der Bundesregierung überzeugend und dem des Bundesrates
vorzuziehen. Ebenfalls überzeuge, so Eisele, in den Anwendungsbereich
des Paragrafen 201a auch verstorbene Personen miteinzubeziehen.

Veronika Grieser, Abteilungsleiterin bei der Staatsanwaltschaft
München I, verwies darauf, dass nach der derzeitigen Rechtslage
Upskirting strafrechtlich nicht oder nur in sehr seltenen Fällen
verfolgt werden könne. In der Erstellung oder Verbreitung unbefugter
Aufnahmen des Intimbereichs liege jedoch ein erheblicher
Unrechtsgehalt, der vergleichbar ist mit Tathandlungen des Paragrafen
201a, aber auch mit denjenigen des Paragrafen184i StGB, der sexuelle
Belästigung unter Strafe stellt. Die vom Bundesrat vorgeschlagene
Einordnung von Upskirting als Straftat gegen die sexuelle
Selbstbestimmung werde dem Unrechtsgehalt solcher Taten besser gerecht
als die von der Bundesregierung vorgesehene Ergänzung der Strafbarkeit
der Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch
Bildaufnahmen, erklärte Grieser. Die Gesetzentwürfe der
Bundesregierung und des Bundesrates unterschieden sich auch im
Schutzumfang. Die Vorlage der Bundesregierung umfasse auch das
sogenannte Downblousing, bei dem in den Ausschnitt einer Person
fotografiert oder gefilmt werde. Dessen Unrechtsgehalt erscheine aber
nicht vergleichbar mit dem des Upskirting.

Elisa Hoven, Lehrstuhlinhaberin an der Universität Leipzig, sieht
durch die geplanten Straftatbestände sowohl den Schutz des
höchstpersönlichen Lebensbereichs als auch das Recht auf sexuelle
Selbstbestimmung betroffen. Eine eindeutige Zuordnung im StGB sei
nicht möglich. Weder die Aufnahme der geplanten Strafnorm in 201a noch
die Einführung eines eigenständigen Paragrafen 184k begegneten daher
durchgreifenden Bedenken. Aus kriminalpolitischer Sicht sprächen
jedoch gute Gründe für die Einordnung in das Sexualstrafrecht.

Dem widersprach die Vertreterin des Deutschen Anwaltvereins (DAV), die
Essener Rechtsanwältin Jenny Lederer. Der DAV stehe einer
Pönalisierung von Upskirting und Downblousing kritisch gegenüber,
erklärte sie. Aus strafrechtlicher Sicht genüge die Reaktion mit dem
Ordnungswidrigkeitenrecht auf derartige Bildaufnahmen; einer Regelung
im StGB bedürfe es nicht. Es dränge sich die Frage auf, ob mit dem
Owi-Recht dem "Phänomen" - das sich laut Bundesrat nur schwer
abschätzen lasse - nicht besser und ausreichend Rechnung getragen
werde. So sehr gesellschaftlich für die Respektierung gesetzter
Grenzen eingestanden und sensibilisiert werden müsse, so fraglich sei
die Reaktion auf derartige "Phänomene" mithilfe des Strafrechtes, das
Ultima Ratio sei und bleiben müsse.

Clemens Prokop, Leitender Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft
Regensburg, favorisierte den Gesetzentwurf der Bundesregierung. Seiner
Meinung nach wäre es systemwidrig, in einen neuen Paragrafen im
Sexualstrafrecht vergleichbare Tatbestände in unterschiedlichen
Gesetzen zu regeln. Für den Entwurf der Bundesregierung spreche, dass
die entsprechenden Körperteile klar definiert und alle
Geschlechtsteile erfasst seien. Problematisch sei einzig die aus
seiner Sicht unzureichende Anforderung im Vorsatzbereich. Daher sollte
in 201a eine wissentliche Tatbegehung eingefügt werden.

Frank Rebmann, Leitender Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft
Heilbronn, verwies ebenfalls auf die unterschiedlichen Ansichten über
das durch Upskirting verletzte Rechtsgut und schlug vor, entsprechend
des Entwurfes des Bundesrates einen neuen Paragrafen 184k
"Bildaufnahme des Intimbereichs" in das StGB einzuführen. Insbesondere
der Gesetzentwurf des Bundesrates habe sich eingehend mit der Frage
des Schutzes vor dem Upskirting durch das geltende Recht befasst und
die Lückenhaftigkeit der bestehenden strafrechtlichen Bestimmungen
nachvollziehbar und überzeugend dargestellt, erklärte Rebmann. Über
die Strafwürdigkeit und -bedürftigkeit des Upskirtings bestehe
weitgehend Einigkeit, fügte er hinzu. Es fehle jedoch eine empirisch
fundierte Begründung.

Hanna Seidel, Leiterin der Petition StopUpskirting, begrüßte im Namen
der Betroffenen das Anliegen der Bundesregierung, unbefugte
Bildaufnahmen des Intimbereichs unter Strafe zu stellen. Aufgrund der
Auswirkungen für Betroffene und um ein öffentliches Zeichen gegen
sexualisierte Gewalt zu setzen, hielten es die Petentinnen für
unumgänglich, Upskirting unter Strafe zu stellen. Sie unterstütze
allerdings den Gesetzesentwurf des Bundesrates, erklärte Seidel, der
die Thematik ihrer Ansicht nach richtig im Sexualstrafrecht einordne.
Dennoch sei der Bundesratsentwurf zu eng gefasst. Wichtig sei, dass
auch die weibliche Brust geschützt ist, denn die Auswirkungen des
Downblousing ähnelten denen des Upskirting.

Leonie Steinl vom Deutschen Juristinnenbund begrüßte das Anliegen des
Gesetzentwurfs der Bundesregierung, angesichts strafrechtlicher
Schutzlücken unbefugte Bildaufnahmen der Genitalien, des Gesäß- und
weiblichen Brustbereiches unter Strafe zu stellen. Sie schlug
Änderungen vor, wonach klarzustellen sei, dass Paragraf 201a neben dem
Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts auch dem Schutz der
sexuellen Selbstbestimmung diene und dass die abgebildete Person nicht
identifizierbar sein muss. Die Verankerung der neuen Regelung in 201a
sei eine praktikable Lösung.

 * 

2. Neuabgrenzungen von Wahlkreisen

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg frei gemacht für
einen Neuzuschnitt mehrerer Wahlkreise. Bei Enthaltung der Fraktion
Die Linke verabschiedete das Gremium am Mittwoch einen entsprechenden
Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/18968), der am
Donnerstag zur abschließenden Beratung auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Danach sind aufgrund der
Bevölkerungsentwicklung für die nächste Bundestagswahl Neuabgrenzungen
von Wahlkreisen in Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Bayern
vorzunehmen sowie in Thüringen aufgrund kommunaler Gebietsänderungen.

So überschreitet in Brandenburg der Wahlkreis "Potsdam -
Potsdam-Mittelmark II - Teltow-Fäming" laut Vorlage wegen stetig
steigender Bevölkerungszunahme "die zwingende Neueinteilungsgrenze von
25 Prozent Abweichung vom Bevölkerungsdurchschnitt, so dass eine
Neuabgrenzung dieses Wahlkreises vorzunehmen ist". In
Nordrhein-Westfalen verzeichnet der Wahlkreis "Paderborn - Gütersloh
III" den Angaben zufolge bei absehbar weiterer Bevölkerungszunahme
eine Abweichung von 24,7 Prozent. In Bayern weisen bei ebenfalls
absehbarem Bevölkerungszuwachs der Wahlkreis "Landshut" mit 24,4
Prozent, der Wahlkreis "Regensburg" mit 24,7 Prozent, der Wahlkreis
"Fürth" mit 25 Prozent und der Wahlkreis "Augsburg-Land" mit 24,5
Prozent hohe Abweichungswerte vom Durchschnitt auf; wie aus der
Vorlage ferner hervorgeht.

In Thüringen wiederum befinden sich danach aufgrund kommunaler
Gebietsänderungen die Gemeinde Kaltennordheim sowie die Städte Suhl
und Neuhaus am Rennweg in jeweils zwei Wahlkreisen. Hier zielen die
vorgesehenen Neuabgrenzungen darauf ab, bei der Wahlkreiseinteilung
die Grenzen der Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte einzuhalten.

 * 

3. Zahl im AZR registrierter Asylberechtigter

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende vergangenen Jahres sind im
Ausländerzentralregister (AZR) knapp 43.500 asylberechtigte Ausländer
registriert gewesen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/19333) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17236)
hervor. Danach waren zum Stichtag 31. Dezember 2019 im AZR 43.465
Menschen mit einer Asylberechtigung erfasst. Die drei
Hauptstaatsangehörigkeiten entfielen demnach auf die Türkei mit 11.715
Asylberechtigten, Syrien mit 7.232 Betroffenen und den Iran mit 5.762
Personen.

Die Zahl der zum Jahreswechsel im AZR registrierten Menschen mit
Flüchtlingsschutz betrug den Angaben zufolge 702.784.
Hauptstaatsangehörigkeit war in diesen Fällen Syrien mit 379.045
Personen vor dem Irak mit 106.412 und Afghanistan mit 47.684.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, waren zu dem genannten Stichtag
235.830 Menschen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach Paragraf 25
Absatz 2 Satz 1, 2. Alt. des Aufenthaltsgesetzes (subsidiärer Schutz)
erfasst. Hauptstaatsangehörigkeiten waren hier laut Bundesregierung
Syrien mit 155.005 Fällen sowie der Irak mit 23.225 Fällen und
Afghanistan mit 17.254 Fällen.

Mit Aufenthaltserlaubnissen nach Paragraf 25 Absatz 3 des
Aufenthaltsgesetzes (Abschiebungsverbote) waren den Angaben zufolge
zum Jahreswechsel 112.601 Personen registriert. Die
Hauptstaatsangehörigkeit entfiel demnach auf Afghanistan (68.218) vor
Syrien (4.788) und Irak (4.667).

Die Zahl der zum Stichtag im AZR erfassten Personen mit einer Duldung
gibt die Bundesregierung mit 202.387 an. Hauptherkunftsländer waren
laut Vorlage Afghanistan mit 20.621 Betroffenen, gefolgt vom Irak mit
18.848 und Russland mit 10.939.

 * 

4. Linke für globale Gesundheitsfinanzierung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion fordert eine Stärkung der globalen
Gesundheit. Die Coronapandemie verdeutliche die zentrale Bedeutung
einer funktionierenden Gesundheitsversorgung für alle Menschen
weltweit. Um die globale Gesundheit zu verbessern, sei eine stärkere
Finanzierung durch die einzelnen Staaten und die internationale
Gemeinschaft nötig, heißt es in einem Antrag (19/19485) der Fraktion.

Die Abgeordneten fordern unter anderem, ab dem Haushalt 2021
mindestens 0,1 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE), rund 3,5
Milliarden Euro, für gesundheitsbezogene Entwicklungszusammenarbeit
einzuplanen. Zudem sollten ab dem Haushalt 2021 mindestens 0,2 Prozent
des BNE für die ärmsten Länder vorgesehen werden.

Die deutschen Beiträge an die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
müssten deutlich aufgestockt werden. Der Einfluss privater Sponsoren,
Stiftungen und Unternehmen auf die Herstellung und Verteilung von
Impfstoffen und Medikamenten solle beendet werden. An die Stelle
sollten öffentlich finanzierte Strukturen treten.

 * 
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BUNDESTAG/9854: Heute im Bundestag Nr. 547 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 547

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.11 Uhr

1. Grünes Licht für neues Adoptionsrecht

2. Wissenschaftskommunikation im Fokus

3. Engagement für globale Gesundheit

4. Deutsche Beteiligung an Pandemie-Hilfen

5. Zuwendungen im Jahr 2019

6. Untersuchungen in Brasilien dauern an



1. Grünes Licht für neues Adoptionsrecht

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Bei der Adoption von Kindern soll zukünftig ein
Rechtsanspruch auf Beratung und Begleitung durch
Adoptionsvermittlungsstellen für alle Beteiligten gelten. Bei
Stiefkindadoptionen soll hingegen eine Beratungspflicht gelten. Den
entsprechenden Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/16718) nahm der
Familienausschuss am Mittwoch in leicht geänderter Fassung ohne
Gegenstimmen an. Die Oppositionsfraktionen, die die Gesetzesvorlage
prinzipiell begrüßten, enthielten sich der Stimme. Ebenfalls ohne
Gegenstimmen wurde ein Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen von
CDU/CSU und SPD angenommen, mit dem redaktionelle Änderungen,
Verfahrensvereinfachungen und Klarstellungen im Gesetz vorgenommen
werden. Über die Gesetzesvorlage wird der Bundestag am Donnerstag
abschließend beraten und abstimmen.

Das Gesetz sieht vor, dass die Adoptionsvermittlungsstellen eine
altersgerechte Aufklärung des Kindes über die Adoption leisten und mit
den Herkunftseltern und den Adoptiveltern erörtern, ob und wie ein
Informationsaustausch oder Kontakt zwischen ihnen im Sinne des
Kindeswohls stattfinden kann. Diese Gespräche sollen mit dem
Einverständnis aller Beteiligten in angemessenen Zeitabständen
wiederholt werden. Zudem ist vorgesehen, dass den Herkunftseltern ein
Recht zu jenen Informationen über das Kind gewährt wird, welche die
Adoptiveltern zum Zweck der Weitergabe an die Herkunftseltern
freiwillig an die Adoptionsvermittlungsstelle geben. Die Einrichtung
der Adoptionsvermittlungsstellen soll in der Verantwortung der
Jugendämter liegen. Zur Adoptionsvermittlung sollen aber auch die
Diakonie, der Deutsche Caritasverband, die Arbeiterwohlfahrt und deren
Fachverbände befugt sein.

Verschärft werden sollen mit dem Gesetz die Auflagen bei
Auslandsadoptionen. Sie sollen zukünftig immer durch eine
Adoptionsvermittlungsstelle vermittelt werden. Zudem soll für
Adoptionsbeschlüsse im Ausland ein verpflichtendes
Anerkennungsverfahren im Inland eingeführt werden. Die Anerkennung
einer unbegleiteten Adoption soll nur dann möglich sein, wenn dies für
das Kindeswohl erforderlich ist.

Die Koalitionsfraktionen argumentierten in der Ausschusssitzung, mit
dem Gesetz würden adoptionswillige Eltern besser unterstützt und dem
Wohl und dem Recht des Kindes auf Informationen über seine Herkunft
vermehrt Rechnung getragen. Die Fraktionen der FDP, Linken und Bündnis
90/Die Grünen kritisierten übereinstimmend die Beratungspflicht bei
Stiefkindadoptionen für gleichgeschlechtliche Paare. Kinder, die in
einer lesbischen Ehe oder eingetragenen Partnerschaft geboren werden,
könnten gemäß des Abstammungsrechtes von der nichtleiblichen Mutter
nur auf dem Weg der Stiefkindadoption adoptiert werden. Eine
Beratungspflicht für gleichgeschlechtliche Paare würde aber eine
Ungleichbehandlung und Diskriminierung gegenüber heterosexuellen
Paaren darstellen, monierten die drei Oppositionsfraktionen
übereinstimmend. Letztlich müsse deshalb das Abstammungsrecht geändert
werden. Auch die SPD-Fraktion betonte, dass sie auf die
Beratungspflicht für gleichgeschlechtliche Paare bei
Stiefkindadoptionen lieber verzichtet hätte. Die Änderungsanträge der
Linken und Grünen, in denen sie einen Verzicht auf die Pflichtberatung
forderten, wurde jedoch mit den Stimmen der Koalition und der AfD
abgelehnt. Die Beratungspflicht bei Stiefkindadoptionen in
heterosexuellen Ehen wurde von der AfD moniert. Dies stelle einen
unverhältnismäßigen staatlichen Eingriff in die Familien dar.

 * 

2. Wissenschaftskommunikation im Fokus

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Anhörung

Berlin: (hib/ROL) Die Stärkung der Wissenschaftskommunikation ist am
Mittwoch Thema eines Öffentlichen Fachgesprächs des Ausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung gewesen. Die
Sachverständigen waren sich überwiegend darin einig, dass
Wissenschaftskommunikation immer wichtiger werde, sie institutionell
auch in der Forschung stärker verankert werden müsse und
Wissenschaftsjournalismus stärker finanziert werden solle.

Wissenschaftskommunikation sei lange Zeit institutionelle
Kommunikation gewesen, vorrangig mit dem Ziel, die eigenen Leistungen
darzustellen, zu zeigen, was man im Wettbewerb geschafft habe, machte
Peter-André Alt, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK),
deutlich: "Das hat sich in den letzten Jahren durchaus geändert",
wissenschaftliche Erkenntnis müssten nun auch nachvollziehbar
vermittelt werden. Zudem unterstrich Alt, dass
Wissenschaftskommunikation nur erfolgreich sein könne, wenn sie auf
den entsprechenden Erkenntnissen der Forschung zur
Wissenschaftskommunikation aufbaue. Dazu gehöre, dass sie auf
unzulässige Vereinfachung komplexer Sachverhalte verzichten muss.
"Wissenschaft ist kein Glaubensartikel, kein Mythos, kein Ritual
sondern eine rationale Angelegenheit", sagte Alt. Auch Stefan Brandt,
Direktor des Futurium ("Haus der Zukünfte"), betonte diesen Punk und
machte deutlich, dass es darum gehe, Wissenschaft als Haltung zu
vermitteln. Guter Wissenschaft gehe es eben nicht nur um "richtig"
oder "falsch", sondern "um Wahrhaftigkeit in einer durch Neugier
angetriebenen Suche".

Brandt unterstrich, dass sich die Wissenschaft derzeit in einem
Vertrauenshoch befinde. Ob es sich dabei tatsächlich um eine dauerhaft
gestärkte Vertrauensbasis handele, müsse sich aber erst noch erweisen.
Beatrice Lugger (Nationales Institut für Wissenschaftskommunikation)
sagte: "Dass wir so gut kommunizierende Forschende haben, war in
Deutschland nicht vorherzusehen, sondern ist ein großes Glück."
Derzeit erlebe die Gesellschaft, wie Wissenschaft funktioniere und
auch, dass es innerhalb der Wissenschaften eine Meinungsvielfalt gebe.
Dennoch sei Wissenschaftskommunikation bislang nicht als
eigenständiges Thema in der wissenschaftlichen Ausbildung vorgesehen
und müsse gefördert werden. Lugger sagte: "Wichtig für die Förderung
der Kommunikation von Forschenden mit Öffentlichkeit und Medien ist
dabei nicht primär die Quantität an Kommunikation, sondern deren
Qualität." Es ginge nicht darum, dass alle Wissenschaftler massenhaft
die Medien bespielen, aber sie sollten wissen, wie Kommunikation
funktioniert.

Antje Boetius, Direktorin des Alfred-Wegener-Instituts, unterstrich,
dass der Dialog zwischen Forschung und Öffentlichkeit auch als
fundamentale Leistung der Wissenschaft gefördert werden muss. Für eine
grundsätzliche Absicherung der Akteure in der
Wissenschaftskommunikation seien Konzepte für die langfristige
Förderung unerlässlich. Jan-Martin Wiarda, Journalist für Bildung und
Wissenschaft, erinnerte daran, dass schon 2015 im Ausschuss für
Bildung und Forschung über Wissenschaftskommunikation debattiert
worden sei. "Seitdem ist aber wenig passiert." Wiarda trat dafür ein,
Wissenschaftskommunikation zum verpflichtenden Bestandteil in jedem
größeren Forschungsprojekt zu machen.

Gerald Haug, Präsident der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina, forderte einen "interdisziplinären und
institutionenübergreifenden Referenzraum" zu drängenden
gesellschaftlichen und politischen Themen, die wissenschaftlich
erforscht werden. Er müsse sich auf Unabhängigkeit, wissenschaftlicher
Exzellenz, Transparenz und Freiheit von Partikularinteressen gründen,
herausragende Wissenschaftler müssten beteiligt sein, die in den
internationalen wissenschaftlichen und wissenschaftspolitischen
Beratungsprozess eingebunden sind.

Steffi Ober vom Naturschutzbund Deutschland betonte, dass
Wissenschaftskommunikation sich nicht länger darauf beschränken
dürfte, entweder wissenschaftliche Publikationen für das Fachpublikum
oder Hochglanzbroschüren für die Allgemeinheit zu präsentieren.
Wissenschaftskommunikation sollte vor allem die Menschen in ihrem
Prozess des Fragens und Forschens mitnehmen. Dazu müssten ausreichend
Ressourcen bereitgestellt werden.

In welchem Dilemma der Wissenschaftsjournalismus aus ihrer Sicht
steckt, machte Nicola Kuhrt, Mitglied im Vorstand
Wissenschaftspressekonferenz (WPK) und Medizinjournalistin, deutlich.
Während dem Wissenschaftsjournalismus auf der einen Seite aus
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik Systemrelevanz attestiert werde
und die Menschen wie nie zuvor auf wissenschaftsjournalistische
Beiträge zugreifen würden, würden auf der anderen Seite Verlage
Budgets kürzen. Gerade freie Journalisten würden teilweise vor
prekären Situationen stehen. "Beim nächsten Großereignis, bei der wir
der systemrelevanten Arbeit der Wissenschaftsjournalisten bedürfen,
werden erheblich weniger Kollegen und Kolleginnen da sein, die diese
Arbeit noch leisten können", mahnte Kurth und trat für eine Stiftung
zur Förderung des Wissenschaftsjournalismus ein.

Auch Volker Stollorz, Redaktionsleiter und Geschäftsführer des
"Science Media Center Germany", setzte sich für einen guten und
starken Wissenschaftsjournalismus ein: "Erst durch eine unabhängige
wissenschaftsjournalistische Beobachtung kann die Gesellschaft
realistische Erwartungen gegenüber den Wissenschaften ausbilden. Guter
Wissenschaftsjournalismus zertifiziert verlässliches Wissen unabhängig
von der selbst vermittelten Wissenschaftskommunikation." Stollorz
betonte, guter Wissenschaftsjournalismus fungiere als "Kläranlage" für
richtige und wichtige Argumente und immunisiere Menschen gegen
Desinformation und stärke die Demokratie.

Dem Fachgespräch lagen ein Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
(19/16044) und ein Antrag der Fraktion der FDP (19/17517) zugrunde.

 * 

3. Engagement für globale Gesundheit

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Deutschland sollte nach Ansicht der
Koalitionsfraktionen das Engagement für die globale Gesundheit
ausbauen. In der Coronakrise werde deutlich, dass den großen
Herausforderungen nicht mehr nur mit nationalstaatlichen Mitteln
begegnet werden könne, heißt es in einem Antrag (19/19491) der
Fraktionen von Union und SPD.

Die wesentlichen Faktoren für ein gesundes Leben würden in einer immer
stärker vernetzten und mobilen Welt zunehmend global bestimmt. Die
Gesundheit hänge von der Lebensweise, sozialen Sicherungssystemen,
einer effektiven Gesundheitsförderung, Prävention und Behandlung von
Krankheiten, aber auch von Umwelt- und fairen Handelsbedingungen
weltweit ab.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) sei die einzige international
legitimierte, normgebende Autorität in Gesundheitsfragen und müsse
gestärkt und ausreichend finanziert werden, heißt es in dem Antrag
weiter. Gesundheit gewinne auch als zentrale Voraussetzung für eine
nachhaltige gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung
zunehmend an Bedeutung.

Ein zentraler Baustein zur Verminderung der weltweiten Krankheitslast
sei die Forschung an wirkungsvollen und bezahlbaren Arzneimitteln und
Therapien. Die interdisziplinäre Forschung müsse mit nationalen und
internationalen Initiativen gefördert werden.

Die Abgeordneten fordern von der Bundesregierung einen
ressortübergreifenden Austausch zum Thema globale Gesundheit. Dies
beziehe insbesondere die Bereiche Landwirtschaft, Umwelt, Bildung,
Forschung, Außenwirtschaft und Gleichstellung ein.

Die Bundesregierung sollte sich außerdem international für eine
Erhöhung der Pflichtbeiträge an die WHO einsetzen und Investitionen in
die Gesundheitsforschung ausbauen.

 * 

4. Deutsche Beteiligung an Pandemie-Hilfen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Aus Sicht der Bundesregierung ist es sinnvoll, dass
nach den Bedingungen der bei der Weltbank angesiedelten Pandemic
Emergency Financing Facility (PEF) erst bestimmte Grenzwerte wie die
Ausbreitung und Dauer der Epidemie überschritten sein müssen, bevor
Hilfe gewährt werde. Die PEF schließe die Lücke zwischen dem
Krisenreaktionsfonds (CFE) der Weltgesundheitsorganisation (WHO), der
direkt bei Ausbruch einer Krankheit aktiviert werde, und den regulären
Krisenfinanzierungsinstrumenten der Weltbank und der internationalen
Gemeinschaft, die eine längere Vorlaufzeit benötigten, erklärt sie in
einer Antwort (19/19074) auf eine Kleine Anfrage (19/18507) der
AfD-Fraktion. Ziel sei es gewesen, eine Dopplung von
Reaktionsmechanismen der internationalen Gemeinschaft zu vermeiden.

Die Bundesregierung bewerte die Funktionalität von ihr unterstützter
Krisenreaktionsmechanismen auf internationale Krankheitsausbrüche
fortlaufend, betont sie weiter. Auch die Funktionalität der PEF im
Rahmen der COVID-19-Pandemie werde darin einfließen. Hierzu befinde
sich die Bundesregierung in engem Austausch mit der Weltbank sowie mit
Japan und Australien.

Die Unterstützung der Pandemie-Anleihen beziehungsweise der
Versicherungskomponente der PEF und die Verwendung deutscher
Steuermittel für diese Zwecke hält sie aus ethischer Sicht für
"vertretbar und sinnvoll". Die Ebola-Krise in Westafrika 2014 habe
gezeigt, dass finanzielle Mittel zur Eindämmung von
Krankheitsausbrüchen häufig nicht umfassend oder schnell genug
bereitgestellt werden könnten. Die Weltbank habe deshalb auf Anregung
der G20-Staaten die PEF als parametrische Versicherung entwickelt, die
auch vor Einschätzung des vollständigen Schadens bereits Mittel zur
Schadensbegrenzung bereitstellen könne.

 * 

5. Zuwendungen im Jahr 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung hat 2019 jeweils 7,47 Millionen Euro
für Programme der Deutschen Welle zur Meinungsfreiheit und
Medienentwicklung in Lateinamerika sowie in Nah- und Mittelost
ausgegeben. Weitere Zuwendungen an Programme und Projekte privater und
kirchlicher Träger sowie der politischen Stiftungen listet die
Bundesregierung tabellarisch in einer Antwort (19/19102) auf eine
Kleine Anfrage (19/18563) der AfD-Fraktion auf.

 * 

6. Untersuchungen in Brasilien dauern an

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Untersuchungen der zuständigen brasilianischen
Behörden zu den Vorwürfen gegen die Nichtregierungsorganisation (NGO)
"Brigada de Incendio de Alter do Chão" dauern nach Kenntnis der
Bundesregierung noch an. Daher gebe es keine belastbare Grundlage für
die Vorwürfe, wonach die Gesellschaft für internationale
Zusammenarbeit (GIZ) an dem Monitoring und der Evaluation von
freiwilligen Feuerwehrleuten auch im Bundesstaat Pará involviert
gewesen sei und noch wäre, schreibt sie in einer Antwort (19/19398)
auf eine Kleine Anfrage (19/17557) der AfD-Fraktion. Der NGO wird
Brandstiftung in einem Amazonasschutzgebiet vorgeworfen.

 * 
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1. Kein Rettungspaket des Bundes für ÖPNV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Linke und Grüne fordern verstärkte Bundeshilfen für
die als Folge der Corona-Pandemie in finanzielle Schieflage geratenen
Unternehmen des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Ohne ein
Rettungspaket der Bundesregierung sei der ÖPNV in seiner jetzigen Form
gefährdet, sagte der Vertreter der Linksfraktion während der Sitzung
des Verkehrsausschusses am Mittwoch. Es müsse dann mit Entlassungen,
Linienverdichtungen und einer weiteren Arbeitsverdichtung für die
Belegschaft gerechnet werden. Mit den Ankündigungen der Regierung,
bestehende Programme, wie etwa die Regionalisierungsmittel, zu
schärfen, seien die immensen aktuellen und zu erwartenden Probleme des
ÖPNV nicht zu lösen, sagte der Fraktionsvertreter. Mit Blick auf das
neun Milliarden Euro-Hilfsprogramm für die Lufthansa sei die
Prioritätensetzung der Bundesregierung stark zu hinterfragen, befand
er.

Auf die Finanzierungszuständigkeit der Länder hinzuweisen, wie es die
Regierung tue, sei ein schwaches Argument, weil der Pandemiefall nicht
von den Ländern festgestellt worden sei, sondern von der
Bundesregierung und dem Bundestag, hieß es von Seiten der Grünen.
Daher sei ein Rettungspaket des Bundes angemessen. Was die
Bundesregierung aber aktuell zur Unterstützung des ÖPNV plane, habe
nichts mit der Corona-bedingten Sondersituation zu tun, kritisierte
der Fraktionsvertreter.

Für die Bundesregierung wies der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), Enak
Ferlemann (CDU), diese Einschätzungen zurück. Aus der Ausrufung des
Pandemiefalls durch den Bund eine Zahlungsverpflichtung für alle
Folgen zu kreieren, sei abenteuerlich, befand er. Außerdem machte
Ferlemann deutlich, dass der Bund die den Ländern zum Betrieb des ÖPNV
zur Verfügung gestellten Regionalisierungsmittel bewusst nicht
abgesenkt habe, obwohl weniger Verkehre gefahren würden. Dies stelle
eine "Quasi-Liquiditätshilfe" dar. Der Verkehrsstaatssekretär sagte
zugleich, auf die Verwendung der Regionalisierungsmittel habe der Bund
keinerlei Einfluss. Dies sei vom Bundesrat ausdrücklich so gewünscht
worden. Weiter sagte Ferlemann, es sei sehr schnell eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe geschaffen worden, um den Corona-bedingten
Schaden festzustellen, der demnach bei etwa fünf Milliarden Euro
liegt. Eine beihilferechtliche Lösung sei durch das BMVI
fertiggestellt worden und solle in den kommenden Tagen zur
Notifizierung an die EU-Kommission geschickt werden.

Die FDP-Fraktion sieht - anders als Grüne und Linke - in erster Linie
die Länder in der Pflicht, Vorschläge zur Unterstützung des ÖPNV zu
unterbreiten. Bei der Diskussion über eventuelle Hilfen, müsse aber
auch berücksichtigt werden, dass - etwa durch pauschale Hilfen - nicht
die Unternehmen bestraft werden, die bislang sehr erfolgreich eine
hohes Maß ihrer Kosten über Ticketerlöse gedeckt haben, gab ein
Fraktionsvertreter zu bedenken.

Auch der Vertreter der AfD-Fraktion wies daraufhin, dass der ÖPNV
Ländersache sei. Die Länder seien zudem auch selber verantwortlich für
die von ihnen getroffenen Maßnahmen, die zu dem Rückgang der
ÖPNV-Nachfrage geführt hätten. Seiner Vermutung nach werde die
Corona-Krise zu einer dauerhaften Verhaltensänderung führen, sagte der
AfD-Vertreter. Die zu beobachtende Stärkung des Individualverkehrs
werde auch in Zukunft nicht eins zu eins zurückgehen. Das ÖPNV-Angebot
müsse sich dem künftigen Mobilitätsverhalten anpassen, forderte er.

Für die SPD-Fraktion machte deren Vertreter deutlich, dass am ÖPNV als
Rückgrat der Verkehrswende festgehalten werde. Ein "Roll-Back" zum
motorisierten Individualverkehr werde es mit seiner Fraktion nicht
geben. Mit Blick auf die Einnahmeausfälle beim ÖPNV kritisierte der
SPD-Vertreter einzelne Bundesländer, Behörden und auch Unternehmen,
die von einer Nutzung des ÖPNV gewarnt hätten, auch nach Einführung
der Maskenpflicht. Seiner Ansicht nach müsse generell über die
Finanzierung des ÖPNV gesprochen werden, da die jetzige Finanzierung
nicht zukunftsfähig sei.

Aus Sicht des Vertreters der Unionsfraktion zeigt die Krise, dass die
Nutzerfinanzierung eine wichtige Säule für ein hochwertiges
ÖPNV-Angebot sei. Falle diese Säule weg, kämen die Unternehmen in
Probleme, wie sich jetzt zeige. Dies sei auch ein Beleg dafür, wie
unsinnig die Forderungen nach einem kostenlosen ÖPNV seien, befand der
Vertreter der CDU/CSU-Fraktion. Die Bundesregierung, so seine
Einschätzung, habe angesichts der Einnahmeverluste bei weitgehender
Aufrechterhaltung des Angebots sehr früh den Dialog mit den
Beteiligten gesucht und um gute und sinnvolle Lösungen gerungen.

 * 

2. Reform des Staatsangehörigkeitsrechts

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt darauf, "das
Staatsangehörigkeitsrecht umfassend zu modernisieren". In einem Antrag
(19/19484), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, fordert die Fraktion die Bundesregierung auf,
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen.

Dabei sollen nach den Vorstellungen der Fraktion
Mehrfachstaatsangehörigkeiten infolge einer Einbürgerung oder aufgrund
der Geburt in Deutschland akzeptiert und "die Pflicht zur Aufgabe der
bisherigen Staatsangehörigkeit" entfallen. Einbürgerungsberechtigt
soll laut Vorlage sein, wer seit mindestens fünf Jahren seinen
tatsächlichen Lebensmittelpunkt in Deutschland hat, sofern er zum
Zeitpunkt der Antragstellung über einen rechtmäßigen Aufenthaltstitel
verfügt.

Wie aus dem Antrag ferner hervorgeht, soll der Anspruch auf
Einbürgerung unabhängig vom Einkommen oder dem sozialen Status der
Betroffenen bestehen und insbesondere der Bezug von Leistungen nach
dem Sozialgesetzbuch nicht ausschlaggebend sein. "Die Fähigkeit zur
einfachen alltagstauglichen mündlichen Verständigung in der deutschen
Sprache ist ausreichend", heißt es in der Vorlage weiter. Danach
sollen die Einbürgerungsgebühren deutlich abgesenkt werden, weil an
Einbürgerungen ein öffentliches Interesse bestehe, wenn die
Voraussetzungen erfüllt sind. Die Teilnahme an
Staatsbürgerschaftskursen soll der Fraktion zufolge keine
Einbürgerungsvoraussetzung sein.

Wie die Abgeordneten zudem ausführen, soll die deutsche
Staatsangehörigkeit "grundsätzlich per Geburt in Deutschland
verliehen" werden. Ausreichend seien der rechtmäßige Aufenthaltsstatus
und dauerhafte Wohnsitz eines Elternteils.

 * 

3. FDP will Wechselrecht für Versicherte

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Lebensversicherte sollen künftig die Möglichkeit zum
Wechsel der Versicherungsgesellschaft bekommen, wenn ihre Verträge an
eine Run-Off-Plattform oder an einen anderen Versicherer verkauft
werden sollen. Dies fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag
(19/19423). Versicherungsverträge, die ansonsten nur durch Kündigung
beendet werden könnten, würden so leichter fortgesetzt, erwartet die
Fraktion. Außerdem soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass der
Versicherte die Lebensversicherung bei einem Run-Off außerordentlich
kündigen kann.

Die FDP-Fraktion begründet ihren Antrag mit den Folgen der Niedrig-
und Negativzinsphase, die zunehmend Auswirkungen auf die private
Altersvorsorge in Deutschland habe. Durch das Missverhältnis zwischen
Garantiezins und Realzins würden immer mehr
Versicherungsgesellschaften kein Neugeschäft mehr betreiben. Sie seien
gerade im Bereich der Lebensversicherung dazu übergegangen,
Altbestände an spezialisierte Abwicklungsplattformen 
(Run-Off-Plattformen) zu übertragen. Diese Run-Off-Plattformen würden
inzwischen bereits Bestände mit einem einer Versicherungssumme von
etwa 263 Milliarden Euro verwalten.

 * 

4. Abmilderung der Covid-19-Effekte

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Ein Ziel der finanzpolitischen Maßnahmen auf
europäischer und nationaler Ebene ist die Abmilderung der
wirtschaftlichen Effekte der Covid-19-Pandemie auf den Wirtschafts-
und auf dem Privatsektor. Dies erklärt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/19277) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18775). Die Maßnahmen würden zur Vermeidung von Insolvenzen
eigentlich gesunder Unternehmen dienen. Die Aufsichtsbehörden hätten
zudem verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die Kreditvergabefähigkeit
der Banken zu erhalten. Mit den Maßnahmen dürfte auch einem scharfen
Anstieg sogenannter fauler Kredite entgegengewirkt werden, erwartet
die Bundesregierung.

 * 

5. Schuldenmoratorium wegen Corona

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das von den G20-Staaten beschlossene
Schuldenmoratorium für Entwicklungsländer geht es in einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/19295). Nach Angaben der Fraktion soll
das Moratorium den betroffenen Entwicklungsländern ermöglichen,
zusätzliche Maßnahmen im Kampf gegen die Corona-Pandemie zu
finanzieren anstatt Kredite bedienen zu müssen. Die Bundesregierung
soll Details zum Schuldenmoratorium nennen. Außerdem wird gefragt, ob
Erkenntnisse darüber vorliegen, dass die Volksrepublik China die
Schuldenstundung an den Zugang zu Rohstoffen beziehungsweise zur
Infrastruktur in den jeweiligen Entwicklungsländern knüpfen soll.

 * 

6. Geldanlagen des Stabilitätsmechanismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Anlageentscheidungen des Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/19290). Anlass ist die Unterzeichnung der "Principies
for Responsible Investment" (PRI) der Vereinten Nationen durch den
ESM. Die Unterzeichner haben sich verpflichtet, Sozial- und
Governance-Aspekte (ESG-Kriterien) bei den Anlageentscheidungen mit
einzubeziehen. Die Bundesregierung wird nach den Auswirkungen dieser
Entscheidung gefragt.

 * 
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1. Corona-Bonus bis 1.500 Euro steuerfrei

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Auszahlung eines sogenannten Corona-Bonus durch
Arbeitgeber bis zu einer Höhe von 1.500 Euro soll auf jeden Fall
steuerfrei sein. Diese Klarstellung fügte der Finanzausschuss in
seiner Sitzung am Mittwoch unter Leitung der Vorsitzenden Katja Hessel
(FDP) per Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD mit
den Stimmen aller Fraktionen in den von den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise
(19/19150) ein. Der Gesetzentwurf selbst wurde nach Annahme von drei
weiteren Änderungsanträgen der Koalition mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen und der FDP-Fraktion angenommen. Die AfD-Fraktion
lehnte ihn ab, die Linksfraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen enthielten sich der Stimme. Mit dem Gesetzentwurf soll der
Umsatzsteuersatz für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen von
19 auf sieben Prozent gesenkt werden. Die Steuersenkung soll vom 1.
Juli dieses Jahres bis zum 30. Juni 2021 gültig sein. Die Abgabe von
alkoholischen und alkoholfreien Getränken bleibt allerdings von der
Steuersenkung ausgenommen.

Das Corona-Steuerhilfegesetz sieht außerdem eine steuerliche
Besserstellung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld
vor. Entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung sollen
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum
Saison-Kurzarbeitergeld bis 80 Prozent des Unterschiedsbetrages
zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt
werden. Daneben enthält der Entwurf weitere Regelungen zum
Umsatzsteuer- und zum Umwandlungssteuergesetz. Weitere Anträge,
Änderungs- und Entschließungsanträge von Oppositionsfraktionen wurden
abgelehnt.

In der Aussprache erklärte die CDU/CSU-Fraktion, man könne sich
weitere Dinge zur Unterstützung der Wirtschaft vorstellen und verwies
auf das angekündigte Konjunkturprogramm der Regierung. Die von der
FDP-Fraktion mit Änderungsanträgen eingebrachten Vorschläge seien
durchaus positiv, aber Schnellschüsse machten keinen Sinn. Die
FDP-Fraktion hatte unter anderem eine Verbesserung bei der Nutzung von
Verlustrückträgen verlangt und eine Verbesserung der steuerlichen
Absetzbarkeit häuslicher Arbeitszimmer, da "Arbeitnehmer aus Gründen
des Infektionsschutzes ihre Arbeitsplätze meiden und stattdessen von
zuhause aus arbeiten".

CDU/CSU-Fraktion und SPD-Fraktion hoben die Klarstellung zur
Steuerfreiheit der Corona-Sonderzahlungen durch Arbeitgeber bis zu
1.500 Euro hervor. Diese Änderung des Einkommensteuergesetzes war in
der öffentlichen Anhörung des Ausschusses am Montag von mehreren
Sachverständigen empfohlen worden. Unter Hinweis auf die Kritik von
Sachverständigen an der Umsatzsteuersenkung für Speisen in Restaurants
stellte die SPD-Fraktion die Frage, ob man möglicherweise das falsche
Instrument gewählt haben könnte.

Die AfD-Fraktion bezeichnete das Gesetz insgesamt als "etwas dünn" und
verwies auf eigene weitergehende Vorschläge wie eine bessere
Nutzungsmöglichkeit von Verlustrückträgen und Änderungen bei der
sogenannten Zinsschranke. Die FDP-Fraktion hielt es für
nachvollziehbar, dass der Gastronomie-Branche über den Weg der
Umsatzsteuersenkung geholfen werde. Es seien aber weitere Maßnahmen
erforderlich, um die Pandemie-Folgen abzumildern.

Die Fraktion Die Linke erklärte ebenfalls unter Hinweis auf die
Äußerungen von Experten in der Anhörung, dass mit anderen Instrumenten
möglicherweise besser geholfen werden könne. Erforderlich seien auch
Regelungen für das Homeoffice. Nach Ansicht der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen handelt es sich bei der Umsatzsteuersenkung um eine
Kompensation für nicht getätigte Umsätze. Daher sei auch die
Befristung richtig.

 * 

2. Dusel fordert Wahlfreiheit für Patienten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/HPK) Der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung,
Jürgen Dusel, fordert Nachbesserungen an der geplanten Reform der
Intensivpflege. Die Behinderten sähen den Neuregelungen im sogenannten
Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz mit Unruhe
entgegen, sagte Dusel am Mittwoch im Gesundheitsausschuss des
Bundestages.

So sollte jeder selbst entscheiden dürfen, wo und mit wem er lebt,
sagte Dusel in Anspielung auf die Versorgung von Beatmungspatienten.
Die Patienten müssten eine Wahlfreiheit haben, wo sie versorgt werden
wollten und dürften nicht gegen ihren Willen in stationäre
Einrichtungen gebracht werden.

Die Coronakrise habe gerade erst gezeigt, dass Pflegeheime nicht
unbedingt ein sicherer Ort seien, argumentierte Dusel. Sie könnten für
Beatmungspatienten ein Risiko darstellen. Das Recht, in der eigenen
Häuslichkeit betreut zu werden, dürfe nicht eingeschränkt werden. Im
schlimmsten Fall könne dies dazu führen, dass Pflegemängel nicht mehr
gemeldet würden aus Angst, aus dem Haus zu müssen.

Auch bei den Zuzahlungen dürfe es nicht zu einer Schlechterstellung
für jene Pflegefälle kommen, die zu Hause statt in einer stationären
Einrichtung versorgt werden.

Die außerklinische Intensivpflege kann dem Gesetzentwurf zufolge in
Pflege- und Behinderteneinrichtungen, in Intensivpflege-Wohneinheiten,
zu Hause oder auch in Schulen, Kindergärten oder Werkstätten erbracht
werden. Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung sollen
jährlich prüfen, ob die Versorgung sichergestellt werden kann. Mit der
Novelle reagiert die Bundesregierung auch auf betrügerische
Pflegedienste mit überteuerten Abrechnungen.

 * 

3. Förderung von Elektromobilität

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will den Ausbau von
Ladeinfrastruktur für Elektromobilität in Gebäuden beschleunigen. Dazu
hat sie den Entwurf eines Gesetzes zum Aufbau einer
gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität (19/19366) vorgelegt. Er ist gleichlautend mit einem
von den Fraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurf (19/18962).
Das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) setze eine
entsprechende EU-Gebäuderichtlinie in nationales Recht um. In dem
Entwurf erklärt die Regierung, Wohn- und Nichtwohngebäude mit größeren
Parkplätzen zu adressieren. "Dadurch werden die Voraussetzungen
geschaffen, die Möglichkeiten für das Laden von Elektrofahrzeugen zu
Hause, am Arbeitsplatz und bei der Erledigung alltäglicher Besorgungen
zu verbessern." Möglich werde dies durch eine bessere Infrastruktur
und durch mehr Ladepunkte.

Konkret sollen in zu errichtenden Wohngebäuden oder bei der größeren
Renovierung eines Wohngebäudes mit mehr als zehn Stellplätzen künftig
alle Stellplätze mit der Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität
ausgestattet werden. Bei Nichtwohngebäuden erhält den Angaben zufolge
jeder fünfte Stellplatz eine solche Infrastruktur. Zusätzlich sei
mindestens ein Ladepunkt zu errichten. Das Gesetz gelte nicht für
Nichtwohngebäude kleiner und mittlerer Unternehmen, die weitgehend
selbst genutzt werden. Auch gebe es Ausnahmen, wenn die Kosten für die
Lade- und Leitungsinfrastruktur in bestehenden Gebäuden sieben Prozent
der Gesamtkosten einer größeren Renovierung des Gebäudes
überschreiten. Öffentliche Gebäude, die bereits vergleichbaren
Anforderungen unterliegen, seien von den Regelungen ausgenommen.

Wer gegen das Gesetz verstößt, soll mit Bußgeldern rechnen müssen. Das
Gesetz betreffe außerdem nur die Ladeinfrastruktur für
Personenkraftfahrzeuge und Lieferfahrzeuge.

Der Bundesrat weist in einer Stellungnahme darauf hin, dass dringender
Handlungsbedarf beim Ausbau von Stromnetzen bestehe. Strom müsse auch
dann ausreichend zur Verfügung stehen, wenn mehrere Verbraucher
gleichzeitig auf Ladeeinrichtungen zugreifen. Die Installation und
Bereitstellung von Leitungen und entsprechender elektrischer Leistung
zumindest bis zur Grundstücksgrenze sei eine Aufgabe der kommunalen
Daseinsvorsorge, so der Bundesrat.

Die Bundesregierung hält dem entgegen, dass der Gesetzentwurf die
allgemeine Verpflichtung der Betreiber von Energieversorgungsnetzen
unberührt lasse, ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfähiges
Energieversorgungsnetz zu betreiben, zu warten und bedarfsgerecht zu
optimieren, zu verstärken und auszubauen. Der erforderliche Netzausbau
müsse jedoch volkswirtschaftlich effizient erfolgen. Gefragt seien
flexible Verbrauchseinrichtungen, die intelligent eingesetzt werden
sollten.

 * 

4. Linke wirbt für Open-Skies-Vertrag

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke wendet sich gegen einen
möglichen Austritt der USA aus dem "Vertrag über den Offenen Himmel".
Der Vertrag ("Treaty on Open Skies", OH) sei ein Meilenstein der
multilateralen Rüstungskontrolle und ermögliche seit 2002 insgesamt 34
Staaten in Europa und Nordamerika gemeinsame Beobachtungsflüge über
das gesamte Gebiet aller Mitgliedsstaaten - von Vancouver bis
Wladiwostok, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/19487). Er
diene zum einen der nuklearen und konventionellen Rüstungskontrolle
und Verifikation, zum anderen sei er eine wichtige vertrauensbildende
Maßnahme, da bei den Flügen Offiziere des observierenden sowie des
observierten Staates teilnehmen. "Durch den Vertrag sollen
militärische Aktivitäten rechtzeitig transparent gemacht werden können
und mögliche Fehlreaktionen vermieden werden."

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich gegenüber den Vereinigten
Staaten und in Europa für die uneingeschränkte Fortsetzung des
Vertrags einzusetzen und klarzustellen, "dass im Falle eines Austritts
der USA weiterhin russische Beobachtungsflüge über der Bundesrepublik,
und damit auch über US-amerikanische Stützpunkte in Deutschland,
stattfinden dürfen". Außerdem seien die Nato-Bündnispartner darauf
hinzuweisen, "dass eine Weitergabe von auf Grundlage des OH-Vertrages
gewonnenen Daten an Nicht-Mitglieder des OH-Vertrags einen Bruch von
internationalem Recht darstellt".

 * 

5. Schutz eines Anschlagopfers

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um einen "Polizeieinsatz zur Bewachung eines
Patienten an der Medizinischen Hochschule Hannover" geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/19260) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/18798). Wie die Fraktion darin ausführte, wurde der
mutmaßlich montenegrinische Staatsbürger I. K. am 7. Februar 2020 nach
Hannover eingeflogen, um wegen Ende Januar 2020 in Montenegro
erlittener Schussverletzungen behandelt zu werden. I. K. werde
verdächtigt, Mitglied einer kriminellen Vereinigung zu sein, die in
den Drogenhandel in Montenegro verwickelt ist. Dort werde seit
längerem ein bewaffnet ausgetragener Konflikt zwischen kriminellen
Gruppen um das Drogengeschäft beobachtet.

Weiter schrieben die Abgeordneten, dass sich die Polizei Hannover
aufgrund der akuten Gefährdung von I. K. entschieden habe, das
Krankenhaus mit massivem Polizeischutz zu versehen. Als daraufhin die
Behandlung des Verletzten öffentlich bekannt geworden sei, sei am 21.
März eine Ausreiseverfügung gegen I. K. ergangen.

Nach Angaben der Bundesregierung wurde K. in Montenegro Opfer eines
Mordanschlags. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort weiter
darlegt, wurde durch die mediale Berichterstattung in Montenegro und
in Deutschland einer breiten Öffentlichkeit schnell bekannt, dass K.
diesen Anschlag überlebt hatte und zur Behandlung seiner Verletzungen
nach Hannover gereist war.

"Unbestätigte und bislang auch nicht genauer verifizierbare
Erkenntnisse aus Montenegro deuteten darauf hin, dass Herr K.
zumindest in Verbindung mit Organisierter Kriminalität stehen soll",
heißt es in der Antwort weiter. In Anbetracht bereits in der
Vergangenheit begangener Tötungsdelikte im Milieu der Organisierten
Kriminalität habe daher eine gewisse Wahrscheinlichkeit bestanden,
"dass die unbekannten Drahtzieher hinter dem Anschlag vom 28. Januar
2020 auch in Hannover Straftaten zu Lasten des Herrn K. durchführen
könnten".

Nach Kenntnis der Bundesregierung war auch K.s Ehefrau von
Personenschutzmaßnahmen des Landes Niedersachsen umfasst, wie aus der
Antwort ferner hervorgeht. Danach beteiligten sich Behörden des Bundes
nicht am Einsatz zum Schutz von K.

Laut Bundesregierung wurde er mit Bescheid der Landeshauptstadt
Hannover vom 19. Februar 2020 ausgewiesen. Seine Ausreise erfolgte den
Angaben zufolge am 21. Februar; die Wiedereinreisesperre endet "nach
jetzigem Kenntnisstand der Bundesregierung am 21. Februar 2025".

 * 

6. Beobachtung durch das BfV

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Auswirkungen der Entscheidung des Bundesamtes für
Verfassungsschutz zur Beobachtung der AfD auf die Mandatsausübung
demokratisch gewählter Abgeordneter" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/19396). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, "welche Auswirkungen auf die Ausübung des freien Mandats eines
(Bundestags-)Abgeordneten" aus Sicht der Bundesregierung aufgrund der
Beobachtung seiner Person durch das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) bestehen. Auch will sie unter anderem wissen, ob Anweisungen des
Bundesinnenministeriums "zur Beobachtung von Mandatsträgern der AfD
auf Bundes-, Landes- und Europaebene über die bekannt gewordenen Fälle
(Björn Höcke und Andreas Kalbitz) hinaus" existieren oder existierten.

 * 
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1. Gesetzentwürfe im Rechtsausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Mehreren Gesetzentwürfen der Bundesregierung stimmte
der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner 94. Sitzung
am Mittwoch zu. Unter der Leitung des stellvertretenden Vorsitzenden
Heribert Hirte (CDU) empfahlen die Abgeordneten einstimmig zunächst
den Entwurf eines Gesetzes zur Haftung bei Unfällen mit Anhängern und
Gespannen im Straßenverkehr (19/17964). Der Entwurf sieht die Haftung
der Halter von Anhängern vor und regelt dabei auch die Haftung der
Halter von Zugfahrzeug und Anhänger sowohl im Verhältnis zueinander
als auch im Verhältnis zu möglichen weiteren Unfallbeteiligten, um
damit Rechtssicherheit zu schaffen.

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Harmonisierung des
Haftungsrechts im Luftverkehr (19/18790) wurde ebenfalls einstimmig
zur Annahme empfohlen. Unter anderem sollen damit die
Haftungshöchstbeträge und Mindestversicherungssummen der nationalen
Luftverkehrshaftung an die geänderten Haftungshöchstbeträgen nach dem
Montrealer Übereinkommen und der EU-Verordnung 2027/97 angeglichen
werden. Über diese beiden Vorlagen soll der Bundestag bereits am
Donnerstag ohne vorherige Aussprache abstimmen.

Schließlich beschlossen die Abgeordneten mit den Stimmen von CDU/CSU
und SPD, der FDP und Bündnis 90/Die Grünen nach längerer kontroverser
Debatte zu den Punkten Weisungsrecht und Unabhängigkeit den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Durchführung der EU-Verordnung
2017/1939 zur Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit zur
Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (19/17963). Die
AfD stimmte dagegen, Die Linke enthielt sich. Um die Verpflichtungen
aus der Verordnung vollständig und bundeseinheitlich zu erfüllen,
bedürfe es zusätzlich einiger Durchführungsbestimmungen, heißt es in
der Vorlage. Bei der EUStA handelt es sich um eine unabhängige
europäische Behörde mit Sitz in Luxemburg. Sie ist zuständig für die
strafrechtliche Ermittlung und Verfolgung sowie die Anklageerhebung
bei Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der
Europäischen Union. Geplant ist, das der Bundestag über diesen Entwurf
nach zweiter und dritter Lesung ebenfalls am Donnerstag abstimmt.
Abgelehnt wurden ein Gesetzentwurf der Fraktion der FDP zur Stärkung
der Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft (19/11095) und ein Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, mit dem die Stellung der
Staatsanwaltschaft rechtsstaatlich reformiert werden soll (19/13516).

Ferner stimmte der Ausschuss über eine Reihe von Gesetzentwürfen und
Anträgen ab, bei denen er nicht federführend ist. Das Gremium
beschloss die Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (19/18792) am 17. Juni 2020. Die Vorlage
sieht eine Reihe von ergänzenden Regelungen vor, mit denen die
Bekämpfung strafbarer Inhalte auf den Plattformen der Anbieter
sozialer Netzwerke weiter verbessert und transparenter gemacht werden
soll. Ferner soll die Beilegung von Streitigkeiten zwischen
Beschwerdeführern sowie Nutzern mit den Anbietern vereinfacht und
effektiver gemacht und die Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche
erleichtert werden. Auf der Tagesordnung der Anhörung steht auch ein
Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel "Meinungsfreiheit verteidigen -
Recht im Netz durchsetzen" (19/16477).

Der parlamentarische Staatssekretär im Bundesjustizministerium,
Christian Lange, (SPD) stellte einen Bericht der Bundesregierung über
die Beteiligung der Bundesregierung an Verfahren, die am Europäischen
Gerichtshof (EuGH) rechtshängig sind, vor. Danach sind zum Stichtag
19. Mai 2020 beim EuGH 186 Verfahren anhängig, an denen sich die
Bundesregierung beteiligt hat. Weiter berichtete Lange auf Antrag der
FDP über den Sachstand der geplanten Erhöhung der Anwaltsgebühren. Wie
Lange ausführte, arbeitet das Bundesjustizministerium auf der
Grundlage eines Eckpunktepapiers aus Hamburg, Hessen und
Schleswig-Holstein, das einem Beschluss der Justizministerinnen und
-minister der Länder folge, an einem Referentenentwurf, der zügig
fertiggestellt sein solle. Die in dem Papier vorgeschlagenen
Änderungen im Gebührenrecht seien eine gute Grundlage für das
Gesetzgebungsverfahren.

Ebenfalls auf Antrag der FDP berichtete Lange über Inhalt und
Ergebnisse der Videokonferenz der Justizministerinnen und -minister am
18. Mai 2020, an der Bundesjustizministern Christine Lambrecht (SPD)
als Gast teilgenommen habe. Einziger Tagesordnungspunkt sei die
Erhaltung der Rechtsstaatlichkeit angesichts der COVID-19-Pandemie
gewesen. Beschlüsse seien nicht gefasst worden.

 * 

2. Überwiegend Lob für Corona-Soforthilfen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Ein Antrag (19/19138) der Fraktion Die Linke zu
Soforthilfen für Länder des Südens zur effektiven Bekämpfung der
Corona-Pandemie hat am Mittwochmorgen im Entwicklungsausschuss keine
Mehrheit gefunden. Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung darin
auf, aus dem Ende März 2020 beschlossenen Nachtragshaushalt zusätzlich
vier Milliarden Euro für die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit
und Humanitäre Hilfe (ODA) an Soforthilfe bereitzustellen und diesen
Mittelaufwuchs zukünftig in den regulären Haushaltsplänen zu
verstetigen. Dagegen stimmten neben CDU/CSU und SPD auch AfD und FDP.
Die Grünen enthielten sich.

Eine Vertreterin der Linken lobte im Ausschuss zwar das
Corona-Sofortprogramm des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), das allein im laufenden Jahr
eine Milliarde Euro etwa für Informationskampagnen und die Ausstattung
von Gesundheitspersonal in den Partnerländern mobilisiert. Dass die
Mittel jedoch durch Umschichtungen aus dem bisherigen Etat frei
würden, wie die Parlamentarische Staatssekretärin beim (BMZ), Maria
Flachsbarth (CSU) zuvor berichtet hatte, könnte Lücken bei anderen
Vorhaben aufreißen, befürchtete sie. Die Pandemie-Maßnahmen müssten
daher mit zusätzlichen Mitteln umgesetzt werden.

Aus der Union hieß es, für zusätzliche Mittel gebe es derzeit weder
eine objektive Notwendigkeit noch Spielraum. So müsste im BMZ-Haushalt
schon allein deshalb umgeschichtet werden, weil bestimmte Programme
gerade ausgesetzt seien. Auch Flachsbarth hatte zuvor betont, dass
bestimmte Maßnahmen wegen der Corona-Pandemie still stünden, die
Partner daher andere, vordringlichere Anfragen an das BMZ richteten.

Die SPD lobte indes den Vorschlag von Entwicklungsminister Gerd Müller
(CSU), drei Milliarden aus den Nachtragshaushalt für Sofortmaßnahmen
aufzuwenden. Dies sei notwendig in Anbetracht der gravierenden
Auswirkungen der Pandemie. Gegebenenfalls könnten die Mittel auf zwei
Jahre verteilt werden. Die von den Linken geforderten vier Milliarden
Euro seien jedoch zu viel, urteilte ein Vertreter der Fraktion.

Die AfD erteilte dem Antrag eine klare Absage, weil derzeit nicht
absehbar sei, welche Schäden Deutschland und die Europäische Union
wegen Corona nehmen würden. Es sei daher nicht vermittelbar, mehr
Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit auszugeben. Mehr Geld löse
außerdem die grundlegenden strukturellen Probleme im Afrika nicht.

Auch die FDP vertrat den Standpunkt, das Motto "Viel hilft viel",
helfe nicht. So würden es die Durchführungsorganisationen der
deutschen EZ nicht schaffen, die geforderten Mehrausgaben zu
verwalten. Die Grünen nannten die geforderten Mittel ebenfalls zu
hoch, bezeichneten die Motivation des Linken-Antrags aber auch als
nachvollziehbar und unterstützenswert.

Für zusätzliche Mittel sprach sich die Sprecherin der globalen
Bildungskampagne, Veronika Hilber, in der Sitzung aus. Sie appellierte
außerdem an die Bundesregierung, bei den Soforthilfen einen
Schwerpunkt auf Bildung zu legen. Aufgrund der Corona-Pandemie seien
mehr als 1,5 Milliarden Schüler in 191 Ländern von Schulschließungen
betroffen, betonte sie. Damit entfalle nicht nur der Unterricht,
sondern oft auch der einzige Zugang der Kinder und Jugendlichen zu
einer vollwertigen Mahlzeit.

 * 

3. Kontrolle der Nachrichtendienste

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Schaffung des Amtes eines parlamentarischen
Nachrichtendienstbeauftragten sieht ein Gesetzentwurf der FDP-Fraktion
(19/19502) vor, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Danach soll der Nachrichtendienstbeauftragte
vom Bundestag in geheimer Wahl mit Zweidrittelmehrheit für fünf Jahre
gewählt werden mit der Möglichkeit einer einmaligen Wiederwahl.

Durch die Einrichtung des neuen Amtes werde die Effektivität der
Kontrolle der deutschen Nachrichtendienste erheblich verbessert,
schreibt die Fraktion in der Vorlage. Die parlamentarische Kontrolle
der Nachrichtendienste werde auch künftig im Kern im Parlamentarischen
Kontrollgremium (PKGr) stattfinden, doch "durch das neu geschaffene
Amt um den bislang vernachlässigten Aspekt der präventiven Kontrolle
ergänzt".

Dazu sollen dem parlamentarischen Nachrichtendienstbeauftragten nach
den Vorstellungen der Fraktion Befugnisse erteilt werden, "um
Erkenntnisse gewinnen zu können, die dem PKGr eventuell bislang
verborgen bleiben". Zentrales Element dieser Befugnisse stelle der
uneingeschränkte und anlasslose Zugang zu Dienststellen und
Datenbanken der Nachrichtendienste dar. Überdies soll ihm dem Entwurf
zufolge auch Zugangsrecht zu den Sitzungen der nachrichtendienstlichen
Besprechungen im Bundeskanzleramt sowie zu den Sitzungen verschiedener
Arbeitsplattformen, -gruppen und Kommissionen eingeräumt werden.

"Das so entstehende umfassende Bild von nachrichtendienstlichen
Tätigkeiten wird im Rahmen der Teilnahme an den Sitzungen des PKGr den
damit betrauten Abgeordneten und in regelmäßigen Berichten - unter
strenger Berücksichtigung der Geheimschutzauflagen - allen Mitgliedern
des Deutschen Bundestages vermittelt", heißt es in der Vorlage weiter.
Damit werde parlamentarische Kontrolle nicht nur effektiver, sondern
auch umfassender für alle Parlamentarier möglich.

Zugleich verweist die Fraktion darauf, dass mit der Position des
Nachrichtendienstbeauftragten "auch eine greifbare Ombudsperson
geschaffen" würde. Nach dem Vorbild des Wehrbeauftragten sollten die
Beschäftigten der Nachrichtendienste "eine unkomplizierte und
rechtssichere Möglichkeit erhalten, um dienstbezogene Anliegen an eine
unabhängige Stelle zu melden".

 * 

4. Europol-Terrorismusbericht

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein "Europol-Terrorismusbericht" ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/19341) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/18925). Danach befindet sich der "EU Terrorism
Situation & Trend Report" (TE-SAT) 2020 derzeit in der Erstellung
durch Europol. Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass die
für die Erstellung des TE-SAT-Berichts 2019 erhobenen Informationen
und das statistische Zahlenmaterial aus den Jahren 2015 bis 2018
stammten und demzufolge mitunter nicht mehr aktuell seien.

Gleichwohl lasse sich allgemein konstatieren, dass die in diesem
Bericht dargestellten Entwicklungstendenzen seitens der zuständigen
Behörden des Bundes ebenso gesehen werden, führt die Bundesregierung
weiter aus. "Die Anschläge/Anschlagsplanungen der letzten Jahre haben
gezeigt, dass Deutschland weiterhin im Fokus des islamistischen
Terrorismus steht. Auch die Gefahr rechtsterroristischer Anschläge ist
nach wie vor hoch", heißt es in der Antwort weiter.

Die in den Europol-Berichten getroffenen Feststellungen zeigen der
Vorlage zufolge, dass terroristisch motivierte Gewalttaten unabhängig
vom Phänomenbereich "weiterhin eine immanente Gefahr darstellen, der
mit einer soliden Sicherheitsstruktur begegnet werden muss". Der
Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der
Hasskriminalität reagiere auf die zumal im Phänomenbereich des
Rechtsextremismus massiv feststellbare Hasskriminalität im Netz.
"Tatbestandlich" werde dabei solche Hasskriminalität
phänomenbereichsunabhängig erfasst, "also gleichermaßen islamistisch
oder linksextremistisch motivierte Taten, so dass insoweit kein
komplementärer Handlungsbedarf mehr verbleibt".

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 544 - 27. Mai 2020 - 12.56 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9850: Heute im Bundestag Nr. 543 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 543

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. Dusel fordert Wahlfreiheit für Patienten

2. Ehrenamtsengagement von Asylbewerbern

3. Grünen-Antrag zu Solaranlagen abgelehnt

4. Aktivitäten der Bundeswehr in der Arktis



1. Dusel fordert Wahlfreiheit für Patienten

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung,
Jürgen Dusel, fordert Nachbesserungen an der geplanten Reform der
Intensivpflege. Die Behinderten sähen den Neuregelungen im sogenannten
Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz mit Unruhe
entgegen, sagte Dusel am Mittwoch im Gesundheitsausschuss des
Bundestages.

So sollte jeder selbst entscheiden dürfen, wo und mit wem er lebt,
sagte Dusel in Anspielung auf die Versorgung von Beatmungspatienten.
Die Patienten müssten eine Wahlfreiheit haben, wo sie versorgt werden
wollten, und dürften nicht gegen ihren Willen in stationäre
Einrichtungen gebracht werden.

Die Coronakrise habe gerade erst gezeigt, dass Pflegeheime nicht
unbedingt ein sicherer Ort seien, argumentierte Dusel. Sie könnten für
Beatmungspatienten ein Risiko darstellen. Das Recht, in der eigenen
Häuslichkeit betreut zu werden, dürfe nicht eingeschränkt werden. Im
schlimmsten Fall könne dies dazu führen, dass Pflegemängel nicht mehr
gemeldet würden aus Angst, aus dem Haus zu müssen.

Auch bei den Zuzahlungen dürfe es nicht zu einer Schlechterstellung
für jene Pflegefälle kommen, die zu Hause statt in einer stationären
Einrichtung versorgt werden.

Die außerklinische Intensivpflege kann dem Gesetzentwurf zufolge in
Pflege- und Behinderteneinrichtungen, in Intensivpflege-Wohneinheiten,
zu Hause oder auch in Schulen, Kindergärten oder Werkstätten erbracht
werden. Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung sollen
jährlich prüfen, ob die Versorgung sichergestellt werden kann. Mit der
Novelle reagiert die Bundesregierung auch auf betrügerische
Pflegedienste mit überteuerten Abrechnungen.

 * 

2. Ehrenamtsengagement von Asylbewerbern

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss spricht sich mehrheitlich
dafür aus, das ehrenamtliche Engagement von Asylbewerbern stärker zu
fördern. In der Sitzung am Mittwoch verabschiedete der Ausschuss mit
den Stimmen aller Fraktionen - mit Ausnahme der AfD-Fraktion - die
Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine Petition mit der Forderung
nach einer Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes im Zusammenhang
mit einer Tätigkeit im Bundesfreiwilligendienst (BDF) dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) als Material zu
überweisen, "soweit es um die Förderung des ehrenamtlichen Engagements
im Bezugsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes zur besseren
Integration geht" und die Petition "im Übrigen abzuschließen".

Mit der Petition wird verlangt, die gesetzlichen Grundlagen im
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) zu überarbeiten. Es könne nicht
sein, dass Einkommen aus einer Tätigkeit im BFD um die Kosten der
Unterkunft (Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber) gekürzt werde.
Dies sei ungerecht und müsse geändert werden, befindet der Petent.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss unter Einbeziehung seitens der Bundesregierung
angeführter Aspekte: Ebenso wie die Leistungen nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) und nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XII) dienten die Leistungen nach AsylbLG der Absicherung des
Existenzminimums. "Ein Leistungsanspruch besteht nur, wenn der
betroffene Antragsteller hilfebedürftig ist, er seinen Lebensunterhalt
nicht aus eigenen Mitteln oder mit Hilfe Dritter bestreiten kann und
sofern die jeweiligen weiteren Leistungsvoraussetzungen vorliegen",
heißt es. Nach dem allgemeinen Nachranggrundsatz, der auch im AsylbLG
gelte, sei grundsätzlich auch das Einkommen aus einer Tätigkeit im BFD
auf die Leistungen nach dem AsylbLG anzurechnen.

Hinsichtlich der von dem Petenten geforderten Rechtsangleichung von im
Rahmen des BFD mit Flüchtlingsbezug ausgezahlten Taschengeldes und
Aufwandsentschädigungsleistungen aus Teilnahme an einer
Arbeitsgelegenheit teilt die Regierung mit, dass es zwar zuträfe, dass
die für die Anrechnung des Taschengeldes aus BFD im SGB II geltenden
Regelungen von denjenigen in anderen Leistungsgesetzen (insbesondere
SGB XII und AsylbLG) abwichen. Dies begründe jedoch keine
ungerechtfertigte Ungleichbehandlung, da die genannten Regelungen
nicht danach differenzieren würden, ob ein Flüchtlingsbezug vorliege.

Nach Ansicht des Petitionsausschusses ist es jedoch nicht
nachvollziehbar, weshalb die Bundesregierung für ehrenamtliche
Tätigkeiten die Einführung des Freibetrags auch für
Grundleistungsbezieher während der ersten 18 Monate des Aufenthalts
für erforderlich hält, dies jedoch für die Tätigkeit im BFD ablehne.
Auch die Arbeit im BFD könne einen wichtigen Beitrag zum Erwerb von
Sprachkenntnissen und zum Aufbau persönlicher Kontakte leisten und
dadurch die Integration von Asylbewerbern in die Gesellschaft fördern,
befinden die Abgeordneten. Nach Auffassung des Ausschussmehrheit
sollte daher die Förderung des ehrenamtlichen Engagements im
Bezugsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes mit dem Ziel einer
besseren Integration gestärkt werden.

 * 

3. Grünen-Antrag zu Solaranlagen abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Ein Grünen-Antrag zum Umgang mit älteren Solar- und
Windenergieanlagen hat im Wirtschaftsausschuss keine Mehrheit
gefunden. Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der FDP und der
AfD lehnten die Mitglieder in ihrer Sitzung am Mittwoch den Antrag
(19/19140) ab. Dieser zielte auf Anlagen, die nach 20 Jahren demnächst
aus der Förderung fallen.

Betroffen seien 180.000 Solaranlagen auf Dächern und 16 Gigawatt
Windenergieleistung, über die entschieden werden müsse, sagte eine
Abgeordnete der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Ziel müsse im
Photovoltaik-Bereich sein, dass die Menschen möglichst weiter
unkompliziert einspeisen könnten. Bei Windenergie habe das Verstärken
und Erneuern alter Anlagen Priorität, ansonsten gehe es auch hier um
einen reibungslosen Weiterbetrieb. Es dürfe nicht dazu kommen, dass
die Anlagen abgeschaltet werden, weil sie keine Förderung mehr
erhalten, so die Abgeordnete.

Vertreter von CDU/CSU und SPD würdigten den Vorstoß. Ziel müsse indes
sein, dass die Anlagen günstiger Strom produzieren als früher, sagte
ein Vertreter von CDU/CSU. Man wolle die Anlagen in ein anderes Regime
überführen; immerhin hätten sie 20 Jahre lang von einer fürstlichen
Einspeisevergütung profitiert. Ein SPD-Abgeordneter bekräftigte, dass
man sich im Zuge der EEG-Novelle mit dem Thema beschäftigen werde, und
zwar um die Sommerpause herum. Es brauche unkomplizierte Vorschläge,
das Rechtsregime müsse angepasst werden.

Die AfD lehnte den Antrag mit der Begründung ab, man begrüße das
Abschalten alter Solar- und Windanlagen. Von der FDP hieß es, die
Fraktion sei zwar für einen unbürokratischen Weiterbetrieb dieser
frühen Anlagen. Andere in dem Antrag formulierte Forderungen gingen
aber zu weit. Nach 20 Jahren Förderung müsse die Zeit der
Unterstützung zu Ende sein. Die Linksfraktion schließlich erklärte,
bis auf ein Detail mit den Grünen übereinzustimmen. Konkret geht es um
die Größenordnung, bis zu der eine Anlage für den Eigengebrauch gelten
soll. Die Linksfraktion fürchtet, dass gewerbliche Nutzer die
Spielräume ausnutzen könnten und will die Schwelle niedriger ansetzen.

 * 

4. Aktivitäten der Bundeswehr in der Arktis

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Aktivitäten der Bundeswehr in der Aktis lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage (19/19084) der Linksfraktion. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie sich der
Anspruch für den Erhalt der Arktis als konfliktarme Region mit der
Beteiligung der Bundeswehr an Manövern im Arktisraum vereinbaren
lässt.

 * 
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BUNDESTAG/9849: Heute im Bundestag Nr. 542 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 542

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.53 Uhr

1. Zwei-Staaten-Regelung im Nahostkonflikt

2. Corona-Risiko für Flüchtlinge in Libyen

3. Familiennachzug aus Eritrea

4. Umstrittenes Kirchengesetz in Montenegro

5. Schutz kultureller Identitäten



1. Zwei-Staaten-Regelung im Nahostkonflikt

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich dafür
ein, an der Zwei-Staaten-Regelung im Nahostkonflikt festzuhalten und
neue Verhandlungen zwischen Israel und Palästinensern zu initiieren.
Die Abgeordneten begrüßen in einem Antrag (19/19422) die Resolution
326 des US-Repräsentantenhauses vom 9. Dezember 2019 und insbesondere
das Bekenntnis zu einer Zwei-Staaten-Regelung des
israelisch-palästinensischen Konfliktes und die Absage an jede Form
der Annexion und völkerrechtswidriger Siedlungspolitik. "Der von der
US-Regierung am 28. Januar 2020 vorgelegte Plan zur Regelung des
israelisch-palästinensischen Konflikts trägt im Gegensatz nicht dazu
bei, eine verhandlungsbasierte Friedenslösung herbeizuführen",
schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich weiterhin -
auch gegenüber der Regierung der USA - für eine Zwei-Staaten-Regelung
des israelisch-palästinensischen Konflikts einzusetzen, "weil allein
diese Struktur die Verwirklichung der nationalen Aspirationen sowohl
auf israelischer wie palästinensischer Seite erlaubt und damit den
Fortbestand des Staates Israel als demokratischen Staat und - wie in
der israelischen Unabhängigkeitserklärung beschrieben - nationale
Heimstätte für das jüdische Volk zum Wohle alle seiner Bewohnerinnen
und Bewohner sowie die Schaffung eines souveränen, lebensfähigen und
demokratischen Staates Palästina zu erreichen".

 * 

2. Corona-Risiko für Flüchtlinge in Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der Vereinten Nationen sind bisher
keine bestätigten Fälle von COVID-19 unter Flüchtlingen und Migranten
in Libyen bekannt. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/19357)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18731) schreibt,
wären Flüchtlinge und Migranten, deren Zugang zur
Gesundheitsversorgung häufig stark begrenzt sei, einem erhöhten Risiko
im Falle einer Ausbreitung des Virus ausgesetzt.

Die Vereinten Nationen, darunter das Flüchtlingskommissariat (UNHCR)
und die Internationale Organisation für Migration (IOM) leisteten
gemeinsam mit Partnerorganisationen im Rahmen der konfliktbedingt
bestehenden Möglichkeiten in Libyen Gesundheitsdienste für Flüchtlinge
und Migranten sowohl im städtischen Umfeld als auch in sogenannten
"Detention Centers". Dazu gehörten auch Gesundheitsuntersuchungen,
Desinfektionsmaßnahmen, Informationskampagnen und die Vermittlung
weitergehender Behandlungsmöglichkeiten.

Nach IOM-Angaben leben in Libyen mindestens 650.000 Migranten,
darunter Arbeitsmigranten aus Nachbarländern, sowie knapp 50.000 durch
das UNHCR registrierte Flüchtlinge, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Familiennachzug aus Eritrea

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im vergangenen Jahr sind in den Botschaften im
Sudan, in Äthiopien und in Kenia insgesamt 1.874 Visumanträge aus
Eritrea mit dem Zweck Familiennachzug zu eritreischen Flüchtlingen in
Deutschland bearbeitet worden. Wie aus der Antwort (19/19355) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18265) hervorgeht, sind in
1.015 Fällen solche Visa erteilt worden, 848 Anträge wurden abgelehnt
und elf wurden zurückgezogen.

 * 

4. Umstrittenes Kirchengesetz in Montenegro

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für das Gesetz über die "Religionsfreiheit und den
gesetzlichen Status der Kirchen und Religionsgemeinschaften" in
Montenegro interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19331). Die Abgeordneten fragen darin unter anderem nach einem
Konflikt zwischen der serbisch-orthodoxen und der
montenegrinisch-orthodoxen Kirche sowie nach Protesten der
proserbischen Opposition, die das neue Gesetz strikt ablehne.

 * 

5. Schutz kultureller Identitäten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Schutz kultureller Identitäten stellt die
AfD-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/19315). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, was sie unter dem
Begriff versteht und auf welche Weise und mit welchem Zweck sie
kulturelle Identitäten schützt und fördert.

 * 
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BUNDESTAG/9848: Heute im Bundestag Nr. 541 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 541

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.48 Uhr

1. Gesetzentwurf zu SURE-Gewährleistungen

2. Grüne fordern geänderte Blutspendepraxis

3. Anforderungen an das Endlager Konrad

4. EU arbeitet an Batterie-Regelung

5. CO2-Emissionen von Internetseiten



1. Gesetzentwurf zu SURE-Gewährleistungen

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Koalition will die rechtlichen Grundlagen zur
Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen des geplanten
SURE-Instruments auf europäischer Ebene schaffen. Ein entsprechender
Gesetzentwurf der Fraktion von CDU/CSU und SPD (19/19494) sieht vor,
dass die Bundesrepublik Gewährleistungen in Höhe von rund 6,384
Milliarden Euro übernehmen soll. Der Entwurf steht am Freitag
erstmalig auf der Tagesordnung des Bundestages. Für die Übernahme von
Gewährleistungen ist laut Artikel 115 des Grundgesetzes eine
Ermächtigung durch Bundesgesetz notwendig.

Laut Vorlage soll mit dem "Europäischen Instrument zur vorübergehenden
Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer
Notlage im Anschluss an den COVID19-Ausbruch (SURE)" der Europäischen
Union ermöglicht werden, "Darlehen von bis zu 100 Milliarden Euro an
die Mitgliedstaaten zu den günstigen Finanzierungsbedingungen der
Union auszureichen". Die Mittel sollen demnach dafür dienen,
"Kurzarbeit oder vergleichbare Maßnahmen sowie unterstützende
Maßnahmen im Gesundheitsbereich insbesondere zum Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz" zu finanzieren. Finanziert werden soll das Instrument
durch die Kreditaufnahme der EU am Kapitalmarkt. "Damit sie Kredite in
dieser Höhe zu vorteilhaften Konditionen vergeben kann, sind Garantien
der Mitgliedstaaten in Höhe von insgesamt 25 Milliarden Euro
erforderlich", heißt es in den Entwurf.

 * 

2. Grüne fordern geänderte Blutspendepraxis

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der Grünen-Fraktion dürfen von der
Blutspende nicht ganze Gruppen pauschal ausgeschlossen werden. Statt
dessen sollten die tatsächlichen Risiken nach neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnissen rational abgewogen werden, heißt es
in einem Antrag (19/19497) der Fraktion.

Niemand dürfe aufgrund seiner sexuellen Identität oder seines
Geschlechts diskriminiert werden. Bei der Blutspende stelle das
individuelle Risikoverhalten und nicht die sexuelle Identität eine
Gefährdung dar. Deswegen könne auch allein das individuelle
Risikoverhalten Kriterium sein, ob jemand als Blutspender in Frage
komme. Mit der Novelle der Richtlinie Hämotherapie von 2017 werde die
Diskriminierung von schwulen und bisexuellen Männern fortgeführt.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf
zur Änderung des Transfusionsgesetzes (TFG) vorzulegen, wonach die
Bundesärztekammer (BÄK) zur Überprüfung der Richtlinie Hämotherapie
mindestens einmal im Jahr verpflichtet wird. Dabei solle eine Verbot
ungerechtfertigter, direkter oder indirekter Diskriminierung verankert
werden.

 * 

3. Anforderungen an das Endlager Konrad

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesgesellschaft für Endlagerung hat die Phase
2 der "Überprüfung der sicherheitstechnischen Anforderungen für das
Endlager Konrad" (ÜsiKo) eingeleitet. Die Bearbeitung der Phase könne
insgesamt zwei bis vier Jahre erfordern, schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/19356) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/18997). Die Ergebnisse sollen demnach analog zur Phase I
"(fach)-öffentlich zur Diskussion gestellt und im Internet
veröffentlicht werden".

 * 

4. EU arbeitet an Batterie-Regelung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht derzeit keinen nationalen
Änderungsbedarf an den Regelungen zur Rücknahme und Entsorgung von
Industriebatterien. Darunter fallen auch die Antriebsbatterien von
Elektrofahrzeugen. Sie verweist in einer Antwort (19/19322) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18892) zum Umgang mit
Elektroautobatterien auf Pläne der EU-Kommission, im Oktober 2020
einen Entwurf für einen neuen Rechtsrahmen für Batterien vorzulegen,
"der auch die Herausforderungen, die sich aufgrund einer Zunahme der
Elektromobilität ergeben, aufgreifen soll". An dem
Konsultationsprozess habe sich die Bundesregierung aktiv beteiligt.

 * 

5. CO2-Emissionen von Internetseiten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann keine abschließenden
Angaben dazu machen, wie viel Energie durch den Betrieb der
Internetseiten des Bundes pro Jahr verbraucht und wie viel CO2 dadurch
emittiert wird. In einer Antwort (19/19323) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/18655) führt sie aus, dass die Seiten bei
verschiedenen Anbietern gehostet würden und nur für einzelne Webseiten
Schätzwerte existierten. "In der Gesamtheit wird der Verbrauch
ausschließlich für die Webseiten jedoch nicht erfasst, da auf den
Webservern in der Regel eine Vielzahl von Webauftritten und -diensten
gehostet werden und sich anteilige Energieverbräuche nicht valide
ermitteln lassen", heißt es in der Antwort. Ebenso kann die
Bundesregierung keine abschließenden Angaben zu den CO2-Emissionen
durch Aufrufe der Internetseiten des Bundes machen.

 * 
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BUNDESTAG/9847: Heute im Bundestag Nr. 540 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 540

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.18 Uhr

1. Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich

2. Umstellung auf Digitalfunk

3. Islamfeindliche Straftaten

4. Prüfung von Kriegswaffenexporten

5. Mittel für Energieforschung

6. Fusion von Bombardier und Alstom



1. Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zum Stichtag 31. Dezember 2018 haben gut 4,14
Millionen oder 19,3 Prozent der sozialversicherungspflichtigen
Vollzeitbeschäftigen der sogenannten Kerngruppe ein Entgelt im
Niedriglohnbereich bezogen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/19168) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18250) hervor. Danach betrug die Zahl der Personen im unteren
Entgeltbereich zum Jahresende 2014 noch knapp 4,08 Millionen, was
einem Anteil von 20,3 Prozent entsprach. Zur Kerngruppe zählen der
Vorlage zufolge sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte,
"die nicht in einem Ausbildungsverhältnis stehen und für die keine
(gesetzlichen) Sonderregelungen gelten".

 * 

2. Umstellung auf Digitalfunk

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Umstellung auf den Digitalfunk bei den Behörden
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) des Bundes ist laut
Bundesregierung "mit Ausnahme beim Bundeskriminalamt vollständig
abgeschlossen". Derzeit seien mehr als 99 Prozent der Fläche
Deutschlands mit Digitalfunk BOS abgedeckt, führt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/19344) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/17644) ferner aus.

"Innerhalb von Bahnhöfen, Flughäfen, Tunneln, Einkaufszentren,
Hochhäusern, Versammlungs- und Sportstätten (Sonderbauten) ist die
Objektfunkversorgung allerdings teilweise unzureichend", heißt es in
der Vorlage weiter. Daher werde das BOS-Digitalfunknetz regelmäßig
optimiert und weiterentwickelt, um unter anderem neue
Objektfunkversorgungen zu gewährleisten und das Netz bei veränderten
Nutzerzahlen belastbar zu erhalten.

 * 

3. Islamfeindliche Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über islamfeindliche Straftaten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19328) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/17613). Danach wurden der Bundesregierung
im vierten Quartal 2019 (Stand: 6. März 2020) insgesamt 190 Delikte
mit dem Unterthema "Islamfeindlich" gemeldet.

Neun Personen wurden in diesem Zeitraum bei politisch rechts
motivierten Delikten mit diesem Unterthema als verletzt gemeldet, wie
aus der Antwort weiter hervorgeht. Zudem wurden laut Vorlage "für das
vierte Quartal 2019 zwei getötete Personen bei den Delikten mit dem
Themenfeld ,Islamfeindlich' gemeldet". Hierbei handele es sich "um die
Todesopfer im Rahmen des mutmaßlich antisemitisch
motivierten/fremdenfeindlichen Anschlages am 9. Oktober 2019 in
Halle".

 * 

4. Prüfung von Kriegswaffenexporten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion erkundigt sich nach der Rolle des
Bundesnachrichtendienstes bei der Prüfung von Waffenexporten. In einer
Kleinen Anfrage (19/19226) formulieren die Abgeordneten dabei Fragen
zu übermittelten Informationen und Anlässen.

 * 

5. Mittel für Energieforschung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für Energieforschungsprojekte. In einer Kleinen Anfrage (19/19302)
fragen die Abgeordneten nach der Zahl bewilligter Projekte in den
vergangenen Jahren. Sie möchten auch wissen, wie viele Mittel für neue
Projekte zur Verfügung stehen.

 * 

6. Fusion von Bombardier und Alstom

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die geplante Fusion zwischen den Konzernen
Bombardier und Alstom steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/19280) der FDP-Fraktion. Darin erkundigen sich die Abgeordneten
nach Gesprächen der Bundesregierung mit der französischen Regierung in
der Angelegenheit. Sie fragen auch nach neuen Entwicklungen.

 * 
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BUNDESTAG/9846: Heute im Bundestag Nr. 539 - 27.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 539

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 08.55 Uhr

1. Stellungnahme zu Außenwirtschaftsgesetz

2. Lage von Mietern und Vermietern

3. Eine Million Arbeitszimmer



1. Stellungnahme zu Außenwirtschaftsgesetz

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesrat erhebt keine Einwände gegen den
Gesetzentwurf zum Außenwirtschaftsgesetz (19/18895). Das geht aus
einer Stellungnahme hervor, die die Bundesregierung als Unterrichtung
(19/19375) vorgelegt hat.

 * 

2. Lage von Mietern und Vermietern

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie viele Haushalte Corona-bedingt ihre Miete nicht oder nur anteilig
zahlen können. In dem Zusammenhang interessiert die Abgeordneten in
einer Kleinen Anfrage (19/19176) auch, wie die Bundesregierung ihre
Kenntnisse bezüglich Mietbelastungsquoten ermittelt.

 * 

3. Eine Million Arbeitszimmer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Jahr 2015 sind in rund einer Million Fällen
Aufwendungen für Arbeitszimmer bei Arbeitnehmern in Steuererklärungen
geltend gemacht worden. Nach Angaben der Bundesregierung in einer
Antwort (19/19321) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18901)
werden die steuerlichen Mindereinnahmen insgesamt auf eine
Größenordnung von 400 Millionen Euro im Jahr geschätzt. Auf die Frage
der FDP-Fraktion, ob die derzeitige Begrenzung der Aufwendungen für
Arbeitszimmer von maximal 1.250 Euro im Jahr angemessen sei, antwortet
die Regierung, es sei für Wirtschaft und Bürgerinnen und Bürger "das
größte Hilfspaket in der Geschichte der Bundesrepublik auf den Weg
gebracht worden. Die Bundesregierung prüft dessen ungeachtet
fortlaufend, inwieweit weitere Hilfen erforderlich sind. Dazu zählen
auch steuerliche Maßnahmen", heißt es in der Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/9845: Heute im Bundestag Nr. 538 - 26.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 538

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 26. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.28 Uhr

1. Novelle des Seearbeitsgesetzes

2. Kosten für Brillen bei Hartz IV

3. Betrug bei Corona-Soforthilfen

4. Wirtschaftsentscheidungen in Corona-Krise

5. Rückzahlung von Soforthilfen

6. Digitalisierung der Steuerverwaltung



1. Novelle des Seearbeitsgesetzes

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Eine Novellierung des Seearbeitsgesetzes sieht ein
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/19383) vor, der am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Mit der
Vorlage soll das Seearbeitsgesetz an Änderungen des
Seearbeitsübereinkommens angepasst werden, die die Internationale
Arbeitskonferenz (IAK) im Juni 2018 beschlossen hat.

Die Änderungen des Übereinkommens haben laut Bundesregierung das Ziel,
"Seeleute im Falle der Gefangennahme infolge seeräuberischer
Handlungen oder bewaffneter Raubüberfälle auf Seeschiffe finanziell
abzusichern". Mit der Anpassung des Seearbeitsgesetzes sollen den
Angaben zufolge auch die Besatzungsmitglieder von Kauffahrteischiffen,
die die Bundesflagge führen, von den Neuregelungen profitieren.

Um die Ansprüche der Seeleute im Falle der Gefangennahme zu sichern,
soll das Seearbeitsgesetz dahingehend angepasst werden, dass das
Heuerverhältnis während der Gefangennahme nicht endet. Der
Beendigungszeitpunkt soll auf den Zeitpunkt der Freilassung verschoben
und die Fortzahlung der Heuer während der Gefangenschaft des
Besatzungsmitglieds "bis zum festgestellten Todeszeitpunkt in der
Gefangenschaft oder bis zur ordnungsgemäßen Heimschaffung" angeordnet
werden. Zudem soll die Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage
grundsätzlich erst nach der Freilassung des Besatzungsmitglieds
beginnen. Ferner soll zur Umsetzung der Änderung eines weiteren
Übereinkommens im Seearbeitsgesetz ein ausdrückliches
Beschäftigungsverbot für blinde Passagiere geregelt werden.

 * 

2. Kosten für Brillen bei Hartz IV

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Kosten für Brillen bei Hartz IV und
Sozialhilfe" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/19093). Darin erkundigt sie sich danach, wie viele Anträge
auf Kostenübernahme für die Neuanschaffung einer Brille im Rahmen des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) beziehungsweise im Bereich
des SGB XII in den Jahren 2018 und 2019 gestellt und wie viele positiv
beschieden wurden. Auch will sie unter anderem wissen, wie die
Bundesregierung beabsichtigt, "die Anschaffung von Brillen bei der
anstehenden Neuermittlung der Regelbedarfe zu berücksichtigen".

 * 

3. Betrug bei Corona-Soforthilfen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Betrug bei den Corona-Soforthilfen geht es in
einer Kleinen Anfrage (19/19311) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
fragen nach der Zahl unberechtigt gestellter Anträge und ob und in
welcher Höhe in diesen Fällen Gelder ausgezahlt wurden.

 * 

4. Wirtschaftsentscheidungen in Corona-Krise

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die wirtschaftliche Lage in Folge der
Corona-Pandemie thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19330). Die Abgeordneten möchten wissen, aus welchen Beweggründen
heraus die Bundesregierung Entscheidungen wie die einer schrittweisen
Laden-Öffnung getroffen hat und welche Bedeutung sie dem Föderalismus
im Zusammenhang mit dem Vorgehen in der Krise beimisst.

 * 

5. Rückzahlung von Soforthilfen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, welche Regelungen zu
einer eventuellen Rückzahlung von Corona-Soforthilfen getroffen
werden. In einer Kleinen Anfrage (19/19309) erkundigen sich die
Abgeordneten nach entsprechenden Rechtswegen und
Verwaltungsvereinbarungen. Sie fragen auch, welchen Rechtscharakter
die Bundesregierung dem Vorgang der Auszahlung von Bundes-Soforthilfen
beimisst.

 * 

6. Digitalisierung der Steuerverwaltung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welchen Einfluss die Bundesregierung auf die
Digitalisierung der Landesfinanzverwaltungen über das mit den Ländern
abgeschlossene Verwaltungsabkommen "Konsens" (Koordinierte neue
Softwareentwicklung der Steuerverwaltung) hat, will die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/19303) erfahren. Gefragt wird unter
anderem nach den bereitgestellten finanziellen Mitteln für die
Volldigitalisierung der Steuerverwaltung, nach den Schnittstellen und
der Verschlüsselungstechnik.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2035: Regierungspressekonferenz vom 25. Mai 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 25. Mai 2020

Regierungspressekonferenz vom 25. Mai 2020

Themen: Teilnahme der Bundeskanzlerin an der Videokonferenz der
Vereinten Nationen "Financing for Development", COVID-19-Pandemie
(Coronakabinett, Treffen zwischen Bund und Ländern, angekündigte Aufhebung
von Beschränkungen in Thüringen, Arbeitsschutzprogramm für die
Fleischwirtschaft, Überbrückungshilfen für den Mittelstand, Lufthansa,
Aufnahme von ausländischen Patienten in deutschen Krankenhäusern, Dialog
des Bundesaußenministers mit Zielländern, Lieferung fehlerhafter
Atemschutzmasken aus China, rechtliche Grundlage zur Haftbarmachung von
Gastwirten und Kirchenvorstehern bei schweren Erkrankungen, mögliche
Verlängerung der Kontaktbeschränkungen), Schadensersatzklage gegen die VW
AG, geplantes Sicherheitsgesetz für Hongkong, Wahl von Barbara Borchardt
zur Verfassungsschutzrichterin in Mecklenburg-Vorpommern, transatlantische
Beziehungen, Ausstieg der USA aus dem Open-Skies-Abkommen


Sprecher: StS Seibert, Gülde (BMG), Schneider (BMAS), Baron (BMWi),
Kolberg (BMF), Adebahr (AA), Leber (BMJV), Grünewälder (BMI)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir. Ich habe eine
Terminankündigung für diesen Donnerstag, den 28. Mai. Da gibt es eine
internationale Videokonferenz zum Thema "Financing for Development",
veranstaltet auf Einladung des UN-Generalsekretärs gemeinsam mit Kanada und
Jamaika. Die Bundeskanzlerin wird ab 14 Uhr daran teilnehmen und eine kurze
Rede halten. Es geht bei dieser internationalen Videokonferenz darum, im
Kreis der Staats- und Regierungschefs und der internationalen
Organisationen Lösungen für die durch die Coronapandemie besonders
betroffenen Entwicklungsländer zu diskutieren. Es wird also um Fragen der
Liquidität, Schuldenerleichterungen, Verbesserung der Finanzierung von
Wachstum und Schaffung von Arbeitsplätzen gehen. Das ist also um 14 Uhr am
Donnerstag dieser Woche.

Dann könnte ich noch etwas sagen, weil das bereits in den Medien bekannt
geworden ist - wir haben es ja bekannt gemacht: Das ursprünglich für heute
vorgesehene Coronakabinett hat nicht stattgefunden. Die dabei vorgesehenen
Themen waren noch nicht auf Ministerebene entscheidungs- oder
beratungsreif, und sie sind nun in der regulären Kabinettssitzung an diesem
Mittwoch zur Beratung vorgesehen.

Frage: Herr Seibert, weil neben der Nachricht über die heutige Absage des
Coronakabinetts auch Gerüchte aufkamen, es solle zumindest vorerst kein
Coronatreffen zwischen Bund und Ländern mehr geben, könnten Sie vielleicht
auch etwas dazu sagen und die Terminlage klären? Wann ist das nächste
Treffen? Hat die heutige Absage auch etwas mit dem Vorstoß aus Thüringen zu
tun?

StS Seibert: Zu dem zweiten Teil der Frage: Nein. Es gab einzelne Themen,
die auf der Ebene der Minister, die im Coronakabinett zusammenkommen,
einfach noch nicht beratungsreif waren und deswegen auf diesen Mittwoch
verschoben wurden.

Zu der anderen Frage: Bund und Länder sind in einem ganz regelmäßigen
Austausch. Dafür gibt es verschiedene Formate. Das kann eine
Ministerpräsidentenkonferenz sein, wie wir das in der Vergangenheit gesehen
haben. In dieser Woche gibt es, wie auch von mir angekündigt, eine
Videokonferenz der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten der
ostdeutschen Bundesländer mit anschließender Pressekonferenz. Das ist also
eine Form der Verständigung und der Beratung mit den Ländern.

Eine andere Form - eine sehr stetige Form, die sich als Gesprächsformat,
als Beratungsformat, sehr bewährt hat - ist die regelmäßige Schalte
zwischen dem Chef des Bundeskanzleramtes, Minister Braun, und den Chefs der
Staats- und Senatskanzleien.

Es bleibt also dabei: Bund und Länder stimmen sich da ganz eng ab. Es gibt
einen regelmäßigen Austausch. Sie wollen sich auch in Zukunft auf einen
gemeinsamen Pfad verständigen, von dem natürlich vor dem Hintergrund von
länderspezifischen Besonderheiten auch abgewichen werden kann. Denn nicht
überall ist das Infektionsgeschehen gleich. Ich erinnere an den Beschluss
nach der letzten MPK am 6. Mai, der ja genau das gesagt hat. Wir haben
jetzt durch die gemeinsame Anstrengung aller Ebenen des Staates und von
Millionen Bürgern einen Punkt in der Pandemie erreicht, an dem wir - Gott
sei Dank - sagen können, dass weitere Lockerungs- und Öffnungsschritte
möglich sind.

Aber wir wollen dabei immer auch an den grundlegenden Regeln für Abstand,
Hygiene und Kontaktbeschränkungen festhalten. Entlang dieses Pfades
verständigt man sich ständig. Es gibt die gemeinsame Zielsetzung, die die
Bundeskanzlerin im Bundestag so ausgedrückt hat: Wir wollen die
Fortschritte, die wir gemeinsam erreicht haben, nicht gefährden.

Es gilt also, sowohl mutig als auch wachsam zu sein, an Arbeitsplätze,
Schulen, Restaurants und Sportvereine zurückkehren, aber gleichzeitig
weiter die Grundregeln zu achten. Das ist die Haltung der Bundesregierung,
über die sie immer wieder in Gesprächen mit den Ländern ist.

Zusatzfrage: Wenn ich es richtig erinnere, hatte man nach dem Treffen am 6.
Mai ein Gespräch in der Runde mit der Kanzlerin und den Ministerpräsidenten
nach Pfingsten verabredet. Findet denn dieses Videotreffen statt?

StS Seibert: Die Allgemeinverfügungen laufen ja am 5. Juni aus. Der Chef
des Bundeskanzleramtes berät zurzeit - tatsächlich parallel zu unserer
Veranstaltung hier - mit den Ländervertretern, wie es nach dem 5. Juni
weitergeht. Da hat die Bundesregierung, die Bundeskanzlerin, eine klare
Position.

Zusatzfrage: Treffen oder nicht?

StS Seibert: Es wird jetzt beraten. Ich kann Ihnen heute kein Treffen
ankündigen. Das tun wir dann, wenn es soweit ist, immer am Freitag der
Vorwoche. Aber es laufen die ständigen Beratungen zwischen Bund und
Ländern, jetzt konkret über die Frage, wie es nach dem 5. Juni weitergeht.

Da kann ich Ihnen auch gleich sagen, dass die Kanzlerin dafür ist, dass es
zu den zentralen Verhaltensregeln - ich habe sie gerade schon erwähnt -,
mit denen wir in dieser Pandemie gemeinsam so viel erreicht haben, auch
weiterhin verbindliche Anordnungen und nicht bloß Gebote geben soll, also
Allgemeinverfügungen, in denen das Einhalten des Mindestabstands, der
Kontakteinschränkungen, der Hygieneregeln durchsetzbar geregelt ist.

Frage: Herr Seibert, gab oder gibt es nach der Ankündigung aus Thüringen,
die Coronaeinschränkungen auszusetzen, ein Gespräch zwischen der
Bundeskanzlerin und Herrn Ramelow? Wird die Bundeskanzlerin am oder vor dem
5. Juni die Ministerpräsidenten zu einem Gespräch einladen, um über weitere
Lockerungen zu beraten?

StS Seibert: Gespräche der Bundeskanzlerin mit Ministerpräsidenten und
Ministerpräsidentinnen gehören sozusagen zum Arbeitsalltag der
Bundeskanzlerin. Dazu mache ich hier keine Einzelansagen.

Ich habe es schon gesagt: In dieser Woche findet die MPK Ost statt.
Spätestens da wird es einen Austausch mit dem thüringischen
Ministerpräsidenten geben. Ansonsten, glaube ich, habe ich die Frage in
meinem ersten Anlauf hier schon halbwegs beantwortet.

Frage: Herr Seibert, nur zum Verständnis: Ein Coronakabinett gibt es ja,
damit Gespräche auf Bundesebene geführt werden können. Warum hat das denn
jetzt nicht getagt? Die Länder haben doch im Coronakabinett der
Bundesregierung eh nichts zu sagen. Welche Themen sind denn jetzt noch
strittig?

StS Seibert: Mit den Ländern hat ja auch die Absage des Coronakabinetts
heute nichts zu tun, sondern sie hat damit zu tun, dass Themen, die zur
Beratung anstehen, noch nicht den Stand erreicht hatten, auf den man die
Beratung durchführen kann. Es ist ja ein Irrtum zu glauben, dass sich die
Minister und die Bundesregierung untereinander nur beim Coronakabinett zu
coronarelevanten Themen austauschen. In Wirklichkeit geschieht das
tagtäglich unter den Ministern, mit der Bundeskanzlerin, mit dem Chef des
Kanzleramtes.

Das Coronakabinett dient schon dazu, dann gemeinsame Vereinbarungen zu
treffen. Das war heute bei diesen Themen noch nicht möglich. Deswegen gehen
sie in die Kabinettssitzung am Mittwoch. Das sind Themen, die mit der
Koordinierung des innereuropäischen Reiseverkehrs zu tun hatten,
beispielsweise mit Vorschriften, die im Personenverkehr gelten sollten. Sie
konnten aufgrund der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit jetzt nicht
abgeschlossen werden.

Zusatzfrage: Da Sie gerade "beispielsweise" gesagt haben, können Sie uns
auch den Rest sagen, welche Themen es noch waren?

StS Seibert: Nein, es bleibt bei "beispielsweise".

Zusatzfrage: Fürchtet denn die Kanzlerin einen neuen Wettlauf, wenn es um
die Lockerungsmaßnahmen geht, also einen bundesweiten Wettlauf der Länder
bei der Lockerung der Coronamaßnahmen? Die Frage würde ich auch an das BMG
stellen.

StS Seibert: Ich komme noch einmal zurück zur Regierungsbefragung, an der
die Bundeskanzlerin in der letzten Woche teilgenommen hat. Da hat sie es
doch ganz klar ausgedrückt: Wir können wirklich froh sein, dass wir alle
zusammen in diesem Land so viel gemeinsam gemeistert haben, auch in Bezug
auf die Pandemie.

Darin sieht sie auch eine Verpflichtung. Diese Verpflichtung heißt, das,
was wir gemeinsam erreicht haben, jetzt nicht zu gefährden. Sie hat gesagt:

"Es wäre doch wirklich deprimierend, wenn wir, weil wir zu schnell zu viel
wollen, wieder zu Einschränkungen zurückkehren müssten, die wir alle hinter
uns lassen wollen."

Das ist die Grundhaltung. Ich habe es vorhin noch einmal versucht zu sagen:
Die Rückkehr ins öffentliche Leben und Schritte zur Lockerung auch des
persönlichen Lebens müssen mutig und wachsam erfolgen. Gleichzeitig muss
der Blick immer auf die Entwicklung der Pandemie gerichtet sein, immer
unter Beachtung der Grundregeln, die uns so gut durch die letzten - jetzt
sage ich einmal - zehn Wochen gebracht haben. Denn wir sehen ja auch die
beiden Fälle des Gottesdienstes in Frankfurt und des Restaurants in
Ostfriesland. Diese zeigen uns doch, was ganz schnell geschehen kann, wenn
ganz offensichtlich Grundregeln außer Acht gelassen worden sind. Und das
ist vermeidbar.

Gülde: Dem würde ich mich komplett anschließen wollen. Wir sehen, wie
gesagt, zurzeit beides: Wir sehen sowohl lokal teilweise sehr heftige
Ausbrüche; wir sehen aber bereits auch Regionen, in denen es tatsächlich
über Tage keine gemeldeten Neuinfektionen gibt. Insofern brauchen wir
diesen Zweiklang, den Herr Seibert gerade angesprochen hat, aus einerseits
Mut zur Lockerung, aber andererseits auch Wachsamkeit.

Herr Minister Spahn hat sich heute zu diesem Thema geäußert. Ich darf ihn
kurz zitieren:

"Es darf in keinem Fall der Eindruck entstehen, die Pandemie wäre schon
vorbei. Weiterhin hilft der Dreiklang aus Abstand halten, auf Hygiene
achten und Alltagsmasken tragen, um es dem Virus möglichst schwer zu
machen."

Frage: Herr Seibert, konkret nachgefragt: Entsprechen die Pläne des
thüringischen Ministerpräsidenten - es sind ja noch keine der
Landesregierung - den Grundsätzen, die Sie gerade als Position der
Bundesregierung bekanntgegeben haben?

StS Seibert: Ich kann hier nicht für den thüringischen Ministerpräsidenten
oder die thüringische Landesregierung sprechen, deren Kabinettssitzung im
Übrigen ja auch noch bevorsteht.

Ich konnte Ihnen sagen - ich kann es gerne noch einmal tun -, was die
Haltung der Bundeskanzlerin ist. Die heißt, dass man da, wo es um diese
zentralen Verhaltensregeln geht - Abstand, Kontakteinschränkungen,
Hygieneregeln -, auch weiterhin verbindliche Anordnungen, also verbindliche
allgemeine Verfügungen, fassen und nicht auf reine Gebote gehen soll.

Die Klarheit und die Millionen von Bürger, die mit großer Disziplin und
Einsicht nach diesen klaren Regeln gehandelt haben, haben Deutschland in
den vergangenen Wochen so durch diese Pandemie und überhaupt nur an den
Punkt gebracht, wo wir jetzt wieder an diese Vielzahl von Öffnungen und
Lockerungen im öffentlichen Leben herangehen können.

Frage: Herr Seibert, können Sie bestätigen, dass es in Sachen Lockerungen
Ideen gibt, was Personengrößen von 10 Personen in geschlossenen Räumen und
20 Personen in der Öffentlichkeit angeht, und dass es ab dem 6. Juni
angesichts der niedrigen Infektionszahlen so sein soll, dass es im
öffentlichen Raum dort, wo das regional möglich ist, keine Einschränkungen
mehr gibt?

StS Seibert: Ich habe Ihnen gesagt, dass der Chef des Kanzleramtes,
Minister Braun, mit den Vertretern der Länder, also mit den Chefs der
Staats- und Senatskanzleien, genau darüber spricht, wie es nach Auslaufen
der allgemeinen Verfügungen ab dem 5. Juni weitergehen soll. Ich habe Ihnen
diese grundsätzliche Überzeugung der Bundeskanzlerin, der Bundesregierung
gesagt. Ich werde den Gesprächen hier jetzt nicht Einzelfragen
vorwegnehmen.

Zusatzfrage: Die Verschiebung der Gespräche hat dann aber nichts mit dem
Vorstoß von Herrn Ramelow zu tun, sondern das, was Sie eben gesagt haben,
ist - - -

StS Seibert: Die Verschiebung welcher Gespräche? Das Gespräch findet ja
jetzt gerade statt.

Zusatz: Sie haben gesagt, dass es noch nicht reif ist.

StS Seibert: Entschuldigung, aber ich glaube, dass Sie jetzt zwei Dinge
verwechseln. Das eine ist das Coronakabinett. Das hat nicht per se mit den
Ländern zu tun, sondern mit Themen, die wir in der Bundesregierung noch
weiter miteinander vorantreiben müssen, damit sie entscheidungsreif sind.
Das geschieht jetzt mit Blick auf das Bundeskabinett am Mittwoch.

Was die Gespräche mit den Ländern angeht - das habe ich gesagt -, gibt es
einen etablierten und wirklich guten, regelmäßigen und beständigen Kanal.
Das ist der Chef des Kanzleramtes mit den Chefs der Staatskanzleien. Das
findet gerade laufend statt.

Frage: Es gibt aber ein inzwischen veröffentlichtes vorbereitendes Papier
zu diesem Gespräch der Chefs der Staatskanzleien mit Herrn Braun, das
gerade läuft. Darin ist genau das als Vorschlag oder als
Verhandlungsgrundlage enthalten, womit das Bundeskanzleramt offenbar in
diese Gespräche hineingeht, nämlich erhebliche Teile der Beschränkungen,
was zum Beispiel die Zahl der Hausstände angeht, die sich in der
Öffentlichkeit treffen dürfen, aufzuheben. Können Sie denn die Existenz
dieses Papiers sozusagen als Vorlage bestätigen? Ist das die Haltung, mit
der Herrn Braun in diese Gespräche hineingegangen ist?

StS Seibert: Ich sehe nicht, dass die Bundesregierung irgendein Papier
veröffentlicht hätte.

Zusatz: Das habe ich auch nicht gesagt. Ich sagte nur: es ist
veröffentlicht.

StS Seibert: Ich äußere mich nicht zu Papieren, die Sie möglicherweise
gesehen haben.

Zusatz: Es war nicht so kompliziert.

StS Seibert: Da bin ich sicher. - Trotzdem werde ich mich dazu nicht
äußern, weil wir in laufenden Gesprächen mit den Ländern sind. Das ist das
erprobte und bewährte Verfahren.

Frage: Wird es nach dem Gespräch des Herrn Staatsministers Braun mit den
Vertretern der Länder eine Presseunterrichtung oder Pressemitteilung geben?

StS Seibert: Davon gehe ich nicht aus.

Frage: Mir geht es um die Reformen in der Fleischindustrie. Vielleicht kann
das BMAS dazu etwas sagen.

Herr Seibert, Sie sagten am letzten Mittwoch, dass die neuen Regelungen in
Bezug auf die Verarbeitung von Fleisch erst ab dem 1. Januar gültig sein
werden, dass zum Beispiel nur noch Beschäftigte des eigenen Betriebs
zulässig sein sollen. Die Not ist jetzt da. Warum gilt das nicht zum
Beispiel ab dem 1. Juli? Warum erst ab dem nächsten Jahr?

Warum prüft die Bundesregierung, wie Sie am letzten Mittwoch gesagt haben,
wie die Unternehmen verpflichtet werden können, Mindeststandards bei der
Unterbringung sicherzustellen? Die gibt es doch, und die müssen die
Unternehmen einhalten. Warum prüfen Sie, was die Unternehmen diesbezüglich
machen können?

StS Seibert: Wenn man sagt, dass man prüft, wie Mindeststandards in ihrer
Einhaltung sichergestellt werden können, dann prüft man ja nicht die
Mindeststandards, sondern dann prüft man Art und Weisen, wie gesichert
erreicht werden kann, dass sie auch überall ausnahmslos eingehalten werden.

Ansonsten haben wir am vergangenen Mittwoch im Bundeskabinett Eckpunkte zu
diesem wichtigen Thema miteinander besprochen. Das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales wird daraus einen Gesetzentwurf machen, der dem
Kabinett wieder vorliegen wird. Deswegen möchte ich mich dazu jetzt
eigentlich nicht weiter im Detail äußern.

Zusatzfrage: Die entscheidende Frage war ja: Warum erst ab dem 1. Januar
2021? Warum nicht sofort oder so schnell wie möglich?

Schneider: Ich kann das ergänzen. Klar ist, dass die
Arbeitsschutzstandards, die das BMAS vorgelegt hat, auch für diese Branche
gelten. Sie gelten jetzt schon. Sie sind mit Blick auf die akute 
COVID-19-Situation erlassen worden. Insofern gibt es auch jetzt schon Standards, die
einzuhalten sind. Es gibt auch die Verpflichtung der Länder, zu
kontrollieren. Das ist also gegeben.

Die Bundesregierung hat sich darauf verständigt, zum 1. Januar 2021
insbesondere Werkverträge einzuschränken. Das Datum bezieht sich vor allem
auf diese eine Regelung. Es waren insgesamt zehn Punkte, die die Eckpunkte
umfassen. Das Datum, das Sie angesprochen haben, bezieht sich vor allem auf
die Werkverträge. Die anderen Punkte werden ebenfalls zu unterschiedlichen
Zeitpunkten an unterschiedlichen Stellen umgesetzt. Daran arbeiten wir
jetzt natürlich. Das wird zum 1. Januar auch in Kraft treten.

Zusatzfrage: Das ist ja ein bisschen absurd. Klar gibt es die
Arbeitsschutzmaßnahmen. Diese werden aber von der überwiegenden Zahl der
Beschäftigten in der Fleischindustrie explizit nicht eingehalten. Es ist ja
ein bisschen wohlfeil zu sagen, dass es sie gibt. Das ist ja genau das
Problem, warum Sie jetzt darangehen. Sie sagten letzten Mittwoch, dass Sie
keinen Anlass sehen, in anderen Branchen in Bezug auf
Werkvertragsregelungen einzugreifen. Aber wenn das Aussetzen von
Werkverträgen der entscheidende Hebel sein soll, um die Arbeitsbedingungen
zu verbessern, wie kann es dann sein, dass Sie keinen Anlass sehen,
Werkvertragsregelungen in anderen Branchen anzugehen?

Schneider: Es gibt, wie gesagt, verschiedene Punkte und nicht nur den
einen. Der Minister hat klar gesagt, dass er in dieser Branche
Handlungsbedarf sieht. Deswegen wurde in dieser Branche diese Vereinbarung
getroffen.

Die Werkvertragsregelung ist, wie gesagt, ein Punkt von zehn Punkten.
Insofern bitte ich, das Gesamtpaket zu betrachten. Es gilt jetzt, die
Umsetzung anzugehen. Natürlich müssen wir dabei auch unsere
parlamentarischen Standards berücksichtigen. Das Ganze muss ja auch vom
Parlament abgesegnet werden. Wir brauchen eine rechtssichere Umsetzung.
Insofern bedarf es einiger Zeit, um die Umsetzung rechtssicher zu
gewährleisten.

Zusatzfrage: Die Frage war, warum Sie nur in der Fleischindustrie
Handlungsbedarf in Bezug auf die Werkverträge sehen. Es gibt auch in vielen
anderen Branchen massive Probleme. Sie sagen, derzeit gibt es keinen
Anlass.

Schneider: Der Minister hat sich dazu letzte Woche klar geäußert. Er hat
gesagt: In der Fleischbranche sehen wir während der Krise diese Missstände
ganz akut. Die Krise wirkt hier wie ein Brennglas - so hat er sich
ausgedrückt -, und das gehen wir jetzt an. Hierzu gibt es eine Vereinbarung
der Bundesregierung.

Frage: Wird das Kabinett am Mittwoch über ein neues
Mittelstandszuschussprogramm entscheiden, das Minister Altmaier
vorbereitet, oder soll das Teil des Konjunkturprogramms werden? Die Frage
geht an Sie, Herr Seibert.

Frage: Wie sieht der Zeitplan für das Konjunkturprogramm aus?

Bleibt es bei der Sitzung des Koalitionsausschusses am 2. Juni?

StS Seibert: Für Ankündigungen hinsichtlich des Koalitionsausschusses bin
ich nicht zuständig.

Grundsätzlich ist es so, dass wir Kabinettsthemen dann ankündigen, wenn sie
auch durch die Staatssekretärsrunde sozusagen entscheidungsreif und
spruchreif gemacht worden sind. Das ist jetzt noch nicht der Fall.

Ansonsten - aber dazu können die Kollegen von BMWi und BMF sicherlich mehr
sagen - arbeitet die Bundesregierung mit Hochdruck an weiteren geeigneten
Maßnahmen im Rahmen eines Konjunkturprogramms, das der deutschen Wirtschaft
dabei hilft, möglichst schnell wieder Tritt zu fassen.

Baron: Ich würde das vielleicht ergänzen, um ein paar Punkte klarzustellen,
was den Mittelstand angeht. Es ist richtig und ich kann bestätigen, dass
das Bundeswirtschaftsministerium einen Vorschlag für Überbrückungshilfen
für den Mittelstand erarbeitet hat, den wir jetzt mit den Ressorts
abstimmen. Dabei geht es darum, Kleinen und mittleren Unternehmen, die
aktuell noch besonders von der Coronakrise betroffen sind, durch
weitergehende Liquiditätshilfen Unterstützung zu gewähren. Wir haben am
Anfang dieser Krise ja eine Coronahotline bei uns eingerichtet und haben
seither auch einen wöchentlichen Austausch mit den Wirtschaftsverbänden, um
ein Lagebild aus der Wirtschaft zu erhalten und um die Betroffenheit vor
Ort eben auch beurteilen zu können.

Dabei ist es natürlich so, dass durch die Lockerungen, die in Kraft gesetzt
wurden, ein wichtiger Schritt gegangen wurde. Der ist richtig und wichtig
für die Wirtschaft. Aber es gibt immer noch Kleine und mittlere Betriebe,
die besonders leiden, eben deshalb, weil ihr Geschäftsbetrieb noch nicht
oder nur teilweise aufgenommen werden konnte und sie weiterhin von starken
Umsatzeinbußen betroffen sind. Hierfür haben wir einen Vorschlag für
Überbrückungshilfen erarbeitet, der sich aktuell in der Abstimmung
befindet. Es geht wie gesagt um einen breit angelegten,
branchenübergreifenden Ansatz für die Kleinen und mittleren Unternehmen,
die eben aktuell und weiterhin besonders von der Krise betroffen sind.

Kolberg: Dann kann ich noch etwas ergänzen: Der Bundesfinanzminister
befindet sich mit seinen Ressortkollegen im Gespräch. Er hat ja betont,
dass wir mit den Lockerungen jetzt schnell dafür sorgen wollen, dass die
Wirtschaft wieder boomt. Dafür stellt die Regierung ein Konjunkturpaket
zusammen, das gezielt und wirksam sein soll. Das werden wir zeitnah
innerhalb der Bundesregierung bekannt geben.

Frage: Herr Seibert, können Sie bestätigen, dass es eine Einigung zwischen
der Bundesregierung und der Lufthansa bezüglich milliardenschwerer Hilfen
gibt? Wenn ja, wie sieht diese Einigung konkret aus?

StS Seibert: Ich würde gerne die beiden Ministerien BMWi und BMF bitten,
sich dazu zu äußern.

Baron: Ich kann kurz beginnen. Die Verhandlungen zwischen der
Bundesregierung und der Lufthansa befinden sich in der Endphase. Sie
wissen, dass wir uns innerhalb der Bundesregierung seit Tagen und Wochen in
sehr intensiven Verhandlungen befinden, und jetzt befinden wir uns in der
Endphase dieser Verhandlungen. Sie sind aber noch nicht abgeschlossen, und
bevor sie eben nicht abgeschlossen sind, kann ich hier zu Details keine
Stellung nehmen; denn gesetzlich vorgesehen ist ja, dass der sogenannte
Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss darüber berät und beschließt, und
dieser Schritt steht eben noch aus.

Frage: Welche Rolle spielen Umweltbedingungen oder Umweltauflagen für die
Rettung?

Baron: Wie gesagt: Das würde jetzt die Details der Vereinbarung betreffen
oder auf etwaige Details der Vereinbarung eingehen. Ich bitte da noch um
Geduld. Solange die Verhandlungen eben noch nicht abgeschlossen sind,
kommunizieren wir hinsichtlich einzelner Punkte nicht. Seien Sie aber
gewiss, dass, sobald das der Fall sein wird, wir Sie natürlich informieren
werden und Sie dann auch die Kerninhalte des Pakets der Einigung erfahren
werden.

Zusatzfrage: Aber sind Ihrem Ministerium beziehungsweise Ihrem Minister
Umweltauflagen für die Rettung der Lufthansa wichtig? Haben Sie das
eingebracht? Sie müssen ja nicht über Details einer Einigung reden.

Baron: Ich darf darauf verweisen, dass sich der Minister ja an
verschiedener Stelle zum Thema geäußert hat, beispielsweise gestern bei
"Berlin direkt", und eben deutlich gemacht hat, dass die Details verhandelt
werden, dass aber ganz generell gilt, dass in der Luftverkehrsbranche der
Klimaaspekt natürlich wichtig sein muss. Das gilt aber ganz generell für
die Branche, nicht nur auf einzelne Unternehmen bezogen. Sie kennen das
Beispiel der synthetischen Kraftstoffe, an denen an verschiedenen Punkten
innerhalb der Bundesregierung gearbeitet wird. Das ist also ein Thema, das
die Branche insgesamt betrifft.

Kolberg: Vielleicht kann ich hier noch etwas ergänzen. Der Sprecher des
Bundesumweltministeriums ist ja nicht dabei, sonst würde der sich
sicherlich dazu äußern. Auch die Bundesumweltministerin hat sich ja
mehrfach dazu geäußert, dass es ihr sehr wichtig sei, dass Hilfen der
Bundesregierung zielgerichtet ausgegeben werden, und auch, dass der Aspekt
der Nachhaltigkeit und des Umweltschutzes dabei eine Rolle spielt.

Frage: Finden die Gespräche zur Lufthansa im Bundesfinanzministerium statt?
Rechnen Sie heute im Laufe des Tages mit einer Lösung? Die Frage richtet
sich an beide Ministerien.

Kolberg: Die Konstruktion ist so, dass die Gespräche - das hat die Kollegin
aus dem BMWi ja eben auch schon erläutert - über den
Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschuss laufen. Vorsitzender des
Ausschusses ist unser Staatssekretär Jörg Kukies. Da befindet man sich in
Gesprächen. Das hat die Lufthansa ja auch schon bestätigt. Wie wir gesagt
haben, befinden wir uns in der Endphase der Beratungen und hoffen, zeitnah
zu einem Ergebnis zu kommen.

Frage: Wird es denn überhaupt Bedingungen geben?

Kolberg: Das ist ganz klar. Ich kann allgemein sagen, dass alle
Coronahilfen mit Bedingungen (akustisch unverständlich). Das gilt sowohl
für die KfW-Kredite als auch für den WSF. Das haben wir immer wieder
betont. Es gibt für die KfW-Kredite und auch für den WSF ganz klare
Bedingungen, was Dividendenauszahlungen und Boni angeht, und die Bedingung,
dass die Mittel den Beschäftigten und den Unternehmen in Deutschland
zugutekommen. Es gibt klare Regeln, und die gelten für alle Unternehmen,
die sich um Hilfe bemühen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, die Kanzlerin war ja früher auch
Umweltministerin und wird oft als Klimakanzlerin bezeichnet. Sind der
Kanzlerin denn Umweltbedingungen bei der Rettung der Lufthansa wichtig?
Bringt sie das ein? Fordert sie das wie die Umweltministerin in ihrem
Kabinett?

StS Seibert: Das ist jetzt ein tapferer Versuch, noch einmal an Details
einer noch gar nicht erzielten finalen Einigung zu kommen. Deswegen bleibt
es bei dem, was die Kollegen aus den beiden Ministerien Ihnen gesagt haben,
und auch bei dem, was Frau Baron an ganz grundsätzlichen Aussagen des
Bundeswirtschaftsministers über die Bedeutung der Klimapolitik in diesem
Sektor zitiert hat. Alles Weitere werden Sie dann erfahren, wenn die
Gespräche zu einem guten Ende geführt worden sein werden.

Frage: Es geht um die mögliche Aufnahme von ausländischen Patienten in
deutschen Krankenhäusern, explizit aus Russland. Es haben sich ja am
Wochenende zwei Bundesländer bereit erklärt, Patienten aus Russland
aufzunehmen, Sachsen und Berlin. Herr Seibert, sind solche regionalen
Initiativen auf Bundesebene in irgendeiner Form abgesprochen?

Frage an das Bundesgesundheitsministerium: Wie viele Patienten aus dem
Ausland könnte Deutschland denn nach heutigem Stand theoretisch aufnehmen?

Wie funktioniert die Bezahlung? Wer übernimmt die Kosten für die
Behandlung?

Die letzte Frage geht an das Auswärtige Amt: Wie weit sind Ihre Gespräche
mit den Kollegen in Moskau über einen möglichen Transport von russischen
Patienten nach Berlin oder nach Deutschland gediehen? Haben Sie überhaupt
mit Gesprächen angefangen?

Gülde: Dann fange ich gerne einmal an. Die Initiativen zur Behandlung von
ausländischen Patienten - insbesondere denen aus Russland - kommen aus den
Ländern selbst. Insofern sind auch die Länder für diesbezügliche Fragen
verantwortlich.

Was die Frage der Übernahme der Kosten der Behandlung anbelangt: Die müssen
dann halt eben auch tatsächlich die Krankenhäuser, die diese Verträge
abschließen, beantworten.

Was die Kapazitäten anbelangt, muss ich ganz, ganz ehrlich sagen: Da müsste
ich jetzt passen. Wir haben zwar im Intensivregister festgelegt, dass die
Zahl der freien Behandlungsplätze, also der Beatmungsbetten, gemeldet
werden muss. Wie viele davon Patientinnen und Patienten aus dem Ausland zur
Verfügung gestellt werden könnte, kann ich jetzt nicht sagen. Das müssten
dann tatsächlich die Krankenhäuser klären.

Zusatzfrage: Ist das so zu verstehen, dass jedes einzelne Bundesland frei
über seine Kapazitäten und darüber entscheidet, ob man diese Kapazitäten
eingeflogenen ausländischen Patienten zur Verfügung stellt?

Gülde: Das ist korrekt. Ja, die Krankenhausplanung liegt in der
Zuständigkeit der Bundesländer.

Frage: Die Fragen wurden ja vom Kollegen gestellt. Ich würde schon gern die
Antwort vom Auswärtigen Amt oder der Bundesregierung zu möglichen
Gesprächen mit Moskau hören.

Adebahr: Mir ist nicht bekannt, ob unsere Botschaft in dieser Sache schon
Gespräche geführt hat. Ich weiß nicht genau, wie konkret der Plan ist. Wenn
das der Fall sein sollte und ich dazu etwas berichten kann, dann würde ich
das gern tun oder reiche es nach.

Zusatzfrage: Herr Seibert, würden auch Sie es begrüßen, wenn ein Land, das
von Corona jetzt so hart getroffen ist wie Russland, Patienten in einzelne
deutsche Krankenhäuser schicken und man Solidarität mit den Nachbarn im
Osten zeigen könnte?

StS Seibert: Dem, was der Kollege gerade gesagt hat, habe ich keine
Informationen hinzuzufügen. Mir liegen dazu jetzt keine weiteren
Informationen vor. Ich denke, die Tatsache, dass in deutschen
Krankenhäusern Patienten aus Frankreich, Italien und auch anderen Ländern
behandelt wurden und dass man das unbürokratisch und mit Blick auf den
Menschen getan hat, war ein sehr schönes Beispiel europäischer Solidarität.
Das ist die grundsätzliche Aussage.

Die Entscheidungen darüber fallen je nach Vorhandensein von Kapazitäten in
den Bundesländern. Wenn es dazu jetzt Initiativen gibt, dann muss man
schauen, wie man damit vorankommt. Ich kann dazu jetzt wirklich nichts
beitragen.

Frage: Indirekt geht es um die Lufthansa. Es geht um die
Tourismusdestinationen, die sich mittlerweile für deutsche Urlauber
bereitmachen. Zum Beispiel fordert man auf Sardinien einen sogenannten
Gesundheitspass, den Reisende mitbringen sollen. Allerdings ist unklar, wie
das vonstattengehen und wer das anerkennen soll. Auch beispielsweise in
Kroatien fordert man eine Art von Immunitätsnachweis.

Deshalb meine Frage: War das Bestandteil der Verhandlungen zwischen
Außenminister Maas und den verschiedenen Ländern, den Zielländern deutscher
Reisender? Sollte das dann vielleicht auch eine Bedingung für Flüge mit der
Lufthansa sein?

Adebahr: Außenminister Maas hat vergangene Woche in einem Dialog mit
Zielländern, darunter zum Beispiel auch Italien, und vergangenen Mittwoch
mit den Außenministerkollegen unserer Nachbarländer gesprochen. Am Montag
wurde auch eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, in der man sich noch
einmal dazu bekannte, dass man in den nächsten Wochen gemeinsame Kriterien
festlegen will, nach denen man es, wenn das Infektionsgeschehen dies
zulässt, schrittweise ermöglichen will, dass Reisen im Sommer möglich sein
werden.

Natürlich stellen sich genau die Fragen, die Sie ansprechen: Wie sieht die
Organisation in den Hotels vor Ort aus? Wie funktioniert das alles? - Das
sind ganz wichtige Fragen, die natürlich in Gesundheitskonzepte werden
einfließen müssen und die geregelt sein müssen, damit auch die
Bundesregierung da hinkommen kann, für Europa Reisehinweise aufzustellen,
die den Bürgern die Möglichkeit geben, zu wissen, was denn ist, wenn man
beispielsweise nach Sardinien fliegt.

Das Ganze passiert unter der Ägide oder den Leitlinien der Europäischen
Kommission, die sie aufgestellt hat und die all die Fragen, die Sie
ansprechen, aufwirft. Deutschland will sich daran natürlich beteiligen. Als
zentrales Land in der Mitte Europas sind wir zu den Fragen, welche
Kriterien es sind, in einem Dialog und wollen das mit Brüssel dann
zusammenziehen, sodass aus Brüssel koordiniert auch die Feststellung kommt,
was das Gesundheitskonzept in diesem und jenem Land ist, wobei auch Daten
vorgehalten werden, sodass man sich dann informieren kann. Insofern kann
ich jetzt einzelne Vorschläge, die im Moment aus den Ländern kommen, nicht
kommentieren.

Die Bundesregierung und der Außenminister wollen, dass eine klare
Informationslage für die Bürger herrschen wird und dass sicheres Reisen
unter Coronabedingungen, soweit es die Pandemie zulässt, möglich wird.
Dafür sind all solche Fragen zu klären. Das passiert in Richtung auf den
15. Juni. Eine gewisse Strecke ist noch zu gehen und auch viel Arbeit zu
tun, um da hinzukommen, dass wir das erklären können und dass das klar ist.

Frage: Meine Frage geht an das BMG. In jüngster Zeit häuften sich Berichte,
dass offenbar fehlerhafte Masken aus China geliefert wurden. Am 27. April
trafen bei der Lieferung in Leipzig auch Masken der Firma Tongchen
Zhengheng Protective Products ein, die laut chinesischem Handelsregister
erst am 18. März 2020 gegründet wurde, bisher offenbar nirgendwo gelistet
ist und deren Shareholder Cheng Ye und Jiang Gao unter keiner Adresse oder
Telefonnummer in China zu finden sind.

Wie sind Sie auf diese Firma gekommen, beziehungsweise warum wurde dieser
Firma trotz solchen Ungewissheiten der Zuschlag gegeben?

Trifft es zu, dass diese Lieferung nicht wie üblich beim chinesischen
Handelsministerium als Export gekennzeichnet wurde?

Gülde: Ich muss ganz ehrlich sagen, zu diesem einzelnen Beschaffungsvorgang
liegen mir jetzt keine Erkenntnisse vor. Eine Antwort müsste ich
gegebenenfalls nachreichen.

Frage: Herr Seibert hat eben gesagt, bei dem Restaurant in Leer und dem
Gottesdienst in Frankfurt seien die Regeln offensichtlich nicht eingehalten
worden. Meine Frage an das BMJV: Gibt es irgendeine rechtliche Grundlage
dafür, Gastwirte oder Kirchenvorsteher haftbar zu machen, wenn es wegen
deren Fehlverhalten zu schweren Erkrankungen oder sogar Todesfällen kommt?

Bereitet sich das Ministerium beziehungsweise die Justiz in Deutschland
diesbezüglich auf eine recht komplizierte Klagewelle vor?

Leber: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich) dass zu Maßnahmen nach dem
Infektionsschutzgesetz das BMG Auskunft gibt. Ganz generell hat sich Frau
Lambrecht zu Schadensersatzklagen so geäußert, dass sie im Einzelfall von
Gerichten zu entscheiden sind, sodass wir uns dazu jetzt nicht weiter
äußern können.

Zusatzfrage: Gern höre ich auch die Meinung des BMG. Aber mich würde
interessieren, ob es in Deutschland möglich ist, jemanden in solchen Fällen
beispielsweise aufgrund von Gesetzen gegen Körperverletzung oder etwas
Ähnliches zu belangen oder ob allein die derzeitigen
Infektionsschutzgesetze, die ja nur Geldstrafen vorsehen, greifen. Ich weiß
nicht, wer dafür zuständig ist.

Leber: Hinsichtlich der strafrechtlichen Vorschriften müsste ich nachhaken.
Dabei kommt es natürlich sehr auf den konkreten Fall und die Rahmenumstände
an. Das kann man so pauschal nicht beantworten. - Vielleicht hat der
Kollege noch etwas zu ergänzen.

Gülde: Ich muss auch sagen, dass ich mich zu einzelnen Tatvorwürfen jetzt
nicht äußern könnte. Grundsätzlich sieht das Infektionsschutzrecht in
bestimmten Bereichen durchaus Ordnungs- und Bußgelder vor. Inwieweit ein
schuldhafter Tatbestand eines Einzelnen vorliegt, müssten tatsächlich die
Gerichte vor Ort klären.

Frage: AFP meldet, das Kanzleramt wolle Kontaktbeschränkungen bis 5. Juni
verlängern. Herr Seibert, können Sie das bestätigen?

StS Seibert: Ich ändere das, was ich hier am Anfang zu den Gesprächen des
Chefs des Bundeskanzlersamts mit den Vertretern der Länder gesagt habe,
nicht aufgrund einer Eilmeldung, sondern ich habe die Haltung der
Bundesregierung dargelegt. Nun warten wir ab, wie Bund und Länder an diesem
Punkt vorankommen.

Frage: Meine Frage geht vor allem an das Justizministerium. Der BGH hat
heute zum VW-Diesel geurteilt. Wie fällt Ihre Reaktion darauf aus? Wie
beurteilen Sie es, dass die Verbraucher jetzt mehr Rechtssicherheit haben?

Leber: Grundsätzlich gilt auch hier, dass wir uns zu konkreten Einzelfällen
und Entscheidungen der Gerichte nicht äußern können.

Zusatzfrage: Mag sich sonst noch jemand äußern? Umwelt und Verkehr sind
beide nicht vertreten. Herr Seibert, Sie vielleicht, weil das ein so großes
Thema ist? - Nein. Okay, ich habe es versucht.

Frage: Herr Seibert, hält die Bundesregierung an den Plänen zur
Unterstützung der Autoindustrie fest, wenn man jetzt auch durch
höchstrichterliches Urteil anerkannt bekommen hat, dass diese Industrie
nachweislich betrogen hat?

StS Seibert: Ich werde mich jetzt zu dem Urteil nicht äußern, das kann
sicherlich das zuständige - - -

Zusatz: Wollte ich auch nicht.

StS Seibert: Genau. - Die Tatsache, dass viel Vertrauen in die
Automobilindustrie verlorengegangen ist und durch Automobilkonzerne auch
verspielt wurde, ist oft genug festgehalten worden; die Bundeskanzlerin hat
sich dazu ja ganz klar geäußert. Genauso ist es eine Tatsache, dass dies
eine Industrie ist, die für Deutschland, für unsere industrielle
Leistungsfähigkeit, für unsere Arbeitsplätze, für unsere gesamte
wirtschaftliche Situation von sehr großer Bedeutung ist. Auch das ist eine
Tatsache.

Nun hat die Bundesregierung - Sie fragen nach Unterstützungen - eine
Arbeitsgruppe mit Vertretern der Bundesregierung, Vertretern der
Automobilindustrie und Vertretern der Gewerkschaften eingesetzt, deren
Aufgabe es ist, miteinander zu beraten, welche Maßnahmen geeignet sein
könnten, um die Automobilkonjunktur zu beleben und gleichzeitig einen
Modernisierungsbeitrag in Richtung innovativer Fahrzeugtechnologien zu
leisten. Über die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe soll dann Anfang Juni
gesprochen werden. Die prüft also nun verschiedene Optionen für solche
konjunkturbelebenden Maßnahmen in der Automobilindustrie, die dann in ein
umfassenderes Konjunkturprogramm, von dem ja heute auch schon die Rede war,
eingebettet werden sollen. Dabei werden auch Vorschläge, die einzelne
Ministerpräsidenten gemacht haben, geprüft.

Zusatzfrage: Wenn Sie von Vertrauen in die Autoindustrie sprechen, reden
Sie dann von dem Vertrauen der Bundesregierung in die Autoindustrie oder
von dem Vertrauen der Bürger?

Haben Sie eigentlich als BPA-Leiter in letzter Zeit eigene Umfragen in
Sachen Autoindustrie und Förderung der Autoindustrie in Auftrag gegeben?

StS Seibert: Das sind ja alles Themen, über die wir hier schon x-mal in den
vergangenen Monaten - eigentlich würde ich fast sagen: Jahren - gesprochen
haben. Beides ist natürlich gemeint: Vertrauen der Verbraucher und auch
Vertrauen der Politik.

Ich kann mich jetzt nicht erinnern, dass es dazu aktuelle Umfragen gäbe,
aber wir geben ja unsere Umfragen nach wenigen Monaten immer sozusagen der
Wissenschaft und damit der Öffentlichkeit zur Kenntnis. Da können Sie
nachschauen.

Zusatz: Monate später!

StS Seibert: Ja, weil die Umfragen, die das Bundespresseamt in Auftrag gibt
- im Übrigen seit vielen Jahrzehnten, weil das eine der Aufgaben dieses
Bundespresseamtes ist -, ja auch zur Arbeit in der Bundesregierung dienen.
Aber wenn Sie interessiert sind, wissen Sie, wo Sie Sie finden, und das ist
eine sehr interessante Fundquelle.

Frage: Herr Seibert und Frau Adebahr, wie ist die Haltung der
Bundesregierung zu den geplanten Sicherheitsgesetz, das Peking in Hongkong
durchsetzen will?

StS Seibert: Wir haben die Meldungen über dieses angekündigte
Sicherheitsgesetz für Hongkong, das ja im Rahmen des nationalen
Volkskongresses letzte Woche angekündigt wurde, zur Kenntnis genommen.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal an die grundlegende Haltung der
Bundeskanzlerin und der Bundesregierung erinnern, die sie letztes Jahr auch
nach einem Gespräch mit dem chinesischen Ministerpräsidenten Li öffentlich
gemacht hatte. Da hat sie gesagt: Es gilt der Grundsatz "ein Land, zwei
Systeme". Auf der Grundlage des Abkommens, das 1984 beschlossen wurde, ist
dann ja auch das sogenannte Basic Law entwickelt worden. Dieses Basic Law
gibt den Bürgerinnen und Bürgern Hongkongs Rechte und Freiheiten, und die
müssen natürlich auch weiter gewährleistet werden. Dieses Abkommen gilt
weiter. Es eröffnet eine ganze Reihe von bürgerlichen Freiheiten, und diese
müssen auch in Anspruch genommen werden können.

Auch die Europäische Union hat in einer ersten Reaktion eine einheitliche
Stellungnahme dazu veröffentlicht und hat noch einmal daran erinnert, dass
wir genau dem, also der Bewahrung des hohen Grades an Autonomie, den
Hongkong gemäß des Basic Laws und im Rahmen des Grundsatzes "ein Land, zwei
Systeme" genießt, eine hohe Bedeutung beimessen.

Die jetzt schon aufgekommene Diskussion und auch Kritik an diesem
chinesischen Vorhaben nehmen wir ernst, und wir sind der Meinung, dass sie
Fragen aufwirft, die China auch klären sollte.

Zusatzfrage: Welche Fragen wären das?

StS Seibert: Es sind genau die Fragen, die sich darauf beziehen, inwieweit
das Basic Law und das, was es den Bürgerinnen und Bürgern Hongkongs
gewährleistet, damit in Übereinstimmung zu bringen ist.

Zusatzfrage: Hat Europa beziehungsweise hat die Bundesregierung überhaupt
eine Chance, diesbezüglich in Dialog mit China einzutreten und positiv im
Sinne der EU und der Bundesrepublik einzuwirken?

Adebahr: Dazu kann ich vielleicht anfügen, dass die EU-Vertretung in Peking
- und das sind alle EU-Mitgliedstaaten, die dort vertreten sind - mit dem
chinesischen Außenministerium in den letzten Tagen zu vielen Themen, aber
auch zu dem geplanten Gesetzesvorhaben, im Gespräch war. Das heißt, wir
haben dort auf Ebene der EU-Delegation - in diesem Fall beim chinesischen
Außenministerium - auch schon das Gespräch zu diesen Fragen gesucht, die
Herr Seibert angesprochen hat.

Frage: Herr Seibert, ist die eingangs von Ihnen erwähnte Konferenz für die
Entwicklungsländer schon eine Geberkonferenz, stehen da eventuell auch
schon Summen im Raum, oder geht es erst einmal darum, Ideen zu sammeln?

StS Seibert: Ich würde da noch einmal auf Sie zukommen, wenn ich Ihnen
schon sehr viel mehr sagen kann. Ich glaube, dass es nicht im klassischen
Sinne eine Geberkonferenz mit einem finanziellen Pledging usw. ist - das
hatten wir jetzt ja auf europäischer Ebene. Aber ich will das, wenn ich
mehr herausfinde, gerne noch nachreichen.

Frage: An das Innenministerium: Die Antikapitalistische Linke kommt ja seit
Jahren im Verfassungsschutzbericht auch des Bundesamts für
Verfassungsschutz vor, der hier von Ihnen und dem
Verfassungsschutzpräsidenten immer wieder vorgestellt wird. Nun wurde
Barbara Borchardt, die die Mitglied in der Antikapitalistischen Linken ist
und die Sie ja als linksextremistisch einstufen, in Mecklenburg-Vorpommern
zur Verfassungsrichterin gewählt. Wie bewerten Sie diese Wahl?

Grünewälder: Erstens: Der Verfassungsschutzbericht für 2019 wird im Juni
vorgestellt; da müssten Sie dann nachlesen, was über diese Vereinigung
darin steht.

Zweitens: Solche Personalentscheidungen der Länder bewerten wir von hier
aus grundsätzlich nicht.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn eine Person, die aus Ihrer Sicht
Linksextremistin ist, in ein Verfassungsgericht eines Bundeslandes gewählt
wird, kümmert Sie das nicht?

Grünewälder: Nein, ich sage, dass Personalentscheidungen der Länder
zunächst einmal in deren Verantwortung stehen und es der Bundesregierung
nicht ansteht, diese zu bewerten.

Frage: Frau Adebahr, der scheidende US-Botschafter Richard Grenell hat auf
seinem Lieblingskanal Twitter davon gesprochen, dass der Druck Amerikas auf
Deutschland aufrechterhalten bleiben würde, auch wenn er jetzt nicht mehr
Botschafter hier ist. Fühlt die Bundesregierung sich von Amerika unter
Druck gesetzt? Wie nimmt man so eine Äußerung auf?

Adebahr: Ich kommentiere die Äußerung des Botschafters auf Twitter nicht.
Wir sind mit den amerikanischen Partnern - das wissen Sie - zu ganz, ganz
vielen Themen im Gespräch. Es gibt Themen, bei denen wir in tiefer
transatlantischer Freundschaft miteinander sprechen und zusammen arbeiten.
Es gibt andere Themen, bei denen es verschiedene Ansichten geben mag. Das
wird in einer langen Partnerschaft mit vielen Partnern auf der US-Seite in
Washington, im Außenministerium, im Weißen Haus auch so bleiben und so
weitergehen.

Frage: Ich drehe den Druck einmal um: Herr Maas hat sich zum Ausstieg der
USA aus dem Open-Skies-Militärabkommen geäußert und gesagt, er werde sich
dafür einsetzen, dass die US-Regierung noch einmal überdenkt. Auch das hört
sich nach "Druck machen" an. Wie wollen Sie das denn schaffen?

Adebahr: Abrüstung und Rüstungskontrolle ist übrigens eines der Themen, mit
denen wir mit der amerikanischen Seite im Gespräch sind. Wir sind - und da
gibt es ganz viele Kanäle: da haben wir Botschaften, da haben wir
Gesprächsforen, da haben wir politische Kontakte - mit der amerikanischen
Seite im Gespräch - übrigens auch in der Nato -, um unsere Position
darzulegen, dass wir diesen Vertrag als wichtig ansehen und dass die
verbleibenden Vertragspartner im Sinne der Transparenz weitermachen werden.
Wir werden dafür werben - so drücke ich es einmal aus -, dass diese
Argumente gehört werden. Die Kündigung der USA wird in sechs Monaten
wirksam, das heißt, es gibt eine gewisse Zeit, in der man noch miteinander
reden kann und schauen kann, was die Beweggründe der jeweils anderen Seite
sind, und noch einmal darlegen kann, warum wir als Bundesregierung und die
anderen Vertragspartner das als einen wichtigen Pfeiler der Transparenz und
der Rüstungskontrolle ansehen und da weitermachen wollen.

Zusatzfrage: Gute Argumente sind ja das Eine, aber welche Druckmittel
wollen Sie denn einsetzen?

Adebahr: Ich finde, gute Argumente sind ein echt cooles Druckmittel.

Montag, 25. Mai 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 25. Mai 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-25-mai-2020-1755150

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





EUROPA/1691: Ratspräsidentschaft darf nicht nur Krisen- sondern muss auch Reformpräsidentschaft sein

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 27. Mai 2020

LINK: Ratspräsidentschaft darf nicht nur Krisen- sondern muss auch
Reformpräsidentschaft sein

Zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft erklärt der europapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Michael Georg Link:



"Die Große Koalition darf sich nicht auf eine reine
Corona-Präsidentschaft beschränken, wie sie Bundesaußenminister Maas
angekündigt hat. Wir brauchen eine entschlossene Initiative der
Bundesregierung zur Unterstützung der ureigenen Stärken der EU, also
vor allem ihres gemeinsamen Binnenmarkts. Diese Ratspräsidentschaft
darf nicht nur Krisen- sondern muss auch Reformpräsidentschaft sein.
Neben dem Wiederaufbau und den neuen EU-Finanzrahmen dürfen andere
dringende Projekte nicht unter den Tisch fallen: Die Reform des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, neue Impulse für die Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik und die zukünftigen Beziehungen zum
Vereinigten Königreich. Ein zweiter wirtschaftlicher Schock durch
einen No-Deal-Brexit muss unbedingt verhindert werden. Es liegt nun
an Bundeskanzlerin Merkel, ob sie sich mit einer erfolgreichen
Ratspräsidentschaft von der europäischen Bühne verabschiedet."

 * 
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INNEN/4884: Brauchen Gesamtkonzept gegen digitale Radikalisierung

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 27. Mai 2020

KUHLE-Statement: Brauchen Gesamtkonzept gegen digitale
Radikalisierung



Der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle gab
zur Polizeilichen Kriminalstatistik und den Fallzahlen für politisch
motivierte Kriminalität folgendes Statement ab:

"[...] Wir müssen leider feststellen, dass die Zahlen im Bereich der
politisch motivierten Kriminalität weiter steigen. Offenbar wächst
das Problem des Rechtsextremismus in dem Land, in dem Walter Lübcke
erschossen worden ist, in dem es rechtsextremistische Anschläge in
Halle und Hanau gegeben hat, weiter an. Das ist ein dramatischer
Befund und deswegen gehört das Thema Rechtsextremismus weiter ganz
oben auf die Agenda der Sicherheitsbehörden. [...] Die
Analysefähigkeit der Sicherheitsbehörden muss ausgebaut werden, wir
brauchen dringend eine Situation, in der offene Stellen auch
tatsächlich besetzt werden und wir müssen auch die digitalen
Kompetenzen unserer Behörden in diesem Bereich weiter ausbauen. In
der Corona-Pandemie besteht die Gefahr, dass das Thema politisch
motivierte Kriminalität in den Hintergrund gerät und das darf nicht
passieren. Wir haben noch im Februar über rassistische Anschläge in
Deutschland diskutiert, jetzt spielt das kaum noch eine Rolle. [...]
Und deswegen muss man sich auch gegen jeden Versuch der Relativierung
wehren, der etwas mit der Arbeit der Sicherheitsbehörden zu tun hat.
Das betrifft die AfD, die dem Verfassungsschutz vorwirft, politisch
motiviert zu arbeiten. Das geht überhaupt nicht, wenn man sich die
Zahlen im Bereich Rechtsextremismus anschaut. Das betrifft aber auch
die Jugendorganisationen von Grünen, Linken und SPD, die eine
Abschaffung des Verfassungsschutzes fordern. [...] Eine Reform ist
gleichwohl erforderlich, insbesondere mit Blick auf die föderale
Struktur des Verfassungsschutzes, aber eine Abschaffung, das wäre
eine unerträgliche Relativierung dieser Arbeit. Insgesamt ist das
Thema Digitalisierung an oberster Stelle. Radikalisierung findet im
Internet statt und wir müssen uns [...] die Frage stellen, was sind
eigentlich die übergreifenden Radikalisierungstendenzen, die es in
Deutschland gibt? Und da braucht es dringend ein Gesamtkonzept gegen
digitale Radikalisierung. [...] Wir brauchen von Bund und Ländern ein
gemeinsames Konzept gegen digitale Radikalisierung. Insgesamt spielt
auch das Thema Antisemitismus eine große Rolle. Leider ist hier auch
ein Aufwuchs der Zahlen zu verzeichnen, der Staat muss hier schnell
handeln, muss zügig zu Verurteilungen kommen und es braucht mehr
Zuständige [...] Abschließend noch ein Wort zu den Zahlen der
Polizeilichen Kriminalstatistik. Hier ist es so, dass wir insgesamt
einen Rückgang verzeichnen, es aber beispielsweise im Bereich der
Kinderpornografie und im Bereich der Widerstandshandlungen gegen die
Staatsgewalt Steigerungen gibt. Es ist ein großes Problem, dass wir
am selben Tag eine Statistik sehen im Bereich politisch motivierte
Kriminalität und eine andere Statistik im Bereich der Polizeilichen
Kriminalstatistik, die eigentlich überhaupt nicht miteinander
vergleichbar sind, weil das eine eine Eingangsstatistik und das
andere eine Ausgangsstatistik ist. Und wenn man eine Debatte in
Deutschland darüber will, wie sicher ist unser Land und was können
wir tun für mehr Sicherheit, dann brauchte man eine übergreifende
Statistik. Es braucht einen periodischen Sicherheitsbericht, der alle
Formen der Kriminalität umfasst. Das ist im Koalitionsvertrag so
vorgesehen und es ist schade, dass die SPD sich hier vom
Koalitionspartner abspeisen lässt. [...]"
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INNEN/4883: Brauchen große Steuerreform und Fortschrittsturbo

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 26. Mai 2020

LINDNER-Statement: Brauchen große Steuerreform und Fortschrittsturbo



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Nach unserer Überzeugung brauchen die Bürger und die Betriebe
jetzt Luft zum Atmen. Darauf haben wir schon vor der Corona-Pandemie
hingewiesen, aber während und erst recht dann nach der Krise ist die
zuvor richtige Forderung nun auch dringlich geworden. Die
CDU/CSU-Fraktion ist dabei, ihre Position zum Solidaritätszuschlag zu
verändern. Ganz offensichtlich ist man in der Union nun bereit, den
Solidaritätszuschlag komplett und auch schon in diesem Jahr
abzuschaffen. Das ist richtig, die Union kann sich in der Frage auf
die Unterstützung der Freien Demokraten verlassen, denn diese
Überzeugung haben wir schon seit Jahren. Der Solidaritätszuschlag ist
seit Anfang dieses Jahres auch verfassungswidrig geworden, deshalb
haben wir ja eine Klage angekündigt. Wir hoffen, dass sich die Große
Koalition insgesamt jetzt die Position, den Soli komplett
abzuschaffen, zu eigen macht. Wir setzen hier auf Einsicht, auch beim
Bundesminister der Finanzen und der Sozialdemokraten. [...] Für uns
ist klar: Selbst wenn der Soli komplett entfallen sollte, ist das
nicht das Ende aller Bemühungen um eine große und notwendige
Steuerreform. Wir wollen und müssen uns auch aus
Gerechtigkeitsgründen mit dem Tarif der Einkommenssteuer beschäftigen
und wir wünschen uns einen Fortschrittsturbo, durch andere
steuerliche Abschreibungsbedingungen, beispielsweise für
Investitionen in den Digitalbereich oder auch für klimafreundliche
Technologien [...]

Das Zweite ist natürlich die Debatte um Öffnungen bei den
Corona-Einschränkungen. Die Debatte ist dort weitergegangen, durch
die Intervention des Ministerpräsidenten Ramelow aus Thüringen. Dass
die Debatte geführt wird, ist richtig. Es ist richtig, eine Debatte
um Öffnungen zu führen. Es ist richtig, immer wieder in Frage zu
stellen, ob Freiheitseinschränkungen noch sinnvoll sind. Es ist immer
richtig zu debattieren, ob es mildere Mittel gibt, um den
Gesundheitsschutz zu rechtfertigen. Wir haben eine sehr gute
Entwicklung bei den Infektionszahlen, deshalb ist es im Prinzip
richtig, von Verboten auf Gebote zu setzen, wenn das regional
verantwortbar ist [...] Unabhängig davon sind Länder und Kommunen
gefordert, jetzt schnellstmöglich den Regelbetrieb von Kitas und
Schulen wieder sicherzustellen. Da geht es um die Bildungschancen von
Kindern und Jugendlichen, da geht es aber auch um belastende
Situation in den Familien. [...] Länder wie Nordrhein-Westfalen und
Sachsen gehen hier vorbildhaft voran [...]

Und zum dritten werden wir uns auch im Deutschen Bundestag in dieser
Woche mit dem Europawiederaufbaufonds beschäftigen, mit den
Vorschlägen von Frau Merkel und Herrn Macron. Wir haben die
Bundeskanzlerin aufgefordert, eine Regierungserklärung abzugeben. Bei
der Dimension der auf Deutschland zukommenden finanziellen
Verpflichtungen und auch angesichts der Veränderungen europäischer
Politik, europäischer Regeln wäre das angezeigt gewesen. [...]
Schließlich ist der deutsche Anteil an solchen Programmen erheblich
und das Parlament als Haushaltsgesetzgeber sollte frühzeitig
eingebunden werden. Bedauerlicherweise sieht es nicht danach aus,
dass die Frau Bundeskanzlerin die Gelegenheit für eine
Regierungserklärung nutzt, deshalb beantragen wir eine Aktuelle
Stunde zu diesem Thema. In der Sache sind wir für europäische
Solidarität und einen kräftigen Investitionsimpuls. Auf der anderen
Seite haben wir aber auch ordnungspolitische Bedenken, wenn es
sozusagen einen Blankoscheck gibt oder Hilfen den Charakter von
Geldgeschenken ohne Bedingungen annehmen können. Der Vorschlag der
'Sparsamen Vier' nach einem Notfallfonds, der auf der Basis von
zurückzuzahlenden Darlehen basiert, geht in die richtige Richtung.
[...] Es wird natürlich eine Kompromissbildung in Europa geben
müssen, die auf der einen Seite europäische Solidarität und
Zusammenhalt in den Blick nimmt und auf der anderen Seite aber
ordnungs- und finanzpolitisch vernünftig bleibt. [...]

Die Situation in Hongkong muss debattiert werden, sie ist
besorgniserregend. Im Schatten der Corona-Pandemie ist die Pekinger
Führung dabei, den besonderen Status von Hongkong zu verändern. Die
chinesische Regierung verstößt gegen das Prinzip 'Ein Land, zwei
Systeme'. Das muss in bilateralen Gesprächen und öffentlich von der
Bundesregierung auch thematisiert und scharf kritisiert werden. Da
wird Recht gebrochen, da werden Zusagen gebrochen. Unser Land sollte
an der Seite derjenigen stehen, die sich für ihre demokratischen
Rechte, die sich für Menschenrechte einsetzen. Die Bundesregierung
sollte vor dem Hintergrund auch nicht zögern, den chinesischen
Botschafter hier in Berlin einzubestellen und ihn zu befragen nach
der Haltung der chinesischen Regierung und nach dem Verständnis von
Vertrags- und Rechtstreue, das gegenwärtig in Peking besteht. Und
eine zweite Initiative bringen wir ein zum Thema BND-Urteil. [...]
Konkret wollen wir die sogenannte G-10-Kommission zur Kontrolle der
Nachrichtendienste ausbauen und wir wollen dort anstelle eines
Richtervorbehalts eine Genehmigung der Kontrolle [...] Über das
hinaus ist aus unserer Sicht sinnvoll, und wir beantragen das, einen
parlamentarischen Beauftragten für die Kontrolle der
Nachrichtendienste einzusetzen. Durchaus vergleichbar mit dem Amt des
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages [...] Und unser dritter
Antrag beschäftigt sich mit dem Blutspendeverbot für homosexuelle und
transgeschlechtliche Menschen, das wollen wir abschaffen. Hier geht
es um eine pauschale Diskriminierung von homo- und bisexuellen
Menschen beziehungsweise transgeschlechtlichen Personen und Männern
bei der Blutspende, das wollen wir beenden. Diese Diskriminierung ist
unbegründet und passt nicht in die Zeit [...]"

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1201: Landwirtschaftsausschuss beschließt Änderung des Jagdgesetzes (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 49/2020

Landwirtschaftsausschuss beschließt Änderung des Jagdgesetzes

Gesetz soll zukunftsfähiger und effizienter werden



Stuttgart. Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Landtagsplenum, dem Gesetz zur Änderung des Jagd- und
Wildtiermanagementgesetzes zuzustimmen. Einen entsprechenden Beschluss
fasste das Gremium mit den Stimmen von Grünen, CDU und SPD in seiner
Sitzung am Dienstag, 26. Mai 2020. "Mit den Änderungen wird das Ziel
verfolgt, das Jagd- und Wildtiermanagement zukunftsfähiger und
effizienter zu gestalten", sagte der Ausschussvorsitzende Martin Hahn
(Grüne).

Mit dem Gesetzentwurf wird laut Hahn das Wildschadensersatzrecht
dahingehend geändert, dass die Wildschadensverhütung sowie eine
bessere Kommunikation und Zusammenarbeit aller Beteiligten gefördert
werden. Das Verfahren zur Geltendmachung des Wildschadens und die
Ersatzpflicht der Verfahrenskosten würden neu geregelt. Außerdem werde
das Institut der Stadtjägerin und des Stadtjägers geschaffen, die oder
der konzeptbasiert in Fragen des Wildtiermanagements berät und nach
festgelegten Maßgaben die Jagd in befriedeten Bezirken ausüben darf.

Weiterhin würden die Handlungsmöglichkeiten für eine Verringerung der
Störung und Beunruhigung von Wildtieren geschaffen. Die
Handlungsmöglichkeiten zur Tierseuchenprävention und
Tierseuchenbekämpfung werden erweitert sowie die allgemeine Schonzeit
um zwei Wochen vorverlegt. Die untere Jagdbehörde könne anordnen, dass
die jagdausübungsberechtigte Person, unabhängig von den Vorschriften
zu Jagd- und Schonzeiten, innerhalb einer bestimmten Frist in
bestimmtem Umfang den Wildtierbestand zu verringern oder einzelne
Wildtiere zu erlegen hat, wenn dies mit Rücksicht auf überwiegende
Gründe des öffentlichen Interesses, insbesondere auf die Interessen
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und die Belange des
Naturschutzes, der Landschaftspflege, zur Bekämpfung von Tierseuchen
oder zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit notwendig
ist. Die jagdausübungsberechtigte Person hat eine unverzügliche
Bejagung der betroffenen Wildtierarten durch Dritte gemäß den Vorgaben
der unteren Jagdbehörde zu dulden, wenn dies zur Bekämpfung von
Tierseuchen geboten ist.

Wie Hahn weiter ausführte, trat das Jagd- und Wildtiermanagementgesetz
am 1. April 2015 in Kraft. Es regelt die Ziele der Jagd, bringt die
gesellschaftlichen, ökologischen und ökonomischen Belange mit den
heimischen Wildtierpopulationen in Einklang und dient dem Tierschutz.
Mit dem Gesetz hat das Land von seiner Kompetenz Gebrauch gemacht, für
das Jagdwesen ein eigenes Landesgesetz zu schaffen.

 * 
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HAMBURG/5159: Arztbesuche müssen für alle Menschen möglich werden (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Mai 2020

Arztbesuche müssen für alle Menschen möglich werden



Der Zugang zu medizinischer Versorgung ist für alle Menschen
existenziell. Das ist nicht neu, aber Corona führt es noch einmal sehr
deutlich vor Augen. Deshalb fordert DIE LINKE heute in der
Hamburgischen Bürgerschaft mit einem Antrag (Drs. 22/226) die
Einführung eines so genannten anonymen Krankenscheins, der auch ohne
Krankenversicherung zum Besuch von Ärzt_innen berechtigt. "Im
Grundgesetz gibt es das Recht auf Gesundheit für alle Menschen. Aber
tatsächlich lebt in Hamburg eine hohe Anzahl von Menschen, die dieses
Recht nicht oder nur sehr eingeschränkt wahrnehmen können", erklärt
Stephanie Rose, die sozialpolitische Sprecherin der Fraktion. "Denn
dem theoretischen Anrecht steht ihre sehr reale Angst vor einer
Abschiebung gegenüber, wenn sie sich um eine Versicherung bemühen."

Nach Schätzungen des Diakonischen Werks von 2009 lebten in Hamburg
bereits damals etwa 22.000 Menschen ohne Papiere. Bei der
Obdachlosenbefragung 2018 gab mehr als die Hälfte an, keine
Krankenversicherungskarte zu besitzen. Zusätzlich erschwert wird die
Lage für Menschen ohne Versicherung, weil viele auf sie
zugeschnittenen Projekte und Hilfsangebote ihre Angebote aufgrund der
Corona-Pandemie einstellen oder reduzieren mussten. Auch ist nicht
geklärt, wie sie sich auf Covid-19 testen lassen können, ohne dafür
eine große Unterkunft aufsuchen zu müssen.

"Berlin hat auf die desolate medizinische Versorgung von Menschen ohne
Papiere reagiert und einen anonymen Krankenschein eingeführt", so
Rose. "Hamburg hat mit der Clearingstelle die dafür notwendige
Infrastruktur - auch eine kurzfristige Lösung ist also möglich. Jeder
Mensch hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, der
Zugang zu medizinischer Versorgung ist nicht verhandelbar!"

 * 
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HAMBURG/5158: Sternbrücken-Neubau - Volle Transparenz muss her (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Mai 2020

Sternbrücken-Neubau: Volle Transparenz muss her!



Die Kritik am geplanten Neubau der Sternbrücke in Altona wächst: Der
riesige Bau erschlägt den Stadtteil, erhöht entgegen der
klimapolitischen Ziele die Verkehrsbelastung, und die Menschen, die
dort leben, dürfen nicht mitreden. Erfreulicherweise kritisiert jetzt
mit Mathias Petersen auch ein führendes SPD-Mitglied das Fehlen der
Bürger_innenbeteiligung.

"Es muss doch eigentlich jedem klar sein, dass die Menschen im
Stadtteil beteiligt werden müssen", erklärt Norbert Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Für sie macht
es einen Riesenunterschied, ob in Zukunft noch mehr Verkehr ungebremst
auf vier Spuren die Stresemannstraße runterrauscht. Wir fordern
Transparenz: Wie kam es zu der Entscheidung, diese Monsterbrücke zu
bauen, obwohl offenbar Alternativen möglich sind? Wie soll ein
angemessenes Beteiligungsverfahren aussehen?" Diesen und weiteren
Fragen geht der Wahlkreisabgeordnete aus Altona mit einer gestern
eingereichten Anfrage an den Senat nach.

 * 
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HAMBURG/5157: Konjunkturprogramm bringt nichts ohne politisches Umdenken (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Mai 2020

Konjunkturprogramm bringt nichts ohne politisches Umdenken



In der heutigen Aktuellen Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft
stellen die Grünen Forderungen für ein Konjunkturprogramm des Bundes
auf - "Nachhaltigkeit", "Aufbruch" und "Zukunft" sind ihre
Schlagworte.

"Was soll ein nachhaltiges Bundesprogramm denn bringen, wenn dieser
Senat nicht mal seine eigenen Ausbaupläne erfüllt, wie bei den
Radwegen? Auch mehr Geld ändert nichts, wenn man fachlich nicht fähig
ist", sagte in der Debatte der umweltpolitische Sprecher der Fraktion
DIE LINKE, Stephan Jersch. "Die Grünen hoffen auf Geld, dass sie
selbst trotz Klimakrise nicht zu investieren bereit waren. Damit
wollen sie dann einen grünen Erker auf ihre betongraue Politik
aufsetzen - ohne den nötigen Unterbau, ohne ein politisches Umdenken
wird das ein teures Scheitern."

 * 
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HAMBURG/5156: Bezirks-Bürger_innenentscheide endlich verbindlich machen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 27. Mai 2020

Bezirks-Bürger_innenentscheide endlich verbindlich machen!



Insbesondere SPD und Grüne geben seit vielen Jahren Lippenbekenntnisse
ab, den Bürger_innenwillen in den Bezirken stärken zu wollen. In der
heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft fordert sie DIE LINKE
mit einem Antrag auf, endlich Ernst zu machen. "Alle Abgeordneten
haben heute Nachmittag die Gelegenheit, sich den Zielen der
Volksinitiative 'Bürgerbegehren und Bürgerentscheide verbindlich
machen' anzuschließen - dazu beantragen wir eine namentliche
Abstimmung", erklärt die verfassungspolitische Sprecherin der
Fraktion, Carola Ensslen. Bisher sind erfolgreiche
Bürger_innenbegehren und -entscheide nur begrenzt bindend, der Senat
kann sie jederzeit faktisch außer Kraft setzen - was er auch häufig
tut, so z.B. mit den erfolgreichen Begehren zum Erhalt der Bücherhalle
Iserbrook (2009), des Beachclubs in Harburg (2015/16) und des Freibads
Rahlstedt-Wiesenredder (2018).

"Es ist höchste Zeit, dass dieses respektlose Verhalten des Senats
gegenüber engagierten Bürger_innen ein Ende findet", fordert Ensslen.
"Wenn monatelange Bemühungen der Menschen um Mitgestaltung in ihrem
Stadtteil dank zentralistischer Strukturen zunichte gemacht werden
können, hat das für mich wenig mit Stärkung des Bürger_innenwillens zu
tun. Für eine demokratische Entwicklung der Stadt und eine Kultur der
Partizipation ist es wichtig, dass der Senat nur noch bei
Entscheidungen mit echtem gesamtstädtischem Charakter reinreden darf.
Das sind wir den Initiativen schuldig, die sich seit Jahren in die
politische Willensbildung einbringen, dazu müssen sich alle
Abgeordneten heute namentlich positionieren."
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RHEINLAND-PFALZ/5495: Neustart nach Corona muss sozial und klimaneutral sein (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 27.05.2020

Aus der Krise lernen: Neustart nach Corona muss sozial und
klimaneutral sein



Zur Regierungserklärung von Ministerpräsidentin Malu Dreyer in der
heutigen Plenarsitzung zum Coronavirus in Rheinland-Pfalz erklärt der
Vorsitzende der GRÜNEN Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun:

"Mehr als 40 Verbände und Organisationen haben heute in einem 'Mainzer
Appell' mehr Engagement für wirksamen Klimaschutz, eine ökologische
Verkehrs- und Ernährungswende sowie für eine zukunftssichere
Arbeitswelt und Wirtschaft gefordert. Dem schließen wir uns gerne an:
Wir müssen unser Land jetzt für die Zeit nach der Pandemie krisenfest
aufstellen und den Unternehmen und Betrieben eine nachhaltige und
klimafreundliche Perspektive schaffen. Wir können aus der Coronakrise
lernen und die Chance nutzen, den Neustart der Wirtschaft gut
vorbereitet von Beginn an sozial gerecht und ökologisch zu gestalten.
Das bedeutet auch, Fördermittel an Nachhaltigkeits- und
Klimaschutzkriterien zu knüpfen."

Bernhard Braun weiter: "Auch wenn in vielen Bereichen unseres Alltags
inzwischen wieder mehr möglich ist, haben wir die Corona-Pandemie noch
lange nicht überstanden. Wir freuen uns, dass im öffentlichen Leben
nach und nach etwas mehr Normalität einkehrt. Doch Vorsicht ist
weiterhin geboten: Abstandsregelungen und die Pflicht zum Tragen eines
Mund-Nase-Schutzes bleiben aus unserer Sicht weiter notwendig. Wichtig
ist im Zuge von Lockerungen eine erweiterte Teststrategie, um den
Überblick über die Neuinfektionen mit dem Coronavirus zu behalten und
schnell und gezielt auf das Ausbruchsgeschehen reagieren zu können."

 * 
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BILDUNG/1546: Allianz für Ausbildung - Warteschleife statt Überholspur

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Allianz für Ausbildung - Warteschleife statt Überholspur



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt ist ernst. In ihrer Erklärung
unternimmt die Allianz für Aus- und Weiterbildung erste Schritte um
Auszubildenden und Betrieben zu helfen. Weitere Maßnahmen sind im
geplanten Konjunkturpaket notwendig.

"Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Allianz für Aus- und
Weiterbildung endlich zusammengekommen ist und ihr Selbstverständnis
als Corona-Taskforce definiert hat. Mit ersten Maßnahmen kann
Auszubildenden und Betrieben in der Krise geholfen werden. Der
positive Bezug zu bereits bestehenden Instrumenten wie wirtschaftliche
Hilfsprogramme oder das Kurzarbeitergeld ist erfreulich, zumal es sich
dabei um gutes Regierungshandeln SPD-geführter Ministerien handelt.
Gleichzeitig setzen wir uns für weitere Maßnahmen für die Zukunft der
Ausbildung ein.

Ziel muss es sein, dass Ausbildung tatsächlich stattfindet und
Auszubildende ihren Abschluss machen können. Wir wollen keine
unnötigen Warteschleifen für Azubis, sondern eine Sicherung der
Ausbildungsvergütung und eine konkrete Perspektive für betriebliche
und außerbetriebliche Ausbildungsplätze sowie für die überbetriebliche
Ausbildung.

Deswegen begrüßt die SPD-Bundestagsfraktion, dass unsere Forderungen
allgemein aufgegriffen wurden, wie die Übernahmeprämie für Firmen, die
Azubis aus Insolvenzbetrieben auffangen und die Förderung von Verbund-
beziehungsweise Auftragsbildung. Wir setzen uns dafür ein, konkretere
Maßnahmen im Konjunkturprogramm zu verankern. In diesem Zug ist die
Allianz für Aus- und Weiterbildung gefordert, verbindlichere
Verabredungen zwischen den Sozialpartnern und der Bundesregierung zu
vereinbaren."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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HERRSCHAFT/1894: Gewerkschaft - bleib bei deinen Leisten ... (SB)



Es geht die Mär um, in Deutschland erfahre die harte Arbeit
geringverdienender Beschäftigter im Schlachthof, an den Kassen und
Regalen der Supermärkte, auf den Feldern und hinter dem Lenkrad der
LKWs neue Wertschätzung. Allein daß es dazu der Voraussetzung der
tiefsten gesellschaftlichen Zäsur seit dem Zweiten Weltkrieg bedarf,
verweist auf den märchenhaften Charakter dieser Erzählung. Ist schon
die Inanspruchnahme dienstbarer Geister in den Servicewüsten der
neofeudalen Dienstleistungsgesellschaft von der Unsichtbarkeit der
neuen DienerInnen gekennzeichnet, so gilt das für die ArbeiterInnen
hinter den Mauern der Schlachtfabriken und auf den Feldern der
Agrarindustrie erst recht. Sie an der Front der Wertschöpfung
regelrecht ausbluten zu lassen, indem der Warencharakter der Arbeit
konsequent durch die Austauschbarkeit ihrer Subjekte vollzogen wird,
bleibt als Voraussetzung erschwinglicher Preise im monopolistisch
organisierten Einzelhandel unhinterfragt. Nicht zuletzt
einkommensarme ArbeiterInnen tätigen dort ihre Einkäufe und müssen
aufgrund geringer Zahlungskraft damit einverstanden sein, daß auf dem
Rücken der Landwirte, der Tiere und ihrer selbst die vielgescholtenen
Billigwaren erzeugt werden.

Wenn plötzlich das Loblied auf die "ehrliche" Arbeit am Band, am
Krankenbett und im Lager gesungen wird, dann dient das zur
Beschwichtigung eines Widerstandspotentials, dessen Wirkmächtigkeit
aus der zugestandenen "Systemrelevanz" zwingend hervorgeht. Dennoch
bleibt die für die Fleischindustrie zuständige Gewerkschaft NGG bei
ihren sozialpartnerschaftlichen Leisten und begrenzt ihre Forderungen
nach der Abschaffung von Werkverträgen auf den Kernbereich der
Unternehmen, die aus dieser kostengünstigen Beschäftigungsmöglichkeit
ein lukratives Geschäftsmodell gemacht haben. So weit, so gut, könnte
das doch immerhin zur Folge haben, daß einige der ArbeitsmigrantInnen
aus Osteuropa, die bisher auf der Basis von Werkverträgen ausgebeutet
wurden, eine Festanstellung mit entsprechenden Sozialgarantien
erhalten.

Was bisher als eine Art Paketlösung über Werkvertragsunternehmen und
diese wiederum repräsentierende Vermittlungsfirmen kostengünstig
organisiert wurde, bleibt auch nach Abschaffung dieser
Beschäftigungsform eine Variation politisch und rechtlich
ausdifferenzierter Ausbeutung durch Arbeit. Erfolge auf diesem
Gebiet, zumal errungen durch Umstände, die weit außerhalb der
Reichweite der Betroffenen liegen, können den Schmerz der Niederlage,
auf eine Verfügungsmasse des Kapitals reduziert zu werden, nur
bedingt lindern. Sich damit zufriedenzugeben hieße zudem, die Kette
unternehmerischer Kostensenkungspolitik nicht so wirksam zu
unterbrechen, daß das Verwertungsmodell der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft grundsätzlich in Frage gestellt wird.

Das Drehen an der Preisschraube der Produkte und Leistungen trifft am
Ende wieder diejenigen, die ihre Existenz durch Billigangebote
sichern müssen und im Notfall noch kostenlose Nahrungsmittel bei den
Tafeln abholen können. Wie man die Decke auch zieht, sie reicht nicht
dazu aus, alle Körperteile vor Kälte und Hunger zu schützen. Ihr
prinzipieller Webfehler, in der Abstraktion von Geld und Arbeit über
keinerlei wärmende Substanz zu verfügen, wird durch Zerren und Ziehen
nur noch schlimmer spürbar. Es handelt sich um ein von Angst und
Zwang bestimmtes Herrschaftsinstrument, das als sinngebenden
Existenzzweck zu propagieren auf die toten Gleise nicht mehr enden
wollender Erschöpfung, endemisch gewordener Depression, chronischer
Erkrankung, entfremdeter Körperlichkeit, wahlloser
Aggressionsausbrüche und jegliches Interesse an Emanzipation und
Widerstand abtötenden Konsums echter wie kulturindustriell
simulierter Drogen führt.


In kommenden Kämpfen ...

Da der epochale Einbruch der Coronapandemie mit hinlänglicher
Gewißheit klargestellt hat, daß die EigentümerInnenklasse wenig bis
nichts für die Sicherung angemessener und gleichberechtigter
Daseinsvorsorge tut, sondern im System privat angeeigneter
Produktionsmittel und internationaler Arbeitsteilung jedem
erdenklichen Kostenvorteil nachjagt, steht eigentlich die offene
Konfrontation mit dieser Zumutung auf der Tagesordnung. Statt sich
darüber zu freuen, für die tagtägliche Plackerei endlich auch einmal
gelobt zu werden, wäre die Frage danach, was daraus für die Zukunft
folgt, das mindeste an notwendigem Widerspruch.

So wäre eine Kampagne aller Gewerkschaften gegen die Nutzung von
Werkverträgen, bei denen für gleiche Arbeit ungleicher Lohn bezahlt
würde, das Minimum einer Einstiegsforderung gewesen, die die
Glaubwürdigkeit der ArbeiterInnenvertretungen als RepräsentantInnen
der Klasse und nicht KomanagerInnen nationaler Standortpolitik hätte
wiederherstellen können. Ohne auch nur entfernt die Machtprobe zu
wagen geben sie den Platz an der Spitze einer Bewegung, die für
selbstorganisierte und selbstbestimmte Arbeit nach Maßgabe
sozialökologischer Erfodernisse kämpft, sicherlich auch deshalb
preis, weil der Giftschrank angeblich gescheiterter Utopien
verschlossen bleiben soll.

Wie die angeblich coronabedingte Ausweitung der
Höchstarbeitszeitregelungen in Landwirtschaft und
Nahrungsmittelindustrie, das generalstabsmäßig organisierte
Herankarren gegen Kontakte mit der Bevölkerung hermetisch
abgeschotteter ArbeitsmigrantInnen, die Stärkung des nationalen
Kommandos durch die Renationalisierung der Pandemiebekämpfung und die
notstandsbedingte Lähmung aller Formen sozialen Widerstandes zeigen,
soll es gerade nicht dazu kommen, daß die Belegschaften ihre
Kampfkraft - womöglich in internationaler Solidarität über die
Landesgrenzen und die ihnen aufoktroyierte Standortkonkurrenz hinweg
- wiederentdecken.

Die sich abzeichnende Neuauflage eines diesmal nicht ideologisch an
der Systemkonkurrenz mit der DDR, sondern am weit unangreifbareren
Notstand der Pandemie ausgerichteten Klassenkompromisses hat
allerdings weit weniger als zuvor an versprochenem Konsum und
Wohlstand im petto. Die bereits spürbaren Verteuerungen und
Lieferausfälle bei einzelnen Nahrungsmitteln und der prognostizierte
Rückgang der nationalen Wirtschaftsleistung norden alle Beteiligten
auf Bescheidenheit zugunsten des deutschen Nationalkollektivs ein.
Daß damit keine Revision der herrschenden Eigentumsordnung gemeint
ist, um von einer Revolution gegen das Lohndiktat ganz zu schweigen,
wird durch die nationale Konstitution des Krisenmanagements
vorausgesetzt und durch milliardenschwere Unternehmenssubventionen,
bei denen staatlicherseits auch noch auf das Erheben wirksamer
Sozialforderungen verzichtet wird, unterstrichen.

Die vermeintlich neue Wertschätzung harter Arbeit, mit deren
"Ehrlichkeit" immer schon die Forderung nach Unterwerfung unter die
Interessen des Unternehmens und die Räson des Staates gemeint war,
zielt auf die Schaffung von Akzeptanz für eine Mangelordnung ab, bei
der den Arbeitenden ein noch größerer Teil des von ihnen produzierten
Wertes zur Finanzierung angeblich coronabedingter Einbrüche des
Wirtschaftswachstumes genommen wird. Den Materialschlachten künftiger
Wirtschaftskriege geht nicht einmal mehr die Aussicht auf
erfolgreiches Beutemachen voraus, denn der Berg unbewältigter
existenzbedrohender Krisen könnte kaum höher sein. Darin
unterscheidet sich der globale Kontext von kapitalistischer
Überproduktion bedrohter Lebensgrundlagen kaum noch von der
persönlichen Perspektive in einer Arbeitsgesellschaft, in der das
Ende durch Lohnarbeit garantierter Lebenssicherung angestrengt
ignoriert wird, um sich keiner Zukunft stellen zu müssen, in der die
Menschen selbst über die gesellschaftlich notwendige Arbeit verfügen.


... zu kollektiver Streitbarkeit gelangen

Wer in nur geringer Fallhöhe über jenen Elendsexistenzen schwebt, die
mit den Arbeitsmarktreformen der rot-grünen Bundesregierung zum
Schreckgespenst des sozialen Absturzes aufgebaut wurden, ändert mit
einem Kreuz auf einem Wahlschein oder einem Klick auf einer Petition
nichts an seiner Lage. Die mit Werkverträgen und Leiharbeit
eingezogenen Bruchlinien haben keine andere Funktion als das
Mangelregime Hartz IV, lohnabhängige Menschen in Konkurrenz zueinander
zu bringen. Es gilt das Wissen darum, daß niemand als LohnempfängerIn
geboren wird, aus den Annalen verlorengegangener Erinnerung zu tilgen
und die bloße Ahnung, daß kollektive Kampfkraft weiterführen könnte,
im Keim zu ersticken.

Um einer Neuformierung der schon zuvor von Austerität ausgezehrten
Gesellschaft wirksam entgegenzutreten und dabei nicht zu vergessen,
daß die Reichtumsproduktion in den hochproduktiven Weltregionen ohne
die in großen Teilen der Welt verrichtete Sklavenarbeit
zusammenbräche, wäre eine Politisierung der Gewerkschaften dringend
erforderlich. Nicht im Sinne eines neutralen gesellschaftlichen
Diskurses, sondern einer klassenbewußten Streitbarkeit, die immun ist
gegen die Korrumpierung durch den Aufruf zu nationaler Einheit im
Zeichen der Krise wie zu jedem anderen Anlaß. Sich von soziologischen
Betrachtungen zu verabschieden und die Klasse als Subjekt von Kämpfen
wiederzuentdecken, das in den abgehängten, prekarisierten,
verrückten, behinderten, nicht gesellschaftsfähigen, auf Geschlecht
und Patriarchat pfeifenden, aller Konformität und Unterwerfung
überdrüssigen Menschen zu sich kommt, wäre ein Fortschritt, bei dem
kein Seitenblick mehr an die peinliche Berührtheit mancher Linken
verschwendet werden muß, die soziale Revolution, Anarchismus und
Kommunismus nicht im Munde führen wollen, weil es sie an die
unabgegoltenen Aufgaben der eigenen Vergangenheit erinnert. Auch wenn
Verzweiflung, Zorn und Mut fehlen, das Unmögliche zu wagen, bleibt
nichts, als gerade das zu tun.

27. Mai 2020
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RAUB/1245: Istanbul - ein Baudenkmal für den Präsidenten ... (SB)



Ob es denen gefällt oder nicht, Kanal Istanbul wird gebaut. Wir
werden nicht zulassen, dass Menschen ohne Visionen, die keine Ziele,
keine Liebe und Hoffnung für unser Land haben, uns davon abbringen.
Wir werden uns niemals mit der bösartigen Agenda der Opposition
befassen, weil wir keine einzige Sekunde verschwenden
wollen.

Recep Tayyip Erdogan [1]

Unter all den gigantomanischen Megabauwerken Recep Tayyip Erdogans ist
dieses Prestigeprojekt sein erklärter "Traum", den selbst er als
"verrückt" bezeichnet. Was könnte die Allmachtsphantasien des Despoten
im türkischen Präsidentenpalast treffender widerspiegeln als der Kanal
Istanbul, die Erschaffung eines zweiten Bosporus, der sich mitten
durch die 16-Millionen-Metropole schlängelt. Der oppositionelle
Istanbuler Bürgermeister Ekrem Imamoglu spricht hingegen von einem
"Desaster", einem "Verrat" und "Mord" an der größten Stadt des Landes.
Er will den Bau unbedingt verhindern. Experten warnen vor den immensen
Kosten des Vorhabens, irreparablen Schäden am Ökosystem und einer
Gefährdung der Trinkwasserressourcen. Kritiker werfen der Regierung
zudem vor, die Arbeit an den Brücken, die über den Kanal führen
sollen, inmitten der Corona-Krise ausgeschrieben zu haben. Ankara
treibe das Projekt voran, obwohl die Pandemie negative Folgen für die
ohnehin schon schwer angeschlagene Wirtschaft haben werde. [2]

Mit der Zauberformel "Türkiye büyüktür" (Die Türkei ist groß) und
kraft seines autokratischen Präsidialregimes hofft Erdogan, sich mit
überdimensionierten Infrastrukturprojekten als Monumenten seiner Macht
zu verewigen, seine Landsleute auf nationalistischen Größenwahn
einzuschwören und die Türkei bis 2023, hundert Jahre seit Gründung der
Republik, in die Liga der weltweit zehn größten Wirtschaftsmächte zu
katapultieren. In der Errichtung imposantester Bauwerke sieht er einen
unabweislichen Schlüssel, die Ökonomie vom Feldherrnhügel aus zu
befehligen, alle Widerstände mit harter Hand niederzuwerfen,
gewachsene Urbanität im Dienst brachialster Modernisierung zu
schleifen und eine Infrastruktur der Superlative zu erschaffen. Daß er
Milliarden an Steuergeldern in ein Wachstum auf tönernen Füßen pumpt,
mafiöse Verfilzungen von Staat und Sektoren der Baubranche
alimentiert, nebenbei seinen Familienclan bereichert, massive
Umweltzerstörungen herbeiführt, sklavenähnliche Arbeitsbedingungen
erzwingt und auch dabei über Leichen geht, liegt auf der Strecke.

Anfangsglied in der Kette höchst waghalsiger Bauvorhaben Erdogans war
der erste transkontinentale Tunnel der Welt, der 2013 und damit
rechtzeitig zum 90. Geburtstag der Republik eröffnet wurde. Der
Bahntunnel verläuft als 14 Kilometer lange Röhre unter Bosporus,
Schwarzem Meer und Marmarameer, die S-Bahnen können stündlich bis zu
75.000 Menschen transportieren. Technisch war der Bau enorm aufwendig,
was sich in Kosten von mehr als 2,5 Milliarden Euro niederschlug. Da
sich in nur 20 Kilometer Entfernung die berüchtigte Nordanatolische
Verwerfungszone befindet, wird befürchtet, daß der Tunnel nicht gegen
die zahlreichen Erdbeben in der Region gewappnet sei.

Der Präsidentenpalast in Ankara wurde 2014 fertiggestellt und von
Erdogan an seinem Geburtstag eingeweiht. Natürlich ist Ak Saray - der
"Weiße Palast" - größer als der Buckingham Palace, der Élysée in Paris
oder das Weiße Haus. Die steingewordene Machtdemonstration verfügt auf
etwa 40.000 Quadratmetern über rund 1000 Zimmer. Es soll einen
unterirdischen Fluchtweg geben, einen abhörsicheren Bunker und vieles
mehr. Je nach Quelle soll das pompöse Dienstgebäude zwischen 270 und
400 Millionen Euro verschlungen haben. Erdogan setzte sich damit über
Gerichtsurteile und Gesetze hinweg, nachdem das höchste türkische
Verwaltungsgericht den Bau verboten hatte, weil das Gebäude mitten in
einem Naturschutzgebiet steht.

Auf einem Hügel über dem asiatischen Teil Istanbuls wurde binnen drei
Jahren die Camlica-Moschee errichtet, die größte Moschee der Türkei.
Sie hat die höchsten Minarette der Welt - vier Türme mit je 107,1
Metern Höhe, zwei weitere mit 90 Metern. Die 107,1 Meter verweisen auf
das Jahr 1071 - damals kam es zur Schlacht von Manazgirt, bei der die
Seldschuken die christlichen Byzantiner besiegten und damit die
Eroberung Anatoliens durch die Türken einleiteten. Der gewaltige
Sakralbau für bis zu 60.000 Gläubige thront als Prestigeobjekt über
Istanbul und signalisiert den säkularen Bevölkerungsteilen gleichsam
die zunehmende Islamisierung des Landes.

Ende August 2016 wurde nach knapp vierjähriger Bauzeit die dritte
Brücke über den Bosporus eröffnet. Eine achtspurige Fahrbahn und zwei
Gleistrassen verbinden den europäischen und den asiatischen Teil von
Istanbul. Die breiteste und mit 322 Metern an der Spitze ihrer Pfeiler
höchste Brücke der Welt ist nach Yavuz Sultan Selim (1470-1520)
benannt. Er ist auch als "der Grausame" bekannt, da er Krieg gegen
Persien führte, Truppen nach Kairo und Aleppo entsandte sowie
Blutbäder unter Aleviten und Schiiten anrichtete. Das imposante
Bauwerk soll die Steuerzahlenden rund drei Milliarden Euro gekostet
haben. Auch diesem Projekt fielen große Waldgebiete zum Opfer, die
Gefährdung wichtiger Trinkwasserreservoirs wurde in Kauf genommen.

Ein weiteres fragwürdiges Prestigeprojekt ist die 2017 in Angriff
genommene Canakkale-Brücke. Das auf 2,4 Milliarden Euro veranschlagte
Bauwerk soll die Dardanellen überspannen und mit einer Spannweite von
über zwei Kilometern die längste Hängebrücke der Welt werden. Die
Eröffnung ist für 2023 geplant, das Jahr des Jahrhundertjubiläums.

Zu den Bauvorhaben, die 2018 auf den Weg gebracht wurden, gehört der
"Große Istanbul Tunnel", der erste dreistöckige Unterwassertunnel der
Welt. Er wird unter dem Bosporus das europäische Ufer Istanbuls mit
der asiatischen Seite verbinden. Nach der für 2020 geplanten
Fertigstellung sollen auf der untersten und der obersten Ebene der
Röhre Autos auf zwei Fahrspuren in jeweils einer Richtung fahren.
Dazwischen verlaufen im mittleren Stockwerk des Tunnels zwei Gleise
für die U-Bahn. Pro Tag sollen 120.000 Autos die 6,5 Kilometer lange
Röhre durchfahren.

Der neue Großflughafen Istanbul wurde in nur viereinhalb Jahren
Bauzeit aus dem Boden gestampft und nahm am 29. Oktober 2018, dem Tag
der Republik, den eingeschränkten Betrieb auf. Im April 2019 löste er
den Flughafen Istanbul-Atatürk als größten Flughafen der Türkei ab.
Als supermodernes Luftfahrtdrehkreuz am Bosporus ist er mit zwei
Pisten zunächst für 90 Millionen Passagiere ausgelegt, in etwa einem
Jahrzehnt soll er mit sechs Start- und Landebahnen und jährlich 200
Millionen Passagieren zum weltgrößten Flughafen aufsteigen. Wie nicht
anders zu erwarten liefen die Kosten völlig aus dem Ruder: Wurden
ursprünglich sieben Milliarden Euro kalkuliert, belaufen sich die
Schätzungen heute bis zur letzten Ausbaustufe auf 32 Milliarden Euro.

Das erzwungene Rekordtempo bei der Errichtung führte zu zahlreichen
tödlichen Arbeitsunfällen und verheerenden Arbeitsbedingungen. Der
Zeitung Cumhuriyet zufolge sollen bis Februar 2018 rund 400 Arbeiter
zu Tode gekommen sein. Den Angehörigen sollen Geldbeträge gezahlt
worden sein, um diese Todesfälle zu verheimlichen. Wöchentliche
Todesfälle wurden auch von der Bauarbeitergewerkschaft bestätigt. Die
Regierung räumte hingegen nur 27 Tote ein. Des weiteren hätten
Arbeiter nicht wie vorgeschrieben acht, sondern zwölf Stunden täglich
arbeiten müssen und mit monatlich ca. 320 Euro nicht einmal den
Mindestlohn erhalten. Die Arbeiter berichteten von nicht bezahlten
Löhnen, abgelaufenem Essen, schlechter medizinischer Versorgung,
Bettwanzen und fehlender Wasserversorgung. Nach dem Unfall eines
Shuttle-Busses am 14. September 2018 mit zahlreichen Verletzten kam es
zu einem spontanen Streik Tausender Arbeiter. Tags darauf wurden rund
500 Beteiligte festgenommen, 31 Arbeiter wurden verhaftet, 61 Arbeiter
und Gewerkschafter von der Staatsanwaltschaft angeklagt. In den Medien
wurden sie als "Volksverräter" angeprangert, welche die Fertigstellung
des neuen Flughafens sabotiert hätten.

Am 27. April 2011 hatte Recep Tayyip Erdogan, damals noch als
Premierminister, die Absicht verkündet, das Schwarze Meer und das
Marmarameer mittels eines parallel zum Bosporus verlaufenden
Schiffahrtskanals zu verbinden. Die ersten Ideen für solch einen Kanal
sind mehrere hundert Jahre alt und stammen von osmanischen Sultanen,
an deren Ideen Erdogan bewußt anknüpft. Das symbolträchtige Projekt
sollte ursprünglich 2023 zum hundertsten Jahrestag der Gründung der
Türkei fertiggestellt sein, doch die Umsetzung stagnierte lange. Am
23. Dezember 2019 schloß das Ministerium für Umwelt und Städtebau die
Umweltverträglichkeitsprüfung positiv ab, und nach Aussagen Erdogans
sollte die Ausschreibung für die Bauarbeiten "demnächst" beginnen. Am
selben Tag kündigte Ekrem Imamoglu ein noch vor seiner Zeit
unterzeichnetes Abkommen zur Zusammenarbeit von Staat und Stadt auf.

Die umstrittene Wasserstraße soll 45 Kilometer lang, 25 Meter tief und
an der schmalsten Stelle 275 Meter breit werden. Damit ist sie länger
und schmaler als der Bosporus, der etwa 27 Kilometer lang und an der
schmalsten Stelle 698 Meter breit ist. Es sollen acht Brücken über und
eine U-Bahn unter dem Kanal gebaut werden, ein Container- und ein
Yachthafen entstehen und nicht zuletzt soll sogar eine neue
Trabantenstadt für etwa 500.000 Einwohner errichtet werden. Bei einer
geplanten Bauzeit von sieben Jahren sollen sich die Kosten offiziell
auf knapp 11,5 Milliarden Euro belaufen, was Experten als völlig
unrealistisch kritisieren. Allein die neue Bosporus-Brücke koste etwa
2,5 Milliarden Dollar, wobei die acht Brücken über den Kanal sogar
noch größer seien. Daher drohe der Kanal Istanbul zu einem
Milliardengrab zu werden, das astronomische Summen des Staatshaushalts
verschlinge.

Bestritten wird auch der Bedarf, den Bosporus zu entlasten. Die
Regierung argumentiert, der Schiffsverkehr nehme dort kontinuierlich
zu und werde Prognosen zufolge weiter wachsen. Wenngleich Schiffe
nicht verpflichtet werden könnten, den kostenpflichtigen Kanal zu
nutzen, würden Reedereien dies vorziehen, um Wartezeiten zu vermeiden.
Im Jahr 2019 hätten Schiffe etwa 14 Stunden vor dem Zugang zum
Bosporus warten müssen, Tanker mit gefährlicher Ladung sogar 30
Stunden. Der Kanal schütze den Bosporus, da vor allem Containerschiffe
mit gefährlicher Ladung ein Sicherheitsrisiko seien. Die Opposition
hält dagegen, daß der Schiffsverkehr in den vergangenen zehn Jahren
nachweislich abgenommen habe und die Zahl der Unfälle rückläufig sei.
Der Rückgang der Ölreserven, Rußlands Ölexporte, die vermehrt über die
Ostsee gehen, der Ausbau von Pipelines und die zunehmende Größe der
Schiffe hätten den Verkehr im Bosporus verringert.

Eines der gewichtigsten Argumente gegen den Bau des Kanals ist die
Gefährdung der Trinkwasserressourcen und Vernichtung der Wälder im
Norden der Stadt. Der Wasserbedarf Istanbuls lag 2019 im Schnitt bei
rund 2,8 Millionen Kubikmeter täglich. Die Regierung behauptet, das
verlorengehende Trinkwasser werde durch den geplanten Bau des
Melen-Staudamms kompensiert, eines weiteren Megaprojekts, das östlich
von Istanbul entstehen soll. Daß dies ausreichen könnte, wird von
Umweltexperten bezweifelt. Solche Pläne würden trotz Klimakrise und in
einer Zeit abnehmender Trinkwasserquellen und Regenfälle gemacht. Der
Kanal soll durch zwei Wasserreservoirs führen, den Sazlidere-Damm und
einen Teil des Terkos-Sees, die zusammen rund ein Drittel der
Wasserversorgung Istanbuls abdecken. Ein Großteil Sazlideres würde
zerstört werden, und obgleich der Terkos-See erhalten bliebe,
befürchten Experten eine Verschmutzung und Versalzung des
Grundwassers. Von seiten der Regierung heißt es, daß für den neuen
Kanal rund 200.000 Bäume gefällt werden müßten. Auch dieser Schätzung
widersprechen Ökologen, die eher von 400.000 Bäumen bei einem Verlust
von 450 Hektar Wald ausgehen.

Wenngleich Istanbul stark erdbebengefährdet ist, behauptet die
Regierung, die tektonischen Verwerfungen seien weit genug vom neuen
Kanal entfernt, weshalb keine Gefahr bestehe. Geophysiker warnen
hingegen vor einem erhöhten Erdbebenrisiko, da sich die zentrale
Marmara-Verwerfung nur rund zwölf Kilometer vom geplanten Kanal
entfernt befinde. Es wird damit gerechnet, daß es im Raum Istanbul in
den nächsten 30 Jahren zu einem Erdbeben mit einer Mindeststärke von
7,0 kommen könnte. Am geplanten Kanal, direkt in der Nähe der
Verwerfungen, sollen neue Siedlungen entstehen, so daß sich das Risiko
für die dort lebenden Menschen erheblich erhöhen würde. Und dies um so
mehr, als zwischen dem Bosporus und dem Kanal eine "Insel" entstünde,
was im Notfall die Evakuierung und logistische Unterstützung
erschwere. [3]

Im Grunde dürfte der Norden Istanbuls überhaupt nicht bebaut werden,
wie es im Jahr 2009 in einem sogenannten Masterplan festgehalten
wurde. In den Dünenlandschaften befinden sich geschützte Wälder, Bäche
und Weiden, die wichtig für das Ökosystem sind und Hunderte Pflanzen-
und Tierarten beheimaten. Viele dieser Pflanzenarten, einschließlich
seltener und gefährdeter Arten, wären vom Aussterben bedroht. Vögeln,
Säugetieren und anderen Lebewesen würden wichtige Brut-, Wander- und
Überwinterungsgebiete verlorengehen. Die Population dieser Tiere würde
sich in der Region Istanbul erheblich reduzieren. Auch warnen
Meeresforscher, daß das filigrane ökologische Gleichgewicht des
Marmarameers durch den neuen Zulauf zerstört werde. Zusätzliche
Biomasse würde abgebaut und gesundheitsschädlicher Schwefelwasserstoff
freigesetzt. Eine gravierende Störung des Ökosystems könnte
möglicherweise auch dazu führen, daß Landwirte und Fischer im
Schwarzmeer die Region verlassen müßten.

Angesichts ihrer gravierenden Einwände gegen den Kanalbau kommen
dessen Kritiker zu dem Schluß, daß die Umweltverträglichkeitsprüfung
wissenschaftlichen Maßstäben nicht entspreche. Kontrovers diskutiert
wird aber auch, inwieweit die Regierung beabsichtigt, Schlupflöcher
des Vertrags von Montreux zu nutzen oder diesen zu umgehen. Der 1936
geschlossene Vertrag regelt den zivilen Handelsverkehr, aber auch die
Passage von Kriegsschiffen in Frieden und Kriegsfall durch die
Meerenge, wovon die gesamte Schwarzmeer- und die angrenzende
Kaukasus-Region betroffen ist. Da dies für Rußlands zivile und
militärische Belange von größter Bedeutung ist, hat Wladimir Putin
angemahnt, daß der Kanalbau das Abkommen von Montreux nicht gefährden
dürfe. Im Falle des Baus müsse eine neue Formel gefunden werden, um
Sicherheitsprobleme in der Region zu vermeiden. [4]

Die politische Auseinandersetzung um das Kanalprojekt spitzt sich auf
einen Machtkampf zwischen Erdogan und Ekrem Imamoglu zu, der als
Kandidat der kemalistischen CHP im Juni 2019 Bürgermeister von
Istanbul wurde, das 25 Jahre lang von der AKP regiert worden war.
Imamoglu will die Einwohnerschaft gegen das Vorhaben mobilisieren, das
ihre Sicherheit gefährde, Steuergelder verschwende und wirtschaftlich
wie ökologisch unvertretbar sei. Da Imamoglu als aussichtsreichster
Rivale des Präsidenten gilt, legt dieser harte Bandagen an, um seine
unumschränkte Verfügungsgewalt durchzusetzen. Weil die Türkei
zentralstaatlich organisiert ist und das Stadtparlament von Istanbul
überdies von der Regierungspartei AKP dominiert wird, macht Erdogan
brachial deutlich, wer seiner Meinung nach das Sagen im Land hat.
Schon Ende Dezember stellte er an Imamoglu gerichtet klar: "Nicht du
entscheidest über den Kanal Istanbul, die Befugnis, darüber zu
entscheiden, liegt bei mir." Trotz aller Warnungen hält er
unerbittlich an dem Plan fest und nennt den Kanal "ein Werk von
Weltklasse". "Für die Türkei schickt es sich nicht, klein zu denken
und klein zu handeln", hält er Zweiflern und Kritikern entgegen.

Damit nicht genug, sind weitere Großprojekte wie Regionalflughäfen,
Hochgeschwindigkeitstrassen der Bahn, Brücken, Tunnels und Autobahnen
geplant. Mit dem Bauboom will Erdogan die Konjunktur anfeuern,
obgleich die hohe Inflation, das wachsende Leistungsbilanzdefizit,
rückläufige ausländische Investitionen und ein dramatischer Verfall
der Landeswährung die Gefahr einer Krise verschärfen. Die türkische
Wirtschaft basiert zu wesentlichen Teilen auf Krediten, und ein großer
Teil der privaten Haushalte ist überschuldet. Dessen ungeachtet pumpt
die Regierung weiter Unsummen aus der Steuerkasse in die Bauindustrie,
türkische Großunternehmen und internationale Konsortien scheffeln
Milliarden. Erdogan verteilt lukrative Projekte unter seinen
Günstlingen in der Wirtschaft, um wachsende Teile der nationalen
Kapitalfraktionen an seine Führerschaft zu binden. Den staatlichen
Versorgungsauftrag verwandelt er in paternalistischem Gestus in
generöse Geschenke an die Bevölkerung, die an der ehrfurchtgebietenden
Größe der Monumente das Ausmaß seiner Güte messen und mit ihrem
eigenen Nationalstolz kreuzen sollen. Die Frage, ob diese Flughäfen,
Brücken, Tunnel und Kanäle ihr Leben wirklich verbessern und wem das
repressive Regime tatsächlich zum Vorteil gereicht, soll darüber zur
Unkenntlichkeit verblassen.


Fußnoten:

[1] www.dw.com/de/kanal-istanbul-erdogans-traum-istanbuls-albtraum/a-51845920

[2] www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_87796910/tuerkei-erdogans-megaprojekt-in-istanbul-tobt-ein-machtkampf.html

[3] www.dw.com/de/türkei-wissenschaftler-warnen-vor-kanal-istanbul/a-52004775

[4] www.focus.de/politik/ausland/erdogans-gewaltiges-bau-projekt-kanal-istanbul-stellt-beziehung-zu-putin-auf-die-probe_id_11527777.html
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LAIRE/1378: Raumfahrt wozu? - Im Angesicht der Krise ... (SB)



"Du möchtest morgens aufwachen und denken, daß die Zukunft großartig
sein wird - und genau das ist es, was eine raumfahrende Zivilisation
ausmacht. Es geht darum, an die Zukunft zu glauben und zu denken, daß
die Zukunft besser sein wird als die Vergangenheit. Und ich kann mir
nichts Aufregenderes vorstellen, als dort hinauszugehen und unter den
Sternen zu sein." [1]
 
(Elon Musk)

Mit SpaceX soll heute abend erstmals ein privates Unternehmen zwei
Raumfahrer ins Weltall schießen. Was nicht nur von den Vereinigten
Staaten als Mission von eminenter Symbolkraft gefeiert wird, erweist
sich in ganz anderer Richtung als symbolträchtig: Während auf der
Erde eine Pandemie grassiert und Millionen Menschen hungern oder am
Rande des Hungers stehen, entfliehen zwei privilegierte Artgenossen
technologiegestützt diesem Elend. Zumindest vorübergehend.

Abgesehen von dem ideologischen Kitt, mit dem aus der Perspektive der
Eroberer von Räumen jenseits der irdischen Sphäre patriotische
Gefühle geweckt werden, kommt dem für heute geplanten Start der
Trägerrakete "Falcon 9" mit der bemannten Raumkapsel "Crew Dragon" an
ihrer Spitze eine ausgesprochen konfliktfördernde Funktion zu. Der
Flug zur Internationalen Raumstation ISS steht für das kommerzielle
Standbein der von den USA beanspruchten totalen Hegemonie im Weltall.
Mit den Europäern als Juniorpartner soll die russische Dominanz der
bemannten Raumfahrt gebrochen und der im rasanten Tempo aufsteigenden
Raumfahrtnation China gezeigt werden, wer das Sagen hat.

Robert Behnken und Douglas Hurley, die beiden menschlichen Nachfolger
der ersten raumfahrenden Versuchsäffchen, die Namen trugen wie Ham,
Able und Baker, erweisen sich als willige Erfüllungsgehilfen einer
langfristig angelegten Vorbereitung zum Verlassen des unbewohnbar
werdenden Planeten. Diese Aufgabe erfüllt das 2002 von Elon Musk
gegründete Start-up-Unternehmen SpaceX mindestens genausogut, wenn
nicht sogar besser als die altgediente US-Raumfahrtbehörde NASA. Ist
doch deren ursprünglicher Pioniergeist einem nüchternen
technokratischen Nimbus gewichen, wohingegen sich das in - wo sonst?
- Kalifornien ansässige Unternehmen SpaceX erfolgreich als Visionär
verkauft. [2]

Dabei weiß SpaceX seinen Unternehmenswert mit Hilfe ehrgeiziger Pläne
in die Höhe zu treiben. Bereits für das nächste Jahr hat es geplant,
Touristen ins All zu schießen. Für 2022 ist ein unbemannter Flug zum
Mars geplant, 2024 sollen dann die ersten Menschen zum
Nachbarplaneten Mars geflogen werden. Vorausgesetzt, der für den
heutigen Abend angesetzte Start mit den beiden Astronauten gelingt.

Möglicherweise ist das Risiko eines Scheiterns größer als bei den
russischen Raketenstarts, auf die sich die Amerikaner und Europäer in
den letzten fast zehn Jahren zähneknirschend verlassen mußten,
nachdem die NASA ihr Shuttleprogramm 2011 eingestellt hatte. Eine
Notwendigkeit, waren doch zwei von fünf Space Shuttles explodiert,
die "Challenger" 1986 und die "Columbia" 2003, jeweils mit sieben
Personen an Bord, die nicht überlebt haben. Bereits die Kosten für
weitere Starts mit den verbliebenen drei Space Shuttles wären
explodiert. Nun soll die Privatwirtschaft die Scharte auswetzen. Wenn
es denn klappt. Jan Wörner, Generaldirektor der Europäischen
Raumfahrtagentur ESA, sagte im heutigen Interview mit dem
Deutschlandfunk an fünf Stellen, er hoffe, daß alles gut geht ... [3]

Auch Wörner spricht sich für die Kommerzialisierung der Weltraumfahrt
aus. Doch wem nutzt die Raumfahrt? Wer profitiert davon, daß Staaten
und inzwischen auch Unternehmen miteinander konkurrieren, während sie
ins absolut lebensfeindliche Weltall vordringen? Elon Musk und seine
Leute sicherlich, auch US-Präsident Donald Trump, der es nötig hat,
über 100.000 Covid-19-Tote (Stand: 27.5.2020) vergessen zu machen.
Deshalb reist er heute zum Kennedy Space Center in Florida, um dem
Start persönlich beizuwohnen. "Unsere Bestimmung, über die Erde
hinaus, ist nicht nur eine Sache der nationalen Identität, sondern
eine Sache der nationalen Sicherheit", heißt es in einer
Stellungnahme des Präsidenten laut Politico. [4]

Was des einen Sicherheit, ist des anderen Unsicherheit. Vor zwei
Jahren hatte Trump das Verteidigungsministerium angewiesen, eine
Space Force zu gründen, um die Vorherrschaft der USA im Weltall
sicherzustellen. Am Nikolaustag 2019 wurde dieser Meilenstein zur
massiven Militarisierung des Alls erreicht. Behnken und Hurley,
wenngleich Angestellte der NASA und nicht des
Verteidigungsministeriums, tragen die amerikanische Flagge, wie es
sich in diesen Kreisen gehört, auf dem rechten Oberarm, das
Sternenbanner nach vorne zeigend. Eine für Uniformen übliche
Flaggendarstellung, die auf den amerikanischen Bürgerkrieg (1861-
1865) zurückgeht und für die wehende Fahne beim Angriff eines Reiters
auf den Gegner steht.

Seitdem hat sich an den Zielen, Absichten und Interessen, weswegen
die Fahne statt direkt in die gegnerischen Reihen nunmehr ins All
getragen wird, nichts geändert. Der wesentliche Unterschied besteht
darin, daß die Gegner weiterhin auf der Erde bleiben. Durch die
Raumfahrt werden nicht nur wertvolle Ressourcen und Unsummen an Geld
verfeuert, um andere Nationen niederzuringen, in dieser modernen
Variante des herrschaftlichen Pyramidenbaus wird auch ein immenses
Potential an Produktivität, das an anderer Stelle zur Zeit dringender
denn je gebraucht würde, gebunden und vernichtet. Der Weg ins All
hinterläßt unermeßlichen Mangel.


Fußnoten:

[1] https://www.spacex.com/human-spaceflight/mars/

[2] https://www.spacex.com/launches/

[3] https://www.deutschlandfunk.de/spacex-rakete-startet-mit-us-astronauten-kommerzialisierung.694.de.html?dram:article_id=477451

[4] https://www.politico.com/news/2020/05/22/trump-musk-spacex-275002
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MELDUNG/214: Zivilgesellschaft in der Corona-Krise - Zwischen Engagement und Finanzierungsnot (idw)

Stifterverband - 26.05.2020

Zivilgesellschaft in der Corona-Krise: Zwischen Engagement und
Finanzierungsnot



Die Corona-Krise bedroht einige gemeinnützige Organisationen
existenziell. Die Politik sollte die Zivilgesellschaft stärker als
mitgestaltenden Akteur in der Bewältigung der Corona-Krise erkennen und
einbinden, beispielsweise durch einen Zivilgesellschaftsgipfel im
Bundeskanzleramt. Das sind Ergebnisse und Empfehlungen der Studie
"Lokal kreativ, finanziell unter Druck, digital herausgefordert. Die Lage
des freiwilligen Engagements in der ersten Phase der Corona-Krise". Die
Studie wurde von ZiviZ im Stifterverband durchgeführt und von den
Bundesländern Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz und der Ehrenamtsstiftung
Mecklenburg-Vorpommern gefördert.

Berlin, 26.05.2020. Nachbarschaftliche Einkaufshilfen, kiezgebundene
Sachspendenaktionen, Onlinekurse zum Fitbleiben in der Krise -
bürgerschaftliches Engagement fängt in der Corona-Krise verschiedene
Problemlagen auf und sichert gesellschaftlichen Zusammenhalt. Neben einem
Ansturm spontanen helfenden Engagements, von dem Vereine, Verbände,
Bürgerstiftungen und Freiwilligenagenturen vielerorts berichten, halten
freiwillig Engagierte in freiwilligen Feuerwehren, Selbsthilfe und
Migrantenorganisationen auch unter erschwerten Bedingungen den Betrieb
aufrecht. "Zusammengenommen zeigt sich, dass staatliches Handeln in der
Krise von Voraussetzungen lebt, die nicht der Staat, sondern Engagierte in
Vereinen und gemeinnützigen Organisationen vor Ort erbringen", so
Studienleiter Holger Krimmer von ZiviZ im Stifterverband.

Vereine in Finanzierungsnot

Die Corona-Krise stellt für einzelne Bereiche des gemeinnützigen Sektors
eine existenzgefährdende Bedrohung dar. Von starken Problemen berichten
unter anderem Jugend- und Bildungsstätten, Kultureinrichtungen,
Selbsthilfeorganisationen oder muslimischen Glaubensgemeinschaften.
Kurzarbeit ist, sofern die Organisationen Beschäftigte haben, in diesen
Bereichen weit verbreitet. Ursachen sind der Wegfall von Kollekten und der
Ausfall von Gebühren und Entgelten wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe.
Stabile Fundamente bestehen hingegen überall dort, wo der größere Teil der
Einnahmen aus Mitgliederbeiträgen kommt. Zahlreiche gemeinnützige
Organisationen schauen aber auch hier wenig optimistisch in die Zukunft:
Durch drohenden Mitgliederschwund und das Wegbrechen von Spenden und
Sponsoren können große Finanzierungslücken entstehen.

Digitalisierung als Chance und "kollektive Zumutung" in ländlichen
Regionen

Die Studie zeigt außerdem, dass die Umstellung auf digitale Formen der
Zusammenarbeit zu massiven Ungleichheitsverhältnissen zwischen dem
Engagement in städtischen und ländlichen Regionen führt. Die stabile
Teilhabe an Videokonferenzen wird von vielen Befragten in ländlichen
Regionen als nicht möglich dargestellt. Teils müssen Distanzen überbrückt
werden, um Zugang zum Internet und den eigenen Emails zu erhalten. Um
gemeinnützige Organisationen in ländlichen Regionen zu unterstützen, ist
der Breitbandausbau dort Voraussetzung.

Zivilgesellschaft zum Partner in der Krise machen

Existenzbedrohte Organisationen brauchen Zugang zu finanzieller
Soforthilfe und Unterstützung bei der Bewältigung der finanziellen
Langzeitfolgen. Darin darf sich aber der Dialog mit der Zivilgesellschaft
nicht erschöpfen. Die Sicherung des gesellschaftlichen Rückhalts für
politische Maßnahmen der Krisenbewältigung wird zunehmend zu einem der
zentralen Themen. Dazu braucht es ein Vorgehen, das auch gesellschaftliche
Akteure stärker zu Partnern macht. ZiviZ fordert daher, dass Bund und
Länder prüfen, wie über Dialogstrukturen, runde Tische, digitale Foren bis
hin zu einem Zivilgesellschaftsgipfel im Bundeskanzleramt
Zivilgesellschaft als mitgestaltender Akteur in die Krisenbewältigung
eingebunden werden kann.


Detaillierte Informationen zur Studie finden Sie unter:

https://www.ziviz.de/medien/freiwilliges_engagement_corona-krise

Die Studie

Die Studie "Lokal kreativ, finanziell unter Druck, digital
herausgefordert. Die Lage des freiwilligen Engagements in der ersten Phase
der Corona-Krise" wurde von den Bundesländern Bayern, Berlin, 
Rheinland-Pfalz und der Ehrenamtsstiftung Mecklenburg-Vorpommern gefördert. 
Im Zeitraum von 16. Bis zum 30. April wurden 45 qualitative Interviews mit
VertreterInnen der Leitungsebene von Verbänden auf der Landes- und der
Bundesebene, von Infrastruktureinrichtungen im Bereich der
Engagementförderung, der organisierten Selbsthilfe und von
Bürgerstiftungen durchgeführt. In den folgenden Wochen wird es
Nachfolgebefragungen geben, um die Entwicklung der Lage aus Perspektive
der Zivilgesellschaft zu untersuchen.

ZIVIZ IM STIFTERVERBAND

ZiviZ im Stifterverband ist ein unabhängiges Forschungs- und Beratungshaus
zu den Themen Zivilgesellschaft und bürgerschaftliches Engagement.
Wir erarbeiten Orientierungs- und Trendwissen im Themenbereich der
datenbasierten Zivilgesellschaftsforschung. Seit 2008 hat ZiviZ
systematisch zur Verbesserung der Datenlage zur organisierten
Zivilgesellschaft in Deutschland gearbeitet. 2012 wurde erstmals für
Deutschland ein repräsentativer Survey über Vereine, Stiftungen,
Genossenschaften und Stiftungen durchgeführt. Der ZiviZ-Survey wurde 2017
das zweite Mal erhoben und ist zukünftig für alle vier Jahre geplant.
Mit dem Corporate Citizenship-Survey hat ZiviZ beginnend in 2018 zudem
erstmals eine repräsentative Erhebung zum gesellschaftlichen Engagement
von Unternehmen aufgesetzt. Auch dieser Survey ist als
Längsschnitterhebung konzipiert und wird 2020 wiederholt. Ein weiterer
Themenschwerpunkt bildet die Arbeit zum digitalen Wandel von
Zivilgesellschaft und die Förderung digitaler Innovationen.

www.ziviz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3059: Systemrelevant und prekär beschäftigt - Wie Migrant*innen unser Gemeinwesen aufrechterhalten (idw)

Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung e. V. -
26.05.2020

Systemrelevant und prekär beschäftigt: Wie Migrant*innen unser Gemeinwesen
aufrechterhalten



Rund ein Viertel aller Menschen, die in systemrelevanten Berufen arbeiten,
haben einen Migrationshintergrund - das entspricht ihrem Anteil an der
erwerbstätigen Bevölkerung. In bestimmten systemrelevanten Berufen sind
sie jedoch überdurchschnittlich stark vertreten. Das gilt insbesondere für
den Dienstleistungs- und Pflegebereich, für Reinigungsberufe und die
Altenpflege, für Post und Zustellung sowie die Fahrzeugführung im
Straßenverkehr. Co-Autorin Dr. Sabrina Mayer: "In systemrelevanten Berufen
sind aber gerade Migrant*innen häufiger prekär beschäftigt. Das ist eine
gesellschaftliche Schieflage".

Seit der Corona-Krise gelten bestimmte Berufe, ohne die unser Gemeinwesen
nicht funktioniert, als "systemrelevant". Das DeZIM-Institut hat in einer
neuen "Research Note" untersucht, wie viele Menschen mit
Migrationshintergrund solche Berufe ausüben. Das Ergebnis: Rund ein
Viertel aller Menschen, die in systemrelevanten Berufen arbeiten, haben
einen Migrationshintergrund. Das entspricht ihrem Anteil an der
erwerbstätigen Bevölkerung in Deutschland.

In bestimmten systemrelevanten Berufen sind Menschen mit
Migrationshintergrund aber überdurchschnittlich stark vertreten. Das gilt
insbesondere für den Dienstleistungs- und Pflegebereich, für
Reinigungsberufe und die Altenpflege, für Post und Zustellung sowie die
Fahrzeugführung im Straßenverkehr. Die Mehrheit der Beschäftigten mit
Migrationshintergrund in diesen Berufen ist zudem im Ausland geboren und
erst später eingewandert.

Dass Migrant*innen häufiger prekär beschäftigt sind als andere
Arbeitnehmer*innen, ist bereits aus früheren Studien bekannt. Die
DeZIM-Untersuchung zeigt erstmals, dass dies in systemrelevanten Berufen
noch häufiger der Fall ist als in anderen Berufen. Die DeZIM-Forscher*innen
machen vor allem zwei Gründe dafür verantwortlich: Migrant*innen, die nach
Deutschland eingewandert sind, haben schlechtere Startbedingungen.
Außerdem wurden insbesondere in systemrelevanten Berufen in den
vergangenen Jahren unsichere Arbeitsverhältnisse geschaffen.

"Menschen mit Migrationshintergrund tragen genauso viel dazu bei, unser
Gemeinwesen aufrechtzuerhalten, wie die Mehrheit der Bevölkerung", sagt
Dr. Sabrina Mayer, Leiterin des Clusters "Daten - Methoden - Monitoring"
am DeZIM-Institut und Mit-Autorin der Studie. "In systemrelevanten Berufen
sind aber gerade Migrant*innen häufiger prekär beschäftigt. Das ist eine
gesellschaftliche Schieflage".

Um dies zu ändern, empfiehlt das DeZIM-Institut, Migrant*innen den Start
in den deutschen Arbeitsmarkt zu erleichtern. Außerdem sollte der
Niedriglohnsektor wieder stärker eingegrenzt werden. Das gilt insbesondere
für systemrelevante Berufe. Davon würden Migrant*innen stark profitieren.
"Das Beispiel zeigt: Eine gute Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ist eine
gute Integrationspolitik - und umgekehrt", sagt Prof. Dr. Frank Kalter,
Direktor des DeZIM-Instituts. "Beide sind gerade in Krisenzeiten wichtig.
Denn Migrant*innen in systemrelevanten Berufen halten unser Gemeinwesen
aufrecht."


Das DeZIM-Institut ist eine Forschungseinrichtung, die durch das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
gefördert wird. Zentrale Aufgaben sind kontinuierliche, methodisch
fundierte Forschung und deren Transfer in Politik, Öffentlichkeit und
Zivilgesellschaft. Neben der DeZIM-Forschungsgemeinschaft ist es eine der
zwei tragenden Säulen des Deutschen Zentrums für Integrations- und
Migrationsforschung (DeZIM).

Die Research Note "Systemrelevant und prekär beschäftigt: Wie
Migrant*innen unser Gemeinwesen aufrechterhalten" wurde von Samir Khalil,
Almuth Lietz und Sabrina Mayer verfasst und ist abrufbar unter:

https://bit.ly/2TzjhLp

Die Projektseite finden Sie hier:

https://bit.ly/3d6SsWK

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung e. V., 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3058: Reaktion auf den Corona-Shutdown - Erst einmal weniger offene Stellen und nicht gleich Entlassungen im großen Umfang (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 26.05.2020

Reaktion auf den Corona-Shutdown: Erst einmal weniger offene Stellen und
nicht gleich Entlassungen im großen Umfang



In den ersten zwei Wochen nach dem Corona-Shutdown Mitte März kam es noch
nicht zu größeren Entlassungswellen. Stattdessen ging zuerst die Zahl der
offenen Stellen zurück. Allerdings führte die abgeflaute Konjunktur schon
vor der Corona-Krise zu einer sinkenden Personalnachfrage. Das geht aus
einer am Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) hervor. Sie beruht auf der IAB-Stellenerhebung,
einer regelmäßigen Befragung von Betrieben in allen
Wirtschaftsbereichen.

Die so genannte Vakanzrate, der Anteil offener Stellen an allen besetzten
und unbesetzten Stellen eines Betriebs, war im ersten Quartal 2020
gegenüber dem vierten Quartal 2019 von 3,2 auf 2,6 Prozent gesunken.
Deutlich stärker fällt der Rückgang jedoch aus, wenn man die letzten zwei
Märzwochen betrachtet, als der Corona-bedingte Shutdown wirksam wurde. In
diesen zwei Wochen lag die Vakanzrate bei knapp zwei Prozent. In den
ersten elf Wochen des ersten Quartals 2020 betrug die Vakanzrate 2,7
Prozent.

In den letzten zwei Märzwochen zeigte sich in den Befragungsergebnissen
der IAB-Stellenerhebung noch kein größerer Personalabbau.
"Kündigungsfristen, Kurzarbeitergeld und die Ankündigung vielfältiger
Stützungsmaßnahmen bremsen zunächst drohende Beschäftigungsverluste. Sie
können sie aber natürlich weder vollständig noch dauerhaft aufhalten",
erklären die IAB-Forscher.

Die in den letzten zwei Märzwochen befragten Arbeitgeber erwarteten für
die kommenden zwölf Monate einen Beschäftigungsrückgang von 2,4 Prozent.
Da die im Januar und Februar befragten Betriebe noch von einem
Beschäftigungswachstum von 2,2 Prozent ausgingen, bedeutet dies einen
Einbruch der Beschäftigungserwartungen um 4,6 Prozentpunkte. "Ob sich
diese negative Erwartung im Zeitverlauf weiter verstärkt hat oder
inwiefern politische Maßnahmen sie abmildern können, ist aus heutiger
Sicht offen", so die IAB-Forscher.

Zudem zeigte sich in der Betriebsbefragung bereits zu Beginn des Shutdowns
ein erhöhter Anteil von Arbeitgebern, der eine Betriebsschließung
erwartet. "Doch auch hier hängt das tatsächliche Ausmaß solcher
Schließungen nicht zuletzt von der Effektivität der Gegenmaßnahmen seitens
der Politik ab", betonen die IAB-Forscher.



Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das gesamte
Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen nicht
gemeldet werden. Im ersten Quartal 2020 wurden Antworten von rund 9.000
Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet. Rund 1.500 der rund
9.000 Betriebe wurden in den letzten zwei Märzwochen kontaktiert.

Die IAB-Studie ist online abrufbar unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb1220.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1979: Ryanair-Gruppe missbraucht die Krise für Sozialdumping (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
27. Mai 2020

Ryanair-Gruppe missbraucht die Krise für Sozialdumping: 

Abbau von Arbeitsplätzen in Deutschland und 20 Prozent Gehaltseinbußen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) verurteilt die
Pläne der Ryanair-Gruppe, die die Covid-19-Krise dazu nutzen will,
Tarifverträge zu unterlaufen und Beschäftigte zu entlassen, um sie
anschließend zu Dumping-Konditionen wiedereinzustellen.

"Das ist ein Angriff auf die Errungenschaften, die die Mitarbeiter
mit viel Mut und internationaler Solidarität erkämpft haben. Wir
werden nicht akzeptieren, dass ein Unternehmen mit liquiden Mitteln
von 4 Milliarden Euro von den Beschäftigten Einkommensverzicht
fordert und diese damit Gefahr laufen, an die Armutsgrenze zu
geraten", erklärt Susana Pereira-Ventura, Gewerkschaftssekretärin für
die Low-Cost-Carrier in der ver.di Bundesverwaltung.

In Deutschland firmiert Ryanair unter maltesischer Flagge mit ihrem
Tochterunternehmen Malta Air. Das Unternehmen will rund 1.200 Stellen
streichen und über einen Zeitraum von fünf Jahren die Gehälter des
Bestandspersonals um 10 Prozent in der Kabine und 20 Prozent im
Cockpit - sowie bei neueingestelltem Personal generell um 20 Prozent
- kürzen. Auch unbefristete Arbeitsverträge soll es nicht mehr geben.
Dies alles zeige, wie respektlos das Unternehmen sich gegenüber
langjährigen Mitarbeitern und ihren Familien verhalte. "Wir fordern
volle Transparenz und einen echten und ehrlichen Dialog, die
Sicherung der Beschäftigung und die Beibehaltung der derzeitigen
Gehälter", so Ventura.

Dies alles geschehe vor den Augen der Europäischen Kommission, deren
Mitgliedsstaaten mit horrenden Summen Airlines retten, während
Sozialstandards abgebaut werden sollen und der Verdrängungswettbewerb
und Preiskampf durch solche Methoden ins Unermessliche gefördert
würden.

Auch bei der Ryanair-Tochter Laudamotion gebe es große Probleme. In
einem Memo an die Beschäftigten habe die Geschäftsführung
angekündigt, Ende Mai keine Gehälter auszuzahlen und möglicherweise
den Betrieb ganz stillzulegen. Auch diese Beschäftigten stünden mit
Existenzängsten vor einer Zukunftsunsicherheit. ver.di sehe mit Sorge
nach Österreich, wo kürzlich die größte Basis in Wien geschlossen
wurde. In Deutschland unterhält Lauda die größten Basen in Düsseldorf
und Stuttgart.

Die Ryanair-Gruppe mache an beiden Beispielen deutlich, wie sie mit
den Beschäftigten umgehe und Sozialdumping vorantreibe. Das dürfe die
Europäische Kommission nicht zulassen, fordert ver.di.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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GEWERKSCHAFT/1978: Galeria Reisen - Insolvenzverfahren für alle ehemaligen Thomas Cook Reisebüros beantragt (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
27. Mai 2020

Galeria Reisen: Insolvenzverfahren für alle ehemaligen Thomas Cook
Reisebüros beantragt



Berlin - Für die 106 ehemaligen Thomas Cook Reisebüros, die jetzt unter
Galeria Reisen firmieren, wurde nach Informationen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) das Insolvenzverfahren
beantragt. Allen Beschäftigten der ehemaligen Thomas Cook Reisebüros
(Atrys I GmbH) soll gekündigt, die Büros endgültig geschlossen
werden. Das Unternehmen gehört zum Signa-Konzern des österreichischen
Investors und Unternehmers René Benko. Nach ver.di-Angaben sind rund
440 Beschäftigte betroffen. Inwieweit weitere Galeria-Reisebüros
betroffen sind, ist nicht bekannt.

In der ersten Insolvenz von Thomas Cook war der Investor Benko im
November 2019 als "Retter in der Not" aufgetaucht und kaufte die
Reisebüros. In den Sanierungsplänen für Galeria Karstadt Kaufhof, die
zurzeit vom Sachwalter Frank Kebekus und Generalbevollmächtigten
Arndt Geiwitz erstellt werden, sollen die ehemaligen Thomas Cook
Reisebüros jetzt keine Rolle mehr spielen.

"Herr Benko scheint offenbar nicht bereit zu sein, auch nur einen
Cent zur Rettung und Finanzierung der Reisebüros zu investieren. Und
das, obwohl zahlreiche dieser Reisebüros in coronalosen Zeiten sehr
gute Umsätze geschrieben haben. Erkennbar war, dass auch diese
Branche peu à peu wieder ins Laufen kommt, nicht zuletzt aufgrund des
großen Engagements der Beschäftigten, denen eine Zukunft versprochen
wurde. Deshalb fordern wir gemeinsam mit den Beschäftigten den
Investor Benko auf, seine Entscheidung noch einmal gründlich zu
überdenken", erklärte die stellvertretende ver.di-Vorsitzende
Christine Behle.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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GEWERKSCHAFT/1977: ver.di bekräftigt Forderung nach sozialer Sicherheit für Lufthansa-Beschäftigte (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
26. Mai 2020

ver.di bekräftigt Forderung nach sozialer Sicherheit für Beschäftigte
und Erhalt der Arbeitsplätze bei der Lufthansa



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat heute nach
der grundsätzlichen Einigung auf Staatshilfen bei der Lufthansa den
Appell von rund 20.000 Beschäftigten aus der gesamten
Luftverkehrsbrache an die Bundesregierung auf den Weg gebracht. Dabei
geht es um Arbeitsplatzerhalt und Einkommenssicherung.

"Mit den Staatshilfen zur Unterstützung der Lufthansa sichert die
Bundesregierung die Infrastruktur des deutschen Luftverkehrs. Jetzt
ist es notwendig, rasch eine umsetzbare Lösung voranzutreiben.
Gleichzeitig müssen die Arbeitsplätze und Einkommen, nicht nur bei
der Lufthansa, sondern in der ganzen Branche nachhaltig gesichert
werden," betont Mira Neumaier, ver.di-Bundesfachgruppenleiterin
Luftverkehr. Die Bundesregierung sei nun in der Verantwortung, dass
der massive Einsatz von Steuergeldern zu mehr gesellschaftlichem
Einfluss in den Unternehmen führe. "Es ist wichtig, dass für die
Beschäftigten ein tatsächlicher Schutz garantiert wird und reine
Lippenbekenntnisse verworfen werden", ergänzt Neumaier.

Die EU-Kommission plane, das Lufthansa-Rettungspaket nur unter hohen
Auflagen zu genehmigen. Unter anderem solle die Lufthansa wertvolle
Start- und Landerechte an den Hauptstandorten Frankfurt und München
abgeben. Dabei sei die europäische Betrachtung für die Bewältigung
der Krise und den Neustart des Luftverkehrs von entscheidender
Bedeutung. "Zukunftsfähige Arbeitsplätze im deutschen Luftverkehr
können nur dann bestehen, wenn internationale Standards harmonisiert
und internationale Wettbewerbsverzerrungen abgeschafft werden", sagt
Neumaier. Dabei müsse auf EU-Ebene auch verstärkt auf soziale und
qualitative Kriterien geachtet werden. Ein Neustart könne so als
Chance genutzt werden, den ruinösen Kurs der Deregulierung der
letzten Jahrzehnte unverzüglich zu beenden. Es könne nicht sein, dass
der europäische Luftverkehr dem Ausverkauf an Drittstaaten
ausgeliefert werde: "Zur Sicherung von sozialen und ökologischen
Kriterien des künftigen Luftverkehrs in der EU sollte vielmehr die
Vergabe von Verkehrsrechten für inner-und außereuropäische Flüge an
Fluggesellschaften aus Drittstaaten kritisch auf den Prüfstand
gestellt werden", erklärt die Gewerkschafterin.

Seit einigen Wochen haben ver.di und die Vereinigung Cockpit
gemeinsam Unterschriften bei den Beschäftigten der Branche gesammelt.
Unter dem Titel Staatshilfen: "Von Allen für Alle - Jobs und
Einkommen im Luftverkehr schützen" konkretisieren die Beschäftigten
ihre Forderungen. (Volltext unter www.schutz.aero ) "Nur, wenn die
dringend benötigten Darlehen mit der Sicherung von Arbeitsplätzen und
Einkommen verknüpft werden, können Folgekosten für den Steuerzahler
über die Sozialsicherung vermieden werden. Dies betonen die
Beschäftigten in ihrem Appell eindrucksvoll," erklärt Neumaier.

ver.di hatte zusätzlich in einer schriftlichen Abfrage an die
Mitglieder der Haushalts-, Wirtschafts-, Finanz- und
Verkehrsausschüsse des Bundestages bereits Ende April die Haltung der
gewählten Vertreter zu den zentralen Forderungen aus dem Appell der
Beschäftigten abgefragt. Die SPD-Fraktionsspitze hatte sich zum Thema
Staatshilfe unter anderem das Ziel der Tariftreue und der engen
Einbindung von Betriebsräten und Gewerkschaften im Fall von
Neustrukturierungen gesetzt. Von Vertretern der CDU/CSU-Fraktion
gingen keine sachdienlichen Antworten ein.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/1976: Galeria Karstadt Kaufhof - Sanierungskonzept ideenlos und unkreativ (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
26. Mai 2020

Galeria Karstadt Kaufhof: Sanierungskonzept ideenlos und unkreativ -
Beschäftigte fordern Umdenken der Verantwortlichen und Unterstützung
der Politik



Berlin - Die ver.di-Bundestarifkommission Galeria Karstadt Kaufhof hat "ein
sofortiges Umdenken" bei der Erstellung des Sanierungskonzeptes für
die Warenhauskette verlangt. Auch die gestrige Information des
Generalbevollmächtigten sowie das Management hätte keinerlei neue
Ideen für ein tragfähiges, nachhaltiges Zukunftskonzept gebracht. Die
vorgelegten Pläne des Generalbevollmächtigten und Sachwalters
sprächen dieselbe Sprache wie die bisherigen Pläne des Managements
mit Personalabbau und Lohnkürzungen.

Die bisher vorgelegten Überlegungen für eine Sanierung nannte
ver.di-Verhandlungsführer Orhan Akman "ideenlos, unkreativ und eine
Missachtung von 35.000 Beschäftigten und ihren Familien." Die
Gewerkschaft wolle sich den verabredeten Gesprächen über die Zukunft
von Galeria Karstadt Kaufhof dennoch nicht verschließen. "Vom
Eigentümer und den Gesellschaftern erwarten wir Investitionen in die
Zukunft der Warenhäuser sowie eine detaillierte Investitionsplanung.
Weitere massive Eingriffe in die bestehenden Löhne und Gehälter sind
keine Lösung", heißt es in einer Erklärung der Kommission, die heute
(26.5.) in Essen tagte.

Ohne ein tragfähiges und nachhaltiges Zukunftskonzept, an dem die
Beschäftigten maßgeblich beteiligt werden, wird die Tarifkommission
keinen Plänen vom Generalbevollmächtigten und Sachwalter sowie
Management zustimmen", so die Bundestarifkommission.

Es gehe nicht nur um die Zukunft der Warenhäuser, sondern auch um die
Zukunft der Innenstädte. ver.di-Verhandlungsführer Akman erklärte:
"Es ist jetzt Zeit für eine politische und finanzielle Unterstützung
für die Beschäftigten durch die Politik in den Kommunen, Gemeinden
sowie Landesregierungen und der Bundesregierung. Das beinhaltet auch
die Unterstützung in Form von Staatshilfen. Wir müssen gemeinsam um
jeden Arbeitsplatz kämpfen".

Der Versuch, die aktuelle ökonomische Schieflage des Unternehmens
allein mit der Corona-Pandemie zu erklären, greife nicht nur zu kurz,
sondern sei falsch. Die Pandemie offenbare nur "das tatsächliche
Ausmaß gnadenloser Misswirtschaft und Fehlmanagements". Die
Verantwortlichen in der Geschäftsführung und im Management trügen
"die zentrale Verantwortung für die Krise des Unternehmens. "Mit
geplanten Filialschließungen, Personalabbau, Outsourcing,
Fremdvergabe der Flächen, Kostenreduzierung auf dem Rücken der
Beschäftigten und Arbeitszeitflexibilisierung" könne man Galeria
Karstadt Kaufhof nicht erfolgreich in die Zukunft führen.

 * 
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MELDUNG/917: Bundesregierung verständigt sich auf finanzielle Unterstützung für die Lufthansa (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 25. Mai 2020

Bundesregierung verständigt sich auf finanzielle Unterstützung für die Lufthansa



In der Sitzung des sog.
Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Ausschusses (WSF-Ausschuss) hat 
sich die Bundesregierung am 25. Mai auf ein umfassendes Unterstützungspaket für die
Lufthansa verständigt. Das Unternehmen war vor der Corona-Pandemie
operativ gesund und profitabel und hat eine gute Zukunftsperspektive,
ist aber durch die aktuelle Corona-Krise in eine existenzielle Notlage
geraten. Das Stabilisierungspaket der Bundesregierung trägt den
Bedürfnissen des Unternehmens ebenso Rechnung wie den Bedürfnissen der
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler und der Beschäftigten der Lufthansa
Group, die auf den Erhalt eines starken Unternehmens angewiesen sind.

Es umfasst folgende Punkte:


	Der Gesamtumfang der Stabilisierungsmaßnahmen beträgt 9 Mrd. Euro,

	3 Mrd. Euro umfasst eine KfW-Konsortialfinanzierung, an der sich private Banken mit 600 Mio. Euro beteiligen;

	der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) erwirbt eine Stille Beteiligung I in Höhe von rd. 4,7 Mrd. Euro, die nach IFRS als Eigenkapital anerkannt werden kann;

	darüber hinaus erwirbt der WSF zu rd. 0,3 Mrd. Euro im Zuge einer Kapitalerhöhung einen Aktienanteil in Höhe von 20 % an Lufthansa mit inhaltlich beschränkten Stimmrechten.

	eine weitere Stille Beteiligung II in Höhe von rd. 1 Mrd. Euro, die unter bestimmten Bedingungen (Übernahmefall/Nichtzahlung des Coupons durch DLH) in Aktien gewandelt werden kann (mindestens weiteren 5 %);

	der Bund wird im Aufsichtsrat über zwei Mandate vertreten sein, die durch unabhängige Experten auszuüben sind.



Die Lufthansa verpflichtet sich zur Verfolgung von
Nachhaltigkeitszielen einschließlich einer Erneuerung ihrer Flotte. Es
sind weitgehende Vergütungsbeschränkungen für den Konzernvorstand, die
Vorstände der Konzerngesellschaften sowie das Management vorgesehen.

Das Unterstützungsangebot der Bundesregierung liegt der Lufthansa vor
und wird nun in den entsprechenden Gremien der Lufthansa beraten. Im
Falle einer Zustimmung von Lufthansa bedarf dieses Unterstützungspaket
im Anschluss noch der beihilferechtlichen Genehmigung durch die
Europäische Kommission. Die Bundesregierung befindet sich
diesbezüglich bereits in intensiven Gesprächen mit der Kommission.

Der WSF-Ausschuss wurde auf Grundlage des
Wirtschaftsstabilisierungsfonds-Gesetzes eingerichtet. Der Fonds dient
der Stabilisierung von Unternehmen, deren Bestandsgefährdung
erhebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft oder den Arbeitsmarkt
hätte. Folgende Ressorts der Bundesregierung sind im WSF-Ausschuss
vertreten: Bundesfinanzministerium, Bundeswirtschaftsministerium,
Bundeskanzleramt, Bundesverkehrsministerium, Bundesarbeitsministerium
sowie Bundesjustizministerium.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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VERKEHR/1589: Verkehrswende statt Abwarackprämie! (Netzwerk Ökosozialismus)

Presseerklärung des Netzwerks Ökosozialismus vom 27. Mai 2020

Verkehrswende statt Abwarackprämie!



Anlässlich des bundesweiten Aktionstags am 29.5.2020 erinnert das Netzwerk
Ökosozialismus an seine zentralen verkehrspolitischen Forderungen. Der
Verkehr trägt zu etwa 20 % zu den CO2-Emissionen bei. Das heißt: Ohne eine
radikale Verkehrswende werden die nötigen Klimaziele nicht erreicht.
"Verkehrswende" bedeutet jedoch nicht einfach den Umstieg auf alternative
Antriebe. Das E-Auto als Massenverkehrsmittel ist keine Lösung, im
Gegenteil: Es beschleunigt den Klimawandel! Allein die Produktion der
Batterien ist mit einem erheblichen Energieaufwand verbunden, ebenso der
verstärkte Einsatz von Aluminium und Kohleverbundstoffen für die
Leichtbauweise, die die schwere Batterie kompensieren soll. Zudem ist
Lithium ein knapper Rohstoff, der es keineswegs zulässt, die ca. eine
Milliarde PKW weltweit durch E-Autos zu ersetzen. Wenn überhaupt, dann ist
das eine Scheinlösung für eine kleine Elite in den reichen
Industrieländern. Andere Antriebe wie Wasserstoffbrennzellen oder E-Fuels
haben eine äußerst schlechte Energiebilanz. Der zusätzliche erhebliche
Strombedarf ist aus erneuerbaren Quellen nicht zu decken.

Deshalb fordern wir:

• Ausstieg aus der Absurdität des motorisierten Individualverkehrs
insgesamt;

• sofortige Einstellung der Förderung des Kaufs von E-Autos und
Hybridfahrzeugen für den privaten Gebrauch;

• ab dem Jahr 2035 keine Neuzulassung von PKWs für den rein privaten
Gebrauch. Das heißt: PKWs sind dann nur noch als Einsatzfahrzeuge, Taxis,
Betriebsfahrzeuge, etc. zuzulassen.

• Staatliche Hilfen sind ausschließlich für die Umstellung der
Produktion im Sinne eines massiven Ausbaus des öffentlichen Verkehrs und
zur materiellen Absicherung der betroffenen Beschäftigten aufzuwenden.

Wir sind uns bewusst, wie gewaltig die Aufgabe der Verkehrswende in
Deutschland ist. Die derzeitige Krise der Automobilbranche insgesamt birgt
die große Chance in sich, diese Aufgabe beherzt in Angriff zu nehmen. Wann,
wenn nicht jetzt?

Mainz, 27.5.2020

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 27.05.2020

Netzwerk Ökosozialismus

www.oekosozialismus.net
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SCHACH-SPHINX/07283: Wer den Himmel will erobern (SB)

Zuweilen müssen die Zügel fest in die Hände genommen werden, um ein
taktisches Stellungsproblem zu lösen. Wer an diesen kritischen
Momenten zaudert, vergibt nicht nur sein Glück, sondern verspielt auch
oft den Sieg. Der Lübecker Lyriker Emanuel Geibel schrieb einmal: "Wer
den Himmel will erobern, muß ein rechter Kämpfer sein!" Dies gilt vor
allem, wenn beide Seiten auf einen Mattangriff drängen und die Figuren
entsprechend vormarschieren. In seiner Partie gegen Matocha auf der
Meisterschaft der CSSR 1968 ging Bujnoch mit den weißen Steinen stets
um eine Prise schärfer zu Werke als sein Kontrahent und sicherte
seinen eigenen König, obgleich dieser in Gefahren verstrickt war,
bestmöglich ab. Und doch war Eile geboten, schließlich umdrohte ein
dreizüziges Matt seinen König. Allein, der schwarze Regent war derart
exponiert, daß die Geier bereits über seinem Haupte schwebten. Um als
Sieger im heutigen Rätsel der Sphinx vom Feld zu gehen, bedurfte es
dennoch eines feinen Manövers oder, im Sinne Geibels, einer rettenden
Himmelstat, Wanderer.
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Bujnoch - Matocha

CSSR 1968


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Morphy hatte das Vorbild gegeben, und Onderka war ein eifriger
Schüler, und so fiel es ihm nicht schwer, die beiden Verteidiger des
Feldes d8 mit der erprobten Holzhammermethode zu beseitigen. Er zog
also 1.Sb5-c7+! Damit fiel der erste Wächter. Unser unbekannter
Schachfreund mußte 1...Tc8xc7 erwidern, worauf Onderka mit 2.Df3xc6+!
den letzten Wächter eliminierte und so die entscheidende Schneise
schlug für das Morphysche Turmmatt auf d8.



Erstveröffentlichung am 6. Mai 2007
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FESTIVAL/174: Hamburg - Festival #ZivilerGehorsam auf Kampnagel, 9. - 21.6.2020 mit analogem Programm 

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Festival #ZivilerGehorsam ab 9. Juni mit analogem Programm

Live-Performance-Boxen zu Hause im Wohnzimmer auspacken,

zu Fuß in zwei Stunden die Sehenswürdigkeiten Europas entdecken oder
tagsüber draußen zu Club-Musik tanzen

Das LIVE ART FESTIVAL #ZivilerGehorsam lotet analoge künstlerische
Möglichkeiten unter Corona-Bedingungen aus



Es geht wieder los: Nach wochenlanger Schließung meldet sich Kampnagel
vom 9. bis zum 21. Juni 2020 mit einer besonderen Ausgabe des LIVE ART
FESTIVALS zurück - völlig analog, denn der Hamburger Senat hat soeben
beschlossen, dass Kulturveranstaltungen im Freien für bis zu 50
Personen wieder erlaubt sind. Es gelten nach wie vor
Kontaktbeschränkungen und Hygienevorschriften. Damit umzugehen, haben
in den vergangenen Monaten (fast) alle gelernt. #ZivilerGehorsam ist
dieses Festival deshalb übertitelt und zeigt, wie sich künstlerische
Potenziale auch in Corona-Zeiten entfalten können. Die Performances
finden nicht auf den Kampnagel Bühnen, sondern, unter Einhaltung der
gegebenen Sicherheitsvorschriften, im öffentlichen und privaten Raum
statt.

Also bringt das Hamburger Kollektiv geheimagentur vom 9. bis zum 14.
Juni Performances zum Publikum nach Hause. UNBOXING UNBOXING heißt das
Projekt, das wie ein Bestellkatalog im Internet funktioniert und
Performance-Pakete direkt an die Haustür liefert - kontaktlos oder
korrekt mit Maske und ausreichend Abstand. Sechs unterschiedliche
Performance-Boxen stehen zur Auswahl. Wer eine UTOPIA, eine LOVE oder
PRIVATE DANCER BOX bestellt, kann zu Hause im Wohnzimmer eine
Live-Show auspacken. Die geheimagentur wandelt damit kurzerhand das
populäre digitale Phänomen der Auspack-Videos in ein analoges Format
um. Wer beispielsweise die BAR BOX bestellt, bekommt einen Bartresen,
samt Barkeeper*in und Drink direkt an die Wohnungstür gebracht - und
dort für die Dauer der Performance aufgebaut. Mit einem Cocktail
werden auch Infos über Herkunft und Lieferketten der Zutaten serviert,
denn mit diesen Paket-Performances greift die geheimagentur ihre
bisherigen Recherchen über globale Logistik-Systeme und Warenströme
auf und zeigt was es heißt, wenn die Menschen zu Hause bleiben und
über Online-Bestellungen umso mehr Waren auf die Reise schicken.

Reisen kann man beim LIVE ART FESTIVAL auch - ohne Reisewarnungen
beachten oder ein Verkehrsmittel benutzen zu müssen: EUROPA TO GO
sozusagen. Der Titel der Produktion von God's Entertainment ist
absolut wörtlich zu nehmen. Die Wiener Performer*innen laden das
Publikum ein zu einem performativen Rundgang über das Kampnagel
Gelände, der an bekannten internationalen Sehenswürdigkeiten
vorbeiführt. So lassen sich beispielsweise das Grab von Jim Morrison
auf dem Pariser Friedhof Père Lachaise, der Red Light District von
Amsterdam, die Gondeln von Venedig oder der Nullmeridian aus Greenwich
fußläufig erreichen. Vielleicht öffnen sich die Grenzen Europas bis
zum Start des Festivals auch wieder und der Spaziergang über das
Kampnagel-Gelände mit God's Entertainemt wird sogar zu einem "trip
around the world" - buchbar vom 17. bis zum 21. Juni.

Die Kampnagel Piazza wird vom Performance Kollektiv
Gintersdorfer/Klaßen mit der Open Air Performance-Installation LA PUTE
DE LA JOIE vom 11. bis zum 13.6. in einen tageslichtdurchfluteten
Clubraum transformiert, denn in Corona-Zeiten ist tagsüber das neue
Nachts. Diese skulpturale Hommage ist den Maquis in Abidjans
Amüsierviertel Yopugon gewidmet, die 2009 aufgrund von nächtlichen
Ausgangsbeschränkungen nur tagsüber geöffnet waren. Die Gruppe
Gintersdorfer/Klaßen ist bekannt für ihre Transnationalität sowie die
Grenz- und Genreübergreifenden Kombinationen von Bildender Kunst,
Urbanem Tanz, Theorie und Künstler*innen verschiedenster Couleur.
Jeden Tag sind unterschiedliche Personenkonstellationen zu erleben,
sowie verschiedene Themensetzungen und performative Aufgabenstellungen
zu Soundscapes von Ted Gaier (Goldene Zitronen) und Preach (One
Mother).

Eröffnet wird das Festival am 9. Juni um 19 Uhr auf der Kampnagel
Piazza von der Hamburger Politikwissenschaftlerin Carina Book. Mit
ihrem Vortrag ZIVILER GEHORSAM ALS KÜNSTLERISCHE GEGENSTRATEGIE
liefert sie einen Kommentar auf Verschwörungsideolog*innen und Aluhüte
und erläutert die Strategien, mit denen sich die Neue Rechte
demokratische Kernkonzepte wie Kunstfreiheit, Meinungsfreiheit oder
Grundrechte aneignet.

Ganz ohne digitale Räume kommt das LIVE ART FESTIVAL aber auch nicht
aus. Aufgrund der weiterhin eingeschränkten Besucher*innen-Kapazität
wird der Vortrag von Carina Book auch als Live-Stream im Internet zu
erleben sein. Verschiedene Künstlerinnen, wie beispielsweise die
Hamburgerin Leyla Yenirce steuern Produktionen bei, die explizit fürs
Netz gemacht sind. Wer keinen der 50 erlaubten Plätze für das RAMADRAM
- RED CARPET EVENT inklusive gemeinsamem binge watching mit den
Protagonist*innen der Kampnagel-Soap am 13. Juni ergattern kann, hat
immer noch die Möglichkeit, die Serie auf Youtube anzuschauen. Und
allen, die lernen wollen, wie man sich sicher im Netz bewegt, sei die
Online-CRYPTOPARTY am 17. Juni empfohlen.

Das LIVE ART FESTIVAL 2020 ist eine besondere Ausgabe, angepasst an
die Maßnahmen zum Schutz vor der Coronavirus-Pandemie.
 #ZivilerGehorsam heißt, dass sich Kampnagel in solidarischer Praxis
und kollektiver Vernunft übt, bei maximaler Ausreizung der
künstlerischen Mittel.


Programm LIVE ART FESTIVAL 2020

#Ziviler Gehorsam

ERÖFFNUNGSVORTRAG

Carina Book: Ziviler Gehorsam als künstlerische Gegenstrategie

Di. 09.06. / 19:00

geheimagentur

UNBOXING UNBOXING

Di. 09.06. bis So. 14.06.

Uraufführung / Performance / Home Delivery

Gintersdorfer/Klaßen

LA PUTE DE LA JOIE

Do. 11.06. - Sa. 13.06.

Performance / draußen

New Media Socialism

RAMADRAM - EIN RED-CARPET-EVENT

Sa. 13.06. / 20:00

God's Entertainment

EUROPE TO GO

Mi. 17.06. - So. 21.06.

Performance / draußen

Leyla Yenirce

MATRIX

Mo. 15.06. / 19:00

Soundcollage / Online

CRYPTOPARTY:

Kommunikation in Zeiten von COVID-19 - Mitmenschlich, virenfrei und
datensicher

Mi. 17.06. / 18:30

Webinar / Online

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TIERHALTUNG/747: Mastrinder neu im Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz" (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 26. Mai 2020

Mastrinder neu im Tierschutzlabel "Für Mehr Tierschutz"



Der Deutsche Tierschutzbund weitet sein Tierschutzlabel "Für Mehr
Tierschutz" auf Mastrinder aus Milchkuhbetrieben aus. Die entsprechende
Richtlinie hat der Verband auf www.tierschutzlabel.info veröffentlicht; sie
tritt am 1. Juli 2020 in Kraft. Die auf den Betrieben geborenen Kälber, die
gemästet werden, sollen ein tiergerechtes Leben führen dürfen - genau wie
die Milchkühe, für die bereits seit vier Jahren entsprechende
Tierschutzlabel-Vorgaben existieren.

"Mit dem Tierschutzlabel bringen wir ein Mehr an Tierschutz in die Ställe
und verbessern die Situation der Rinder sofort", sagt Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Aus unserer Erfahrung wissen
wir, dass viele Landwirte bereit sind, die Tiere unter besseren Bedingungen
zu halten, wenn die Produkte entsprechend bezahlt werden. Auch die
Verbraucher fordern immer stärker Produkte ein, die unter höheren
Tierschutzstandards produziert wurden. Es wird Zeit für ein Umdenken."

Die neue Richtlinie bezieht sich auf Kälber aus Milchkuhbetrieben. Sowohl
in der Einstiegs- als auch in der Premiumstufe des Tierschutzlabels "Für
Mehr Tierschutz" müssen die Rinder ausreichend Platz haben, um sich
entsprechend ihrer Bedürfnisse zu bewegen. Eine Anbindehaltung verbietet
das Label. Statt engen Buchten mit Vollspaltenboden stehen den Tieren
größere, strukturierte Buchten mit einem weichen, trockenen und
eingestreuten Liegebereich zur Verfügung. Scheuerbürsten sorgen für den
notwendigen Komfort. Um Wind und Wetter zu spüren, ist ein sogenannter
Offenfrontstall vorgeschrieben. Im Premiumbereich müssen die Rinder
zusätzlich das ganze Jahr die Möglichkeit haben, nach draußen zu gehen - in
einen Auslauf oder auf eine Weide.

Quälende Transporte in Drittländer vermeiden

Da es in Deutschland keinen ausreichenden Markt für Kälber gibt, werden
männliche Kälber von Milchrassen verkauft - genau wie weibliche Jungtiere,
die nicht für die Milchproduktion benötigt werden. Mehr als 600.000 von
ihnen werden ins Ausland transportiert und dort unter Bedingungen gemästet,
die in Deutschland nicht erlaubt wären. Nicht selten folgen
Weitertransporte in Drittländer, wie die Türkei, Nordafrika oder Ägypten,
wo die Tiere geschlachtet werden. "Die Torturen für die Tiere bei Transport
und Schlachtung sind bekannt. Mit den neuen Kriterien möchten wir dazu
beitragen, eine Alternative in Deutschland aufzubauen, die eine
tierschutzgerechte und ökonomisch sinnvolle Mast ermöglicht", so Schröder.



Die Richtlinie für Mastrinder aus Milchkuhbetrieben können Sie als PDF
herunterladen unter: 

www.tierschutzlabel.info/richtlinien

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 26. Mai 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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TRANSPORT/152: Die Niederlande stoppen Tiertransporte nach Russland - Deutschland muss sofort nachziehen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Die Niederlande stoppen Tiertransporte nach Russland - Deutschland
muss sofort nachziehen

Von PROVIEH, 27. Mai 2020



Die niederländische Regierung verbietet mit sofortiger Wirkung
alle Tiertransporte nach und durch Russland, denn dort sind derzeit
keine Versorgungsstationen zum Abladen der Tiere in Betrieb. PROVIEH
fordert Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner auf,
unverzüglich ein nationales Verbot der Tiertransporte nach und durch
Russland auszusprechen, da das gesetzlich vorgeschriebene Abladen und
Versorgen der Tiere nicht möglich ist.

26.05.2020: Ab heute gilt ein niederländisches Moratorium für alle
Tiertransporte nach Russland. Offizielle Berichte von deutschen
Amtstierärzten haben dokumentiert, dass keine adäquaten
Versorgungsstationen in Russland zum Abladen der Tiere vorhanden sind.

Auch der Föderale Dienst für veterinärrechtliche und phytosanitäre
Überwachung der Russischen Föderation bezeugte dem Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft in einem Schreiben, dass in Russland
derzeit keine Versorgungsstationen für die Tiere in Betrieb sind.
Weiter steht in dem Schreiben, dass die Einrichtung von Stellen für
das Tränken, die Fütterung und die Erholung von Tieren während der
Zollabfertigung vom Gesetz nicht vorgesehen sei.

Dieser Umstand verstößt klar gegen die Verordnung (EG) 1/2005 zum
Schutz von Tieren beim Transport. Einige Bundesländer wie Brandenburg
[1] und Bayern haben reagiert und die Tiertransporte nach Russland
ausgesetzt - aus anderen Bundesländern wird jedoch weiter exportiert.
So ist in Deutschland ein Flickenteppich entstanden, der dringend
aufgelöst werden muss. Bundesministerin Klöckner muss endlich in ganz
Deutschland Rechtssicherheit für alle Beteiligten schaffen.

Dazu Jasmin Zöllmer, Leiterin Politik bei PROVIEH:

"Die Niederlande haben die Dringlichkeit der Lage erkannt und sofort
gehandelt. Deutschland muss nun sofort folgen, denn wir wissen, dass
die Tiere auf den Transportrouten in Russland nicht versorgt werden
können. Hier wird geltendes Recht gebrochen, denn die
Tiertransportverordnung kann überhaupt nicht eingehalten werden. Ein
sofortiger Exportstopp der Lebendtiertransporte nach Russland muss
deshalb bundesweit unverzüglich eingeführt werden!"


Hintergrund

Tiertransporte in Drittstaaten stellen ein großes
tierschutzrechtliches Problem dar und sind für die Tiere mit großem
Leid verbunden. Durch die Corona-Pandemie kommt es zu nochmals
deutlich längeren Abfertigungszeiten an den Grenzen. Die meisten Tiere
werden in den heißen Sommermonaten exportiert; tagelang, bei
Temperaturen von über vierzig Grad. Auf ihrem Weg leiden sie unter
Enge, Hunger, Durst und Angst. Immer wieder sterben Tiere während des
Transportes an den unsäglichen Strapazen. Hier wird eklatant gegen die
Tierschutzstandards der EU verstoßen.

PROVIEH hat Bund und Länder in den letzten Jahren mehrmals vehement
aufgefordert, Tiertransporte in Drittstaaten zu beenden. Während
einige Bundesländer mit Erlassen positive Zeichen setzten, hat sich
der Bund bisher nicht nennenswert für ein Stopp der gesetzeswidrigen
Transporte eingesetzt.


Große Koalition verweigert Tierschutz

Der Deutsche Bundestag hatte 2018 die Möglichkeit diese Transporte zu
stoppen. Sowohl die Grünen als auch die FDP wollten in einem Antrag
ein Aussetzen aller Tiertransporte in Drittstaaten erwirken. PROVIEH
forderte in einem gemeinsamen offenen Brief an den Bundestag mit acht
weiteren Verbänden einen sofortigen Stopp der Lebendtiertransporte in
Drittstaaten. Doch die große Koalition konnte sich nicht einmal zu
einem Verbot der Schlachttierexporte durchringen. Ein Armutszeugnis
für die große Koalition, die in puncto Tierschutz endlich mal ein
Zeichen setzen sollte.


PROVIEH fordert:


	ein bundesweites sofortiges Aussetzen von Tiertransporten in Drittländer

	eine bundesweit einheitliche und gültige Regelung zur Beendigung von tierschutzwidrigen Langstreckentransporten

	eine Transportdauerbeschränkung auf maximal acht Stunden innerhalb der EU

	und vier Stunden bei Inlandstransporten.




Erstveröffentlichung:

https://provieh.de/nl-tiertransporte-stopp-russland


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/de/2020/04/brandenburg-stoppt-tiertransporte-nach-russland/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEFAHR/159: Todesfalle Mähroboter - Immer mehr Igel verenden unterm Messer (DeWiSt)

Deutsche Wildtier Stiftung - 27. Mai 2020

Todesfalle Mähroboter: Immer mehr Igel verenden unterm Messer

Deutsche Wildtier Stiftung fordert von Herstellern der Mähroboter
igelfreundliche Technik



Hamburg, 27. Mai 2020. Mähroboter sind mehr und mehr zum beliebten
Gartenzubehör geworden; für Igel bedeutet die vollautomatische
Mähtechnik jedoch mitunter einen qualvollen Tod unter den rotierenden
Mähmessern. "Igel rollen sich bei Gefahr zusammen und verharren im
Gras, statt davon zu laufen", sagt Moritz Franz-Gerstein, Tierarzt und
Wildbiologe der Deutschen Wildtier Stiftung. "Dieses Verhalten wird
ihnen beim Kontakt mit Mährobotern zum Verhängnis. Die scharfen Messer
fügen den Tieren teils schlimme Wunden zu. Schwere bis tödliche
Verletzungen sind vorprogrammiert."

Immer wieder erreichen die Deutsche Wildtier Stiftung Fotos von Igeln,
die durch Mähroboter verletzt oder getötet wurden. Obwohl die
Rasenroboter mit feinen Sensoren arbeiten, sind offenbar viele Modelle
nicht in der Lage, eine Rasenkante von einem Igel zu unterscheiden.
"Es kann nicht sein, dass ein zirka 400 Gramm schweres Säugetier von
einem solchen Gerät nicht erkannt wird", kritisiert der Wildbiologe
Franz-Gerstein die Hersteller. "Sie müssen dafür Sorge tragen, dass
die Sensorik verfeinert wird. Das muss technisch möglich sein."
Mähroboter machen die Rasenpflege bequem und werden sich deshalb wohl
immer weiter durchsetzen. "Wer einen Mähroboter einsetzt, muss diesen
tagsüber mähen lassen und keinesfalls in der Dämmerung oder gar
nachts. Viele Gartenbewohner sind nacht- und dämmerungsaktiv,
zumindest diese wären dann sicher", schlägt Franz-Gerstein vor.

Grundsätzlich ruft die Deutsche Wildtier Stiftung dazu auf, bei der
Gartengestaltung Rücksicht auf unsere wilden Nachbarn zu nehmen.
Entsprechend gestaltete Gärten können wichtiger Lebensraum für
Insekten, Vögel und kleine Säugetiere sein. Vom Roboter millimeterkurz
gemähte Rasenmonokulturen und kahle Steinlandschaften sind das Aus für
die Artenvielfalt im Garten. Wilde Ecken, in denen zum Beispiel ein
Laubhaufen liegt, Holz gestapelt ist und das Gras nur ein- oder
zweimal im Jahr gemäht wird, helfen den Tieren.

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 27.05.2020

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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MILITÄR/095: Krieg und Klima (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 214 - Februar / März 2020

Die Berliner Umweltzeitung

Krieg und Klima

Die Klimazerstörung durch Rüstungsindustrie und Militär darf nicht
ignoriert werden

von Ekkehard Skoring



Neben Kohlekraftwerken und Regenwaldvernichtung gilt der Verkehr als
einer der größten Klimakiller. Unbeachtet bleibt dabei meist der
militärische Verkehr - zu Lande, zu Wasser und in der Luft.

Wie hoch sind der Verbrauch an Rohstoffen und Energie und der Ausstoß
an CO2 durch Militär und Rüstungsindustrie? Beide Bereiche sowie die
Politik weigern sich, diese Frage zu beantworten. Deshalb haben
Wissenschaftler nachgeforscht. Das Ergebnis: Militär und
Rüstungsindustrie sind weltweit die größten Rohstoff- und
Energieverschwender und Freisetzer von CO2.

Die Rüstungsindustrie ist der weltweit umsatzstärkste
Wirtschaftszweig. Um welche finanziellen Dimensionen es sich hier
handelt, verdeutlichen die weltweiten Rüstungsausgaben von 1.800
Milliarden US-Dollar im Jahr 2018 laut den Zahlen des Stockholmer
Friedensforschungsinstituts Sipri.

Bundeswehr, US-Militär, Nato, Russland

Ein vierstündiger Flug des Bundeswehr-Kampfflugzeugs Tornado kostet
170.000 Euro, verbraucht 20.000 Liter Kerosin und stößt die CO2-Menge
aus, die von einem durchschnittlichen Kfz-Pendler in seinem ganzen
Berufsleben verbraucht wird. Nicht nur die Luftwaffe, auch Marine und
Landstreitkräfte üben ständig auf mehr als 260 Bundeswehrstandorten
den Krieg. Die Bundeswehr ist nach Angaben des
Verteidigungsministeriums in derzeit 14 Auslandseinsätzen unterwegs.
Sie ist weltweit in multinationale beziehungsweise Nato-Manöver
eingebunden. Tagtäglich werden Unmengen an CO2 ausgestoßen.

Auf der US-Luftwaffenbasis Ramstein bei Kaiserslautern finden rund
30.000 Starts und Landungen im Jahr statt. Bei Kriegsvorbereitungen
und -einsätzen sind es deutlich mehr.

Das US-Militär ist einer der größten Verbraucher von Erdölprodukten
und Erzeuger von Treibhausgasen weltweit. Der Ausstoß beträgt 59
Millionen Tonnen jährlich, wie eine Studie der Brown University in den
USA im vergangenen Jahr ergeben hat. Das ist mehr als die Emissionen
Schwedens oder Dänemarks.

Unter den militärischen Klimakillern ist die Nato weltweit die Nummer
eins. Durch Kriege und ihre fast täglich erfolgende Einübung auf den
unzähligen Übungsplätzen und bei Manövern der Nato und ihrer
Mitgliedsstaaten entstehen hohe militärbedingte Umweltschäden. Im Jahr
2018 wurden mehr als 286 Manöver und Übungen durchgeführt.

Umwelt und Klima werden zweifellos auch durch russisches Militär
zerstört, es gibt aber keine offiziellen Zahlen dazu. In Russland wird
genauso vertuscht wie im Westen. Ein Vergleich ist allerdings
aufschlussreich: Von den weltweiten Rüstungsausgaben im Jahr 2018
entfallen auf die Nato laut Sipri 1.013 Milliarden US-Dollar (56
Prozent), auf Russland 61 Milliarden US-Dollar (drei Prozent). Das ist
ein Indiz dafür, dass das Umwelt- und Klimazerstörungspotenzial durch
russisches Militär im Vergleich zur Nato deutlich geringer ist.

Produzieren, zerstören, ersetzen

Wir wissen: Krieg vernichtet Leben, Natur und Infrastruktur -
Wohngebäude, Verkehrswege, Industrieanlagen, Krankenhäuser. Aber wem
sind folgende Tatsachen bewusst?

Rüstungsgüter werden erst produziert, dann in Kriegen (weltweit
derzeit etwa 140) zerstört und schließlich durch noch mehr, neue und
"bessere" Rüstungsgüter ersetzt. Infrastruktur wird erst errichtet,
dann zerstört und wieder aufgebaut. Das alles geschieht unter
Verbrauch riesiger Mengen an Rohstoffen und Energie und mit einem
immensen CO2-Ausstoß.

Von den Kriegen der USA und der Nato profitiert übrigens vorwiegend
die US-Bauindustrie. Mit dem Wiederaufbau zerstörter Infrastruktur
verdient sie sich eine goldene Nase. Kriege sind ein "Bombengeschäft"
für Rüstungsindustrie und Bauwirtschaft.

Eine große Umweltkatastrophe sind immer wieder brennende Ölquellen bei
Kriegen, siehe Irak. Diese Brände sind verantwortlich für eine massive
Schädigung der Biosphäre durch CO2. Für diese Treibhausgase gibt es
offiziell keinen Verursacher und sie tauchen nicht in den
UN-Dokumenten auf.

Das schlimmste Szenario jedoch: Der Einsatz auch nur eines kleinen
Bruchteils der heutigen atomaren Waffenarsenale, die offiziell der
"Abschreckung" dienen sollen, würde nach Meinung von Wissenschaftlern
eine sofortige Klimakatastrophe, einen "atomaren Winter" auslösen und
könnte zum Untergang der gesamten Menschheit führen.

Kriegsgrund Bodenschätze

Das US-Militär ist stets bereit, den Konzernen des Landes weltweit den
Zugang zu Rohstoffquellen zu sichern, vor allem zu Öl. Im Irak zum
Beispiel sichert US-Militär seit dem Krieg 1991 die Ölquellen. In
Syrien werden Ölquellen vom US-Militär "bewacht". Die ölreiche
Diktatur Saudi-Arabien wird im Jemen-Krieg von den USA mit
Rekord-Rüstungsexporten und Militär unterstützt. Weltweit kontrolliert
US-Militär den Zugang zu Erdölvorkommen und anderen Bodenschätzen.
Mehrere hundert US-Militärstützpunkte befinden sich in rohstoffreichen
Regionen und in der Nähe strategischer Schifffahrtswege.

Es ist dringend notwendig, den Verbrauch fossiler Brennstoffe
schleunigst durch dezentral erzeugte erneuerbare Energie zu ersetzen.
Damit entfällt ein wesentlicher Grund für militärische Aufrüstung und
Krieg. Die extrem hohen Rüstungsausgaben entziehen viel Geld für
Investitionen in die Energiewende und die existenziell notwendige
Bekämpfung der Klimakrise.

Klima schützen heißt abrüsten. Werden wir aktiv: Freitags für Frieden!


Weitere Informationen:

www.umwelt-militaer.info

www.frikoberlin.de
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PROTEST/169: Lufthansa-Rettung - keine Steuertricks zulassen, in Klimaschutz investieren (Campact)

Campact e.V. - 27. Mai 2020

Lufthansa-Rettung nur ohne Steuervermeidung und mit Klimaschutz




Berlin, 27. Mai 2020. Während im Kabinett über Corona-Rettungsgelder
gesprochen wird, veranstalten Protestierende mit Großmasken von
Kanzlerin Merkel und Finanzminister Scholz einen Flugwettbewerb. Sie
lassen Papierflieger aus großen Geldscheinen in einem Lufthansa-Koffer
landen. Sie demonstrieren dagegen, dass die Bundesregierung
Rettungsgelder mit zu wenig Bedingungen vergibt. Mit neun Milliarden
Euro will die Regierung der Lufthansa unter die Flügel greifen. Der
Protest wird von Campact, Finanzwende und dem Umweltinstitut München
getragen.

Das aus öffentlichem Geld finanzierte Rettungspaket enthält zu wenig
Gegenleistungen: weder zum Ende der Steuervermeidung noch zu
effizientem Klimaschutz. "Was der Lufthansa jetzt an Hilfen ins Nest
fällt, werden andere Konzerne auch wollen. Ein Präzedenzfall", sagt
Jutta Sundermann von Campact. Die Bürgerbewegung Finanzwende hat heute
eine Studie veröffentlicht, die aufzeigt, dass der Konzern sehr
wahrscheinlich Gewinne in Schattenfinanzzentren (umgangssprachlich
Steueroasen) verlagert. "Es ist gegenüber den Steuerzahlern absolut
unverantwortlich, dass die Bundesregierung die Lufthansa ohne
umfassende Steuertransparenz retten will. Dabei gibt unsere Studie
einen klaren Hinweis, dass das Unternehmen Gewinnverschiebung
betreiben könnte", erklärte Konrad Duffy, Experte für
Finanzkriminalität bei Finanzwende.

Im Hinblick auf den Klimaschutz enthält das Rettungspaket die
Selbstverpflichtung des Konzerns, in den kommenden Jahren, nach und
nach seine Flotte zu erneuern, um so Treibhausgasemissionen zu
reduzieren. "Für eine klimaverträgliche Transformation der Fluglinie
sind die bislang getroffenen Vereinbarungen vollkommen unzureichend",
kritisiert Philip Bedall, Referent für Energiepolitik am
Umweltinstitut München. "Die Lufthansa muss dazu verpflichtet werden,
einen verbindlichen Klimaschutzplan vorzulegen, der sie an das 1,5
Grad-Ziel des Pariser Klima-Abkommens bindet. Die absoluten Emissionen
der Fluglinie müssen substanziell sinken, dazu bedarf es eines Verbots
von Inlands- und Kurzstreckenflügen sowie einer Flottenverkleinerung."



Schon an die 280.000 Menschen verlangen, keine Staatshilfen an
Steuertrickser und Klimasünder zu zahlen: 

https://www.campact.de/rettungsgelder.

Die Fallstudie hier:

https://www.finanzwende.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Fallstudie_Lufthansa_final.pdf


Appell "Keine Staatshilfen an Steuertrickser"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 27.05.2020

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de
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ENERGIE/099: Mexiko - Zweifel an Frackingverbot bleiben bestehen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Zweifel an Frackingverbot bleiben bestehen

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 25. Mai 2020, npla) - Nach einer Untersuchung des
Mexikanischen Bündnisses gegen das Fracking wird in Mexiko trotz
anderslautender Regierungsversprechen möglicherweise weiterhin diese
Form der Öl- und Gasförderung praktiziert. Das vor wenigen Tagen
veröffentlichte 35-seitige Dokument [1] verweist auf verschiedene
Unterlagen und Auskünfte der Nationalkommission für fossile
Brennstoffe (CNH), des staatlichen Ölkonzerns Pemex und des
Finanzministeriums.

Demnach sollen zumindest Probebohrungen mit der Frackingtechnik auch
unter der neuen Regierung erlaubt werden. Dies legt unter anderem eine
Auskunft der CNH von Oktober 2019 nahe. Demnach gab es im Februar und
Juni 2019 fünf Genehmigungen für Pemex, "nicht-konventionelle"
Ölvorkommen zu explorieren. Drei unter der Vorgängeradministration
genehmigte Bohrbrunnen, bei denen die Frackingtechnik angewendet wird,
sind nach den Recherchen des Bündnisses wahrscheinlich weiterhin in
Betrieb.

Präsident Andrés Manuel López Obrador reagierte auf das Dokument und
erklärte am 19. Mai auf seiner morgendlichen Pressekonferenz, das
Frackingverbot gelte weiterhin. López Obrador hatte dies unter dem
Punkt Nr. 75 seines 100-Punkte-Programms erwähnt. Das Programm las er
zu seinem Amtsantritt am 1. Dezember 2018 öffentlich vor. Gesetzlich
ist das Frackingverbot jedoch bis heute nicht festgeklopft worden. Das
Mexikanische Bündnis gegen das Fracking [2] begrüßte das erneuerte
Versprechen des Präsidenten. Es begründete mit Hinweis auf die
Recherche-Ergebnisse jedoch noch einmal seine Zweifel und verlangte
von López Obrador eindeutige gesetzliche Maßnahmen.


Anmerkungen:

[1] http://www.nofrackingmexico.org/wp-content/uploads/2020/05/Estado-del-fracking-en-Mexico-mayo-20.pdf

[2] https://www.nofrackingmexico.org/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/zweifel-an-frackingverbot-bleiben-bestehen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FISCHEREI/214: Stellnetzfischerei - Wissenschaftlicher Rat empfiehlt EU, Ostsee-Schweinswal besser zu schützen (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

Gemeinsame Pressemitteilung mit der Whale and Dolphin Conservation
(WDC) vom 27. Mai 2020

Schließung der Stellnetzfischerei: Wissenschaftlicher Rat empfiehlt
EU, Ostsee-Schweinswal besser zu schützen



Berlin/Bremen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Internationalen Rates für Meeresforschung (ICES) haben
richtungsweisende Empfehlungen zum Schutz des Ostsee-Schweinswals
veröffentlicht und die Europäische Kommission dazu aufgerufen,
Notfallmaßnahmen für geschützte Meeressäuger zu erlassen. Whale and
Dolphin Conservation (WDC) und der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) fordern die EU und das Bundesministerium für
Fischerei auf, endlich den Tod von Schweinswalen als Beifang in
Fischernetzen zu stoppen.

Der Schweinswal der zentralen Ostsee ist vom Aussterben bedroht, diese
Population besteht nur noch aus wenigen Hundert Tieren. Der Tod von
nur einem Weibchen kann bereits die Zukunft der gesamten Population
gefährden. Dennoch kommen sie jedes Jahr regelmäßig in Stellnetzen der
Fischerinnen und Fischer um. Die Umsetzung der nun vorgeschlagenen
Maßnahmen wäre ein wichtiger Schritt zum Erhalt dieser streng
geschützten Tiere.

WDC hatte bereits im vergangenen Jahr im Rahmen einer Koalition von 22
Umweltschutzorganisationen der EU-Kommission konkrete Forderungen zur
Regulierung der Fischerei im Sinne des Meeressäugerschutzes vorgelegt.
Diese wurden von den ICES-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
als Grundlage für Empfehlungen an die Kommission genutzt. So empfehlen
die Expertinnen und Experten auch die zeitliche und räumliche
Einschränkung der Stellnetz-Fischerei in bestimmten Gebieten der
deutschen, polnischen und schwedischen Ostsee. Darüber hinaus sollen
vermehrt Vergrämungsgeräte (sogenannte Pinger) zum Einsatz kommen, um
die Schweinswale von Netzen fernzuhalten. ICES empfiehlt der EU
außerdem, dass der Beifang von Meeressäugern und der Fischereiaufwand
stärker dokumentiert werden, um eine verbesserte Datengrundlage zu
erhalten.

Weiterhin betont der ICES-Rat, dass diese Maßnahmen nur dann zum Ziel
führen, wenn sie über längere Zeiträume implementiert werden. Deswegen
solle die Europäische Kommission sie nicht nur als kurzfristige
Notfallmaßnahmen begreifen, sondern auch dafür sorgen, dass die
Mitgliedstaaten die betreffenden Populationen langfristig erhalten.

"Fast 30 Jahre lang haben es die Mitgliedsstaaten versäumt, den
Beifang zu stoppen. Das hat zur Folge, dass Notfallmaßnahmen notwendig
sind, um den Ostsee-Schweinswal vor dem Aussterben zu schützen. Die
jetzt veröffentlichten Empfehlungen sind also die Quittung für die
Versäumnisse der Vergangenheit", so Fabian Ritter, Meeresschutzexperte
bei WDC.

"Die EU-Mitgliedstaaten vernachlässigen ihre gesetzliche Pflicht, wenn
sie den Beifang von Meeressäugern nicht verhindern. Die Kommission
muss daher ihre Rolle als Wächterin der EU-Gesetzgebung erfüllen und
die Mitgliedstaaten dazu verpflichten, den unnötigen Tod Tausender
Delfine und Schweinswale zu verhindern", so Bettina Taylor vom
BUND-Meeresschutzbüro.

"Wir begrüßen die empfohlenen Maßnahmen sehr, die auf den besten
wissenschaftlichen Daten beruhen, die es gibt. Vor allem die
Langfristigkeit dieser - oder noch strengerer - Maßnahmen ist dabei
von großer Bedeutung", so Ida Carlén von der Coalition Clean Baltic.

Hintergrund:

Beifang bezeichnet diejenigen Tiere, die unbeabsichtigt in
Fischernetzen gefangen werden und in der Regel darin qualvoll sterben,
darunter auch Meeressäuger wie Delfine und Schweinswale. Geschätzte
300.000 Wale und Delfine kommen so weltweit jedes Jahr ums Leben,
viele Tausend davon in Europa.

Der Schweinswal der zentralen Ostsee ist bei der IUCN und dem HELCOM
Abkommen als vom Aussterben bedroht gelistet. Das Verbreitungsgebiet
dieser genetisch eigenständigen Population ist heute wesentlich
geringer als früher. Es gibt nur noch circa 500 Tiere und
möglicherweise sind nur noch weniger als 100 reproduktionsfähige
Weibchen darunter. Während Meeresverschmutzung und Unterwasserlärm
dazu beitragen, dass sich die Population nicht erholen kann, bleibt
Beifang in Fischernetzen Hauptbedrohung Nummer 1. Jedes beigefangene
Tier stellt eine ernste Bedrohung für die gesamte Population dar.
Deswegen muss der Verlust durch Beifang massiv reduziert und
idealerweise ganz eliminiert werden. Dies haben die Mitgliedsstaaten
jedoch über Jahrzehnte versäumt umzusetzen.

Pinger sind kleine, technische Geräte, die in Netzen angebracht werden
und hochfrequente Töne abgeben. Diese sollen dafür sorgen, dass die
Wale von den Netzen fernbleiben, die sie sonst nicht per Echolokation
orten können.

Alle NGOs, die sich an ursprünglichen Forderungen an die EU beteiligt
haben: 

Whale and Dolphin Conservation, ClientEarth, Seas At Risk,
Coalition Clean Baltic, Coastwatch Europe, Danish Society for Nature
Conservation, Ecologistas en Accion, The Fisheries Secretariat,
Fundació ENT, France Nature Environnement, Humane Society
International, International Foundation for Animal Welfare, Irish
Wildlife Trust, Irish Whale and Dolphin Group, Ligue pour la
Protection des Oiseaux, Marine Conservation Society, Natuurpunt,
Oceana, OceanCare, Our Fish, Sciaena, Sea Shepherd France, Sustainable
Water Network SWAN, Swedish Society for Nature Conservation, Wildlife
and Countryside Link Bycatch sub-group, WWF.



Weitere Informationen:

Das Originaldokument des ICES-Rates finden Sie hier: 

www.ices.dk/sites/pub/Publication%20Reports/Advice/2020/2020/eu.2020.04.pdf

 * 
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AKTION/017: Aktionswelle gegen klimafeindliche Wirtschaftspolitik im Juni (XR)

Extinction Rebellion Deutschland - 26. Mai 2020

Extinction Rebellion kündigt dezentrale und digitale Aktionswelle
gegen klimafeindliche Wirtschaftspolitik im Juni an



Berlin 26.05.2020 - Extinction Rebellion Deutschland plant zwischen
dem 12. und 21. Juni 2020 dezentrale und digitale Aktionen unter dem
Motto #WeiterSoWarGestern in ganz Deutschland. Die zahlreichen
Aktionen zivilen Ungehorsams werden sich an die Bundesregierung,
Ministerien, Lobbybüros und Unternehmen richten, die den Klimaschutz
blockieren. Sie ersetzen damit die verschobene Rebellionswelle, die
für Anfang Mai geplant war, aber wegen COVID-19 verschoben werden
musste. Aufgrund des fortwährenden Infektionsrisikos ruft Extinction
Rebellion im Juni nicht zu einem zentralen Massenprotest auf, sondern
geht mit dezentralen und digitalen Aktionen neue Wege.

"Nach der Coronakrise können wir nicht zur alten Geschäftsordnung
zurückkehren, denn wir steuern global auf gefährliche Kipppunkte zu.
2020 bleibt das entscheidende Jahr, in dem die Politik endlich die
überlebensnotwendigen Entscheidungen treffen muss, um die drohende
Klimakatastrophe und den Kollaps der Ökosysteme aufzuhalten", sagt
Annemarie Botzki aus dem Presseteam von XR. "Wir werden mit gezielten,
friedlichen Aktionen den Druck auf Regierung und Unternehmen erhöhen.
Denn wir nehmen nicht länger hin, dass Wenige aus Macht- und
Profitinteressen unser aller Zukunft zerstören," so Botzki.

Die Aktionen werden von Rebell*innen in verschiedenen
Regionalbündnissen und Ortsgruppen unter anderem in Berlin, Dresden,
Erlangen, Essen, Greifswald, Hamburg, Köln, Konstanz, Lüneburg, in
Nordrhein-Westfalen sowie im Rhein-Main-Neckar-Gebiet umgesetzt.

"Wir fordern eine Bürger*innenversammlung, die Vorschläge erarbeitet,
wie Deutschland bis 2025 klimaneutral werden kann, das Artensterben
gestoppt und bereits jetzt betroffene Menschen unterstützen werden
können," sagt Tino Pfaff aus dem Presseteam von XR.

"Unser demokratisches System benötigt dringend ein Update. Wenn der
Wirtschaftslobby weiterhin so viel Raum und Macht gelassen wird, dann
stürzt unsere Gesellschaft in den sozialen und wirtschaftlichen Ruin.
Politiker*innen sind also gut beraten, sich mehr für politische
Teilhabe der Menschen einzusetzen, sollte Ihnen die Zukunft der
Demokratie ein Anliegen sein," so Pfaff.

Immer mehr Menschen schließen sich Extinction Rebellion an. Die
Bewegung zählt nun über 140 Ortsgruppen in Deutschland mit ca. 20.000
Aktivist*innen. Weltweit ist die Bewegung bereits in ca. 1.178
Ortsgruppen in aktuell 73 Ländern auf sechs Kontinenten aktiv. Mit
weit über 200.000 Rebell*innen weltweit wächst Extinction Rebellion
stetig und gewinnt insbesondere in Ländern des globalen Südens an
Bedeutung. Fast die Hälfte der Ländergruppen befindet sich auf der
Südhalbkugel, die meisten davon auf dem afrikanischen Kontinent.



Social Media

https://www.youtube.com/channel/UCzRo82VzXa_XgySyH-D5lqA

https://twitter.com/extinctionr_de?lang=de

https://de-de.facebook.com/ExtinctionRebellionDeutschland/

 * 
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Presseteam

Extinction Rebellion Deutschland

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: https://extinctionrebellion.de/
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VERBAND/430: Bauernverband kritisiert faktisches Ackerbauverbot an Gewässerrändern mit Hangneigung (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Bauernverband kritisiert faktisches Ackerbauverbot an Gewässerrändern 
mit Hangneigung

DBV zur Anhörung im Umweltausschuss des Deutschen Bundestages



Der Deutsche Bauernverband (DBV) sieht die Novelle des
Wasserhaushaltsgesetzes parallel zur zum 1. Mai 2020 in Kraft
getretenen Änderung der Düngeverordnung kritisch. Das im Gesetzentwurf
vorgesehene pauschale faktische Ackerbauverbot auf 5 Meter breiten
Streifen an allen Gewässern in Deutschland mit einer Hangneigung von
5 % wiederspricht der Forderung der EU-Kommission nach einem
differenzierten und gezielten Gewässerschutz, kritisiert Steffen
Pingen, Leiter des Fachbereichs Umwelt/ländlicher Raum beim Deutschen
Bauernverband im Rahmen der Sachverständigenanhörung zur Novelle des
Wasserhaushaltsgesetzes im Umweltausschuss des Deutschen Bundestages
am 25. Mai 2020.

Die Landwirtschaft lege bereits freiwillig Gewässerrandstreifen über
Agrarumweltprogramme und das Greening der Europäischen Agrarpolitik
an. Der Verlust der Förderfähigkeit für den kooperativen
Gewässerschutz und die fehlende Begründung aus dem EUGH-Urteil sei aus
Sicht der Landwirtschaft nicht akzeptabel, betont Pingen. Zudem
kritisiert Pingen im Rahmen der Anhörung die unzureichende
Folgenabschätzung für die neuen Gewässerrandstreifen hinsichtlich des
Flächenumfangs und der wirtschaftlichen Auswirkungen für die
landwirtschaftlichen Betriebe, die von der Bundesregierung nur in
Teilen kalkuliert worden seien. Nicht ausreichend berücksichtigt
worden seien Einbußen für die Landwirte durch den Verlust von
Ernteerträgen und durch wegbrechende Förderungen über
Agrarumweltprogramme, wenn aufgrund der geplanten gesetzlichen Pflicht
zur Begrünung ein Ackerbau per Ordnungsrecht an Gewässern auf 5 m
breiten Streifen nicht mehr möglich sei und der Ertragsausfall sowie
die entstehenden Kosten nicht mehr über Förderprogramme honoriert
werden könnten.

Im Rahmen seiner Stellungnahme an den Deutschen Bundestag kritisiert
der DBV ferner vor dem Hintergrund der aktuellen Situation, dass
nunmehr weitere Verschärfungen im Wasserrecht in Angriff genommen
werden. Der DBV fordert daher, die Novelle auszusetzen und zunächst
das neue Düngerecht in der Praxis wirken zu lassen. Sollte der
Gesetzgeber an seinem Vorhaben festhalten, bedürfe es dringend der
Überarbeitung der geplanten Regelungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431
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STELLUNGNAHME/617: Waldstrategie 2050 stärker ökologisch ausrichten (ROBIN WOOD)

ROBIN WOOD - 26. Mai 2020

Waldstrategie 2050 muss stärker ökologisch ausgerichtet werden



ROBIN WOOD fordert Bundesagrarministerin Julia Klöckner auf, sich für
die konsequente Umsetzung der neuen EU-Biodiversitätsstrategie in
Deutschland stark zu machen. Insbesondere müssen die Kernpunkte der
EU-Strategie Eingang finden in die nationale Waldstrategie 2050. Statt
die Waldbestände weiter zu gefährden, fordert ROBIN WOOD verbindliche
Schutzkonzepte für Naturwälder und die Umstellung der Forstwirtschaft
auf eine naturnahe Waldwirtschaft.

Am 20. Mai 2020 hatte die EU-Kommission die neue
EU-Biodiversitätsstrategie vorgestellt. Sie enthält sinnvolle Vorgaben
für den Schutz von Klima, Arten und Wäldern: Alle verbliebenen Natur-
und Urwälder Europas sollen kartiert und strikt geschützt werden. Eine
verbindliche Richtlinie soll für eine naturnähere Waldbewirtschaftung
von Wirtschaftswäldern sorgen. Zudem soll der Schutz vor invasiven,
gebietsfremden Arten verbessert werden.

"ROBIN WOOD sieht in der EU-Biodiversitätsstrategie großes Potential
zum Schutz von Klima und Arten. Damit diese Strategie greift, muss sie
in den Mitgliedsstaaten konsequent in verbindliches Recht umgesetzt
werden", fordert ROBIN WOOD-Waldreferentin Jana Ballenthien. "In der
Waldpolitik ist Klöckner mit ihren Plänen für eine Waldstrategie 2050
aber bislang auf dem Holzweg."

Der wissenschaftliche Beirat für Waldpolitik in Klöckners Ministerium
hatte vor kurzem eine Stellungnahme zur Waldstrategie 2050 abgegeben,
die in wesentlichen Punkten der Biodiversitätsstrategie widerspricht:

 Schutz von Waldflächen:

In Deutschland sind bislang nur 0,2 Prozent statt 100 Prozent aller
naturnahen, alten Wälder geschützt, wie es die
EU-Biodiversitätsstrategie nun als Ziel formuliert. Nur 2,8 Prozent
der Waldfläche entwickelt sich natürlich. Das ist weit entfernt vom
Fünf-Prozent-Ziel, das entsprechend der Nationalen Strategie zur
Biologischen Vielfalt schon seit 2007 verfolgt wird. In den Eckpunkten
zur nationalen Waldstrategie 2050 wird lapidar auf eine Erhöhung der
Fläche auf vier Prozent innerhalb des nächsten Jahrzehnts verwiesen,
ohne konkrete Maßnahmen zur Erhöhung vorzuschlagen.

Erhalt der Biodiversität:

Eine Studie der Naturwaldakademie Lübeck zeigt den "schlechten
ökologischen Zustand" in allen deutschen Beständen natürlicher
Buchenwald-Typen und ein Fehlen der wertvollen Stark- und Altbäume.
Zwei Eichenwald-Typen sind überdies in einem so schlechten
ökologischen Zustand, dass sogar ein vollständiges Aussterben droht.
Der Beirat für Waldpolitik setzt in seinem Eckpunktepapier auf eine
Zunahme der "künstlichen Bestandesgründung", und überdies auf den
Ausbau eingeführter Baumarten und des Nadelbaumbestandes. Dabei wäre
es für den Erhalt der Biodiversität dringend erforderlich, die
heimische Artenzusammensetzung zu erhalten und auch in
Wirtschaftswäldern viel Altbestand, ein geschlossenes Waldinnenklima
und einen hohem Totholzanteil vorzuweisen.

Naturnahe Waldbewirtschaftung:

Laut Eckpunktepapier sollen "produktive Baumarten" "gefördert" werden.
"Vermehrte Bestandespflege, Verkürzung der Produktions- und
Gefährdungszeiträume" lautet die Strategie. Die Abkehr von naturnaher
Waldwirtschaft, die im gesamten Eckpunktepapier transportiert wird,
ist eine Absage an Klimaschutz und Artenschutz.

"Die Formulierungen der bisherigen Eckpunkte zur Waldstrategie 2050
spiegeln allein die Interessen der Forstwirtschafts-Lobby wider. Damit
unsere Wälder starke Verbündete im Kampf gegen Klimakrise und
Artensterben sein können, müssen Profitinteressen zurückstehen hinter
europäischem und globalem Waldnaturschutz!", fordert Ballenthien.

ROBIN WOOD fordert eine umfassende ökologische Pfadumkehr in der
Waldstrategie 2050, die unter Einbeziehung eines unabhängigen Gremiums
aus waldökologischen Fachleuten zu erarbeiten ist.




Interessante Links:

ROBIN WOOD-Petition "Europas letzte Urwälder retten":
https://www.robinwood.de/urwald

Deutschland übernimmt ab Juli 2020 für sechs Monate die
EU-Ratspräsidentschaft. ROBIN WOOD hat eine Petition für den Schutz
der europäischen Urwälder gestartet, um zu erreichen, dass
Deutschland EU-weit den Waldnaturschutz stärkt.

EU Biodiversity Strategy for 2030. Bringing nature back into our
lives: 

ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication-annex-eu-biodiversity-strategy-2030_en.pdf

Stellungnahme "Eckpunkte der Waldstrategie 2050" des
Wissenschaftlichen Beirates Waldpolitik beim Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft vom Februar 2020, online veröffentlicht
am 24.04.2020: 

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/waldpolitik/stellungnahme-waldstrategie-2050.html

Welle, T., Sturm, K. & Bohr, Y. (2018): Alternativer
Waldzustandsbericht - Eine Waldökosystemtypen-basierte Analyse des
Waldzustandes in Deutschland anhand naturschutzfachlicher
Kriterien, Hrsg. Naturwald Akademie Lübeck. 

https://naturwald-akademie.org/wp-content/uploads/2018/04/Alternativer-Waldzustandsbericht_Stand_25042018_1.pdf

 * 
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Pressemitteilung, 26.05.2020
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AKTIONSTAGE/1069: Rheinland-Pfalz - NABU-"Insektensommer" startet in Runde 3 (NABU RP)

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 25. Mai 2020

NABU-"Insektensommer" startet in Runde 3

Insekten zählen und melden bei der NABU-Mitmachaktion vom 29. Mai bis
7. Juni



Mainz - Unter dem Motto "Zählen, was zählt" startet der NABU ab dem
29. Mai wieder den ersten Teil seiner bundesweiten Mitmachaktion
"Insektensommer". Bis zum 7. Juni sind Naturbegeisterte in
Rheinland-Pfalz dazu aufgerufen, das Summen und Krabbeln in ihrer
Umgebung zu beobachten und unter www.insektensommer.de online zu
melden.

Weltweit gibt es über eine Million verschiedene Insektenarten. 33.000
davon kommen auch in Deutschland vor. Sie sind unverzichtbar für
unsere Ökosysteme, sie tragen zur Vermehrung von Pflanzen sowie zur
Fruchtbarkeit des Bodens bei und sind Nahrungsgrundlage für viele
Tierarten. Studien zeigen, dass die Insekten in Deutschland deutlich
zurückgehen. Intensive Landwirtschaft, der Einsatz von Pestiziden und
die Ausräumung der Landschaft sind nur einige Gründe für den
Insektenschwund. "Dass es um die Insekten hierzulande nicht allzu gut
bestellt ist, ist längst kein Geheimnis mehr. Der NABU engagiert sich
seit Jahren für den Schutz der Insekten. Hierzu ist es wichtig zu
wissen, welche Insekten es eigentlich bei uns gibt und vor allem wie
viele? Und genau diesen Fragen soll die NABU-Mitmachaktion
'Insektensommer' auf den Grund gehen", sagt Torsten Collet, Referent
für Öffentlichkeitsarbeit des NABU Rheinland-Pfalz. "Die Aktion möchte
aber auch auf die enorme Bedeutung der Insekten aufmerksam machen und
für ihren Schutz sensibilisieren." Und hier kann Jede*r mithelfen: Der
optimale Tag, um viele Insekten zu sehen,
ist ein sonniger, warmer, trockener und windstiller Tag. Notiert und
anschließend online oder per App gemeldet werden alle Insekten, die
innerhalb einer Stunde am Beobachtungsplatz - ob vor der Haustür, im
Park, an Gewässern, im Garten oder auf dem Balkon - entdeckt werden
konnten.

Wer genau hinsieht, merkt schnell, dass die Welt der Insekten äußerst
vielfältig ist. "Wer sich bei der Bestimmung der gefundenen Insekten
überfordert fühlt und befürchtet, etwas Falsches zu melden, kann sich
von der kostenlosen NABU-App 'Insektenwelt' mit fotografischer
Erkennungsfunktion helfen lassen", sagt Collet. "So können die Tiere
einfach und schnell mit dem Smartphone fotografiert, automatisch
erkannt und auch direkt gemeldet werden." Außerdem bietet die App
zudem ausführliche Insektenporträts der 122 bekanntesten Arten, die in
Deutschland vorkommen.

Damit vergleichbare Daten gesammelt werden können, hat der NABU acht
Kernarten ausgewählt. Für die erste Zählung vom 29. Mai bis 7. Juni
sind das die folgenden Arten: Tagpfauenauge, Admiral, Asiatischer
Marienkäfer, Hainschwebfliege, Steinhummel, Lederwanze, Blutzikade und
Gemeine Florfliege. Nach diesen acht Arten sollten die Teilnehmenden
auf jeden Fall suchen. So kann am Ende erkannt werden, wo die
eigentlich weit verbreiteten Arten möglicherweise gänzlich fehlen. Die
Daten der Zählaktion "Insektensommer" werden in Zusammenarbeit mit der
Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom NABU
ausgewertet und zeitnah veröffentlicht.

Wer im eigenen Garten oder Balkon mehr für Insekten tun möchte, der
kann sich beim NABU über insektenfreundliche Gärten informieren. Schon
mit kleinen Veränderungen, ein paar wilden Ecken und heimischen
Pflanzenarten, lässt sich für Insekten schon viel erreichen. Denn:
Jedes Insekt zählt!

Mehr Informationen zum Insektensommer:

NABU-App Insektenwelt: www.nabu.de/Insektenwelt

NABU-Insektentrainer: www.insektentrainer.de

Pressedienst des NABU Rheinland-Pfalz

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 16/20, 25.05.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)
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AKTIONSTAGE/1068: NABU-Aktion "Insektensommer" startet am 29. Mai - mitzählen und Beobachtungen online melden (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 25. Mai 2020

NABU-Aktion "Insektensommer" startet am 29. Mai

Insekten zählen und melden bei der NABU-Mitmachaktion vom 29. Mai bis
7. Juni / Jede*r kann mitzählen und Beobachtungen online melden! /
Marienkäfer stehen im Mittelpunkt



Unter dem Motto "Zählen, was zählt" startet der NABU ab dem 29. Mai
wieder den ersten Teil seiner bundesweiten Mitmachaktion
"Insektensommer". Bis zum 7. Juni sind Naturbegeisterte in Hamburg
dazu aufgerufen, das Summen und Krabbeln in ihrer Umgebung zu
beobachten und unter www.insektensommer.de online zu melden. Die
zweite Zählung findet vom 31. Juli bis 9. August statt.

Weltweit gibt es über eine Million verschiedene Insektenarten, 33.000
davon kommen schätzungsweise in Deutschland vor. Sie sind
unverzichtbar für unsere Ökosysteme, sie tragen zur Vermehrung von
Pflanzen sowie zur Fruchtbarkeit des Bodens bei und sind
Nahrungsgrundlage für viele Tierarten. Studien zeigen, dass die
Insekten weltweit und auch in Deutschland dramatisch zurückgehen.
Intensive Landwirtschaft, der Einsatz von Pestiziden und die
Ausräumung der Landschaft sind nur einige Gründe für den
Insektenschwund. "Ziel des Insektensommers ist es, auf die enorme
Bedeutung der Insekten aufmerksam zu machen und für den Schutz dieser
Tiergruppe zu sensibilisieren", sagt Anne-Lone Ostwald, Referentin für
Artenschutz beim NABU Hamburg. "Jede*r kann mithelfen, Daten zur
Artenvielfalt und Häufigkeit der Insekten zu sammeln. Jedes Insekt
zählt!"

Teilnehmen kann jede*r. Der optimale Tag, um viele Insekten zu sehen,
ist ein sonniger, warmer, trockener und windstiller Tag. Notiert und
anschließend online oder per App gemeldet werden alle Insekten, die
innerhalb einer Stunde am Beobachtungsplatz - ob vor der Haustür, im
Park, an Gewässern, im Garten oder auf dem Balkon - entdeckt werden
konnten.

Wer genau hinsieht, merkt schnell, dass die Welt der Insekten äußerst
vielfältig ist. "Wer sich bei der Bestimmung der gefundenen Insekten
überfordert fühlt und befürchtet, etwas Falsches zu melden, kann sich
von der kostenlosen NABU-App 'Insektenwelt' mit fotografischer
Erkennungsfunktion helfen lassen", sagt Ostwald. "So können die Tiere
einfach und schnell mit dem Smartphone fotografiert, automatisch
erkannt und auch direkt gemeldet werden." Außerdem bietet die App
zudem ausführliche Insektenporträts der 122 häufigsten Arten, die in
Deutschland vorkommen.

Damit vergleichbare Daten gesammelt werden können, hat der NABU acht
Kernarten ausgewählt. Für die erste Zählung vom 29. Mai bis 7. Juni
sind das die folgenden Arten: Tagpfauenauge, Admiral, Asiatischer
Marienkäfer, Hainschwebfliege, Steinhummel, Lederwanze, Blutzikade und
Gemeine Florfliege. Nach diesen acht Arten sollten die Teilnehmenden
auf jeden Fall suchen. So kann am Ende erkannt werden, wo die
eigentlich weit verbreiteten Arten möglicherweise gänzlich fehlen. Die
Daten der Zählaktion "Insektensommer" werden in Zusammenarbeit mit der
Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom NABU
ausgewertet und zeitnah veröffentlicht.

Ein besonderes Augenmerk liegt in diesem Jahr auf den Marienkäfern.
Seit ungefähr 20 Jahren lebt der Asiatische Marienkäfer schon in
Deutschland. Der Insektensommer soll zeigen, wie weit sich die
invasive Art verbreitet hat und ob der Asiatische Marienkäfer oder der
heimische Siebenpunkt-Marienkäfer häufiger zu finden ist.

Mehr Informationen zum Insektensommer:

Marienkäfer: www.nabu.de/entdeckungsfrage

NABU-App Insektenwelt: www.nabu.de/Insektenwelt

NABU-Insektentrainer: www.insektentrainer.de

 * 
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BERICHT/100: Damals in Laos - Fahrten in befreite Gebiete 1968-1970 - 2. Teil (Irene und Gerhard Feldbauer)

Damals in Laos

Erinnerungen an unsere Fahrten in die befreiten Gebiete von Laos (1968-1970)

Teil 2: USA brachen auch Laos-Abkommen [1]

von Irene und Gerhard Feldbauer, Mai 2020
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Damals Kriegsgebiet - heute unberührt anmutende und touristisch attraktive Landschaften in Laos, hier die Provinz Vientiane

Foto: Tango7174 / CC BY-SA (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0) via Wikimedia Commons




Am 8. März 1970 kabelte Reuters aus Key Biscayne im US-Bundesstaat
Florida folgende Nachricht in die Welt: "Das Weiße Haus", so hieß es,
"gab bekannt, dass zumindest 27 in Laos stationierte Amerikaner
infolge von Aktionen des Gegners auf dem Boden getötet wurden."
Angesichts der steigenden Verluste eigener Soldaten, die in
Wirklichkeit viel höher lagen, musste man in Washington erstmals dazu
Stellung nehmen und gleichzeitig eingestehen, dass auch in Laos
US-Bodentruppen gegen die Befreiungsbewegung eingesetzt waren.

In Laos, einst Bestandteil der französischen Kolonie Indochina, hatten
die USA wie gegenüber Vietnam schon bald nach der Unterzeichnung die
Genfer Abkommen von 1954 gebrochen und das Land Schritt für Schritt in
ihre Aggression einbezogen. Es wurde zur zweiten Front im Krieg gegen
Vietnam. Die Indochina-Abkommen hatten auch für das Königreich am
Mekong eine friedliche und unabhängige Entwicklung festgelegt. Die
profranzösischen Regierungstruppen und die Pathet Lao-Einheiten waren
als gleichberechtigte Streitkräfte und die Neo Lao Haksat als legale
Partei anerkannt worden. Die Pathet Lao-Truppen, die auch große
Gebiete in Mittel- und Süd-Laos kontrollierten, zogen sich in die
Nordprovinzen zurück. Auf der Basis von Verhandlungen sollte die NLH
an der königlichen Regierung beteiligt werden.




[image: Foto: Unbekannter Fotograf Anefo / CC BY-SA (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons]

Fragwürdige Unabhängigkeit - Prinz Savang Vatthana (r.), der spätere (und letzte) König (1959-1975), am 4. Mai 1953 mit dem französischen General Raoul Salan (l.) in Luang Prabang

Foto: Unbekannter Fotograf Anefo / CC BY-SA (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) via Wikimedia Commons



Bereits 1955 flossen die ersten 30 Millionen US-$ nach Vientiane. Sie
kamen in Form von Flugzeugen, Waffen und anderem Kriegsmaterial von
Thailand über den Mekong. Ihnen folgten auf dem Fuß die ersten 1.000
amerikanischen Militärberater, die in zivil ihren "Job" bei den
Regierungstruppen verrichteten. So aufgerüstet provozierten diese im
selben Jahr die ersten bewaffneten Zwischenfälle mit Pathet
Lao-Einheiten.

Am 6. Januar 1956 schlossen sich Vertreter der verschiedenen
Volksschichten zum Widerstand gegen die amerikanische Einmischung zur
Neo Lao Haksat zusammen. Dank ihrer beharrlichen und konsequenten
Politik gelang es, 1957 und 1962 unter Prinz Souvanna Phouma, einem
Halbbruder Souphanouvongs, Koalitionsregierungen zu bilden. Sie wurden
durch die Interventionspolitik Washingtons und seiner Vientianer
Handlanger gestürzt. Angestachelt durch die US-Militärs entfesselten
die reaktionären Kräfte erneut den Bürgerkrieg und versuchten, die
Pathet Lao-Streitkräfte zu zerschlagen. Unterstützt von Truppenteilen
aus dem Regierungslager, die sich zunächst neutral erklärt hatten,
brachten diese jedoch bis 1960 wieder zwei Drittel des Territoriums
unter ihre Kontrolle. [2]




[image: Foto: US Govt. / Public domain via Wikimedia Commons]

27. Juli 1962 - Prinz Souvanna Phouma (l.), zwischen 1951 und 1975 mehrmals Premierminister des Königreichs Laos, im Gespräch mit US-Präsident John F. Kennedy (r.)

Foto: US Govt. / Public domain via Wikimedia Commons



Im Mai 1961 trat in Genf eine internationale Laos-Konferenz aus
Teilnehmern der Tagung von 1954 zusammen, die im Dezember einen
Vertrag über ein neutrales Laos verabschiedete. Die politischen
Gruppierungen wurden aufgerufen, eine "Regierung der nationalen Union"
zu bilden. Diese Exekutive kam im Juni 1962 zustande und
unterzeichnete am 23. Juli in Genf das internationale Abkommen über
die Achtung der Unabhängigkeit und Neutralität von Laos.

Nach der in den Verträgen fixierten Waffenstillstandslinie fielen von
dem 236.880 km² großen Territorium etwa zwei Drittel unter die
Kontrolle der NLH. Das waren vor allem die für ganz Indochina
strategisch bedeutsamen Bergregionen im Norden, darunter die Ebene der
Tonkrüge, und der gesamten Ostkette bis hinunter zur kambodschanischen
Grenze, in denen etwa die Hälfte der drei Millionen Einwohner des
Landes lebte. Die NLH erklärte, den Königsthron zu respektieren.




[image: Foto: US Army Photograph / Public domain via Wikimedia Commons]

Gebrochene Versprechen - die Teilnehmer der Genfer Indochina-Konferenz von 1954 (hier im Bild, unter ihnen die USA) - unterzeichnen 1961 ein Abkommen über die Unabhängigkeit und Neutralität von Laos

Foto: US Army Photograph / Public domain via Wikimedia Commons



Mit der Ermordung des neutralen Außenministers Quinim Pholsena am
1. April 1963 ging die kurze Zeit dieser Regierung zu Ende. Nach ihrem
Sturz hievten die USA in Vientiane erneut ein reaktionäres
Marionettenregime an die Macht. Das amerikanische Militärpersonal
stieg auf rund 12.000 Mann an, die Militärhilfe erreichte, die
Ausgaben für die 1964 beginnenden Luftangriffe nicht mit gerechnet,
eine Milliarde US-$. Aus Thailand, den Philippinen und Japan befanden
sich über 1.200 Militärs im amerikanisch beherrschten Teil von Laos.

Parallel zu Südvietnam begann ein Spezialkrieg gegen die laotische
Befreiungsbewegung, an dem auf Seiten der USA und ihrer Vientianer
Truppen 5.000 thailändische Soldaten, 3.000 aus der früheren
Tschiang-Kai-Schek-Armee sowie nach Tausenden zählende Einheiten
südvietnamesischer Special Forces und Kommandotrupps eingesetzt
wurden. Die Führungszentrale befand sich in der amerikanischen
Botschaft beim Militärattaché, dessen Stab nach einem Bericht der
"Neuen Zürcher Zeitung" vom 28. Juni 1968 über 70 Mitarbeiter zählte.

Der CIA war es gelungen, aus den Bergstämmen der Meo eine
Söldnertruppe zu rekrutieren. Die "International Herald Tribune"
bezifferte die Stärke dieser von mehreren Hundert CIA-Agenten
geführten und größtenteils in Special Force-Einheiten untergliederten
"Geheimarmee" am 27. Oktober 1969 auf etwa 40.000 Mann. Im Stab der
Pathet Lao schätzte man sie auf rund 30.000. Zum Kommandeur der
Meo-Truppe hatte die CIA den aus der Ebene der Tonkrüge kommenden
Stammesführer Vang Pao ernannt, der bereits in der französischen
Kolonialarmee als Feldwebel gedient hatte. Die CIA ernannte ihn zum
General. Die Versorgung seiner Truppe erfolgte unter dem Deckmantel
amerikanischer Entwicklungshilfe, ausgeführt auf dem Luftweg, durch
die "Agency for International Development". Dazu standen der AID zwei
unter dem Kommando der CIA stehende und von ihr finanzierte private
Fluglinien zur Verfügung: die "Air America" und die "Continental Air
America".
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Gefechtsstand der Streitkräfte der Pathet Lao (l.) und eine ihrer Flakstelllungen (r.)

Fotos: © by Irene Feldbauer



Die Luftüberfälle auf die Pathet Lao-Gebiete begannen am 17. Mai 1964,
noch drei Monate vor den Terrorangriffen gegen die Demokratische
Republik Vietnam (DRV). Im März 1968 schrieb die amerikanische
Zeitschrift "Time", dass die US-Air Force über Laos ebenso viel Bomben
abwirft wie über Nordvietnam. Nachdem die USA gezwungen worden waren,
am 1. November 1968 die Einstellung des Bombenkrieges gegen die DRV
zu erklären, nutzten sie einen Teil des frei gewordenen Potenzials
unverzüglich, um die Luftangriffe gegen die Pathet Lao-Gebiete zu
verstärken. Noch im November griffen amerikanische Maschinen, darunter
B-52, über 15.000 mal Pathet Lao-Gebiete an und belegten sie mit über
40.000 Spreng-, Mutterkugel- und Napalmbomben sowie mit
Boden-Luft-Raketen und chemischen Kampfstoffen. Im März 1969 schrieb
"Newsweek", dass die Luftüberfälle auf Laos den Luftkrieg gegen die
DRV vor Verkündung des Bombenstopps übertreffen. Wie in Vietnam
richtete sich der Luftterror vor allem gegen die Zivilbevölkerung;
ihre Existenzbedingungen sollten vernichtet, sie demoralisiert, die
NLH ihrer Unterstützung beraubt und zur Aufgabe des Kampfes gezwungen
werden.


Anmerkungen

[1] In der Reihe "Damals in Laos - Fahrten in befreite Gebiete 1968-1970"
sind erschienen bzw. folgen weitere Berichtteile des Journalistenteams Irene und Gerhard Feldbauer:

Teil 1: In den Höhlen von Sam Neua

Teil 3: In der Ebene der Tonkrüge

Teil 4: In den Bergen der Meo

[2] Ausgangspunkt war der Staatsstreich des
Fallschirmjäger-Kommandeurs Hauptmann Kong Le, der sich später wieder
von den Amerikanern korrumpieren ließ. Der größte Teil der Einheiten,
die den Staatsstreich mitgemacht hatten, verblieb jedoch im Bündnis
mit den Pathet Lao.
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